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EDITORIAL/137: Motoren, Getriebe und andere steinzeitliche Verbrennungskonzepte . . . (SB)
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Motoren, Getriebe und andere steinzeitliche Verbrennungskonzepte . . .

In diesen verschlagenen Zeiten aber, mit ihren Wiederholungen und
Stillständen, wächst doch der Wunsch und das Bedürfnis nach einer
starken Motorleistung mit großer Zugkraft geradezu ins Unermeßliche
aus.

Wer zum Beispiel den Motor seines Autos im Leerlauf treiben läßt, muß
ohne den Rückschlag des Getriebes und ohne die fortgesetzt wechselnden
Anforderungen des Weges bald bemerken, daß die bloße Verbrennung als
steter thermischer Wandel nicht dauerhaft aufrecht zu erhalten wäre,
ohne daß der Betrieb desselben unterbrochen wird oder elementare
Anteile dadurch der Zerstörung beziehungsweise der Verbrennung anheim
fielen.

Die Wegbewältigung, also die Bewegung, erweist sich folglich als der
stoffwechselgestützte Wandel eines vorangegangenen Verhältnisses oder
Aggregates in ein bis dahin nicht gewesenes, welches sich dann bald
als die Halde und die Erblast bloßer Zerstörung und Verluste auftürmen
wird und damit alle Insignien puren Verbrauches aufweisen und sich
darum am Ende nur noch als menschheitsgeschichtliche Absehbarkeit
enthüllen kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. Juni 2019
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ATOM/219: Halbwertzeit - improvisierter Schaden ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 13. Juni 2019

NRW drohen weitere Atommülltransporte nach Ahaus 

Der BBU wird der Bürgerinitiative weiterhin zur Seite stehen und ihre
Aktivitäten unterstützen



(Ahaus / Legden, Bonn, Münster, 13.06.2019) Am 4. Und 5. Juni 2016 wurde
in Legden bei Ahaus (Kreis Borken) ein Erörterungstermin durchgeführt,
bei dem es um das Atommülllager in Ahaus ging. Konkreter Anlass des
Termins war die beantragte Verlängerung der Lagerfrist für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll. Die aktuelle Lagerungsgenehmigung läuft am
20. Juli 2020 aus. Beantragt ist jetzt eine Lagerungsdauer bis Ende
2057. Gegen diese verlängerte Lagerfrist wurden mehr als 1000 Einsprüche
bei der zuständigen Bezirksregierung in Münster eingereicht.

"Der Erörterungstermin wurde nach zwei intensiven Tagen am 5. Juni 2019
gegen 18 Uhr beendet. Die Bedenken der Einwenderinnen und Einwender
wurden nicht entkräftigt. Der Protest geht weiter", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz in einer ersten Stellungnahme nach
der Erörterung.

Jetzt hat die Bürgerinitiative (BI) "Kein Atommüll in Ahaus", die auch
im BBU organisiert ist, am Mittwoch (12. Juni 2019) eine Stellungnahme
veröffentlicht, in der der Erörterungstermin ausgewertet wird. Deutlich
wurde, dass dem Münsterland sowie ganz NRW und weiteren Bundesländern
zahlreiche Atommülltransporte mit dem Ziel Ahaus drohen. In der
Stellungnahme der BI heißt es dazu:

"Unabhängig von der Frage der Neugenehmigung wurde auf dem
Erörterungstermin durch die Betreiberseite bekannt gegeben, dass noch in
diesem Jahr 100 Konrad V-Behälter im Rahmen der bestehenden Genehmigung
nach Ahaus gebracht werden sollen: Aus den Atomkraftwerken Lingen alt
und neu, Grohnde, Unterweser, Brokdorf, Biblis, Mülheim-Kärlich und
Würgassen. Deren Verbringung nach Ahaus wäre zwar genehmigt, jedoch
alles andere als vernünftig: Z.B. wurde im Mai 2019 im Atomkraftwerk
Unterweser ein nagelneues Zwischenlager für schwach- und
mittelradioaktiven Atommüll fertiggestellt. Auch andere Kraftwerke wie
z.B. Würgassen, Biblis, Neckarwestheim und Philippsburg haben noch
erhebliche Lagerkapazitäten. Ein Transport nach Ahaus wäre also eine
völlig sinnlose Verschieberei, die keinerlei Sicherheitsgewinn mit sich
brächte. Die BI sieht darin einen Verstoß gegen das Gesetz zum Schutz
vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung
(Strahlenschutzgesetz - StrlSchG). Wer diese unnützen Transporte
genehmigt bzw. ermöglicht, belastet damit nicht nur Ahaus und das
Münsterland, sondern fördert damit einen Rechtsbruch!"

 * 

Stellungnahme der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" vom 12.
Juni 2019 zu dem Erörterungstermin betr. Zwischenlagerung "sonstiger
radioaktiver Stoffe" in Ahaus (4./5. Juni 2019)

Die Lagerung von schwach- und mittelradioaktivem Müll in Ahaus ist
bisher für 10 Jahre genehmigt und endet 2020. Beantragt ist die
Verlängerung der Lagerfrist bis 2057. Darum ging es auf dem zweitägigen
Erörterungstermin der Bezirksregierung Münster (Bez. Reg. MS) letzte
Woche in Legden (4./5.6.). Umstritten sind vor allem die Länge der
beantragten Genehmigung, die weit über die genehmigte Betriebsdauer des
Transport Behälter Lagers Ahaus (TBL-A) von 40 Jahren geht, und der
Bedarf für diese Transporte.

Die Bezirksregierung Münster als Genehmigungsbehörde hat auf dem
Erörterungstermin erkennen lassen, dass sie keine rechtliche Handhabe
für eine Verkürzung der beantragten Frist sieht, sofern ein Endlager in
Aussicht stehe und der Charakter des "Transportbehälterlager Ahaus
(TBL-A)" als Zwischenlager damit gewährleistet bleibe. Das geplante
Endlager Schacht Konrad, das vermutlich 2027 in Betrieb genommen werden
soll, genüge diesen rechtlichen Ansprüchen.

Diese Auffassung ist für die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"
nicht nachvollziehbar und auch nicht akzeptabel:

• Die bisherige Genehmigung war bereits befristet, und zwar für 10
Jahre (2010 - 2020). Es handelte sich dabei auch nicht um einen
"Probebetrieb", wie auf dem Erörterungstermin fälschlicherweise
behauptet wurde, sondern um eine ganz normale Betriebsgenehmigung.
Von daher ist nicht einzusehen, warum die Genehmigungsbehörde jetzt
nicht erneut eine befristete Genehmigung aussprechen kann, die einen
Zeitraum umfasst, der wesentlich überschaubarer ist als der bis zum
Jahr 2057. Selbst 2057 ist ja auch eine Befristung!

• Ob der Schacht Konrad im Jahr 2027 wirklich in Betrieb geht, ist
mindestens fraglich. Ursprünglich sollte er bereits 2013
aufnahmebereit sein, in der Zwischenzeit wurde der Betriebsbeginn
bereits fünfmal verschoben. Erst vor wenigen Wochen gab es einen
Brand in dem alten Bergwerk, der erneut verdeutlicht hat, dass seine
Nutzung für eine Endlagerung radioaktiver Abfälle erhebliche
Probleme mit sich bringen dürfte. Von daher muss mindestens mit
weiteren Verzögerungen gerechnet werden, wenn nicht mit einer
dauerhaften Aufgabe dieses Projekts. Die Standortgemeinden in
Salzgitter und Umgebung wie auch wir halten Schacht Konrad für
generell ungeeignet.

• Selbst wenn aber Schacht Konrad in Betrieb gehen sollte, wäre damit
die Entsorgung des Zwischenlagers Ahaus nicht gewährleistet: Schacht
Konrad hat ein Fassungsvermögen von 303.000 m3 und ist für dieses
Volumen genehmigt. Dies ist nur ca. die Hälfte des in Deutschland
angefallenen und in den nächsten Jahren noch anfallenden
schwach- und mittelradioaktiven Mülls. Schon heute gibt es zahlreiche
Standorte kerntechnischer Anlagen in Deutschland, bei denen die
Lagerung diesen Mülls nur mit der Auflage genehmigt ist, dass er
2027 ins Endlager Schacht Konrad verbracht wird. Ahaus befindet sich
also in einer Konkurrenzsituation mit allen anderen
Zwischenlagerstandorten - es wäre keinesfalls sichergestellt, dass
der hier lagernde Müll ab 2027 weggeschafft werden könnte, schon gar
nicht im vollständigen Umfang.

Die 50:50 Chance bis 2057 und ggf. noch einmal 70 Jahre für den Neubau
eines weiteren Lagers sind auf keinen Fall hinnehmbar!

Ein wichtiger Bestandteil des Genehmigungsverfahrens sind das
"Bedürfnis" und die "Standortalternativen"! Die Antragstellerin, damals
noch die Gesellschaft für Nuklearservice (GNS), hatte als
Geschäftsmodell die Lagerung von möglichst viel Atommüll in Ahaus, damit
lukrative Transportaufträge und Lagergebühren fällig wurden. Durch die
Übernahme der Zwischenlager durch die Bundeseigene Gesellschaft zur
Zwischenlagerung (BGZ) sollten eigentlich nur noch der reale Bedarf und
die Vermeidung unnützer Transporte oberste Priorität haben. Unabhängig
von der Frage der Neugenehmigung wurde auf dem Erörterungstermin durch
die Betreiberseite bekannt gegeben, dass noch in diesem Jahr 100 Konrad
V-Behälter im Rahmen der bestehenden Genehmigung nach Ahaus gebracht
werden sollen: Aus den Atomkraftwerken Lingen alt und neu, Grohnde,
Unterweser, Brokdorf, Biblis, Mülheim-Kärlich und Würgassen. Deren
Verbringung nach Ahaus wäre zwar genehmigt, jedoch alles andere als
vernünftig: Z.B. wurde im Mai 2019 im Atomkraftwerk Unterweser ein
nagelneues Zwischenlager für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll
fertiggestellt. Auch andere Kraftwerke wie z.B. Würgassen, Biblis,
Neckarwestheim und Philippsburg haben noch erhebliche Lagerkapazitäten.
Ein Transport nach Ahaus wäre also eine völlig sinnlose Verschieberei,
die keinerlei Sicherheitsgewinn mit sich brächte. Die BI sieht darin
einen Verstoß gegen das Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung
ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz - StrlSchG):
§ 8 Vermeidung unnötiger Exposition und Dosisreduzierung
(1) Wer eine Tätigkeit plant, ausübt oder ausüben lässt, ist
verpflichtet, jede unnötige Exposition oder Kontamination von Mensch und
Umwelt zu vermeiden.

Wer diese unnützen Transporte genehmigt bzw. ermöglicht, belastet damit
nicht nur Ahaus und das Münsterland, sondern fördert damit einen
Rechtsbruch!

Neben der Lagerdauer, der Unsicherheit eines Endlagers und dem
mangelhaft vorgetragenen Bedarf für diese Transporte stellten die
Einwender noch weitere erhebliche Mängel auf Seiten der
Genehmigungsbehörde und deren Fachberater fest:

Das Bundesumweltministerium hat gesetzliche Leitlinien zur Verpackung
von Schwach- und mittelradioaktivem Atommüll veröffentlicht, in denen
die Haltbarkeit dieser Verpackungen für nur 20 Jahre als hinreichend
sicher definiert ist. Die Bez. Reg. Münster darf diese Leitlinien nicht
ignorieren bzw. durch eine lapidare Erklärung zur längeren Haltbarkeit
des Containments umgehen.

Außerdem zeigte sich, dass der Schutz vor Einwirkungen Dritter (SEWD -
Schutz) für das TBL-A nicht auf dem Stand von Wissenschaft und Technik
war. Selbst der TÜV-Fachberater der Bez. Reg. Münster waren nicht über
die Gefahren moderner Drohnen, wie sie in der Nachbargemeinde Almelo
(NL) gefertigt werden, informiert. Erschreckend war auch die
Feststellung, dass es für eine derart brisante Atomanlage wie das TBL-A
kein Überflugverbot gibt. Für die BI-Ahaus ist das ein weiterer Beweis
für den zu lässigen Umgang mit Atommüll in Deutschland.

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" fordert daher:

• Keine weiteren Transporte von schwach- und mittelradioaktivem Abfall
nach Ahaus! Stattdessen Lagerung an den Orten der Entstehung dieses
Mülls, bis ein Endlager zur Verfügung steht!

• Keine Verlängerung der bestehenden Lagergenehmigung für völlig
unüberschaubare Zeiträume! Verlängerung maximal 10 Jahre bis zum
Jahr 2030!

Kontakt und weitere Informationen:

https://www.bi-ahaus.de

 * 

HintergrundiInformationen zum ganzen Genehmigungsverfahren unter:

http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/strahlenschutz/zwischenlager_ahaus/index.html

Der BBU wird der Bürgerinitiative weiterhin zur Seite stehen und ihre
Aktivitäten unterstützen.

Auch der BBU hatte Anfang des Jahres in einer Stellungnahme die geplante
längere Lagerdauer für schwach- und mittelradioaktiven Atommüll
abgelehnt. Die Stellungnahme findet man auf der Homepage des BBU
unter:

https://bbu-online.de/Einwendungen/BBU%20Stellungnahme%20Ahaus%20Maerz%202019.pdf

BBU-Pressemitteilung zum Ende des Erörterungstermines:

https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/06.06.19.pdf

Weitere Informationen zum Atommülllager in Ahaus, zu drohenden
Castor-Atommülltransporten nach Ahaus und zu weiteren Aspekten des
weiten Themenfeldes "Atommüll" unter

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://atommuell-protest.de

https://ag-schacht-konrad.de

https://www.bi-luechow-dannenberg.de

https://www.atommuellreport.de

http://www.atommuellkonferenz.de

https://bbu-online.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 13.06.2019

inclusive Stellungnahme der BI "Kein Atommül in Ahaus" vom 12.06.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/610: Klimakampf und Kohlefront - fossiles Geschäftsmodell, archaische Methoden ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 11. Juni 2019

RWE fordert 50.000 Euro von Kohlekritiker Daniel Hofinger ++ "Gefahr für
die Meinungsfreiheit" ++ Massenhafte Klimaproteste im Rheinland
erwartet



Bonn, 11. Juni 2019. Der Energiekonzern RWE fordert vom 24-jährigen Daniel
Hofinger eine Strafe von 50,000 Euro. Der Student hat öffentlich erklärt,
dass ziviler Ungehorsam gegen Kohleabbau angesichts der Klimakrise
notwendig sei. Hofinger ist beim Aktionsbündnis Ende Gelände aktiv, das vom
19.-24. Juni Sitzblockaden im Rheinischen Braunkohlerevier plant. Schon im
vergangenen Sommer musste er sich in einer sogenannten
Unterlassungserklärung verpflichten, das Betriebsgelände der RWE nicht mehr
zu betreten. RWE begründet die Strafforderung damit, dass Hofinger durch
Äußerungen bei Twitter und auf einer Informationsveranstaltung andere zum
Protest ermutigt habe.

"RWE greift Grundrechte an, um Kritiker mundtot zu machen. Mein Fall ist
nur die Spitze des Eisberges. Auch Umsiedlungsunwillige im Rheinischen
Revier und andere engagierte Menschen werden systematisch unter Druck
gesetzt. Wenn Unternehmen bestimmen wollen, was öffentlich gesagt werden
darf, dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr", kommentiert Hofinger die
Forderung.

Thorsten Deppner, Rechtsanwalt von Hofinger kommentiert: "Der Vorgang ist
in dieser Form sicherlich einmalig. In letzter Zeit greift RWE zu immer
drastischeren Drohgebärden, um ihr fossiles Geschäftsmodell zu schützen.
Diese Entwicklung findet hier mit einem Angriff auf die Meinungsfreiheit
ihren vorläufigen Höhepunkt."

Hofinger ließ die erste von RWE gesetzte Frist verstreichen, ohne zu
zahlen. "RWE wird keinen Cent von mir sehen. Die Meinungsfreiheit ist
unbezahlbar!"

In einer Crowdfunding-Kampagne will Hofinger nun seinerseits 50.000 Euro
einsammeln, um Klimaproteste zu unterstützen. Das Geld wird neben seinen
eigenen Anwaltskosten insbesondere anderen Aktivist*innen zu Gute kommen.
Außerdem startet heute die Unterschriften-Petition "Jetzt erst GrundRecht",
in der RWE aufgefordet wird, rechtliche Schritte gegen Hofinger zu
unterlassen.

Im Mai wurde schon die Presse-Sprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger, aufgefordert, eine Unterlassungserklärung zu unterzeichnen.
Sie hatte bei einer Rede auf der Aktionärsversammlung von RWE den
klimaschädlichen Kohle-Abbau des Unternehmens kritisiert. Henneberger ist
nach eigenen Angaben entschlossen, weiterhin öffentlich für die Aktionen
von Ende Gelände einzustehen.

Vom 19.-24. Juni ruft das Aktionsbündnis Ende Gelände zum sechsten Mal zu
massenhaften zivilen Ungehorsam im Rheinischen Braunkohlerevier auf.
Tausende Menschen aus ganz Europa werden erwartet, um für
Klimagerechtigkeit einzustehen.


Petition: 

https://weact.campact.de/petitions/jetzt-erst-grundrecht-rwe-darf-kohlekritiker-innen-nicht-mundtot-machen

Antwortvideo:

https://cloud.ende-gelaende.org/s/ZQgZZcjapddG3zY

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/609: Klimakampf und Kohlefront - AfD-Wahlkampf unredlich ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 8. Juni 2019

AfD-Landesvorsitzende wollen Abbaggerung von Grabko, Kerkwitz und
Atterwasch nicht ausschließen



Cottbus, 08.06.2019 - Der Umweltverband GRÜNE LIGA bezeichnet den Wahlkampf der AfD in
der Lausitz als unredlich. Bei ihrer gestrigen öffentlichen
"Bürgersprechstunde" in Jänschwalde schlossen der brandenburgische
AfD-Landesvorsitzende Kalbitz und sein sächsischer Amtskollege Urban einen
Aufschluss des Braunkohletagebaues Jänschwalde-Nord und damit die
Umsiedlung von Grabko, Kerkwitz und Atterwasch nicht aus.

"Wer jedes Abschaltdatum für das Kraftwerk Jänschwalde ablehnt, der muss
sagen, welche Dörfer er als nächstes abbaggern will. Das ist simple
Mathematik. Die AfD verspricht den Lausitzern weitere Kohleverstromung,
verschweigt ihnen aber die Folgen für die Region", sagt René Schuster vom
Umweltverband GRÜNE LIGA.

Schuster hatte Urban und Kalbitz nach deren Bekenntnis zur Braunkohle
öffentlich gefragt, woher die Kohle für einen dauerhaften Weiterbetrieb des
Kraftwerksstandortes Jänschwalde kommen soll. "Man kann's nicht jedem recht
machen", betonte Andreas Kalbitz mit Blick auf weitere Umsiedlungen, nannte
aber kein konkretes Dorf oder Abbaufeld.

Nach zehn Jahren fast geschlossenem Widerstand der betroffenen Bewohner war
der Tagebau Jänschwalde-Nord im März 2017 vom Tagebaubetreiber LEAG
aufgegeben worden. Das ist unausweichlich mit einem Ende der
Kohleverstromung in Jänschwalde verbunden.

Die AfD-Landtagsfraktionen hatten Freitagabend zu einer öffentlichen
Sprechstunde der beiden Vorsitzenden in Jänschwalde eingeladen, die trotz
Plakat- und Anzeigenwerbung mit ca. 50 Gästen nur mäßig besucht war.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.06.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KURSUS/5030: Berlin - SelbstVERSuche, Zwischen Post-Truth Apokalypse und Konfabulation, Workshop, 17.06.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2019

Mo., 17.6.19, 16.00 Uhr

Akademie der Künste

Hanseatenweg 10, 10557 Berlin-Tiergarten

POETISCHE BILDUNG

SelbstVERSuche goes festival - Zwischen Post-Truth Apokalypse und
Konfabulation

Workshop



in englischer Sprache mit Francesca Beard (Großbritannien), Autorin

Auch auf dem 20. poesiefestival berlin erforschen wir weiter die
Zusammenhänge von Sprache und Körper. Die SelbstVERSuche stehen dabei ganz
im Zeichen des Festivalmottos Endlich Zeit für Sprache. Wie sehen
gelungene Interaktionen zwischen Dichtenden und ihrem Publikum aus, wenn
kein gemeinsamer Bildungskanon oder sozialer Resonanzraum angenommen
werden kann?

Wie kann man im Zeitalter der Fake News voraussetzungslos dichten und
dabei neue Wahrheiten generieren? Was, wenn wir Dichtung von Wahrheit
nicht mehr unterscheiden können, weil uns die Konfabulation, also die
pathologische Produktion objektiv falscher Aussagen, so fest im Griff hat,
dass wir selbst unsere Gedächtnislücken mit Inhalten füllen. Inhalte, die
wir für Erinnerungen halten, die aber in Wahrheit, was auch immer das sein
mag, erdichtet sind.

Die britische "Queen of performance poetry" (London Metro) Francesca Beard
führt in diesem Workshop ins Thema ein und beantwortet Fragen. Der
Workshop bietet die Gelegenheit, eigenen Ausdruck zu finden für die
Sprachkunst der Clubs und Slams.

16-19 Uhr. Begrenzte Teilnehmerzahl. Anmeldungen bitte unter
mitmachen@haus-fuer-poesie.org

Ort:

Akademie der Künste

Hanseatenweg 10, 10557 Berlin-Tiergarten

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juni 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1397: Mönchengladbach - "Oscar Wilde", Englische Literatur mit Tee und Gebäck am 21.06.19


Stadt Mönchengladbach

Oscar Wilde - Englische Literatur mit Tee und Gebäck



Hier können die Teilnehmer eine Teestunde genießen. Dazu gibt es eine
Auswahl der schönsten Werke von Oscar Wilde. Gelesen wird bei dieser
VHS-Veranstaltung am Freitag, 21. Juni, 17 bis 19 Uhr, in der VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, auf Englisch und auf Deutsch.
Anmeldeschluss: 17. Juni

Entgelt: 14 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/751: Ultimatum der Terrorgruppe Boko Haram - Christen droht Vertreibung aus dem Staat Niger


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Ultimatum der Terrorgruppe Boko Haram - Christen droht Vertreibung
aus dem Staat Niger 



Ultimatum der Terrorgruppe Boko Haram in Niger:


	Christen sollen die Region Diffa bis heute verlassen. Andernfalls würden sie getötet.

	Das dreitägige Ultimatum war am 11. Juni von einer früheren Geisel überbracht worden.

	"Die Drohungen sind sehr ernst zu nehmen", mahnt die GfbV.

	Sie warnt vor wachsendem Einfluss radikaler Islamisten in Westafrika.

	Für Christen werde das Leben gefährlich.



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) warnt vor einer
Vertreibung der christlichen Minderheit aus dem westafrikanischen
Staat Niger. Heute läuft ein Ultimatum der islamistischen
Terrorgruppe Boko Haram ab. Sie hatte Christen aufgefordert, die
Region Diffa im Südosten des Landes innerhalb von drei Tagen zu
verlassen. Andernfalls würden sie getötet. Die Terrorbewegung wird
wegen ihrer Übergriffe auf die Zivilbevölkerung in Nigeria, Tschad,
Niger und Kamerun gefürchtet. Sie hatte das Ultimatum am 11. Juni von
einer früheren Geisel überbringen lassen. Die Christin war am 7. Juni
2019 aus ihrem Dorf in der Region Diffa entführt worden. Im
überwiegend muslimischen Niger leben rund 65.000 Katholiken und
Protestanten.

"Die Drohungen sind sehr ernst zu nehmen", mahnte GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Freitag in Göttingen. Denn erst am 2. Juni 2019
hätten Sicherheitskräfte einen Selbstmordanschlag auf eine Kirche in
Diffa vereitelt. Ein Terrorist mit Sprengstoffgürtel und anderen
Waffen sei gerade noch rechtzeitig vor der Zündung seines
Sprengsatzes festgesetzt worden. Die Menschenrechtsorganisation warnt
vor dem wachsenden Einfluss radikaler Islamisten in Westafrika. "Für
Christen ist nicht nur in Niger das Leben gefährlich geworden. Auch
im benachbarten Burkina Faso, in Mali, Niger, Tschad und Nigeria
nehmen die Übergriffe radikaler Islamisten auf Christen deutlich zu",
erklärt Delius.

Boko Haram wolle mit seiner Drohung weltweit seinen wachsenden
Einfluss in der Region unterstreichen und den Staat Niger
destabilisieren. "Bei der jüngsten Terrorwelle gegen christliche
Einrichtungen in Burkina Faso wurden seit April 2019 mehr als 50
Christen getötet. Nun geht auch unter den Christen in den
Nachbarländern Angst um. Denn sie werden immer öfter zur Zielscheibe
radikaler Islamisten, die Staaten in Westafrika destabilisieren
wollen", so Delius. "Für Christen in Niger ist das eine existentielle
Bedrohung."

Nigers Christen bemühen sich um ein spannungsfreies Zusammenleben mit
der überwiegend sunnitischen Mehrheitsbevölkerung. Doch noch ist der
Terror des Januar 2015 nicht vergessen. Damals wurden bei tagelangen
Protesten gegen eine Mohamed-Karikatur des französischen
Satire-Magazins Charlie-Hebdo mehr als 70 Kirchen oder kirchliche
Einrichtungen zerstört. Bei den Ausschreitungen in den Städten Niamey
und Zinder wurden zehn Menschen getötet. Auch Schulen und
Waisenhäuser wurden von der Gewalt nicht verschont. Besonders kleine
protestantische Gotteshäuser wurden systematisch zerstört. Seither
bemühen sich die Behörden und die Glaubensgemeinschaften um ein
friedliches Zusammenleben Religionen. Doch auch in den Jahren 2016
und 2017 griffen extremistische Islamisten katholische und
protestantische Kirchen und Einrichtungen an und brannten sie nieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/058: Proteste gegen Werbetag der Armee


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart, den 12. Juni 2019

Proteste gegen Werbetag der Armee



Die "Deutsche Friedensgesellschaft" ruft zum Protest gegen den "Tag der
Bundeswehr" auf: Die Regierung versucht die Bevölkerung mit dem
Millionen-Euro teuren Militärspektakel für Auslandseinsätze und Aufrüstung
zu gewinnen und werbe dabei auch noch Minderjährige für den Dienst an der
Waffe.

Alle Informationen gibt es auf:

www.kein-tag-der-bundeswehr.de

1.679 Minderjährige hat die Bundeswehr im vergangenen Jahr an der Waffe
ausgebildet. Unter anderem um diesen erst 17-Jährigen Nachwuchs zu
gewinnen, organisiert die Armee seit 2015 den so genannten "Tag der
Bundeswehr" - eine Art militärischer Volksfeste, die in diesem Jahr in 14
Kasernen und auf öffentlichen Plätzen stattfinden: "Ein weiteres Motiv für
den Werbetag ist die Hoffnung des Verteidigungsministeriums, die Menschen
über Technikbegeisterung und Spaßprogramme für die Bundeswehr, ihre
Auslandseinsätze und ihre Aufrüstung zu gewinnen", erklärt Michael Schulze
von Glaßer, politischer Geschäftsführer der "Deutschen Friedensgesellschaft
- Vereinigte KriegsdiensgegnerInnen" (DFG-VK) dazu. "Es ist
demokratietheoretisch bedenklich, dass die Bundesregierung viel Steuergeld
in die Hand nimmt, um die Bevölkerung von ihrer Militärpolitik zu
?überzeugen?, statt dem Willen der Menschen zu folgen und etwa
Auslandseinsätze beendet und die geplante Aufrüstung absagt", so Schulze
von Glaßer.

Die DFG-VK ruft daher zu Protesten gegen den "Tag der Bundeswehr" auf. An
10 der 14 Standorte sind Aktionen geplant:

Augustdorf // ab 10 Uhr // Infostände und Aktionen an allen drei zentralen
Parkplätzen (Augustdorf, Birkenweg, Evangelischer Waldfriedhof; Schloss
Holte-Stukenbrock, Lippstädter Weg 26; Hövelhof Heidschnuckenschäferei,
Sennestraße 233)

Bad Hersfeld // 15 Uhr // Bahnhofs-Rückseite // Demonstration "Friedlicher
Hessentag

Cham // 9 - 17 Uhr // Infostand Further Straße/Altenstädter Straße

Dillingen // 10 - 17 Uhr // Aktionsstand am Eingang der Luitpoldkaserne

Erding // ab 11 Uhr//Kundgebung am Schrannenplatz (Hauptplatz) in Erding,
anschließend gibt es eine Demonstration zum Haupttor des
Bundeswehrstandortes mit einer Abschlusskundgebung um etwa 13 Uhr

Hamburg // 10 - 17 Uhr // Infostand und Aktion (Holstenhofweg 85)

Jagel/Schleswig // 8 - 17 Uhr // Kreative Aktionen an allen Eingangstoren

Münster // ab 10 Uhr // Infostand am Eingang der Lützow-Kaserne

Pfullendorf // 10 - 15 Uhr // Infostand, Aktionen und Parlamentarier-Besuch
vor und in der Staufer-Kaserne

Stralsund // ab 9.30 Uhr // Drei Mahnwachen an den Zugängen zur Hafeninsel
und eine auf dem Alten Markt

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen,
Stuttgart 12. Juni 2019.

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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APPELL/149: Schutz von Julian Assange vor Auslieferung an die USA (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Schutz von Julian Assange vor Auslieferung an die USA

USA stellen Auslieferungsantrag



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW fordert die Bundesregierung auf,
sich gegenüber Großbritannien gegen eine Auslieferung des Whistleblowers
Julian Assange in die USA einzusetzen. Als Chefredakteur von Wikileaks hat
Julian Assange durch die Veröffentlichung von Whistleblower-Informationen
schwere Kriegsverbrechen der USA öffentlich gemacht. Erinnert sei an die
Veröffentlichung des Videos "Collateral Murder", das ein Kriegsverbrechen
der Besatzung eines Kampfhubschraubers im Jahr 2007 im Irakkrieg
dokumentiert. Zwölf unbewaffnete Zivilisten, darunter zwei
Reuters-Korrespondenten wurden damals von Angehörigen der US-Streitkräfte
mit einem Maschinengewehr getötet.

Eine Auslieferung an die USA aufgrund der Anklage wegen "Verschwörung"
(Veröffentlichung von Pentagon-Dokumenten) hätte einen massiv
abschreckenden Effekt auf Publizist*innen und Journalist*innen,
Kriegsverbrechen öffentlich zu machen. Bei einer Verurteilung in allen
Punkten drohen Assange 175 Jahre Haft.

"Die Auslieferung von Assange in die USA darf auf keinen Fall erfolgen.
Julian Assange und Chelsea Manning haben für die Veröffentlichung von
Rechtsbrüchen, die die US-Regierung zu Geheimnissen erklärt hat,
Anerkennung und Dank verdient statt Verfolgung und Haftstrafen", erklärt
der IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen.

Bezüglich eines Auslieferungsantrags aus Schwedens, wo gegen Assange in
zwei Fällen wegen vermeintlicher Sexualstraftaten ermittelt wurde, solle
die Entscheidung von den zuständigen Behörden getroffen werden. Dazu Rosen:
"Es ist wichtig, dass die Aufarbeitung dieser Fälle endlich abgeschlossen
wird, damit dieses Kapitel für alle - Julian Assange sowie die Kläger*innen
und ihre Angehörigen - beendet werden kann. Die drohende Auslieferung an
die USA belastet nicht nur Julian Assange, sondern verhindert auch die
Aufarbeitung dieser Fälle, was mit zusätzlichem Trauma für die beiden
Kläger*innen einhergeht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TREFF/305: Kassel - Führung "Menschen, Ereignisse, Straßen und Plätze" am 23.6.2019


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum: "hier und draußen: Menschen, Ereignisse,
Straßen und Plätze"



"hier und draußen: Menschen, Ereignisse, Straßen und Plätze" lautet
der Titel einer Führung durch das Stadtmuseum Kassel und zu Orten in
der Innenstadt mit der Museumsführerin Ulrike Städtler am Sonntag, 23.
Juni, 14 Uhr

Zur Geschichte der Stadt Kassel hat jeder Bürger einen ganz eigenen
Bezug. Bei manchen hat der Großvater in einer Fabrik des
Lokomotivfabrikanten Henschel gearbeitet, andere waren vielleicht mal
in einem Weihnachtsmärchen im alten Staatstheater am Friedrichsplatz.
Aber auch viele heute noch vorhandene bauliche Überreste, wie zum
Beispiel der säulengeschmückte Portikus des ehemaligen Roten Palais,
heute ein großes Kaufhaus, können interessante Geschichten aus der
Vergangenheit erzählen.

Begegnen Sie Unternehmern, Künstlern, Schriftstellern und
Oberbürgermeistern, aber auch Stadtgestaltern, Wohltätern und
Bühnenstars. Mit teils sehr persönlichen Dingen wird der
Stadtgeschichte ein Gesicht gegeben: Sowohl die Lebensgeschichte
dieser Menschen als auch ihre Verdienste in und für Kassel werden
vorgestellt. Dazu gehören, um sich ein Bild zu machen, die Porträts
und Kleinodien, die die Person beschreiben.

Die Führung durch das Stadtmuseum und die Innenstadt beleuchtet unter
diesen Aspekten Bilder, Gebäude und Museumsexponate.

Der Eintritt ins Museum sowie die Teilnahme an der Führung ist
kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung erforderlich unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TAGUNG/238: Leipzig - "Brecht unter Fremden", Symposium zur Aktualität des Dramatikers, 19.-23.06.2019


Universität Leipzig

"Brecht unter Fremden" - Internationales Symposium zur Aktualität des
bedeutenden Dramatikers



Vom 19. bis 23. Juni setzt sich das 16. Symposium der International Brecht
Society "Brecht unter Fremden / Brecht Among Strangers" mit der Aktualität
und Relevanz von Bertolt Brechts gesamter künstlerischer und theoretischer
Arbeit auseinander. Veranstaltet wird es vom Centre of Competence for
Theatre (CCT) der Universität Leipzig in Zusammenarbeit mit dem Institut
für Theaterwissenschaft der Universität Leipzig und dem Schauspiel
Leipzig.

Auf dem Programm stehen insgesamt über 90 akademische Vorträge, zwei
Keynotes sowie vier Workshops und fünf Gesprächsrunden rund um das Werk
des bedeutenden Dramatikers. Bestandteil des Symposiums sind darüber
hinaus eine große Anzahl von Theateraufführungen, szenischen
Präsentationen und Lecture Performances von Künstlern aus Leipzig und der
ganzen Welt. Darunter die Produktion "Brechtseller" der japanischen
Theatergruppe Chiten (Kyoto), eine Walk-Performance durch Leipzig mit
Gedichten aus Brechts "Hauspostille", eine Arbeit von und mit Schülern zu
Brechts Lehrstücken "Der Jasager" und "Der Neinsager", Aufführungen von
der Compania Sincara, der Residenz und des Schauspiels Leipzig und andere
mehr. Erwartet werden über 130 Teilnehmer von allen fünf Kontinenten.

"Zeit seines Lebens war Bertolt Brecht konfrontiert mit dem Fremden. Er
war ihm ausgesetzt an allen Schauplätzen seines Lebens, auf denen er sich
als einer unter Fremden bewegte. Und er hat die Erfahrung des Fremden zum
Angelpunkt seines gesamten künstlerischen Schaffens gemacht", erklärt
CCT-Direktor Prof. Dr. Günther Heeg von der Universität Leipzig, der
zugleich Vizepräsident der International Brecht Society ist. Brecht habe in
seinen Stücken, seiner Prosa und seinen Gedichten ebenso wie in seinen
Texten zur Theaterarbeit und zu anderen Künsten sowie zu Politik und
Gesellschaft immer wieder hervorgehoben, dass Fremdheitserfahrung die
Voraussetzung einer künftigen Gemeinschaft unter Fremden sei.
Brechts intensive Auseinandersetzung mit dem Fremden ist Heeg zufolge
hochaktuell in einer Zeit, in der Fremdenangst und Fremdenhass in unserer
Gesellschaft weit verbreitet sind. Zusammen mit Brecht einen Beitrag zur
Konvivenz mit (dem) Fremden zu leisten, sei das generelle Ziel des
Symposiums. Heeg wird am 20. Juni im Schauspiel Leipzig eine Keynote zum
Thema "Ohne Halt und in großer Fahrt. Brecht im Transit. Gestisch leben"
halten.

Eröffnet wird die Tagung am 19. Juni um 15.00 Uhr im Paulinum - Aula und
Universitätskirche St. Pauli unter anderem mit Grußworten des
Staatssekretärs im Sächsischen Ministerium für Wissenschaft und Kunst, Uwe
Gaul, des Prorektors für Entwicklung und Transfer der Universität Leipzig,
Prof. Dr. Thomas Lenk, des Intendanten des Schauspiels Leipzig, Enrico
Lübbe, des Leiters des Referats Wissenspolitik der Stadt Leipzig, Prof.
Dr. Ulrich Brieler sowie des Präsidenten der International Brecht Society,
Prof. Dr. Stephen Brockmann. Bis zum 23. Juni gibt es unter anderem
mehrere Gesprächsrunden in englischer und deutscher Sprache, Workshops und
Artist Talks im Schauspiel Leipzig. Tickets für die öffentlichen
Theateraufführungen sind beim Schauspiel Leipzig zu erwerben. Die
akademischen Programmbestandteile der Tagung sind kostenfrei, für die
Kaffeepausenversorgung wird vor Ort ein kleiner Obolus erhoben. Eine
vorherige Registrierung ist nicht notwendig.


Weitere Informationen unter:

https://cct.gko.uni-leipzig.de/forschung/tagungen/brecht-unter-fremden/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8670: Und morgen, den 15. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.06.2019 bis zum 16.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8670 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Dauerhaft Regen,

gwittergemischt,

Jean, der auf Wegen

die Pfützen aufwischt.
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ARBEIT/193: Hans-Böckler-Stiftung - Neuer Europäischer Tarifbericht (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 13.06.2019

Neuer Europäischer Tarifbericht des WSI - Real rund ein Prozent:
Löhne in Europa steigen und stützen die Konjunktur



Die Löhne in der EU steigen im Zuge der noch guten Konjunktur wieder
etwas stärker und leisten damit einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen
Stabilität. Im Jahr 2018 haben die Löhne real, also nach Abzug der
Inflation, im EU-Schnitt um 0,9 Prozent zu gelegt - gut doppelt so stark
wie im Jahr davor.

Auch im laufenden Jahr dürften die Reallöhne um durchschnittlich 1,0
Prozent steigen. Deutschland liegt mit einem Reallohnzuwachs von 1,0
Prozent 2018 und prognostizierten 1,7 Prozent 2019 über dem europäischen
Durchschnitt. Deutlich stärker steigen die Löhne in fast allen
osteuropäischen Staaten (siehe auch die Tabelle in der pdf-Version dieser
PM; Link unten). Ein wesentlicher Faktor für die steigenden Löhne sind
Tarifabschlüsse, die in etlichen Ländern für spürbare Steigerungen gesorgt
haben. Das zeigt der neue Europäische Tarifbericht, den das Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung heute
vorlegt.*

Da die aktuelle konjunkturelle Eintrübung vor allem auf die
weltwirtschaftliche Verunsicherung durch die Handelskonflikte der USA
zurückgeht, sei "eine Verstetigung des noch immer moderaten
Expansionskurses bei den Löhnen wirtschaftlich sinnvoll, da höhere Löhne
die Binnennachfrage stärken", schreibt WSI-Forscher Dr. Malte Lübker in
seiner Studie. Der Konsum der Privathaushalte und steigende Investitionen
hatten der deutschen Wirtschaft ein relativ starkes Wachstum im ersten
Quartal 2019 beschert. Zudem trügen solide Lohnzuwächse dazu bei, die nach
wie vor vergleichsweise niedrige Inflationsrate zu stabilisieren und so
einer deflationären Entwicklung vorzubauen. Aus diesem Grund begrüßen auch
die Europäische Zentralbank (EZB) oder der IWF stärkere Lohnsteigerungen,
insbesondere in Deutschland.

Unabdingbar für ein ausgewogenes Wachstum der Löhne sei eine Stärkung von
Tarifverträgen, so WSI-Experte Lübker. Diese sorgen dafür, dass auch
niedrigere Lohngruppen von Lohnsteigerungen profitieren, und haben damit
eine wichtige gesellschaftliche Funktion. "Sie könnte einen wichtigen
Beitrag zur Bewältigung des von vielen Bürgern empfundenen
Gerechtigkeitsdefizits der Europäischen Union leisten", schreibt der
Forscher. Während der Eurokrise hatte es zur Politik der "Troika" gehört,
branchenweite Tarifverhandlungen zugunsten "dezentraler" Lohnsetzung
zurückzudrängen. Auch in Deutschland ist die Tarifbindung in den
vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich gesunken.

Forscher: Trotz Eintrübung noch Rückenwind durch Konjunktur

Die WSI-Studie, die Daten der Europäischen Statistikbehörde, der
EU-Kommission, der EZB und anderer europäischer Institutionen auswertet,
konstatiert dass die wirtschaftlichen Voraussetzungen für weitere
Lohnerhöhungen weiterhin gegeben sind: Die Volkswirtschaften der EU sind
trotz einer Abschwächung der Konjunktur mit einem prognostizierten Plus
von 1,4 Prozent für das laufende Jahr weiterhin auf Wachstumskurs. Die
Arbeitslosigkeit ist 2018 in allen EU-Ländern gesunken, im Schnitt um 0,8
Prozentpunkte auf 6,8 Prozent. Für 2019 rechnet die EU-Kommission mit
einem weiteren Rückgang auf 6,5 Prozent. Während die Arbeitslosenquote in
einigen südeuropäischen Ländern nach wie vor hoch ausfällt, herrscht in
Deutschland oder Tschechien annähernd Vollbeschäftigung.

Den Gewerkschaften haben die günstigen Rahmenbedingungen in den
Tarifverhandlungen Rückenwind verliehen, zeigt Lübkers Analyse: Laut
Berechnungen der Europäischen Zentralbank (EZB) konnten sie im Euroraum
2018 im Schnitt nominal zweiprozentige Lohnerhöhungen durchsetzen.
Preisbereinigt betrug das Plus aufgrund der etwas gestiegenen
Inflationsrate noch 0,3 Prozent. Deutschland landet mit Tariflohnzuwächsen
von nominal 3 Prozent und real rund 1 Prozent auf einem der Spitzenplätze;
hier sind die Tariflöhne insgesamt seit 2010 real um 9,6 Prozent
gestiegen.

Die Nominallöhne haben laut WSI-Bericht 2018 im EU-Mittel nominal um 2,8
Prozent zugelegt. Die Spanne reicht von 0,1 Prozent in Zypern bis 18,4
Prozent in Rumänien. Für das laufende Jahr erwartet die EU-Kommission ein
Lohnwachstum von nominal 2,6 Prozent. Dabei stechen erneut die
osteuropäischen Länder heraus.

Löhne in Osteuropa steigen schneller, liegen aber meist noch deutlich
zurück

Trotz überproportionaler Lohnsteigerungen in Osteuropa gibt es beim
Engeltniveau immer noch große Unterschiede zwischen den Mitgliedsstaaten,
zeigt die Untersuchung. Die Spannbreite der durchschnittlichen jährlichen
Arbeitnehmerentgelte (Löhne plus Arbeitgeberbeitrag zur
Sozialversicherung) in der EU ist weiter groß. Sie reicht von 70.000 Euro
pro Beschäftigtem in Luxemburg und 59.300 Euro in den Niederlanden bis
13.700 Euro in Ungarn, 12.300 Euro in Rumänien und 9.100 Euro in Bulgarien
(siehe auch die Grafik im Anhang der pdf-Version). Den starken Rückstand
in vielen osteuropäischen Ländern mit niedrigerer Produktivität
rechtfertigen zu wollen, überzeuge längst nicht mehr, betont der Forscher.
Vielmehr seien die Löhne in diesen Ländern auch gemessen an der
Produktivität sehr niedrig - ein klares Indiz für eine wirtschaftliche und
gesellschaftliche Unwucht. Deutschland liegt mit 43.000 Euro pro Kopf auf
dem 10. Platz in der EU. Ein Grund für die Position hinter den meisten
west- und nordeuropäischen Staaten sind Teilzeitbeschäftigungen mit
geringer Stundenzahl, die in der Bundesrepublik häufiger vorkommen als im
Durchschnitt der EU.

Auch Niedriglöhne sind in Deutschland nach wie vor weit verbreitet. Das
gilt mit einer Quote von knapp 15 Prozent bei den Männern, vor allem aber
bei den Frauen, von denen in Deutschland nach Berechnungen der OECD fast
27 Prozent für weniger als zwei Drittel des mittleren Lohns arbeiten. Im
Kontrast dazu hat der WSI-Forscher eine Gruppe von sieben Ländern
ausgemacht, die sich durch auffällig wenige Niedriglohnjobs auszeichnen:
die drei nordischen EU-Staaten sowie Belgien, Italien, Frankreich und
Portugal. Eine wichtige Gemeinsamkeit dieser Länder sei die ausgesprochen
hohe Tarifbindung von jeweils deutlich über 70 Prozent.


Originalpublikation:

Quelle: Malte Lübker: Europäischer Tarifbericht des WSI - 2018/2019:
Positive Tariflohnentwicklung stabilisiert Wachstum in Europa, 

WSI-Report Nr. 50, Juni 2019. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_report_50_2019.pdf

Die PM mit Grafik und Tabelle (pdf):

https://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2019_06_13.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/799: Frankfurt - Öffentlicher Vortrag von Jürgen Habermas, 19.06.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Öffentlicher Vortrag von Jürgen Habermas

Aus Anlass seines 90. Geburtstags kehrt der berühmte Philosoph zurück an
die Goethe-Universität und spricht am 19. Juni über das Verhältnis von
Moralität und Sittlichkeit



FRANKFURT. Jürgen Habermas ist der wichtigste deutsche Philosoph der
Gegenwart und einer der weltweit meistzitierten Intellektuellen. Die
politischen Debatten der Bundesrepublik hat er entscheidend mitgeprägt.
Aus Anlass seines 90. Geburtstags kommt Habermas an die Goethe-Universität,
wo er bis zu seiner Emeritierung forschte und lehrte. Auf dem
Programm steht auch ein öffentlicher Vortrag des Jubilars mit dem Titel

"Noch einmal: Zum Verhältnis von Moralität und Sittlichkeit"

am Mittwoch, dem 19. Juni 2019, um 18.00 Uhr

im Hörsaalzentrum (HZ 1) auf dem Campus Westend der Goethe-Universität,

Theodor-W.-Adorno-Platz 5, 60323 Frankfurt am Main.

In seinem Vortrag greift Jürgen Habermas ein klassisches Thema der
praktischen Philosophie auf, das in seinem Werk eine große Rolle spielt.
Ausgehend von der Kontroverse zwischen Kant und Hegel stellt er die Frage,
wie sich die Prinzipien moralischer und politischer Autonomie zu der
"sittlichen" Realität historisch situierter Gemeinwesen verhalten. Er
plädiert für den Vorrang von Prinzipien der Gerechtigkeit vor Imperativen
sozialer Integration und zieht daraus Schlüsse für unsere Gegenwart.

Jürgen Habermas begeht am Vortag (18. Juni) seinen Geburtstag. Bei dem
anschließenden Besuch in Frankfurt folgt er einer Einladung von Prof.
Rainer Forst und Prof. Klaus Günther, den Sprechern des Exzellenzclusters
"Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der Goethe-Universität.
Ebenfalls an der Ausrichtung des Vortrags beteiligt ist die von Prof.
Forst geleitete Leibniz-Forschergruppe "Transnationale Gerechtigkeit" an
der Goethe-Universität.

Die Präsidentin der Goethe-Universität, Prof. Birgitta Wolff sagte:
"Jürgen Habermas gehört zu den prägenden Persönlichkeiten der Goethe-
Universität und der Philosophie der Gegenwart. Seine Theorie des Diskurses
inspirierte auch den Exzellenzcluster Herausbildung Normativer Ordnungen
und aktuell daraus entstehende weitere Forschungsinitiativen wie zum
Beispiel den Frankfurter Beitrag zum 'Institut für gesellschaftlichen
Zusammenhalt'."

Prof. Rainer Forst, politischer Philosoph, hob hervor: "Es ist für uns
eine große Freude und Ehre, Jürgen Habermas aus Anlass seines Geburtstages
an der Goethe-Universität begrüßen zu dürfen. Seine Theorie des Diskurses
hat in der Philosophie, den Rechts- und Sozialwissenschaften weltweit
paradigmenbildend gewirkt. Wer heute über immer drängendere
Herausforderungen wie globale Gerechtigkeit, religiös pluralistische
Gesellschaften sowie Fragen einer kosmopolitischen Demokratie und
Staatsbürgerschaft nachdenkt, kommt an seinem Werk nicht vorbei."

Jürgen Habermas hat dreimal in Frankfurt Station gemacht, wo er nach
eigenen Worten "die aufregendsten Zeiten" seines "erwachsenen Lebens
erfahren" hat. Von 1956 bis 1959 war er Assistent am Institut für
Sozialforschung und arbeitete mit Theodor W. Adorno zusammen. Als
Nachfolger von Max Horkheimer bekleidete er von 1964 bis 1971 den
Doppellehrstuhl für Philosophie und Soziologie an der Goethe-Universität.

Nach seiner Zeit am Max-Planck-Institut zur Erforschung der
Lebensbedingungen der wissenschaftlich-technischen Welt in Starnberg, wo
er bis heute wohnt, nahm er trotz attraktiver Angebote u.a. aus den USA
erneut einen Ruf nach Frankfurt an. Hier lehrte und forschte er von 1983
bis zu seiner Emeritierung im Jahr 1994 als Professor für Philosophie mit
dem Schwerpunkt Sozialphilosophie.

Zu den zahlreichen Auszeichnungen und Würdigungen, die Jürgen Habermas im
Laufe seines Lebens erhalten hat, gehört auch der Gottfried Wilhelm
Leibniz-Preis. Dieser nach wie vor bedeutendste und höchstdotierte
nationale Wissenschaftspreis wurde 1986, als er ihn erhielt, erstmals von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) verliehen. Aus den Mitteln
installierte er eine rechtsphilosophische Forschungsgruppe, die "AG
Rechtstheorie". Zu deren Mitgliedern zählten Rainer Forst und der
Rechtswissenschaftler Klaus Günther.

Eröffnet wird die Vortragsveranstaltung von Prof. Birgitta Wolff, der
Präsidentin der Goethe-Universität. Es folgen begrüßende Worte von Ayse
Asar, Staatssekretärin im Hessischen Ministerium für Wissenschaft und
Kunst, und von Prof. Rainer Forst.

Zu dem Vortrag sind Vertreter der Medien und auch die interessierte
Öffentlichkeit herzlich willkommen.

In den darauffolgenden Tagen werden frühere Schülerinnen und Schüler und
Kolleginnen und Kollegen im Rahmen einer internen Tagung an der Goethe-
Universität sein Werk, insbesondere das im Herbst erscheinende neue Buch,
mit Jürgen Habermas diskutieren.


Weitere Informationen unter:

https://aktuelles.uni-frankfurt.de/veranstaltungen/19-juni-oeffentlicher-vortrag-von-juergen-habermas/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/117: Das Erste - Checker Tobi Extra. Warum die Mauer fiel, 16.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Mai 2019

Vom BR im Ersten

Checker Tobi Extra - Warum die Mauer fiel

Sonntag, 16.06.2019 um 08:40 Uhr [Das Erste]



Vor dreißig Jahren fiel die Berliner Mauer. Aber warum wurde sie
überhaupt gebaut? Warum war Deutschland geteilt? Was hat der
Arbeiteraufstand vom 17. Juni 1953 damit zu tun? Wie war das Leben in
der DDR, wie in der BRD? Und wie kam es schließlich zur Nacht des
Mauerfalls? In seinem dritten Checker Tobi Extra, nach "Warum so viele
Menschen fliehen" (2015) und "Warum wählen wichtig ist" (2017),
liefert Tobi nun Antworten auf die Frage, wie es 1989 zur deutschen
Wiedervereinigung kam. Und weil das eine ziemlich große Aufgabe ist,
unterstützt ihn diesmal Checker Julian.

Die beiden fahren nach Mödlareuth, dem ehemals geteilten Dorf an der
bayerisch-thüringischen Grenze. Dort baut Julian die Checker-Bude auf.
Tobi reist weiter nach Berlin und trifft Zeitzeugin Edda Schönherz.
Sie war in der DDR eine berühmte Rundfunksprecherin und erinnert sich
noch gut an die Zeit des Mauerbaus. Quasi über Nacht wurden Familien
und Freunde getrennt, und ein breiter Streifen entlang der Mauer wurde
zum Sperrgebiet -zur Todeszone.

Jörg Drieselmann vom Stasimuseum Berlin verrät Tobi, wie und warum das
Ministerium für Staatssicherheit, kurz Stasi, die Bürger der DDR
bespitzeln ließ. Später geht es mit dem Rapper Bürger Lars Dietrich im
Trabi auf Zeitreise. Lars zeigt Tobi, wie er seine Jugend in der DDR
erlebt hat.

Während Checker Julian Bundestagspräsident a. D. Wolfgang Thierse im
Videochat befragt, macht Tobi sich auf den Weg zu Regisseur Michael
Bully Herbig. Er hat mit seinem Spielfilm "Ballon" eine der
spektakulärsten Fluchtgeschichten der DDR in die Kinos gebracht.
Schließlich trifft Tobi den echten Günter Wetzel, dessen waghalsige
Flucht Bully in seinem Film nacherzählt. Günter und Tobi machen sich
noch einmal auf die Reise, hoch oben, im Ballon.

Zum Schluss katapultieren sich Tobi und Julian per Fernsehtrick in die
Nacht des Mauerfalls und lassen die Ereignisse und die Stimmung von
damals noch einmal aufleben.


Produktionsinfos

Checker Tobi ist eine Produktion der megaherz film und fernsehen im
Auftrag des Bayerischen Rundfunks. Mit Tobi Krell und Julian Janssen.
Regie: Sarah Müller, Johannes Honsell. Schnitt-Regie: Martin Tischner.
Producer: Martin Tischner. Redaktionelle Mitarbeit: Amelie Cran.
Kamera: Hans-Florian Hopfner, Fritz Schönegger. Ton: Fabian
Runtenberg, Ivo Wellmann. Schnitt: Rainer Schmidt. Grafik: Robert
Mayer, Carolin Flammang, Musik: Didi Holesch, Chris Gall. Redaktion:
Andreas M. Reinhard, Birgitta Kaßeckert.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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HÖRFUNK/489: Deutschlandfunk Kultur - "Der Fußballgott" von Thilo Reffert, 16.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Fußballgott

Von Thilo Reffert

Deutschlandfunk Kultur 2019

(Ursendung)

Kakadu - Hörspieltag

Sonntag, 16. Juni 2019, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fiodor ist Torwart, genauer gesagt zweiter Torwart und heute spielt
sein Verein im Pokal gegen den SSV Billingen. Und da Kalid, der erste
Torwart, sich am Vortag beim Training mit Fiodor am Knie verletzt hat
und ausfällt, muss Fiodor im Pokalspiel im Tor stehen. Und leider
fällt Fiodor um, vielmehr fliegt er beim alles entscheidenden
Neunmeter in die falsche Ecke. In seinem Frust fleht er den
Fußballgott an: "Fußballgott, wo bist du, wenn man dich braucht!?" Der
Fußballgott hört Fiodors Klagen und gewährt ihm eine zweite Chance.
Dadurch gerät Fiodor in eine Zeitschleife und muss fortan denselben
Tag, immer wieder und wieder aufs Neue erleben. Doch wie kann er aus
dieser Zeitschleife wieder entkommen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1869: Braunschweig - Bilderbuchkino "Bauer Beck fährt weg" am 20.6.2019


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino in der Weststadt: "Bauer Beck fährt weg"



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die Geschichte "Bauer Beck fährt
weg" von Christian Tielmann am Donnerstag, 20. Juni, um 16.30 Uhr, in
der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen.
Es geht darum, dass Bauer Beck will in den Urlaub fahren will, aber
nicht weiß, was er mit seinen Tieren machen soll. Eingeladen sind
Kinder von vier bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es
ein Malangebot für die Kinder. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich. Die Zweigstelle Weststadt ist montags und
donnerstags von 10 bis 18 Uhr geöffnet. Weitere Informationen unter
der Telefonnummer 470-6857.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1902: Eine neue Phase der Globalisierung


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 11 | 27. Mai 2019

Eine neue Phase der Globalisierung

von Jürgen Leibiger



Wird der Umfang des Welthandels zum globalen Bruttoinlandsprodukt (BIP) ins
Verhältnis gesetzt - die Kennziffer wird als Außenhandelsintensität
bezeichnet - lassen sich historisch vier Verlaufsphasen ausmachen. Die
erste reicht von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Beginn des Ersten
Weltkrieges. Die Intensität der außenwirtschaftlichen Beziehungen nahm
stetig zu, und das Kapital einer reichlichen Handvoll führender
kapitalistischer Länder eroberte die Weltwirtschaft. Diese rasche Expansion
war mit der Zunahme von Widersprüchen und Spannungen verbunden, die sich im
Ersten Weltkrieg entluden. Damit begann eine zweite Phase; sie endete in
den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg. Die beiden Weltkriege und die
Weltwirtschaftskrise 1929/33 warfen die Außenwirtschaftsintensität weit
zurück; die Kennziffer sank auf das Niveau des späten 19. Jahrhunderts.

In den darauf folgenden fünf, sechs Jahrzehnten - der dritten Phase - nahm
die Kurve einen steil ansteigenden Verlauf. Der Welthandel wuchs wieder
viel rascher als die Weltproduktion. Die Intensität der wirtschaftlichen
Verflechtung nahm stark zu; internationale und transnationale Konzerne
warfen ihr Netz über die Welt; Produktions- und Finanzbeziehungen wurden
global integriert. Vor allem in den 1980er und 1990er Jahren beschleunigte
sich diese Entwicklung noch einmal und erhielt nun einen neuen Namen:
Globalisierung.

Seit der Krise 2007/2009, also nun schon seit über zehn Jahren, weist die
Kurve erneut einen veränderten Verlauf auf. Sie bewegt sich seitwärts; in
einigen Jahren stieg sie, in anderen Jahren fiel sie. Auch für 2019
prognostizierte die Welthandelsorganisation (WTO) im April diesen Jahres
ein verlangsamtes Welthandelswachstum, das mit dem globalen BIP gerade so
Schritt hält; die Außenhandelsintensität steigt nicht weiter. Eine neue
Phase weltwirtschaftlicher Verflechtung hat begonnen. Die Veränderung im
Muster der Globalisierung kann mittels dieser Kennziffer jedoch nicht
erschöpfend charakterisiert werden, zumal ihre jüngste Bewegung in hohem
Maße durch die sinkende Außenhandelsintensität Chinas, Indiens und einiger
weniger anderer Schwellenländer bestimmt wird.

China ist heute weniger export- und importabhängig als noch vor Jahren,
dafür gewinnen die Direktinvestitionen im Ausland an Bedeutung, was unter
anderem an der Seidenstraßen-Initiative deutlich wird. Außerdem entwickelt
es stärker seine Binnennachfrage, und inzwischen produzieren viele
internationale Konzerne im Land, müssen ihre Produkte also nicht mehr nach
China exportieren, was die Außenhandelsintensität bremst.

Das wichtigste Merkmal der neuen Phase der Globalisierung ist die
beginnende Erosion der Hegemonie der westlichen Industrieländer und deren
hektische, teils aggressive, mitunter sogar irrationale Reaktion darauf.
Noch wird die Weltwirtschaft von den USA mit ihrem Dollar, ihrer
Innovationsstärke, ihrer Marktmacht und ihren transnationalen Konzernen
dominiert. Aber seit Beginn dieses Jahrhunderts hat sich der Anteil allein
Chinas und Indiens am Welt-BIP in Kaufkraftparitäten auf fast 25 Prozent
verdoppelt und der Anteil der OECD-Länder auf fast ein Drittel halbiert.
Ein ähnlicher Trend ist in den Anteilen am Welthandel zu verzeichnen, und
der Anteil Chinas an den globalen Wertschöpfungsketten hat sich von im
Schnitt sechs auf 33 Prozent erhöht. Gemessen an ihrer Bilanzsumme kommen
die weltweit vier größten Banken inzwischen aus China.

"Make America great again" ist nur eines der Anzeichen der Erkenntnis des
"Westens", etwas verloren zu haben. Eine Tendenz zum Rückzug auf nationale
Interessen und Egoismen - "America first" - kann in allen betroffenen
Ländern registriert werden. Und nicht selten geht der Druck von subalternen
und mittleren Klassen und Schichten aus, die im Prozess der Globalisierung
oft nichts gewonnen, sondern eher verloren haben und von Verlustängsten
geplagt werden. Das beweisen die regionalen und sozialen Muster der 
Trump-Wähler in den USA, der Brexitiers im Vereinigten Königreiche oder auch des
Vormarschs der AfD in Deutschland.

Für die Eigner von Konzernen wie Daimler hingegen - Mercedes-Benz hat erst
jüngst eine Fabrik bei Moskau eröffnet - ist es gleich, ob ihr Profit in
Russland oder Deutschland erarbeitet wird. Den Arbeitern in Sindelfingen
kann das jedoch nicht gleichgültig sein. Die herrschenden Eliten in ihrer
Gesamtheit kämpfen natürlich auch gegen den Verlust von globalen
Machtpositionen an. Seltsame Kongruenzen.

Bezogen auf den Welthandel zeigt sich die neue Situation in den
verschärften Handels- und Investitionskonflikten. Auch wenn das nur einen
sehr geringen Prozentsatz betrifft, hat es nach den Analysen von UNCTAD
(Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung) und WTO in
den vergangenen Jahren mehr protektionistische als liberalisierende
Maßnahmen im Welthandel und im internationalen Investitionsgeschehen
gegeben. Die Europäische Union hat ihre Screening-Regeln zur Prüfung von
Investitionen aus dem Ausland verschärft, und in den Handelskonflikten 
USA-China oder USA-EU wird mit früher kaum gekannten harten Bandagen gekämpft.
Auch die anti-russische Attitude der NATO-Staaten kann nicht nur unter
sicherheitspolitischem Blickwinkel betrachtet werden. Roberto Azevêdo, der
Generaldirektor der WTO, bezeichnete das Jahr 2019 als ein Schicksalsjahr
für die WTO, weil brisante Entscheidungen anstehen und die
Auseinandersetzungen darüber zwischen den verschiedenen Staatengruppen und
Allianzen eskalieren. Donald Trump lässt schon mal durchblicken, die USA
könnten durchaus auch austreten. Multilateralismus wird durch
Unilateralismus ersetzt.

Und Deutschland? Deutschland hat seit Jahren protektionistische Politik
mittels Lohndumping betrieben und seine Leistungsbilanz lange Zeit auch auf
der Grundlage der schwächsten Entwicklung der Lohnstückkosten im
europäischen Vergleich nach oben getrieben. Diesbezüglich hat Donald Trump
Recht und könnte sich sogar auf den Internationalen Währungsfond (IWF) oder
die EU-Kommission berufen. Beide fordern Deutschland auf, es müsse mehr für
seine Inlandsnachfrage tun, um seine Überschüsse abzubauen. Die EU schreibt
vor, dass diese nicht mehr als sechs Prozent des Bruttoinlandsprodukts
betragen dürfen; Deutschland liegt seit Jahren und mit 7,8 Prozent für 2018
erneut deutlich darüber. Vor wenigen Wochen wurde das
Außenwirtschaftsgesetz bezüglich ausländischer Direktinvestitionen in
Deutschland verschärft und Minister Altmaier schreckt in seiner "Nationalen
Industrie-Strategie 2030" ebenfalls nicht vor Protektionismus zurück.

Obwohl das erreichte Niveau von Globalisierung und internationaler
Verflechtung kaum so wie in der Mitte des vorigen Jahrhunderts zurückfallen
wird, ist der Ausgang der sich verschärfenden Konflikte unsicher. In der
April-Prognose der WTO wird darauf hingewiesen, dass sich der Index der
politischen Unsicherheit, gemessen an der Häufigkeit der Verwendung dieses
Begriffs, seit der Krise 2007 versiebenfacht hat. Auch wenn das eine sehr
unsichere Messmethode ist, so steht doch fest, dass Unsicherheiten und
Risiken zunehmen und die Prognostizierbarkeit der Entwicklung darunter
leidet. "Jähe Wendungen" - ältere Leser werden sich noch an diese
Formulierung aus späten DDR-Zeiten erinnern - sind nicht ausgeschlossen.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 11/2019 vom 27. Mai 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de
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GLEICHHEIT/6886: USA sperren 1.400 Immigrantenkinder in Internierungslager für Japaner aus dem Zweiten Weltkrieg


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

USA sperren 1.400 Immigrantenkinder in Internierungslager für Japaner
aus dem Zweiten Weltkrieg

Von Eric London

14. Juni 2019



Wie das Pentagon am Mittwoch ankündigte, plant die Trump-Regierung die
Internierung von 1.400 Immigranten auf der Militärbasis Fort Sill in Lawton
(Oklahoma). Während des Zweiten Weltkriegs wurden auf diesem Stützpunkt
Japaner interniert.

Trump kündigte diese Entscheidung am Dienstag bei einer Veranstaltung in
Iowa an, bei der er gegen Immigranten und Sozialismus hetzte. Dabei handelt
es sich um ein kalkuliertes politisches Manöver.

Kurz bevor das Pentagon seine Ankündigung veröffentlichte, erklärte Trump
in Des Moines: "Die Einwanderung ist wirklich das entscheidende Thema für
2020. Wenn es um Einwanderung geht, repräsentieren die Demokraten nicht
länger die amerikanischen Staatsbürger. ... Die Demokratische Partei ist
jetzt in Wahrheit die sozialistische Partei."

Die Entscheidung zur Wiedereröffnung des Internierungslagers in Fort Sill
ist ein weiterer Meilenstein beim Zusammenbruch demokratischer
Herrschaftsformen. Zudem ist sie ein Anzeichen dafür, dass die Regierung
die schlimmsten Verbrechen der amerikanischen Geschichte wiederholen und
zur offiziellen Staatspolitik machen wird. Die Entscheidung signalisiert
Trumps rechtsextremen Unterstützern, dass die Regierung bereit ist, noch
offensichtlicher diktatorische Herrschaftsformen umzusetzen.

Der leitende Direktor der Japanese American Citizen League, David Inoue,
erklärte gegenüber der World Socialist Web Site: "Es ist für uns ein
Schlag in den Magen, dass die Geschichte auf solche Weise wiederholt wird.

Diejenigen, die bei der Internierung von Japanern im Krieg eingesperrt
wurden, pilgern oft in diese Lager zurück und fordern, dass das
ungeheuerliche Unrecht, das an diesen Orten begangen wurde, als solches
anerkannt wird. Jetzt wird an genau diesen Orten weiteres Unrecht
geschehen. Die Traumata, die man diesen minderjährigen Immigranten angetan
hat, werden sich über Generationen halten."

In Fort Sill waren während des Zweiten Weltkriegs etwa 700
japanischstämmige Amerikaner interniert, darunter amerikanische
Staatsbürger und Immigranten der ersten Generation, die als Issei bekannt
sind. Während der Zeit als Haftlager war Fort Sill bekannt für heftige
Stürme und eine unerträgliche Hitze. Die durchschnittliche Höchsttemperatur
im Juli beträgt dort über 36 Grad.

Zwischen 1942 und 1946 wurden 120.000 Menschen von der US-Regierung ohne
Gerichtsprozess in Internierungslager im ganzen Land gesperrt. Der
demokratische Präsident Franklin D. Roosevelt setzte diese Vorgänge am 12.
Februar 1942 durch die Executive Order 9066 in Bewegung.

Die Masseninternierung wurde durch den Alien Registration Act von 1940
(auch bekannt als Smith Act) gesetzlich "legalisiert". Einige Monate vor
Beginn der Masseninternierung von japanischstämmigen Amerikanern wurde das
Gesetz angewandt, um im Zuge des Minneapolis Sedition Trial von 1941 29
Mitglieder der Socialist Workers Party anzuklagen. Der Prozess endete kaum
acht Wochen vor Inkrafttreten der Executive Order 9066. Achtzehn
Trotzkisten wurden zu Haftstrafen in einem Bundesgefängnis verurteilt, weil
sie Widerstand gegen die Intervention der USA in den Zweiten Weltkrieg
geleistet hatten.

Die Gefängniswärter der US Army in Fort Sill verübten in dieser Zeit viele
Morde. In der Encyclopedia of Japanese American Internment heißt es
dazu:

"Am 12. Mai 1942 kletterte der Friseur Kanesaburo Oshima aus Hawaii am
helllichten Tag auf den äußeren Stacheldrahtzaun und soll dabei geschrien
haben: 'Ich will nach Hause!' Ein Wärter brüllte Oshima eine Warnung zu,
während ein anderer ihn vor seinen Freunden erschoss. Zuvor hatten Oshimas
Freunde eindringlich darum gebeten, ihm von dem Zaun herunter und wieder
zurück ins Lager helfen zu dürfen. Seine Freunde erklärten, er sei
deprimiert gewesen, weil er seine Frau und zwölf Kinder zurücklassen
musste, die kaum für sich sorgen konnten."

An Oshimas Beerdigung nahmen "alle japanischstämmigen Amerikaner in Fort
Sill teil. Die Wachsoldaten befürchteten einen Aufstand und richteten
Maschinengewehre auf die Trauernden."

Ein ehemaliger Gefangener schrieb in Life Behind Barbed Wire: "In
dieser Nacht starb ein geistig verwirrter Gefangener vom Festland vor
lauter Erschütterung über Oshimas Tod. Die Stimmung im Lager wurde immer
melancholischer."

Das Militär bezeichnet die neuen Internierungslager als "vorübergehende
Notfallaufnahmequartiere". Dieser Name erinnert auf unheilvolle Weise an
die Entscheidung der US Army War Relocation Authority, die
Internierungslager für Japaner als "Umsiedlungszentren" zu bezeichnen.

Im Gegensatz zu den Gefangenen während des Zweiten Weltkriegs werden die
neuen Gefangenen von ihren Eltern isoliert werden. Man wird ihnen das Recht
verwehren, Besuch zu empfangen, und ihnen wird während ihrer Haft keine
Bildung oder Freizeitgestaltung ermöglicht werden. Während die japanischen
Gefangenen sogar ihre eigenen Baseballmannschaften aufstellten, um die
Isolation und Langeweile während ihrer illegalen Inhaftierung zu bekämpfen,
erlaubt die Trump-Regierung den Kindern von Immigranten in den heutigen
Internierungslagern nicht einmal, im Freien Fußball zu spielen.

Die Entscheidung verdeutlicht, dass die Demokratische Partei nicht einmal
die grundlegendsten demokratischen Rechte verteidigen wird. 1993 sprach der
damalige Präsident Bill Clinton "aufrichtige Entschuldigung an Sie alle
[aus] für die Maßnahmen, durch die während des Zweiten Weltkriegs
japanischstämmigen Amerikanern und ihren Familien grundlegender Freiheiten
beraubt wurden. ... Rückblickend verstehen wir, dass diese Entscheidungen
der Nation auf tief verwurzelten rassistischen Vorurteilen, Kriegshysterie
und einem Mangel an politischer Führung beruhten."

Fünfundzwanzig Jahre später haben sich diese Erklärungen als bedeutungslos
erwiesen. Die Demokraten reagierten auf die Ankündigung des Pentagon mit
Schweigen. Sie werden von ihrer eigenen Kriegshysterie angetrieben, die
sich hauptsächlich gegen Russland richtet. Die Internierung von
Immigrantenkindern während eines "nationalen Notstandes", der vom
Präsidenten ausgerufen wurde, ist das logische Resultat des permanenten
"Notstands der nationalen Sicherheit". Dieser wurde im Zuge des "Kriegs
gegen den Terror" errichtet, der von beiden Parteien unterstützt wurde.

Bereits der demokratische Präsident Barack Obama hat im Jahr 2014
kurzzeitig Immigrantenkinder in Fort Sill interniert. Er hat zudem mehr
Immigranten abgeschoben als alle früheren Präsidenten zusammen. Bisher
haben angeblich "sozialistische" Demokraten wie Alexandria Ocasio-Cortez
oder Bernie Sanders noch kein Wort über die Internierung von
Immigrantenkindern in Fort Sill verloren.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/03/13/ital-m13.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2013/03/09/gril-m09.html
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2391: Industriepolitik? Teufelszeug!


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 6 · Juni 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Industriepolitik? Teufelszeug!

Der kurzfristige Profit ist dem deutschen Kapital allemal näher als
der ökologische Umbau

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Mai 2019: Der Juso-Vorsitzende Kevin Kühnert spricht von
Vergesellschaftung. Die CSU warnt, Kühnert wolle die SPD zur SED
machen. Bundesfinanzminister Olaf Scholz sekundiert, er könne sich
noch an andere falsche Vorschläge aus seiner Juso-Zeit erinnern, sei
aber froh, dass diese 30 Jahre zurückliege. Abwehrreflexe aus der Zeit
des Kalten Krieges: Schon die Nennung des S-Worts erinnert die
Blockparteien des Kapitals an die Unsicherheit über die eigene
Zukunft.


Vierzig Jahre nach der Wahl Margaret Thatchers zur britischen
Premierministerin hat die von ihr verkündete marktwirtschaftliche
Revolution ihre Ausstrahlungskraft verloren. Doch beträchtliche Teile
des politischen Establishments stehen der dringend notwendigen
Erneuerung im Weg. Macrons Pläne für eine Reform der EU stoßen bei CDU
und CSU auf erhebliche Vorbehalte, weil sie als Einschränkung der
Sonderstellung Deutschlands in der EU angesehen werden. Dass es der in
der Eurokrise zutage getretene Vormachtsanspruch Berlins war, der die
Absetzbewegungen vom Brexit bis zu Orbán und Salvini befördert hat,
sehen diese Unionskreise nicht. Zu sehr sind sie um den Bestand des
Bündnisses von Mittelstand und Konzernen, dem historischen Machtkern
des Konservatismus, besorgt. Denn auch dort gibt es Absetzbewegungen
von Europa, offen in Richtung AfD, eher unterschwellig in Richtung
FDP.


Bankenfusion

Die Sorge um den politischen Zusammenhalt der Union hat auch den
jüngsten Vorstoß aus dem SPD-geführten Finanzministerium zum Umgang
mit den Altlasten der Finanzkrise geprägt. Scholz hatte
Fusionsgespräche zwischen Commerzbank und Deutscher Bank angeregt mit
dem Ziel, einen nationalen Champion zu schaffen. Seine Befürchtung:
Auf dem Bankenmarkt ist von deutscher Vormacht rein gar nichts zu
sehen. 2007, im Jahr vor dem Ausbruch der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise, war die Deutsche die zweitgrößte Bank der Welt
- gemessen an der Bilanzsumme, die im Zuge der Krise zusammenschmolz
und sich seither trotz neuerlichem Börsenboom nicht wesentlich erholt
hat. 2018 lag die Deutsche nur noch auf Platz 15 der Weltrangliste.
Auch nach einer Fusion mit der Commerzbank würde es gerade mal für
Platz 9 reichen, noch hinter den europäischen Konkurrenten HSBC und
BNP Paribas. An der Spitze stehen vier chinesische Banken, gefolgt von
der Mitsubishi Financial Group.

In der CDU störte man sich zunächst weniger am begrenzten
Marktpotenzial dieser Fusionspläne als am politischen Eingreifen ins
freie Spiel der Marktkräfte - angesichts der mit Steuergeldern
erfolgten Bankenrettungen von HSH Nordbank bis Hypo Real Estate auf
dem Höhepunkt der Finanzkrise ein wenig überzeugender Einwand. Als die
Fusionsgespräche zwischen Deutscher und Commerzbank abgebrochen
wurden, änderten einige CDU-Wirtschaftspolitiker ihren Ton. Nun
machten sie Scholz für deren Scheitern verantwortlich. Gegenüber den
Forderungen nach Aufbau europäischer Champions, die
Wirtschaftsminister Altmeier vom französischen Präsidenten Macron
übernommen hatte, schienen nationale Champions das kleinere Übel.


Europäische Champions

Der konkrete Anlass für Macrons Vorstoß war der Einspruch der
EU-Kommission gegen den Zusammenschluss der Eisenbahnsparten von
Siemens und Alstom. Die Idee, mit politischer Unterstützung
europäische Champions in Sektoren aufzubauen, die als besonders
wichtig erachtet werden, fügt sich in Macrons weiterreichende
Vorstellung einer europäischen Selbstbehauptung gegenüber dem
zunehmenden Protektionismus der USA und der Herausforderung durch ein
aufstrebendes China.

Ganz neu sind solche Vorstellungen nicht. Ende der 1960er Jahre gab es
ähnliche Diskussionen. Damals waren die USA unbestrittene
Technologieführer, aber die Rolle des Dollars als internationaler
Leitwährung geriet erstmals seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs ins
Wanken. Japanische Industriekonzerne errangen Marktanteile im Westen.
1970 wurde Airbus als Zusammenschluss der staatlichen französischen
Aérospatiale und der Deutschen Airbus GmbH gegründet, 1971 traten die
spanische CASA und British Aerospace dem Konsortium bei. 1975 folgte
die Gründung der Europäischen Raumfahrtagentur ESA. Es folgten
Rüstungskooperationen zwischen Großbritannien, Deutschland, Italien
und Spanien, von denen sich Frankreich allerdings fernhielt, um die
Eigenständigkeit seiner Force de Frappe nicht zu gefährden.

Jenseits der zivilen und militärischen Luft- und Raumfahrt wurde aus
den europäischen Champions nichts. Zu sehr waren die Regierungen der
EU bzw. damals noch EG-Mitgliedstaaten auf die Unterstützung
nationaler Konzerne bedacht. Erst seit 2004 besteht die Rechtsform der
Europäischen Aktiengesellschaft.

Das Scheitern einer weitergehenden europäischen Industriepolitik wurde
mit der Verabschiedung der Einheitlichen Europäischen Akte 1985 und
der damit angestoßenen Entwicklung des EU-Binnenmarkts auch formell
vollzogen. Die mal offene, mal verschwiegene Zusammenarbeit nationaler
Kabinette und Konzerne hörte danach nicht auf, wurde aber von der
Freihandelsideologie überdeckt, in deren Namen die Sozialstaaten der
EU Schritt um Schritt zurückgestutzt wurden.


Amerikanische Computer

Airbus-Jets, Ariane-Weltraumraketen oder Eurofighter haben eines
gemeinsam - ihre Steuerung kommt nicht ohne amerikanische
Informationstechnologie aus. Während sich die EU aus der
Industriepolitik zurückzog, setzten Pentagon, Forschungsuniversitäten
und Konzerne über den engeren Rüstungsbereich hinaus ihre
Zusammenarbeit fort. Die dabei entstandene Informationstechnologie
ist als Querschnittstechnologie in keinem Wirtschaftszweig entbehrlich
und wird noch immer weitgehend von den USA kontrolliert. Mochten
die Medien in den 80er Jahren noch so sehr die Garagenunternehmer
Steve Jobs und Bill Gates feiern - ohne den
militärisch-industriell-universitären Komplex gäbe es mangels
Hardware weder Apple noch Microsoft. Dieser Komplex hat auch das
Internet geschaffen, ohne das Amazon, Facebook und Google nicht in
ihre mittlerweile marktbeherrschende Stellung hätten hineinwachsen
können.

Dem hatten Westdeutschland und Japan, die Weltmarktstars des
Nachkriegsaufschwungs, nichts entgegenzusetzen. Kaum jemand kann sich
an Siemens-Fujitsu-Computer erinnern und wenn, erscheinen sie als fast
ebenso aus der Zeit gefallen wie ostdeutsche Rechner der Marke
Robotron. Die deutsche Wirtschaft konzentrierte sich weiterhin auf die
Industrien, mit denen sie groß geworden war: Chemie, Elektrotechnik
und Maschinenbau zu Zeiten der zweiten industriellen Revolution im
späten 19. und Automobil seit Mitte des 20. Jahrhunderts.

Zusammen mit den Produktionsnetzwerken, die im Zuge von EU-Binnenmarkt
und -Osterweiterung geknüpft werden konnten, erlaubten schrittweise
Innovationen innerhalb bestehender Produktlinien Exporterfolge, von
denen die USA nur träumen konnten. Mit radikalen Innovationen tun sich
deutsche Unternehmensführungen und Ingenieure dagegen schwer. Statt
Wohnen und Arbeiten in mensch- und umweltschonender Weise umzubauen,
wird Software zum Betrügen bei Abgastests entwickelt. Auf dass die Pkw
weiter vom Band rollen, um dann im Stau steckenzubleiben.


Ökologisch-soziale Innovationen

Verstopfte Straßen sind nur ein Sinnbild für den Innovationsstau, in
dem der Kapitalismus gegenwärtig steckt, die Monopolprofite von
Amazon, Facebook und Google sind ein anderes.

Die Informationstechnologie hat zu einem Umbau von Produktion,
Logistik und Verwaltung quer durch alle Branchen geführt. In den 90er
Jahren galt sie sogar als Grundlage dauerhaften, noch dazu
inflationsfreien Wachstums. Die wenigen Firmen, die den
Informationsmarkt heute beherrschen, streichen historisch einmalige
Gewinnmargen ein. Vergleichbar den Autofirmen, die ihr Kernprodukt mit
immer mehr PS aufblasen, erfordern die Standardanwendungen der
Informationsfirmen immer mehr Rechnerkapazitäten, ohne den
Gebrauchswert ihrer Anwendungen zu erhöhen.

Ursache für den Innovationsstau sind die Monopolmacht einiger Konzerne
und eine Politikblockade. Während der Finanz- und Wirtschaftskrise
warben u.a. die Grünen für einen grünen Kapitalismus, der die Ziele
Wachstum, Beschäftigung und ökologischen Umbau miteinander verbinden
sollte. Egal was man davon hält, die Idee war nah genug an der
Realität, um den entschiedenen Widerstand jener Kapitalgruppen zu
mobilisieren, die ihr Kapital in die fossile Produktions- und
Lebensweise investiert haben. Daraus wollen sie weiter Profit ziehen,
das unternehmerische Risiko eines grundlegenden Umbaus der Wirtschaft
aber vermeiden.

In den USA haben diese Besitzstandwahrer einen der ihren schon ins
Weiße Haus gebracht. Merkel versucht, es beiden Seiten recht zu
machen. Nach der Kernschmelze in Fukushima hat sie den Ausstieg aus
der Kernenergie und die Eindämmung des Klimawandels auf ihre Fahnen
geschrieben. Aber sie scheut den Konflikt mit den Energie- und
Autokonzernen. Hier ruft allein die Rede über den ökologischen Umbau
in den Vorstandsetagen mehr Angst vor steigenden Kosten als Hoffnungen
auf neue Märkte hervor.

Im täglichen Geschäftsleben nicht verlegen, den Staat um Hilfe
anzugehen, weisen Konzernchefs solche Vorschläge als den Regeln des
Marktes widersprechende Einmischungsversuche zurück. Sprecher des
klein- und mittelständischen Gewerbes sekundieren ihnen mit der
Forderung nach Steuerentlastungen anstelle staatlicher Bevormundung.
Wenn schon die Rede von Veränderungen als Bedrohung wahrgenommen wird,
kann es mit dem unternehmerischen Selbstbewusstsein nicht weit her
sein. Ökologische und soziale Innovationen sind nur gegen dieses
Bündnis von Klitschen und Konzernen durchzusetzen.

Herausgefordert vom Sowjetkommunismus und einer reformistischen
Arbeiterbewegung ist dem Kapitalismus ab Mitte des 20. Jahrhunderts
eine Modernisierung gelungen, die ihm in den 1920er und 1930er Jahren
kaum noch jemand zugetraut hatte. Vergleichbare Herausforderungen
fehlen gegenwärtig.
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VORWÄRTS/1473: Butter oder Kanonen?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 17/18 vom 31. Mai 2019

Butter oder Kanonen?

von Siro Torresan



Der Siegeszug der rechtspopulistischen Lega mit ihrem Führer Matteo
Salvini scheint unaufhaltsam zu sein. Doch wem nützt sein Populismus,
wer profitiert von seinem Handeln als Innenminister? So viel sei schon
mal verraten: Nicht mal ein Prozent von jenen Menschen, die am 18.Mai
ihrem Anführer so frenetisch und begeisternd in Mailand
zujubelten.



Auf einen Ansturm von 100.000 Patriot*innen hatte die
rechtspopulistische Lega als Organisatorin des Anlasses gehofft,
gekommen sind dann am 18. Mai etwa 25.000 in die Hauptstadt der
Lombardei. Der Führer der Lega, Innenminister und stellvertretender
Ministerpräsident Italiens, Matteo Salvini, hatte zum «Fest des
rechten Völkerfrühlings», zum Stelldichein des Gruselkabinetts der
europäischen Rechtspopulist*innen geladen. Der Einladung folgten
Vertreter*innen von befreundeten Parteien der Lega aus elf
europäischen Ländern. Selbstverständlich dabei waren Salvinis
Busenfreund Victor Orban aus Ungarn und Busenfreundin Madame Marine Le
Pen aus Frankreich.

«Hier ist nicht die Ultra-Rechte Europas, hier ist die Politik der
Vernunft, des gesunden Menschenverstandes. Die Extremisten sind die,
die Europa zwanzig Jahre lang regiert haben im Namen des Prekariats
und der Armut», verkündete Salvini seinen Anhänger*innen auf dem
Mailänder Domplatz. Und was er unter «gesundem Menschenverstand»
versteht, reichte er nach: «Dieses Mal gilt: Entweder wir retten
Europa oder Europa stirbt und wir bekommen ein islamisches Kalifat.
Europa ist unser Zuhause, Sizilien ist unser Zuhause, Italien ist
unser Zuhause.» Die Legist*innen auf dem Domplatz antworten mit:
«Salvini, Salvini, Salvini!». Das Bad in der Menge genoss er
sichtlich, von der Bühne winkte er siegesbewusst der jubelnden Masse
zu.


Das Salvini-Dekret

Wählt mich, oder in Italien und Europa müssen die Frauen* und Mädchen
verhüllt in einer schwarzen Burka rumlaufen. So die Botschaft Salvinis
und so beängstigend und schockierend es auch ist: Er hat damit Erfolg,
er gewinnt Wahl um Wahl.

Doch, was tut er konkret und im wessen Interesse handelt er? Wer
profitiert von seinen Hasstiraden und seinem Populismus? Die
ausschlussreichen Antworten finden sich nicht zufällig in jenem
Dekret, das seinen Namen trägt, im Salvini-Dekret, das im November
2018 vom Parlament verabschiedet wurde. Angeblich soll damit die
illegale Einwanderung in Italien bekämpfen werden und zwar mit
drastischen Massnahmen. So können sich Asylbewerber*innen nicht mehr
in ihrer Gemeinde anmelden und haben damit keinen Zugang zu
staatlichen Grundleistungen wie etwa dem kostenlosen Gesundheitssystem
oder öffentlichen Kindergartenplätzen. Die Vergabe von humanitären
Aufenthaltsgenehmigungen wurde massiv eingeschränkt, so dass sie
faktisch aufgehoben wurde, während die Ausweisung von Migrant*innen
erleichtert wurde. Neu werden die Geflüchteten in grossen
Auffangzentren untergebracht. Als «sozial gefährlich» eingeschätzte
Asylbewerber*innen werden im Eilverfahren abgeschoben. Migrant*innen,
die bereits die italienische Staatsbürgerschaft erworben haben, sollen
diese wieder verlieren, wenn sie in Terrorverfahren verurteilt werden.
Hinzu kommt, dass der Einsatz von Elektroschockpistolen ausgeweitet
wurde, um die Räumung besetzter Gebäude zu erleichtern.


Die Kriminalisierung des Widerstands

Zu Recht wurde das Salvini-Gesetz mit den Rassengesetzen des
faschistischen Italiens zwischen 1938 und 1944 verglichen. Doch, das
Salvini-Dekret enthält auch eine Reihe von Bestimmungen, über die kaum
geredet wird, die jedoch von bedeutender Tragweite sind und dies nicht
nur für die Migrant*innen: Die Haftstrafe bei Besetzungen von
Grundstücken und Gebäuden wurde um zwei auf vier Jahre erhöht. Wird
das Vergehen von einer Gruppe von mehr als fünf Personen begannen,
wird die Höchststrafe sowie eine Geldbusse von 2000 Euro pro Person
verhängt. Erfolgt die Besetzung von zwei bis fünf Personen, kommt es
zur Höchststrafe auch für die «Promotoren und Organisatoren» der
Aktion. Konkret: Die Besetzung einer Fabrik durch streikende
Arbeiter*innen wird zu einem Verbrechen, dass mit vier Jahre Haft und
2000 Euro bestraft wird. Gleiches gilt bei einer Besetzung einer
Schule oder einer Universität. Stark betroffen von dieser Verschärfung
sind auch die «Centri sociali», die autonom geführten, oft besetzten,
linke Sozial- und Kulturzentren.

Ein weiter Punkt betrifft die Strassenblockaden: Das «Hinterlegen oder
Verlassen eines Objekts auf einer Strasse» sowie das «Behindern oder
Stören» einer Strasse (sowie einer Eisenbahnlinie) in irgendeiner Art
und Weise kann zu einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren führen.
Das Strafmass wird verdoppelt, wenn die Aktion von mehr als einer
Person ausgeführt wird oder wenn es zur Gewaltanwendung kommt. Selbst
der einfache passive Widerstand «mit dem eigenen Körper», wie zum
Beispiel die Störung des Verkehrs, führt zu Geldstrafen von 1000 bis
4000 Euro auch für die «Promotoren und Organisatoren». Wiederum
konkret: Alle Strassensperren und Streikposten vor Fabriken, die immer
während Streiks oder spontanen Demonstrationen von Arbeiter*innen und
Student*innen organisiert werden, sind ein Verbrechen und werden mit
hohen Geldbussen und Gefängnis bestraft.


Parallelen sind offensichtlich

Am stärksten betroffen sind vor allem die Migrant*innen, denn ihnen
kann im Falle einer Verurteilung die Aufenthaltsbewilligung entzogen
werden. Hier zeigt sich besonders gut, auf welcher Seite der Barrikade
Salvini steht. Es sind die Migrant*innen, die in Italien die
Drecksarbeit erledigen. So wie etwa auf den Feldern Süditaliens, wo
sie unter der brütenden Sonne Gemüse und Früchte ernten. Dies zehn,
zwölf Stunden lang am Tag für zwei bis drei Euro pro Stunde. Diese
Arbeiter*innen sind die modernen Sklav*innen und leben oft in
Zeltdörfern in der Peripherie unter widrigsten Umständen. In letzter
Zeit begann sich der Widerstand der Betroffenen langsam zu formen und
vor allem zu organisieren. Es kam im Süden des Landes zu
Demonstrationen und Streiks von Migrant*innen, um gegen ihre Arbeits-
und Lebensbedingungen zu protestieren. Um einen möglichen Widerstand
und Protest gleich im Keim zu ersticken, kommt das Salvini-Dekret wie
gerufen. Wer davon profitiert, ist klar: Es sind die
Grossgrundbesitzer*innen, die ihre moderne Sklav*innen weiterhin
ausbeuten können und dabei vom Staat noch besser beschützt und
abgesichert werden.

Die Zusammenfassung ist einfach und die Parallelen zum Faschismus
werden immer deutlicher: Es gibt einen Personenkult rund um den
unbestrittenen Führer, der vergöttert wird; es gibt ein klares
Feindbild, ein Feind, der kompromiss- und rücksichtslos bekämpft
werden muss; die Politik des Sündenbocks dient dazu, die
Arbeiterschaft in «inländische» und «ausländische» Arbeiter*innen zu
spalten; die Organisationen der Arbeiter*innen wie die Gewerkschaften
werden kriminalisiert und so bekämpft; der Widerstand der
Arbeiter*innen, Schüler*innen und Student*innen, ganz allgemein von
all jenen Menschen, die sich der kapitalistischen Ausbeutung
widersetzen wollen, wird kriminalisiert und bekämpft. In wessen
Interesse dies alles geschieht, liegt auf der Hand: Der besitzenden
Klasse Italiens, also von wohl weniger als ein Prozent von jenen
«Patriot*innen», die am 18. Mai ihrem Führer so begeistert in Mailand
zujubelten.


Salvini will mehr Macht

Salvini macht ganz in diesem Sinne weiter. Auf dem Tisch liegt jetzt
das Salvini-Dekret 2: Es sieht schwere Sanktionen für diejenigen vor,
die schiffbrüchige Menschen auf See retten. Den privaten
Schiffseigner*innen drohen zwischen 3500 und 5000 Euro Busse. Handelte
es sich um ein Schiff unter der italienischen Flagge, dann droht den
Schiffseigentümer*innen der Lizenzentzug bis zu einem Jahr. Aber
Salvini will vor allem mehr Macht für sich: Neu soll der
Innenminister, also er selbst, die Entscheidungskompetenz in Sachen
Schliessung der Schiffshäfen bekommen, die aktuell beim Minister für
Verkehr und Transport liegt. Und wie selbstverständlich sieht das neue
Dekret eine Reihe von Repressionsmassnahmen vor: Bei der blossen
Teilnahme an einer unbewilligten Versammlung im öffentlichen Raum
droht eine Freiheitsstraffe von bis zu einem Jahr. Drei Jahre Haft
gibt es bei Widerstand gegen die Polizei bei Demonstrationen, vier
Jahre für die Beleidigung eines Beamten, fünf Jahre für
Sachbeschädigung während einer Demonstration oder Kundgebung und vier
Jahre Haft selbst für das Abbrennen von pyrotechnischem Material
(Rauchpetarden) bei einem Streik oder einer Demonstration.

Es ist nicht allzu lange her, als ein anderer Führer zu seinen
Anhänger*innen, die alle schwarze Hemden trugen, sprach und sie
fragte: «Wollt ihr Butter oder Kanonen?» Und die Masse antwortete:
«Kanonen, Kanonen, Kanonen!» Was dann geschah, ist bekannt.
Italiener*innen: Butter oder Kanonen?

 * 
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FESTIVAL/403: Der BR beim 37. Internationalen Filmfest München, 27.6.-6.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 13. Juni 2019

37. INTERNATIONALES FILMFEST MÜNCHEN

Der BR beim FILMFEST MÜNCHEN



Beim FILMFEST MÜNCHEN (27. Juni bis 6. Juli 2019) werden sieben
Produktionen und Koproduktionen des Bayerischen Rundfunks erstmalig
dem Publikum vorgestellt, darunter der Fernsehfilm "Play" für den
FilmMittwoch im Ersten, die Musik-Doku "Spider Murphy Gang - Glory
Days of Rock 'n' Roll" und die zweite Staffel der Comedy-Serie "Das
Institut - Oase des Scheiterns".

Der BR vergibt zusammen mit der DZ Bank und Bavaria Film den
Förderpreis Neues Deutsches Kino. Mit dem Freistaat Bayern und der
Spitzenorganisation der Filmwirtschaft unterstützt der BR den
Friedenspreis des Deutschen Films - Die Brücke, zudem den erstmals
vergebenen Margot Hielscher Preis. Bayern 2 ruft mit der Süddeutschen
Zeitung zum Publikumspreis auf. Außerdem berichtet der BR so
ausführlich wie noch nie über das FILMFEST MÜNCHEN - mit aktuellen
Sendungen und Beiträgen im Fernsehen, im Hörfunk und Online.


Zahlreiche Darstellerinnen und Darsteller werden
erwartet

Der Bayerische Rundfunk erwartet zu den Premieren seiner
(Ko-)Produktionen auf dem FILMFEST MÜNCHEN u.a. zahlreiche
Darstellerinnen/Darsteller und Regisseurinnen/Regisseure:

"Play": Oliver Masucci, Emma Bading, Jonas Hämmerle, Victoria Mayer,
Regisseur Philip Koch

"Herzjagen": Martina Gedeck, Ruth Brauer-Kvam, Rainer Wöss,
Drehbuchautorin und Regisseurin Elisabeth Scharang, Romanautorin Julya
Rabinowich ("Herznovelle")

"Spider Murphy Gang - Glory Days of Rock 'n' Roll": Günther Sigl,
Barny Murphy, Michael Busse, Franz Trojan, Regisseur Jens Pfeifer

"Lara": Corinna Harfouch, Tom Schilling, Regisseur Jan-Ole Gerster

"All I Never Wanted": Mareile Blendl, Lida Freudenreich, Jochen
Strodthoff, Alexander Beyer, Milena Feurer, Judith Neumann, Sophie
Bogdan, Leonie Stade, Annika Blendl, Mathias Hermann, Felix Hellmann

"Das Institut - Oase des Scheiterns", 2. Staffel: Robert Stadlober,
Christina Große, Nadja Bobyleva, Omar El-Saeidi, Drehbuchautor Robert
Löhr, Regisseur Markus Sehr

"Limbo": Martin Semmelrogge, Mathias Herrmann, Christian Strasser,
Steffen Wink


Preise des Bayerischen Rundfunks

Der Bernhard Wicki Gedächtnis Fonds vergibt gemeinsam mit dem
Freistaat Bayern, der Spitzenorganisation der Filmwirtschaft (SPIO)
und dem Bayerischen Rundfunk den Friedenspreis des Deutschen Films -
Die Brücke, der vorab am Dienstag, 25. Juni 2019, im Cuvilliés-Theater
verliehen wird. Diese Veranstaltung wird in einer Zusammenfassung am
Mittwoch, 3. Juli, 22.45 Uhr im BR Fernsehen (Sonntag, 7. Juli, 11.30
Uhr, 3sat) gezeigt.

Der BR unterstützt auch den neu ins Leben gerufenen Margot Hielscher
Preis, der am Mittwoch, 3. Juli, im Carl-Orff-Saal im Gasteig an den
französischen Schauspieler und Regisseur Louis Garrel vergeben wird.

Zusammen mit der DZ Bank und Bavaria Film vergibt der BR außerdem den
Förderpreis Neues Deutsches Kino. Der Preis wird am Freitag, 5. Juli,
in der Hochschule für Fernsehen und Film München verliehen.

Bayern 2 ruft zusammen mit der Süddeutschen Zeitung Besucherinnen und
Besucher beim FILMFEST MÜNCHEN dazu auf, ihren Lieblingsfilm zu küren.
Zum Abschluss des Filmfests am 6. Juli verleihen Bayern 2 und die SZ
dann den begehrten Publikumspreis.


Das FILMFEST MÜNCHEN in den Programmen des Bayerischen
Rundfunks:

Der BR berichtet in diesem Jahr so ausführlich wie noch nie über das
FILMFEST München - mit aktuellen Sendungen und Beiträgen im Fernsehen,
im Hörfunk und Online.


Berichterstattung im Fernsehen und Online:

kinokino

Dienstag, 25. Juni, 21.45 Uhr 3sat (Mittwoch, 26. Juni, 0.25 Uhr, BR
Fernsehen) - Beitrag zum Auftakt des FILMFEST MÜNCHEN

Dienstag, 2. Juli, 21.45 Uhr 3sat (Mittwoch, 3. Juli, 0.20 Uhr, BR
Fernsehen) - Filmfest-Highlights

Sonntag, 7. Juli, 18.00 Uhr 3sat (Sonntag, 7. Juli, 23.30 Uhr, BR
Fernsehen) - kinokino extra: Das Beste vom FILMFEST MÜNCHEN

Alle Sendungen sind bereits vorab und nach der Ausstrahlung jeweils
für 90 Tage in der BR Mediathek zu sehen.

Zudem berichtet kinokino online auf kinokino.de und in der BR24-App
vom Filmfest.

Das Kulturmagazin Capriccio berichtet am 25. Juni um 22.00 Uhr im BR
Fernsehen und auf den Kulturseiten von br.de.

Auch die Abendschau und die Rundschau begleiten das FILMFEST MÜNCHEN
aktuell.

"Die Sieger - Director's Cut" im BR Fernsehen

Am Dienstag, 9. Juli 2019, 22.00 Uhr, zeigt der BR erstmals Dominik
Grafs Actionthriller "Die Sieger" als Director's Cut im Fernsehen. Die
neun Minuten längere restaurierte Fassung ist zuvor auch auf dem
FILMFEST MÜNCHEN am Freitag, 5. Juli um 16.00 Uhr im Gasteig,
Carl-Orff-Saal, im Rahmen des Schwerpunkts "100 Jahre Bavaria Film"
auf der großen Leinwand zu sehen.


Berichterstattung im Hörfunk

Die Radiowellen Bayern 1, BAYERN 3, PULS, Bayern plus, BR Heimat und
BR-KLASSIK begleiten das FILMFEST MÜNCHEN aktuell im Programm.


Bayern 2 berichtet tagesaktuell, unter anderem


	Freitag, 28. Juni, ab 6.05 Uhr, in der radioWelt am Morgen (Bericht Filmfest-Eröffnung)

	Freitag, 28. Juni, ab 8.30 Uhr in der kulturWelt (Porträt Cinemerit-Preisträger Antonio Banderas)

	Sonntag, 30. Juni, ab 12.05 Uhr, in der kulturWelt (Porträt US-Filmemacher Arthur Jafa)

	Samstag, 6. Juli, ab 9.05 Uhr, Bayern 2 am Samstagvormittag (Ausblick auf den Bayern 2-Publikumspreis)

	Sonntag, 7. Juli, ab 12.05 Uhr, in der kulturWelt (Bericht über die Preisträger beim 37. FILMFEST MÜNCHEN und Resümee)



Das Inforadio B5 aktuell berichtet über das Filmfest werktags
stündlich um sechs vor halb, sonntags um 12.35 Uhr und um 21.05 Uhr
sowie am Freitag, 5. Juli abends und Samstag, 6. Juli vormittags über
den Förderpreis Neues Deutsches Kino.


Die (Ko-)Produktionen des Bayerischen Rundfunks auf dem
FILMFEST MÜNCHEN:


NEUES DEUTSCHES FERNSEHEN

PLAY

BR, ARD Degeto

Premiere: Samstag, 29. Juni, 17.00 Uhr, Astor Kino, Arri

Weitere Vorführung: Montag, 1. Juli, 9.30 Uhr, HFF Kino 1

Jennifer, 17, für die Gaming zum Teenageralltag gehört, fühlt sich
unwohl und einsam. Kürzlich mit ihren Eltern Frank und Ariane
umgezogen, findet sie keinen richtigen Anschluss bei den neuen
Mitschülern. Die Schule interessiert sie nicht. Angefixt durch das
neue Virtual Reality Game Avalonia wird das Spielen allmählich zu
ihrem Lebensmittelpunkt. Jennifer vernachlässigt ihre schulischen und
familiären Verpflichtungen. Über sämtliche Ermahnungen, Beschränkungen
und Verbote setzt sie sich für jede kostbare Spielsekunde hinweg und
hintergeht ihre Eltern. Nur das heimliche, exzessive Abtauchen in die
virtuelle Fantasy-Welt von Avalonia scheint Jennifer glücklich zu
machen. Dabei gerät ihr Leben zwischen realer und virtueller Welt
vollkommen aus der Balance.

Regie: Philip Koch

Drehbuch: Philip Koch, Hamid Baroua

Darsteller: Emma Bading, Oliver Masucci, Victoria Mayer, Jonas
Hämmerle u.a.

Redaktion: Cornelius Conrad (BR), Claudia Simionescu (BR), Birgit
Titze (ARD Degeto)

Produktion: Sappralot Productions (Produzenten: Hamid Baroua,
Christoph Szonn) und Tellux next (Produzent: Philipp Schall) in
Auftrag von BR und ARD Degeto

Sendetermin: Herbst 2019 im Ersten

Herzjagen

ORF, BR

Premiere: Montag, 1. Juli, 18.00 Uhr, Gloria Palast

Weitere Vorführung: Samstag, 6. Juli, HFF Kino 1


Caroline Binder (Martina Gedeck) hat ein schönes Zuhause, eine
funktionierende Ehe und ein chronisch krankes Herz. Herzspezialist
Paul Hoffmann (Anton Noori) verspricht seiner Patientin Heilung durch
eine neue OP-Methode - und er hält sein Versprechen. Caroline kann
gesund werden und ein normales Leben führen; eigentlich ein Grund,
glücklich zu sein - außer für Caroline selbst. Der Abschied von ihrem
bisherigen Leben im Schongang ohne Aufregung und Verantwortung, das
seit zwanzig Jahren ihren Alltag bestimmt, will ihr nicht gelingen.
Caroline fühlt sich um ihre alte Identität betrogen. Schlimmer noch:
Sie will weder ihr gesundes Herz, noch will sie ihr Leben. Und bringt
dadurch ihr altes und neues in Gefahr.

Drehbuch und Regie: Elisabeth Scharang, nach Motiven aus "Herznovelle"
von Julya Rabinowich

Darsteller: Martina Gedeck, Rainer Wöss, Anton Noori, Ruth Brauer-Kvam
u.a.

Redaktion: Julia Sengstschmid (ORF), Amke Ferlemann (BR)

Produktion: Lotus-Film (Produzenten: Tommy Pridnig und Peter
Wirthensohn) in Koproduktion mit ORF und BR, gefördert von
Fernsehfonds Austria und Filmfonds Wien

Sendetermin: 2020 im Ersten


NEUES DEUTSCHES KINO

Spider Murphy Gang - Glory Days of Rock 'n' Roll

BR, MDR

Premiere: Sonntag, 30. Juni, 17.00 Uhr, Astor Event, Arri

Weitere Vorführung: Montag, 1. Juli, 22.00 Uhr, Astor Kino, Arri


40 Jahre Spider Murphy Gang - zu bayerischem Rock 'n' Roll tanzte
Anfang der Achtziger im Fieber der Neuen Deutschen Welle die ganze
Republik. Regisseur Jens Pfeifer heftet sich an die Fersen der
legendären Münchner Band. Er kommt ihnen so nah wie keiner zuvor:
Anhand von teilweise noch nie gesehenem Archivmaterial und
schonungslos offenen Interviews mit allen Protagonisten gewährt er mit
seinem Porträt zweier - auch nach Jahrzehnten immer noch eng
verbundener Freunde - einen faszinierenden Blick hinter die Kulissen.
Ein Stück deutscher Geschichte - und ein Rock 'n' Roll-Biopic über
eine Gruppe, für die die "Glory Days" noch lange nicht vorbei sind...

Regie: Jens Pfeifer

Drehbuch: Jens Pfeifer, Stefan Donaubauer

Mit: Günther Sigl, Barny Murphy, Michael Busse, Franz Trojan, Ludwig
Seuss, Willie Duncan, Otto Staniloi, Andreas Keller, Paul Dax, Willy
Ray Ingram, Dieter Radig, Jürgen Thürnau, Memo Rhein, Volker Krüger
u.a.

Redaktion: Matthias Leybrand (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Torsten
Amarell (MDR)

Produktion: juno film (Produzent: Stefan Donaubauer) in Koproduktion
mit BR und MDR, in Zusammenarbeit mit Neue Bioskop Film Produktion,
gefördert von FFF Bayern, DFFF

Kinostart: 4. Juli 2019

Lara

RBB, BR, ARTE

Premiere: Dienstag, 2. Juli, 18.00 Uhr, Astor Kino, Arri

Weitere Vorführung: Freitag, 5. Juli, 20.00 Uhr, Carl-Orff-Saal,
Gasteig

Lara Jenkins' (Corinna Harfouch) 60. Geburtstag beginnt wie jeder Tag
mit einem Becher Tee und einer Zigarette. Dabei ist heute ein ganz
besonderer Tag für Lara: Ihr Sohn Viktor (Tom Schilling) gibt ein
großes Klavierkonzert - das erste Mal mit eigenen Kompositionen. Seine
Mutter hat er nicht dazu eingeladen; wohl aber seinen Vater Paul
(Rainer Bock) mit der neuen Lebensgefährtin (Birge Schade). Lara hat
indessen ihre eigenen Pläne. Sie hat sich die letzten Konzertkarten
gesichert, die sie nun verteilen will - nach einem sehr eigenwilligen
Prinzip - als Geburtstagsgeschenk für sich selber. Doch der Tag
verläuft anders als erwartet...

Regie: Jan-Ole Gerster

Drehbuch: Blaz Kutin

Darsteller: Corinna Harfouch, Tom Schilling, Volkmar Kleinert, André
Jung, Gudrun Ritter, Rainer Bock, Maria Dragus, Mark Filatov, Mala
Emde, Birge Schade u.a.

Redaktion: Cooky Ziesche (RBB), Claudia Simionescu (BR), Andreas
Schreitmüller (ARTE)

Produktion: Schiwago Filmproduktion (Produzenten: Marcos Kantis,
Jan-Ole Gerster) in Koproduktion mit RBB, BR und ARTE, gefördert von
FFA, Medienboard BerlinBrandenburg, BKM und DFFF

All I Never Wanted

BR

Premiere: Donnerstag, 4. Juli, 17.00 Uhr, Astor Kino, Arri

Weitere Vorführungen: Freitag, 5. Juli, 14.30 Uhr, HFF Kino 1,

Samstag, 6. Juli, 20.00 Uhr, HFF AudimaxX

Der Film erzählt drei ineinander verwobene Geschichten. Nina (Lida
Freudenreich) ist ein junges Model, das die Chance auf einen
Karrierestart in Mailand bekommt. In der harten Modewelt kommt sie an
die Grenzen ihrer Werte. Mareile (Mareile Blendl) ist eine
erfolgreiche Schauspielerin, die mit Anfang 40 an einem Karriereknick
steht. Nach dem Aus in einer Fernsehserie muss sie an ein
Provinztheater nach Lindau. Erneut wird sie dort mit Fragen um ihr
Alter und die Vergänglichkeit von Schönheit konfrontiert. Annika und
Leonie (Annika Blendl, Leonie Stade) sind zwei Regisseurinnen, die
einen Dokumentarfilm über Nina und Mareile machen. Beim Kampf um die
Realisierung des Films stehen sie vor der Entscheidung, sich für Geld
korrumpieren zu lassen oder ob sie bereit sind, in das Geschehen
einzugreifen, um dem Film zum Erfolg zu verhelfen.

Regie: Annika Blendl, Leonie Stade

Drehbuch: Leonie Stade, Annika Blendl, Oliver Kahl

Darsteller: Mareile Blendl, Lida Freudenreich, Annika Blendl, Leonie
Stade u.a.

Redaktion BR: Natalie Lambsdorff, Carlos Gerstenhauer

Produktion: Man on Mars Filmproduktion (Produzenten: Annika Blendl,
Leonie Stade, Michael Schmitt) in Koproduktion mit BR und Karbe Film
(Produzentin: Lena Karbe), gefördert von FFF Bayern


NEUE DEUTSCHE SERIEN


Das Institut - Oase des Scheiterns, 2. Staffel

BR, WDR, NDR

Premiere: Dienstag, 2. Juli, 20.00 Uhr, HFF AudimaxX

Der Kampf der Kulturen tobt weiter und "Das Institut" holt zum
Gegenschlag aus! Die Belegschaft des Deutschen Sprach- und
Kulturinstituts in Kallalabad, Kisbekistan (Zentralasien), stürzt sich
Hals über Kopf in neue Abenteuer und frische Fettnäpfchen. Abermals
beißen sich die sechs Unglücksritter die Zähne daran aus, das Volk von
Kisbekistan für die deutsche Sprache, die deutsche Literatur und sogar
den deutschen Humor zu begeistern. Jedes Mittel ist ihnen dazu Recht:
ein Bücherbus voll Brecht und Precht, ein Pottery Slam, eine
Deutscholympiade - und, weil nichts davon zündet, die deutsche
Wunderwaffe Oktoberfest. Und während man sich mit unliebsamen
Terroristen und aufdringlichen Giftschlangen herumschlagen muss, mit
der kisbekischen Armee und der Deutschen Welle, geht es zwischen den
Mitarbeitern so dermaßen ans Eingemachte, dass sich die Frage stellt:
Was wird "Das Institut" eher zerreißen - die internen Spannungen oder
doch diese dezent platzierte Autobombe?

Idee und Buch: Robert Löhr

Regie: Markus Sehr

Darsteller: Christina Große, Rainer Reiners, Swetlana Schönfeld,
Robert Stadlober, Nadja Bobyleva, Omar El-Saeidi u.a.

Als Gaststars: Jan Weiler, Kurt Krömer, Katharina Schlotthauer, Peter
Trabner, Florian Lukas, Arnel Taci u.a.

Produktion: Novafilm Fernsehproduktion (Produzentin Geraldine Voss) im
Auftrag von BR, WDR und NDR in Zusammenarbeit mit Magenta TV

Redaktion: Cornelius Conrad (BR), Henrike Vieregge (WDR), Markus
Pingel (NDR)


SPOTLIGHT


Limbo

BR

Premiere: Mittwoch, 3. Juli, 22.30 Uhr, Carl-Orff-Saal, Gasteig

Weitere Vorführungen: Donnerstag, 4. Juli, 19.00 Uhr, Astor Club, Arri
Samstag, 6. Juli, 22.00 Uhr, Astor Kino, Arri

Ein Film in einem Take: Als die junge Compliance Managerin Ana (Elisa
Schlott) auf ein Geldwäsche-Netzwerk stößt, kreuzen sich ihre Wege
noch am selben Abend mit denen eines alternden Kleinganoven (Martin
Semmelrogge), einem verdeckten Ermittler (Tilman Strauß) und einem
Wiener Gangsterboss (Christian Strasser). Bei einem illegalen Boxkampf
verweben sich deren Schicksale in einem Strudel aus Macht, Angst und
Gewalt. Als es schließlich zum finalen Kampf in der Arena kommt, geht
es für alle schon lange um mehr als nur Gewinnen oder Verlieren.

Regie: Tim Dünschede

Drehbuch: Anil Kizilbuga

Darsteller: Elisa Schlott, Tilman Strauß, Martin Semmelrogge,
Christian Strasser, Mathias Herrmann, Steffen Wink u.a.

Redaktion BR: Natalie Lambsdorff, Tobias Schultze, Carlos Gerstenhauer
Produktion: Nordpolaris (Produzenten: Fabian Halbig, Florian Kamhuber)
in Koproduktion mit Koryphäen Film (Produzenten: Felix Starck, Yüksel
Yilmaz) und BR in Zusammenarbeit mit HFF München, gefördert von FFF
Bayern


KINDERFILMFEST


Kinofilm-Check: Wie entsteht ein Film?

Rahmenprogramm

Samstag, 6. Juli 2019, 14.30 Uhr (120 Min.), Gasteig Black Box,
Eintritt frei, ab 6 Jahren

In diesem Spezial-Check haben die Besucher die einmalige Gelegenheit,
gemeinsam mit Checker Tobi höchstpersönlich hinter die Kulissen seines
Kinofilms "Checker Tobi und das Geheimnis unseres Planeten" zu
blicken. Was beim Dreh des Abenteuerfilms Lustiges und Spannendes
passiert ist, was man braucht und wer alles so mitarbeitet, damit am
Ende ein Kinofilm entsteht, das checkt Tobi zusammen mit Esra, der
Produktionsleiterin und Regieassistentin des Films. Natürlich gibt es
ausreichend Zeit für eigene Fragen, und am Ende erhalten alle kleinen
und großen Fans die Gelegenheit für Autogramme und Selfies.


OPEN-AIR-REIHE "MINGA, BABY!"

Meister Eder und sein Pumuckl

Rahmenprogramm

Freitag, 5. Juli 2019, 22.00 Uhr, Gasteig Forum, Eintritt frei

Das FILMFEST MÜNCHEN zeigt im Rahmen der Open-Air-Reihe "Minga, Baby!"
die ersten fünf Folgen der legendären Kinderserie "Meister Eder und
sein Pumuckl". Im Frühjahr 2020 wird die Serie dann im BR Fernsehen zu
sehen sein.

 * 
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FORSCHUNG/150: Analyse der Regionalmedienlandschaft - Studie zur Pressevielfalt in Österreich und Deutschland (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 13.06.2019

Analyse der Regionalmedienlandschaft.

Studie zur Pressevielfalt in Österreich und Deutschland



Die Freie Universität Berlin und das Institut für Medienwirtschaft der
Fachhochschule St. Pölten untersuchten, wie sich Vielfalt und Inhalte der
regionalen Printmedien in den letzten 20 Jahren entwickelt haben und
welche Auswirkungen Gratiszeitungen hatten. Dabei zeigen sich regionale
und länderspezifische Unterschiede in der formalen und inhaltlichen
Vielfalt und darin, wie Medienunternehmen und Politik mit der Veränderung
des Marktes umgehen.

Verglichen wurden für die Studie stabile Regionen, in denen sich die
Anzahl verbreiteter Zeitungsausgaben in den letzten 20 Jahren wenig
verändert hat, und dynamische Regionen, in denen viele neue Medien
entstanden sind oder bestehende eingestellt wurden. In Deutschland nahm
die Anzahl der Zeitungsausgaben in einigen Regionen ab, in anderen ist sie
stabil geblieben. Nennenswerte Zuwächse gab es nicht. In Österreich wurden
aber auch Regionen identifiziert, in denen die Anzahl der Zeitungsausgaben
zugenommen hat. Die verbreiteten Auflagen von Zeitungen gingen aufgrund
des Erfolgs von Gratiszeitungen nicht zurück und die Reichweiten nahmen
nur wenig ab.

"In stabilen Regionen werden weniger Ausgaben verbreitet, diese zeigen
aber eine höhere durchschnittliche Seitenanzahl je Ausgabe und mehr
eigenständige Seiten. In dynamischen Regionen hingegen werden mehr Titel
angeboten, die über eine höhere Anzahl sowie einen höheren Anteil
redaktioneller Seiten verfügen, der sich jedoch stärker aus Mantelseiten
speist, also aus Inhalten, die in unverändert mehreren Regionalausgaben
erscheinen", sagt Johanna Grüblbauer, Studienautorin und stellvertretende
Leiterin des Instituts für Medienwirtschaft der FH St. Pölten.

Untersucht wurde auch, ob sich eine dynamische Entwicklung des
Pressemarktes auf die Vielfalt der Inhalte auswirkt: Eine Abnahme an
Zeitungstiteln führt demnach nur teilweise zu einer Verringerung der
inhaltlichen Vielfalt, während eine Zunahme der Zeitungstitel tendenziell
die inhaltliche Vielfalt erhöht.

Marktstrukturen im Ländervergleich

Die Studie betrachtete die Marktstruktur der regionalen Presse in
ausgewählten Regionen Deutschlands und Österreichs für 1995-2015.
Beurteilt wurde die formale und inhaltliche Vielfalt von Zeitungen. Als
formale Vielfaltskriterien wurden verbreitete Ausgaben, Seitenumfang
(redaktionell, serviceorientiert und werblich) oder Mehrfachverwertung
herangezogen. Die inhaltliche Vielfalt wurde beispielsweise auf Basis der
Anzahl redaktioneller Beiträge, der Autorenschaft sowie von Themen- und
Quellenvielfalt bewertet.

"Die radikalen Umbrüche und Herausforderungen der Mediensysteme in den
letzten beiden Jahrzehnten wirkten sich insbesondere auch auf lokale und
regionale Zeitungen in Deutschland und Österreich aus. Wirtschaftlich
bedingte Titeleinstellungen, kostenbedingte Kooperationsmodelle bis hin zu
Fusionen, Großverkäufe oder verstärkte Einsparungen auf Redaktionsebene
können als Gefahren für die journalistische Vielfalt auf regionalen
Medienmärkten angesehen werden. Zudem bestehen nicht zwangsläufig
relevante Alternativen zur Informationsbeschaffung", erklärt Jan Krone,
Studienautor und FH-Dozent am Department Medien und Wirtschaft der FH St.
Pölten.

Österreich und Deutschland eignen sich Krone und Grüblbauer zufolge gut
für einen Vergleich der Auswirkungen der Medienkonzentration und
-vielfalt, da beide Länder nach 1945 zeitgleich gewissermaßen eine "Stunde
Null" in der Medienlandschaft und neue Ausgangsbedingungen in der
Pressepolitik erlebten.

Auf die Pressekonzentrationswellen reagierten Deutschland und Österreich
aber medienpolitisch unterschiedlich: In Deutschland wurden bereits Mitte
der 1970er-Jahre ein Pressefusionskontrollgesetz erlassen und Maßnahmen
der Presseförderung nur in begrenztem Maße eingesetzt. In Österreich setzt
die kartellrechtliche Regelung erst mit dem EU-Beitritt ein, während die
direkte staatliche Presseförderung des Bundes sowie einiger Länder, die
mit der Wahrung von Vielfalt begründet wird, eine im Vergleich zentrale
Rolle spielt.

Untersucht wurden für das Projekt pro Land eine stabile Region (Salzburg
bzw. Rheinland-Pfalz) und eine dynamische Region (Niederösterreich bzw.
Nordrhein-Westfalen). Über den Zeitverlauf wurden Stichproben für die
Jahre 1995, 2006 und 2015 gezogen.


Projekt Regionale Pressevielfalt in Österreich und Deutschland
Das Projekt wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem
Österreichischen Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung
(FWF) finanziert. Partner war die Freie Universität Berlin.

https://research.fhstp.ac.at/projekte/regionale-pressevielfalt-in-oesterreich-und-deutschland

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1640: ZDFzeit "Das Fielmann-Imperium" am 18.06.2019 (ZDF)


ZDFzeit: Das Fielmann-Imperium

Der Marktführer im Qualitätscheck

Dienstag, 18. Juni 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin und Stab

– Das Fielmann-Imperium – Der Marktführer im Qualitätscheck

– Infos zur "ZDFzeit"

– Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)



Dienstag, 18. Juni 2019, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Das Fielmann-Imperium
Der Marktführer im Qualitätscheck
Film von Chris Humbs und Florian Nöthe

Kamera: Oliver Hans Wolf
Produktion: Probono Köln
Redaktion: Christian Wilk
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Das Fielmann-Imperium – Der Marktführer im Qualitätscheck

Fast jede zweite Brille in Deutschland wird bei Fielmann gekauft. Wie sieht es hinter den Kulissen des Marktführers aus? "ZDFzeit" stellt Fielmann auf den Prüfstand.

Günstige Brillen für wenig Geld – für dieses Image hat Unternehmer Günther Fielmann hart gearbeitet. Heute gehören zum Konzern mehr als 600 Filialen in Deutschland. Und was kaum jemand weiß: Fielmann kauft auch Optiker auf und führt sie unter altem Namen weiter.

"Brille: Fielmann": Diesen Slogan kennt in Deutschland dagegen fast jeder. Seit Günther Fielmann 1972 in Cuxhaven sein erstes Geschäft eröffnete, hat sich viel getan auf dem früher so traditionellen Optikermarkt – wo es noch üblich war, im weißen Laborkittel zu bedienen. Oder, wie es der Senior einmal beschrieb: "Ich bin dann in dieses kartellähnliche Gebilde gefahren wie der Habicht in den Hühnerstall."

Seine Geschäftsidee: statt teurer Designerbrillen selbst entworfene, modische Brillen zum kleinen Preis. Eine Art Discounter-Prinzip für den Brillenmarkt. Damit revolutionierte er in den 70er- und 80er-Jahren das Geschäft, konnte eine Filiale nach der anderen einweihen. Heute verkauft die Fielmann AG in ihren über 600 deutschen Filialen mehr Brillen als alle anderen Optiker zusammen.

"ZDFzeit" durchleuchtet das Brillen-Imperium: Wie fair geht der Konzern mit seinen Mitarbeitern um? Und hält er seine Werbeversprechen tatsächlich ein? Experten prüfen die Qualität der Brillen, Testkäufer checken Beratung und Service.

Wird wirklich jede Reklamation anerkannt? Ob Umtausch oder Rückgabe bei Nichtgefallen oder Bestpreis-Garantie – die Kundenzufriedenheit steht laut Fielmann im Mittelpunkt der Firmenstrategie. "Das erzähle ich doch weiter, und dieser Weiterempfehlungseffekt, der schlägt sich viel deutlicher in den Ertragszahlen nieder als die Retouren", erklärt Marketingforscher Prof. Manfred Schwaiger.

Beliebt machte sich Fielmann damit in seiner Branche nicht, wegen seiner Werbeversprechen überzog ihn die Konkurrenz mit Klagen, Filialen wurden beschmiert, Türschlösser zugeklebt, Müllcontainer angesteckt. Mitte der 80er-Jahre gab es den Branchenspruch: Optiker mögen zwei Dinge nicht: Leute, die gut sehen und Herrn Fielmann. Der blieb unbeirrt, trommelte für seine Geschäfte, wenn nötig mit einem Elefanten in der Fußgängerzone.

Heute sind dem Branchenprimus zahlreiche Konkurrenten auf den Fersen: große Optiker-Ketten, kleine Billiganbieter oder Online-Brillenhändler. Fielmann lässt den Markt genau beobachten und versucht, die Mitbewerber beständig zu unterbieten. Inzwischen hat der öffentlichkeitsscheue Günther Fielmann die Geschäftsleitung an seinen Sohn Marc übergeben. Auch der ist für seinen Hang zum Perfektionismus bekannt und wurde vom Vater systematisch zum Nachfolger aufgebaut. "ZDFzeit" konnte den mit 29 Jahren derzeit jüngsten deutschen Konzernchef eines Milliardenunternehmens exklusiv in seinem Arbeitsalltag begleiten.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert.

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

 * 

Die bisherigen "ZDFzeit"-Sendungen (mit Erstsende-Datum)


2012 (29 Sendungen)


	Auf der Jagd nach verlorenen Schätzen (17.01.2012)

	Geheimes Deutschland (24.01.2012)

	Der Spion, den ich liebte (31.01.2012)

	Ein (fast) perfektes Verbrechen (21.02.2012)

	Vorsicht Verschwörung! (28.02.2012)

	Geheimnisvolle Unterwelten (06.03.2012)

	Die Unbesiegbaren (13.03.2012)

	Und ewig locken die Wälder (27.03.2012)

	Himmel über Deutschland (03.04.2012)

	Die Berge der Deutschen (10.04.2012)

	Deutschland – Deine Flüsse (24.04.2012)

	Die Griechenland-Lüge (08.05.2012)

	Elizabeth II. – Die leidenschaftliche Queen (29.05.2012)

	Elizabeth II. – Die Queen und die Deutschen (05.06.2012)

	Endlich Prinzessin – Ein Jahr mit Kate und Charlene (26.06.2012)

	Der deutsche Adel (1) (14.08.2012)

	Der deutsche Adel (2) (28.08.2012)

	Deutschland in Gefahr? (04.09.2012)

	Weltenbrand (1) (18.09.2012)

	Weltenbrand (2) (25.09.2012)

	Weltenbrand (3) (02.10.2012)

	Am Rande des Atomkriegs – Kampf um Kuba und Berlin (09.10.2012)

	Der Fluchhafen Berlin (23.10.2012)

	Kampf um den Euro (30.10.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (1) (06.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (2) (13.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (3) (27.11.2012)

	Geheimnisse des Zweiten Weltkriegs (4) (04.12.2012)

	Stille Nacht in Stalingrad (11.12.2012)




2013 (30 Sendungen)


	Mein Kampf mit Hitler – "Machtergreifung" 1933 (22.01.2013)

	Wie gut ist Billig-Bio? (12.02.2013)

	Wie gut sind No-Name-Lebensmittel? (19.02.2013)

	Die ganze Wahrheit über Fitness (05.03.2013)

	Was kostet ein Kind? (12.03.2013)

	Arm und Reich (19.03.2013)

	Aldi gegen Lidl – Das Duell (02.04.2013)

	Die Jahrhundertfälschung (09.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (1) (23.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (2) (30.04.2013)

	Traumfabrik Königshaus (3) (07.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (4) (14.05.2013)

	Unheimliche Geschäfte (21.05.2013)

	Mythos Everest – Gipfelsturm auf dem Dach der Welt (28.05.2013)

	Traumfabrik Königshaus (5) (04.06.2013)

	Traumfabrik Königshaus (6) (11.06.2013)

	Wie gut sind Fertiggerichte? (18.06.2013)

	Wie gut ist unser Fleisch? (25.06.2013)

	Ein Baby für William und Kate (30.07.2013)

	Kante Klartext Kandidat (06.08.2013)

	Macht Mensch Merkel (13.08.2013)

	Der Deutschland-Test – Wie gut ist unser Gesundheitssystem? (20.08.2013)

	Die Milliarden-Zocker (17.09.2013)

	Wasser, Schlamm – und wer bezahlt? (24.09.2013)

	Unser Krieg (1) (08.10.2013)

	Unser Krieg (2) (22.10.2013)

	BMW gegen Mercedes – Das Duell (29.10.2013)

	Nacht über Deutschland – Novemberpogrom 1938 (05.11.2013)

	Kennedy – Das Geheimnis der letzten Tage (12.11.2013)

	Wie gut ist unser Spielzeug? (27.11.2013)




2014 (34 Sendungen)


	Wie gut sind Light-Lebensmittel? (14.01.2014)

	Wie gut ist unser Brot? (21.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (28.01.2014)

	Nicht alles war schlecht (04.02.2014)

	Schlank in den Frühling (04.03.2014)

	Wie gut ist sanfte Medizin? (11.03.2014)

	Der große Baumarkt-Test (18.03.2014)

	Mit Jubel in die Hölle (25.03.2014)

	H&M gegen C&A – Das Duell (01.04.2014)

	Das Geheimnis von Flug MH370 (08.04.2014)

	Maxima und Willem-Alexander (22.04.2014)

	McDonald's gegen Burger King (05.05.2014)

	Riskante Reise – Europa und die Flüchtlingsströme (20.05.2014)

	Verschwörung gegen die Freiheit (27.05.2014)

	Thronwechsel in Spanien – Juan Carlos dankt ab (03.06.2014)

	Vegetarier gegen Fleischesser – Das Duell (10.06.2014)

	Königliche Dynastien: Die Windsors (16.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Habsburger (22.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Hohenzollern (29.07.2014)

	Königliche Dynastien: Die Romanows (05.08.2014)

	Die Suche nach den verlorenen Söhnen (26.08.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Der erste Tag (02.09.2014)

	Zweiter Weltkrieg – Das erste Opfer (09.09.2014)

	Prinz Harry – Der wilde Windsor (16.09.2014)

	Wie gut sind unsere Lehrer? (23.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (1) (30.09.2014)

	Projekt Hühnerhof (2) (07.10.2014)

	Die Insel (1) (21.10.2014)

	Die Insel (2) (28.10.2014)

	Wahnsinn '89: Wie die Mauer fiel (04.11.2014)

	DURST! (11.11.2014)

	Wie viele Ausländer verträgt Deutschland? (25.11.2014)

	Die Aldi-Story (09.12.2014)

	Der große Test zum Fest (16.12.2014)




2015 (32 Sendungen)


	Aldi, Lidl & Co. – Wie gut sind Discounter-Lebensmittel? (20.01.2015)

	Wie gut ist unser Bier? (27.01.2015)

	Mensch Putin (17.02.2015)

	Wie gut ist die deutsche Küche? (24.02.2015)

	Wie gut ist unsere Wurst? (03.03.2015)

	Geh doch nach drüben (1) (10.03.2015)

	Geh doch nach drüben (2) (17.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (1) (24.03.2015)

	Die Suche nach Hitlers Volk (2) (31.03.2015)

	Wir Geiseln der SS (14.04.2015)

	Die Verbrechen der Befreier (05.05.2015)

	Der Fall Deutsche Bank (19.05.2015)

	Wie deutsch ist die Queen? (30.06.2015)

	Königliche Liebe (07.07.2015)

	Der Monaco-Clan (14.07.2015)

	Königliche Kindheit (21.07.2015)

	Die Suche nach Hitlers "Atombombe" (28.07.2015)

	Der große Kosmetik-Test – Wie gut sind Deo, Creme & Co. (25.08.2015)

	Wie gut ist unser Trinkwasser – Der große Test (01.09.2015)

	REWE gegen EDEKA – Das Supermarkt-Duell (08.09.2015) 

	Tödliche Grenze – Der Schütze und sein Opfer (15.09.2015)

	Ost und West – der große Check (22.09.2015)

	Auf den Spuren der Einheit – mit Christopher Clark (29.09.2015)

	Wie gut ist unsere Milch? (06.10.2015)

	Wie gut ist unser Kaffee? (13.10.2015)

	Billig gegen teuer – Muss es immer Markenware sein? (20.10.2015)

	Lust und Lüge – Die Deutschen und der Sex (03.11.2015)

	Wie viele Flüchtlinge verträgt Deutschland? (10.11.2015)

	Wie viel Islam verträgt Deutschland? (24.11.2015)

	Wie gerecht sind unsere Steuern? (01.12.2015)

	Wie fair sind unsere Löhne? Der große Gehalts-Check (08.12.2015)

	Machtmensch Putin (15.12.2015)




2016 (36 Sendungen)


	Alle gegen Aldi – wer schlägt den Discounter-Riesen? (19.01.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Iglo, Frosta & Co. – Wie gut ist Tiefkühlkost? (16.02.2016)

	Wie gut sind unsere Chefs? (23.02.2016)

	Wie gut sind unsere Krankenhäuser? (01.03.2016)

	Der Pflege-Check – Wie leben wir im Alter? (08.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit des Aufbruchs (15.03.2016)

	Wir Nachkriegskinder – Zeit der Wunder (22.03.2016)

	Elizabeth II. wird 90 – Die Jahrhundert-Königin (05.04.2016)

	Wie korrupt ist Deutschland? (12.04.2016)

	König, Krone, Kindersegen – Carl Gustaf von Schweden wird 70 (26.04.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (1) (10.05.2016)

	Das Jahrhunderthaus – Wie wir lebten (2) (17.05.2016)

	Schoko, Keks & Co. – Wie gut sind unsere Süßigkeiten? (24.05.2016)

	Pommes, Chips & Co. – Wie gut sind Kartoffelprodukte? (31.05.2016) 

	No-Name oder Markenware – Der große Produkttest (07.06.2016)

	Kurs auf die Krone – Mary und Frederik von Dänemark (05.07.2016)

	Glamour, Gold und die Liebe – Europas Königshäuser im Vergleich (12.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Welfen (19.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Bernadottes (26.07.2016)

	Königliche Dynastien: Die Grimaldis (02.08.2016)

	Hühnchen, Nuggets & Co. – Wie gut sind Geflügelprodukte? (23.08.2016)

	Bratwurst, Aufschnitt & Co. – Wie gut sind unsere Wurstwaren (23.08.2016)

	Hopfen und Malz – Wie gut ist unser Bier? (30.08.2016)

	Haben wir's geschafft? – Deutschland und die Flüchtlinge (06.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Oetker-Story (13.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die C&A-Story (20.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Haribo-Story (27.09.2016)

	Deutschlands große Clans: Die Tchibo-Story (04.10.2016)

	Der große Bahn-Check (18.10.2016)

	Wer schlägt McDonald's – Das große Fastfood-Duell mit Nelson Müller (25.10.2016)

	Wie gut sind Billig-Bäcker (01.11.2016)

	Achtung, Kundenfall! – Locken, schmeicheln, überrumpeln (22.11.2016)

	Der große Warentest – Wie gut sind Matratze, Waschmaschine & Co.? (29.11.2016)

	Mehr Ausländer, mehr Kriminalität? – Der große Faktencheck (06.12.2016)

	Mensch Erdogan! – Die Geheimnisse des türkischen Präsidenten (13.12.2016)




2017 (33 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Turbo-Salami, Tütensuppen & Co (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co (24.01.2017)

	Mensch Gauck! – Pastor, Präsident, Freiheitssucher (31.01.2017)

	Prinz Philipp – Ein Leben für die Queen (07.02.2017)

	Zarensturz – Das Ende der Romanows (14.02.2017)

	Mensch Schröder! – Eine deutsche Karriere (07.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (1) (14.03.2017)

	No-Name oder Marke? – Der große Lebensmitteltest mit Nelson Müller (2) (21.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Arbeit, Freizeit und Urlaub (28.03.2017)

	Das Jahrhunderthaus – Essen, Trinken und Sport (04.04.2017)

	Wie viel Polizei braucht Deutschland? (11.04.2017)

	Rossmann, dm & Co. – Der große Drogeriemarkt-Test (18.04.2017)

	Ikea, Roller & Co. – Wer ist der beste Möbel-Discounter? (09.05.2017)

	Das Lidl-Imperium – Der Discounter im Qualitäts-Check (16.05.2017)

	Die Tricks der Gesundheitsbranche (23.05.2017)

	Der große Warentest – Wie gut sind Fahrradschlösser, Grill & Mückenschutz? (30.05.2017)

	Königliche Dynastien: Die Coburger (13.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Oranier (20.06.2017)

	Königliche Dynastien: Die Glücksburger (27.06.2017)

	Glamour, Macht und große Gefühle – Europas Königshäuser im Vergleich (04.07.2017)

	Kronprinzessin und Superstar – Victoria von Schweden wird 40 (11.07.2017)

	Langnese, Schöller & Co. – Der große Eistest mit Nelson Müller (18.07.2017)

	Dianas Vermächtnis – Das Geheimnis der unglücklichen Prinzessin (01.08.2017)

	Bratmaxe, Bruzzzler & Co. – Der große Grill-Test mit Nelson Müller (22.08.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Aldi-Story (26.09.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Otto-Versand-Story (10.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Volkswagen-Story (17.10.2017)

	Deutschlands große Clans: Die Persil-Story (24.10.2017)

	Mensch Trump! – Provokateur, Populist, Präsident (07.11.2017)

	Früher war alles besser! Oder? (21.11.2017)

	Mensch Macron! – Aufsteiger, Reformer, Europäer (28.11.2017)

	DHL, Hermes & Co. – Der große Paketdienst-Test (06.12.2017)

	Wie gut sind unsere Ärzte? (12.12.2017)




2018 (36 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Nelson Müllers Nudel-Check – Wie gut sind Spaghetti, Tortellini & Co.? (23.01.2018)

	Nelson Müllers Käse-Check – Wie gut sind Gouda, Camembert & Co.? (30.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Reichstag (27.02.2018)

	Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst (13.03.2018)

	Superbauten der Geschichte: Der Kreml (20.03.2017)

	Fit in den Frühling – Der große Bewegungs-Check (10.04.2018)

	Kronen, Krisen und Skandale – Die Überlebensstrategien der Royals (24.04.2018)

	Obi, Hornbach & Co. – Der große Baumarkt-Check (08.05.2018)

	Harry & Meghan – Hochzeit bei den Windsors (15.05.2018)

	Wo lebt es sich am besten? – Die große Deutschland-Studie (22.05.2018)

	Nelson Müllers Essens-Check – Wie gut sind Olivenöl, Lachs & Obst to go? (29.05.2018)

	Die Kaufhof-Story – Das Warenhaus im Qualitäts-Check (05.06.2018)

	Kim, Trump und die Bombe – Nordkoreas riskanter Machtpoker (12.06.2018)

	Supermächte – Angst vor China? (17.07.2018)

	Supermächte – Amerika first? (24.07.2018)

	Supermächte – Russlands Rückkehr? (31.070.2018)

	AIDA oder TUI Cruises – Der Kreuzfahrt-Check (14.08.2018)

	Royale Kindheit – Prinzen, Ponys, Paparazzi (21.08.2018)

	Royale Liebe – Märchen, Macht, Mätressen (28.08.2018)

	Royale Skandale – Lügen, Laster, Leidenschaften (04.09.2018)

	Nelson Müllers Lebensmittelreport – Wie gut sind Bio-Tomaten, Edel-Rindfleisch & Schokolade? (11.09.2018)

	Deichmann, Reno & Co. – Der große Schuhmarkt-Check (18.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Lidl-Story (25.09.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Adidas-Story (02.10.2018)

	Deutschlands große Clans: Die Bahlsen-Story (09.10.2018) 

	Das verdient Deutschland – Der große Gehälter-Vergleich (23.10.2018) 

	Der Buckingham-Palast – Geheimnisse und Tragödien im Königshaus (30.10.2018)

	Exodus? – Antisemitismus in Europa (06.11.2018)

	Der unterschätzte Thronfolger – Prinz Charles wird 70 (13.11.2018)

	Türken und Deutsche – Der große Nachbarschaftstest (20.11.2018)

	Der große Warentest – Richtig sparen im Haushalt (27.11.2018)

	UNANTASTBAR – Der Kampf für Menschenrechte (04.12.2018)

	Mensch Heino – Der Sänger und die Deutschen (11.12.2018)

	Die Tricks der Kosmetikindustrie (18.12.2018)




2019 (12 Sendungen)


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (1) – Tütensuppen, Kochschinken & Co. (22.01.2019)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (2) – Hackfleisch, Wackelpudding & Co. (29.01.2019)

	No-Name oder Marke (1) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (12.02.2019)

	No-Name oder Marke (2) – Der große Lebensmittel-Test mit Nelson Müller (19.02.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Russen (05.03.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Italiener (12.03.2019)

	Ziemlich beste Nachbarn – mit Michael Kessler: Wir und die Briten (19.03.2019)

	Obi, Dehner & Co. – Der große Gartencenter-Check (26.03.2019)

	30 Jahre Mauerfall – Joachim Gaucks Suche nach der Einheit (09.04.2019) 

	Putin und die Deutschen (16.04.2019) 

	Wir Deutschen und die Demokratie (30.04.2019)

	Wir Deutschen und Europa (07.05.2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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DOKUMENTATION/1639: ZDF Terra X - "Tabu – Verbotene Orte" am 16.06.2019 (ZDF)


Terra X: Tabu – Verbotene Orte

Dokumentation

Sonntag, 16. Juni 2019, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Zur Sendung



Sonntag, 16. Juni 2019, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Tabu – Verbotene Orte
Dokumentation

Buch: Friedrich Klütsch
Regie: Carsten Gutschmidt
Kamera: Fabian Spuck, Marc Riemer
Ton: Thomas Diesel, Peter Trinks
Animation: Richard Sako, Nico Maehliss, Markus Tanz
Schnitt: Diana Matous
Sprecher: Udo Wachtveitl
Musik: Johannes Motschmann
Produktionsleitung NFP: Florian Miller
Produktionsleitung ZDF: Cora Szielasko-Schulz, Claudia Comprix
Producer: Christian Ehrhardt 
Produzent: Clemens Schaeffer, Alexander Thies 
Redaktion: Ruth Omphalius
Länge: 43'30''

Die Insel North Sentinel Island im Indischen Ozean ist für jeden Fremden tabu, denn die Bewohnern dieses abgelegenen Eilandes verweigern bislang jeden Kontakt zur Zivilisation. Sogar tödlich kann ein Zusammentreffen enden. Erst 2018 wurde der junge Amerikaner John Allen Chau bei dem Versuch, die Sentinelesen zu missionieren, getötet.

Obwohl bereits seit 1996 rund um die Insel ein streng bewachtes Sperrgebiet ausgewiesen ist, das sowohl die Ureinwohner als auch mögliche Besucher schützen soll, kommt es immer wieder zu Zwischenfällen. "Terra X" spricht mit zwei Forschern, die als erste und einzige bislang friedlichen Kontakt zu dem rätselhaften Inselvolk herstellen konnten, und versucht, die Situation eines der letzten abgeschieden lebenden Völker der Welt besser zu verstehen.

Außerdem besucht das "Terra X"-Team das legendäre Diamantensperrgebiet im Südwesten Namibias. Hier wurden einst aus Glücksrittern Millionäre. Ein Bahnbeamter aus Thüringen, August Stauch, löste in der damaligen deutschen Kolonie im Jahr 1908 einen wahren Diamantenrausch aus. Doch seit über 100 Jahren ist die Gegend ein streng bewachtes Sperrgebiet. Welche Geheimnisse sind jenseits des Stacheldrahtes verborgen? "Terra X" spricht mit dem Enkel von August Stauch, taucht in die spannende Geschichte der Diamantenjäger in Namibia ein und erklärt, woher die Diamanten kommen und wie sie in der Wüste gelandet sind.

Ein weiteres Tabu birgt eines der größten Menschheitsgeheimnisse überhaupt. In einer schlichten Kapelle in der kleinen äthiopischen Stadt Axum soll nach dem Glauben der Äthiopier die Bundeslade aufbewahrt werden. Nur ein auf Lebenszeit gewählter Wächter-Mönch soll Zugang zu ihr haben. Seit der ehemalige Patriarch der Kirche von Äthiopien, Abuna Pauolos, 2009 während eines Papstbesuchs verkündete: "Sie befindet sich bei uns in Axum. Äthiopien ist der Thron der Bundeslade, seit Hunderten von Jahren schon", rückt Axum immer wieder ins Blickfeld von Wissenschaftlern und Abenteurern. Existiert die Bundeslade überhaupt und wenn ja, befindet sie sich tatsächlich in Äthiopien? "Terra X" begibt sich auf Spurensuche.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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DOKUMENTATION/1638: ZDF planet e. - Themen der Sendungen vom 16.06. bis 07.07.2019 (ZDF)


planet e.

planet e.: Blackout – Angriff auf unser Stromnetz

Sonntag, 16. Juni 2019, 16.30 Uhr / sonntags 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Blackout – Angriff auf unser Stromnetz

– planet e.: Risiko Umwelthormone – Wenn der Körper austickt

– planet e.: Volle Fahrt aufs Abstellgleis – Über das Verschwinden der Güterzüge

– planet e.: Superfood – Der Hype ums gesunde Essen

– Infos zu "planet e."

– planet e. – Die bisherigen Sendungen



Sonntag, 16. Juni 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Blackout – Angriff auf unser Stromnetz
Film von Dennis Berger, Frank Bethmann und Thomas Hies

Produktion: docuvista
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 23. Juni 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Risiko Umwelthormone – Wenn der Körper austickt
Film von Doris Ammon

Produktion: ZDF
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 30. Juni 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Volle Fahrt aufs Abstellgleis– Über das Verschwinden der Güterzüge
Film von Franziska Pfeffer und Marilena Schulte

Produktion: docuvista
Redaktion: Manfred Kessler
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 7. Juli 2019, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Superfood – Der Hype ums gesunde Essen
Film von Anne Kauth

Produktion: kelvinfilm
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Blackout – Angriff auf unser Stromnetz

Die Umstellung auf erneuerbare Energien macht das Stromnetz anfälliger für Hacker. Denn Wind-, Solar- und Wasserkraftanlagen produzieren nicht nur Strom, sondern auch jede Menge Daten. Ein Cyberangriff auf das Stromnetz kann großen Schaden anrichten – wirtschaftlich und gesellschaftlich. Hamsterkäufe, Plünderungen, öffentliches Chaos – das wären mögliche Konsequenzen, wenn der Strom über längere Zeit ausfällt. Wie wahrscheinlich ist dieses Szenario?

2015 und 2016 hatten Hacker in der Ukraine die Stromversorgung lahmgelegt. Mehr als 700 000 Haushalte waren stundenlang ohne Strom. Der Fall zeigt: Mit einem groß angelegten, koordinierten Angriff könnten Hacker den Strom flächendeckend ausschalten, womöglich für Tage oder sogar für Wochen. Ein Blackout ist eine echte Bedrohung. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) warnt immer wieder vor Cyberangriffen auf Energieversorger. "Jeden Tag gibt es tausendfache Anklopfversuche aus dem Internet", bestätigt auch Florian Haacke, Leiter der Konzernsicherheit bei Deutschlands größtem Stromnetzbetreiber Innogy.

Die größte Schwachstelle ist oft der einzelne Mitarbeiter. Veraltete Systeme erhalten kein Update, Passwörter sind viel zu einfach gestaltet und werden zu selten geändert. In einem "Cybergym" in der Nähe von Prag lernen Angestellte von Europas großen Stromanbietern, wie man sich vor Hackerangriffen schützen kann. Doch Sicherheit muss man sich leisten können. Vor allem kleineren Energieversorgern fehlt es oft an Geld, um in die IT-Sicherheit zu investieren und ihre Mitarbeiter ausreichend zu schulen.

Eberhard Oehler, Geschäftsführer der Stadtwerke Ettlingen, ist einer der wenigen, die offen über den Nachholbedarf von Energieversorgern in Sachen Cybersecurity sprechen. Lebhaft erinnert er sich an den Moment, in dem ein Hacker ihn anrief: Es war ihm gelungen, in das Netz der Stadtwerke Ettlingen einzudringen. "Ein Klick hätte genügt, um den Strom in der gesamten Stadt auszuschalten", erinnert sich Oehler an die Extremsituation. Er weiß, dass viele Stadtwerke ähnliche Software und Technik verwenden. Dadurch steigt die Gefahr, dass Hacker nicht nur ein Stadtwerk lahmlegen – sondern gleich mehrere auf einmal. "Wenn hier in Nord-Baden zehn Stadtwerke abgeschaltet würden, dann hätten wir ein massives Problem", gibt er zu.

Kein System ist zu 100 Prozent sicher, sagt Benjamin Kunz Mejri. Er muss es wissen: Von der NASA über Microsoft bis zu deutschen Stromkonzernen hat er schon unzählige Unternehmen gehackt. Doch Benjamin Kunz Mejri knackt die Datenbanken nicht mit kriminellen Absichten. Er ist ein "guter" Hacker, ein sogenannter "White Hat". Alle Sicherheitslücken, die er findet, meldet er den betroffenen Firmen – damit diese sie stopfen können. Benjamin Kunz Mejris neuestes Opfer: die Stadtwerke Bad Kreuznach. Der Hacker bläst zum Angriff auf den regionalen Energieversorger. Schafft er es, ins Netz der Stadtwerke einzudringen?

 * 

planet e.: Risiko Umwelthormone – Wenn der Körper austickt

In vielen Plastikprodukten, Kosmetik, Autozubehör und sogar im Essen stecken hormonell wirksame Substanzen, die Übergewicht, Asthma, Allergien und sogar Krebs verursachen können.

Die Weltgesundheitsorganisation hat 800 Stoffe identifiziert, die hormonell wirksam sind. Schon winzige Mengen dieser Umwelthormone können unsere Körper durcheinanderbringen. Vor allem Ungeborene und Kleinkinder sind gefährdet – mit erheblichen Langzeitfolgen.

Im Leipziger Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung untersucht die Biologin Dr. Gunda Herberth seit zehn Jahren, wie der frühe Kontakt mit Umweltgiften das Immunsystem von Kindern beeinflussen kann. Schon im Mutterleib nehmen Ungeborene Umwelthormone auf, die viele Jahre später zu Allergien und Neurodermitis führen können. In weiteren Langzeitstudien beobachten Wissenschaftler aus aller Welt, dass zahlreiche hormonaktive Substanzen Fettleibigkeit und Diabetes fördern und unsere Fortpflanzung beeinträchtigen. Neueste Forschungsergebnisse zeigen: Übergewicht entsteht nicht allein durch übermäßiges Essen! Denn Umwelthormone können beeinflussen, wie unser Körper mit Nahrung umgeht – und uns dick machen. Einige Stoffe stehen sogar im Verdacht, Krebs zu erzeugen.

Unbemerkt und ungewollt belasten wir unseren Körper täglich mit zahlreichen Schadstoffen. Gibt es überhaupt unbedenkliche Alternativen?

Eines der am weitesten verbreiteten Umwelthormone ist die chemische Verbindung Bisphenol A, die in vielen Kunststoffen steckt. Durch den Druck der Verbraucher wurde die Substanz zwar aus zahlreichen Produkten verbannt. Ganz verboten ist sie jedoch noch nicht. Als Alternative werden Trinkwasserflaschen, Babyflaschen, Schnuller und Schnabeltassen aus dem Kunststoff Tritan Copolyester hergestellt. Doch auch die in Tritan verarbeiteten Ersatzstoffe haben eine hormonaktive Wirkung, wie Forscher von der Goethe-Universität in Frankfurt herausfanden. Viele weitere Ersatzstoffe, die den Markt erobern, sind ebenfalls hormonell aktiv.

"planet e." beleuchtet den Einfluss von hormonaktiven Substanzen auf unseren Körper und die Möglichkeiten, sich davor zu schützen.

 * 

planet e.: Volle Fahrt aufs Abstellgleis – Über das Verschwinden der Güterzüge

Immer mehr Lkw sind auf unseren Autobahnen unterwegs, verschmutzen die Umwelt und sorgen für Stau. Dabei gibt es eine Alternative: die Bahn. Doch für den Gütertransport ist sie unattraktiv.

Mehr als 70 Prozent aller Güter in Deutschland werden mit dem Lkw transportiert – und nur 18 Prozent mit der Bahn. Trotz ambitionierter Klimaziele investiert der Bund bisher vor allem in den Straßenverkehr und kaum in die Schiene. Das hat Folgen: Den Satz "Schon wieder Stau!" hört man nicht nur auf der Autobahn, sondern auch im Güterzug. "planet e." begleitet einen Güterzug von Wuppertal bis Verona – vom Beladen über Grenzkontrollen bis zur Ankunft am Zielbahnhof. Und eben auch im Stau. Da am deutschen Schienennetz jahrelang gespart wurde, kommt es auf den wenigen übrig gebliebenen Gleisen und vor allem an Knotenpunkten oft zu Verzögerungen. Experten wie der Verkehrswissenschaftler Christian Böttger von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin fordern: Damit der Güterzug für Logistiker eine attraktive, pünktliche Option wird, muss das Schienennetz dringend ausgebaut und modernisiert werden. Laut "Masterplan Schienengüterverkehr" will die Bundesregierung bis 2030 112 Milliarden Euro dafür ausgeben. Ist das ausreichend?

Deutschlands Nachbarländer haben uns einiges voraus: In der Schweiz werden rund 40 Prozent des Güterverkehrs über die Schiene transportiert. Betrachtet man nur die Alpenregion, sind es sogar 70 Prozent. Das lässt sich die Regierung einiges kosten: Jährlich werden in der Schweiz umgerechnet 378 Euro pro Person für den Schienenverkehr ausgegeben. Zum Vergleich: In Deutschland sind es nur 64 Euro. Auch Österreich nimmt im europäischen Schienengüterverkehr eine führende Rolle ein. Um die Lkw von der Straße zu holen, setzt das Alpenland sogenannte "rollende Landstraßen" ein: Direkt nach der deutsch-österreichischen Grenze können Lkw auf einen Güterzug auffahren, der sie im Huckepack durch ganz Österreich bis nach Italien bringt. Kann dieses Konzept auch in Deutschland funktionieren?

Wer ist verantwortlich für das Ungleichgewicht zwischen Schiene und Straße in Deutschland? Warum ist es für Logistiker so viel billiger, ihre Waren mit dem Lkw zu transportieren statt mit dem Güterzug? Und was können wir tun, um den Warenverkehr umweltverträglicher zu machen?

"planet e." macht sich auf die Suche nach Lösungen.

 * 

planet e.: Superfood – Der Hype ums gesunde Essen

Chia Samen, Goji-Beeren und Quinoa als Ersatzgetreide: Gesünder, schlanker, leistungsstärker durch diese "Superfoods". Der Hype ist längst global. Doch wie groß ist der Nutzen wirklich? "planet e." erkundet den weltweiten Trend rund um Superfood und fragt Verbraucher, Mediziner und Erzeuger nach dem Nutzen der vermeintlichen Alleskönner. Ein Ergebnis: Was für den Menschen vermeintlich gut ist, macht aus fruchtbaren Feldern eine Wüste.

In deutschen Großstädten sprießen sie wie Pilze aus dem Boden: "Superfood-Restaurants". Florian Klar aus Bochum hat sein "Nährstoff-Reich", das erste Superfood-Bistro des Ruhrgebiets, vor einem Jahr eröffnet. Er ist Sportler, hat den positiven Effekt gesunder Ernährung selbst erfahren und freut sich, wenn sich die Kundschaft dafür interessiert, was sie isst. Den Superfood-Boom sieht er positiv: "Ist doch besser, als wenn alle sich gedankenlos irgendeinen Fastfood reinziehen." Florian setzt auf ein Mischkonzept: Er kauft seine Zutaten bei regionalen Händlern, verarbeitet aber exotische Superfoods in seinen Gerichten. "Mit Leinsamen kann man niemanden hinterm Ofen vorlocken. Da müssen wir schon ein Stück weit auf den Trend aufspringen."

Der Trend um Quinoa, Goji und Chia findet sich auch im Supermarkt wieder. In den letzten Jahren sind die Regalflächen für die sogenannten "Superfoods" extrem erweitert worden. Die Lebensmittelindustrie hat gemerkt: Hier lässt sich Geld verdienen. Seitdem gibt es Müsli mit Chia-Samen, Quinoa im Kochbeutel oder Goji-Beeren im Müsliriegel. Doch Superfood ist kein geschützter Begriff. Ernährungswissenschaftler Dr. Mathias Riedl vom "medicum" in Hamburg untersucht den Zusammenhang zwischen Ernährung und Gesundheit des Menschen: "Superfood heißt zunächst erstmal, dass diese Lebensmittel einen hohen Anteil an Nährstoffen enthalten". Für ihn müssen "Superfoods" jedoch nicht exotisch sein und von weit herkommen. "Jedes Land hat sein eigenes Superfood", erklärt der Mediziner. Und zeigt Alternativen: Heidelbeeren, Leinsamen, schwarze Johannisbeeren, Grünkohl – das sind die heimischen Superfoods in Deutschland.

Was der weltweite Boom um Superfood anrichten kann, weiß Agraringenieur Dr. Joachim Milz. In der bolivianischen Hauptstadt La Paz leitet er eine kleine Beratungsfirma für nachhaltige Landwirtschaft. Bolivien ist einer der Hauptexporteure von Quinoa. Mit dem Hype ums so genannte Inka-Korn haben sich die Exporte von 2007 bis 2013 vervierfacht. Der steigende Preis auf dem Weltmarkt hat dazu geführt, dass die Andenbauern ihre Anbauflächen ausgeweitet haben. Nach zwei Jahren Quinoa-Anbau in Folge sind die Felder meist nicht mehr zu gebrauchen. Sie gleichen einer Wüste. Joachim Milz ist vom Zustand der Landschaft erschüttert: "Wenn hier keine Umsteuerung stattfindet, wird hier in zehn, 15 Jahren keiner mehr leben können" – so seine finstere Prognose. Und Quinoa aus Bolivien wird es dann auch nicht mehr geben.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 * 

planet e. – Die bisherigen Sendungen

2011 (8 Sendungen)


	planet e.: Gefahr aus dem Stall (16. Oktober 2011)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (23. Oktober 2011)

	planet e.: Leben in der Lärmhölle (30. Oktober 2011)

	planet e.: Atommüll in meinem Garten (6. November 2011)

	planet e.: Verborgene Schätze der Arktis ( 13. November 2011)

	planet e.: Wetter extrem (20. November 2011)

	planet e.: Notruf aus dem Paradies (27. November 2011)

	planet e.: Die Reptilien-Mafia (27. November 2011)




2012 (33 Sendungen)


	planet e.: Windkraft- Poker (8. Januar 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen (29. Januar 2012)

	planet e.: Staudamm contra Regenwald (12. Februar 2012)

	planet e.: Die Schwung-Maschine (26. Februar 2012)

	planet e.: Störfall Deutschland (11. März 2012)

	planet e.: Jurassic-Park im Regenwald (25. März 2012)

	planet e.: Flippers Erben (1. April 2012)

	planet e.: Der Schatz vom Geistersee (15. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 1.: In der Todeszone (22. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 2.: Vergessene Bomben (29. April 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Seeadler (6. Mai 2012)

	planet e.: Kleine Elefanten, große Chancen (13. Mai 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Biber (20. Mai 2012)

	planet e.: Räuber der Meere (3. Juni 2012)

	planet e.: Die Weltretter 3.0 (24. Juni 2012)

	planet e.: Strategen der Energiewende (1. Juli 2012)

	planet e.: Müllhalde Meer (8. Juli 2012)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (22. Juli 2012)

	planet e.: Kampf ums Wasser (12. August 2012)

	planet e.: Die Masche mit den alten Kleidern (19. August 2012)

	planet e.: Sardiniens tödliches Geheimnis (26. August 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen! (2. September 2012)

	planet e.: Die Rohstoff-Jäger (9. September 2012)

	planet e.: Gefahr aus dem Kleiderschrank (16. September 2012)

	planet e.: Abenteuer Rhein – Mit dem Zeppelin von der Quelle bis zur Mündung (Teil 1: 23. September 2012 / Teil 2: 30. September 2012)

	planet e.: Tod im Bienenstock (7. Oktober 2012)

	planet e.: Nebenwirkung Ausrottung (14. Oktober 2012)

	planet e.: Froschalarm (21. Oktober 2012)

	planet e.: Bombengrab Ostsee (4. November 2012)

	planet e.: Grzimeks Erben (11. November 2012)

	planet e.: Die Flussflüsterer (18. November 2012)

	planet e.: Zahltag nach dem Sturm (2. Dezember 2012)




2013 (35 Sendungen)


	planet e.: Wintertraum aus Schneekanonen (27. Januar 2013)

	planet e.: Grüne Rosen (10. Februar 2013)

	planet e.: Invasion der Exoten (3. März 2013)

	planet e.: Risiko Trinkwasser (17. März 2013)

	planet e.: Der Schoko-Jäger (24. März 2013)

	planet e.: Asbest – Fluch der Todesfasern (7. April 2013)

	planet e.: Krabbelnde Köstlichkeiten – Insekten als Nahrungsmittel (14. April 2013)

	planet e.: Aluminium – die geheime Gefahr (21. April 2013)

	planet e.: Die Fischretter (28. April 2013)

	planet e.: Die Affenfänger von Cat Ba (5. Mai 2013)

	planet e.: Ticket ins Paradies (12. Mai 2013)

	planet e.: Kampf für die Hammerhaie (19. Mai 2013)

	planet e.: Vom Leben unter dem Eis (26. Mai 2013)

	planet e.: Ackern für die Zukunft (2. Juni 2013)

	planet e.: Rettung für die sanften Riesen (9. Juni 2013)

	planet e.: Ausverkauf der Menschenaffen (23. Juni 2013)

	planet e.: Projekt Zukunftsstadt (30. Juni 2013)

	planet e.: Chinas neue Ökobauten (7. Juli 2013)

	planet e.: Die strahlende Stadt (14. Juli 2013)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (21. Juli 2013)

	planet e.: Megapiranha – Killer der Urzeit (28. Juli 2013)

	planet e.: Gold und Gier – Der Kampf der Indios (4. August 2013)

	planet e.: Abenteuer Mallorca – Mit dem Zeppelin auf Entdeckungsreise (Teil 1: 18. August 2013 / Teil 2: 25. August 2013)

	planet e.: Die Wärmemacher (8. September 2013)

	planet e.: Strom von hoher See (15. September 2013)

	planet e.: Die Rückkehr der Seehunde (29. September 2013)

	planet e.: Alarm auf dem Acker (6. Oktober 2013)

	planet e.: Gutes Soja, schlechtes Soja (20. Oktober 2013)

	planet e.: Klima, Kröten, Kernkraftwerke (27. Oktober 2013)

	planet e.: Poker um deutsche Äcker (3. November 2013)

	planet e.: Chemiefabrik Pflanze (10. November 2013)

	planet e.: Saure Ozeane – Das langsame Sterben der Meere (17. November 2013)

	planet e.: Im Reich der Schneeleoparden (24. November 2013)

	planet e.: Tropenholz auf der Veranda (1. Dezember 2013)




2014 (34 Sendungen)


	planet e.: Gefahr im Schlafzimmer (5. Januar 2014)

	planet e.: Jäger in der Falle (19. Januar 2014)

	planet e.: Sotschi – Goldmedaille für Naturvernichtung (2. Februar 2014)

	planet e.: Mallorca von oben (16. Februar 2014)

	planet e.: Mit dem Elektroauto in die Zukunft (2. März 2014)

	planet e.: Wenn der Berg rutscht (16. März 2014)

	planet e.: Lichtsmog – der helle Wahnsinn (30. März 2014)

	planet e.: Gegenwind für Bürgerstrom (6. April 2014)

	planet e.: Die Saatgut-Retter (13. April 2014)

	planet e.: Giftige Altlasten – Die unsichtbare Gefahr (27. April 2014)

	planet e.: Wirbel um Windkraft (4. Mai 2014)

	planet e.: Der Reis, der Leben retten kann (11. Mai 2014)

	planet e.: Wale in der Lärmfalle (18. Mai 2014)

	planet e.: Viehhändler im Visier (25. Mai 2014)

	planet e.: Zecken – Gefahr aus dem Wald (1. Juni 2014)

	planet e.: Das Jahr nach der großen Flut (8. Juni 2014)

	planet e.: Deutschlands heimliche Atomtransporte (29. Juni 2014)

	planet e.: Rückenwind für Frachtsegler (6. Juli 2014)

	planet e.: Die Sprengstoff-Ratten (13. Juli 2014)

	planet e.: Deutschland im Dämmwahn (3. August 2014)

	planet e.: Das Märchen vom umweltfreundlichen Auto (10. August 2014)

	planet e.: Traumziel Osterinsel – kleine Insel in Gefahr (31. August 2014)

	planet e.: Traumziel Sizilien – Im Schatten des Ätna (7. September 2014)

	planet e.: Bären auf dem Vormarsch (14. September 2014)

	planet e.: Fluten, Stürme, Hitzeschock – USA im Klimakampf (21. September 2014)

	planet e.: Hightech – Die dunkle Seite (28. September 2014)

	planet e.: Deutschland sucht den Superhund (5. Oktober 2014)

	planet e.: Revolution im Kuhstall (12. Oktober 2014)

	planet e.: Der Adlerflüsterer (19. Oktober 2014)

	planet e.: Giftiger Tankschrott für Bangladesch (26. Oktober 2014)

	planet e.: Vorsicht, Pelz! (2. November 2014)

	planet e.: Biotop im Mauerland (9. November 2014)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (16. November 2014)

	planet e.: Abenteuer Wolkenforschung (23. November 2014)




2015 (35 Sendungen)


	planet e.: Schutz durch Schmutz (18. Januar 2015)

	planet e.: Insekten auf der Speisekarte (1. Februar 2015)

	planet e.: Braunkohle – Klimakiller mit Zukunft? (15. Februar 2015)

	planet e.: Nahverkehr in Not (22. Februar 2015)

	planet e.: Verdämmt und zugeklebt (15. März 2015)

	planet e.: Alleskönner Algen (22. März 2015)

	planet e.: Zierfische in Gefahr (29. März 2015)

	planet e.: Eisbären auf der Flucht (5. April 2015)

	planet e.: Das große Ackersterben (19. April 2015)

	planet e.: Fetter Ärger – wie Speisefett Kanäle lahm legt (26. April 2015)

	planet e.: Expo 2015 – Neue Ideen gegen Hunger (3. Mai 2015)

	planet e.: Im Dorf der Störche (24. Mai 2015)

	planet e.: Ein giftiger Verdacht (31. Mai 2015)

	planet e.: Schlank durch Schokolade (7. Juni 2015)

	planet e.: Milliardengrab Atomkraft (28. Juni 2015)

	planet e.: Haltbar ohne Ende – die Tricks mit den Lebensmitteln (5. Juli 2015)

	planet e.: Mückenalarm – Blutsauger im Anflug (12. Juli 2015)

	planet e.: Zeitbombe im Trinkwasser (19. Juli 2015)

	planet e.: Zoos mit Zukunft? (26. Juli 2015)

	planet e.: Die Kaviar-Connection (2. August 2015)

	planet e.: Goldrausch am Amazonas – Indios in Gefahr (9. August 2015)

	planet e.: Wölfe im Visier (16. August 2015)

	planet e.: Korallenriffe in Gefahr (23. August 2015)

	planet e.: Die Affenapotheke – Medizin aus dem Urwald (13. September 2015)

	planet e.: Das Armutszeugnis (20. September 2015)

	planet e.: TTIP – Chance oder Mogelpackung? (27. September 2015)

	planet e.: Insektengifte – Schleichende Gefahr vom Acker (4. Oktober 2015)

	planet e.: Palmöl – vom Urwald in die Schokocreme (11. Oktober 2015)

	planet e.: Flucht vor dem Klimawandel (18. Oktober 2015)

	planet e.: Rezepte für die Zukunft – Kochen für ein besseres Leben (25. Oktober 2015)

	planet e.: Zoff um den gelben Sack (1. November 2015)

	planet e.: Die Virenjäger – Seuchen auf der Spur (8. November 2015)

	planet e.: Arktis im Wandel (15. November 2015)

	planet e.: Big Data – die Überwachung der Erde (22. November 2015)

	planet e.: Operation Erdklima (29. November 2015)




2016 (33 Sendungen)


	planet e.: El Nino – wenn das Wetter verrücktspielt (10. Januar 2016)

	planet e.: Alles arme Schweine? – Schweinemast am Scheideweg (24. Januar 2016)

	planet e.: Das leise Sterben der Löwen (31. Januar 2016)

	planet e.: Risiko Hochwasser – wenn der Rhein überläuft (14. Februar 2016)

	planet e.: Garantie vorbei – Gerät kaputt (21. Februar 2016)

	planet e.: Safran – Auf der Spur des roten Goldes (6. März 2016)

	planet e.: Kanada – der Traum vom Leben in wilder Natur (20. März 2016)

	planet e.: SOS vom Südpol – wenn das Eis taut (3. April 2016)

	planet e.: Die Ökobestattung (10. April 2016)

	planet e.: Saubere Seen – leere Netze (17. April 2016)

	planet e.: Risiko Atomkraft – Europas Pannenmeiler (24. April 2016)

	planet e.: Abgesägt – Stadtbäume in Not (1. Mai 2016)

	planet e.: Vegan – Revolution auf deutschen Tellern (8. Mai 2016)

	planet e.: Der Kult um heilige Tiere (15. Mai 2016)

	planet e.: Die Hüter des Nebelschatzes – Wie eine Flusslandschaft überleben kann (22. Mai 2016)

	planet e.: Fischraub in der Südsee (5. Juni 2016)

	planet e.: Atomarer Rückbau – Neuer Stress mit alten Kernkraftwerken (3. Juli 2016)

	planet e.: Hagel, Fluten, Wirbelwinde – Wetterchaos in Deutschland (10. Juli 2016)

	planet e.: Die Aroma-Trickser – Die Täuschungen der Lebensmittelindustrie (24. Juli 2017)

	planet e.: Brasilien – ein Land trocknet aus (31. Juli 2016)

	planet e.: Auf leisen Pfoten – Die Rückkehr der Luchse (14. August 2016)

	planet e.: Arten vor dem Aus – Kampf um Wildkatze & Co. (28. August 2016)

	planet e.: Giftiger Export – der Handel mit Elektromüll (4. September 2016)

	planet e.: Sand – der unterschätzte Rohstoff (11. September 2016)

	planet e.: Fledermäuse oder Autobahn – Wie viel Naturschutz verträgt Deutschland? (18. September 2016)

	planet e.: Wahnsinn Wasserkraft – Flusszerstörung auf dem Balkan (25. September 2016)

	planet e.: Arsen – der schleichende Tod (2. Oktober 2016)

	planet e.: Elektroautos – Top oder Flop (9. Oktober 2016)

	planet e.: Wahnsinn Alpen – zwischen Massentourismus und Bergidylle (16. Oktober 2016)

	planet e.: Wale in Not – Sind die Meeressäuger noch zu retten? (30. Oktober 2016)

	planet e.: Klimawandel im Supermarkt – wie sich unser Essen verändert (6. November 2016)

	planet e.: Gift im Klassenzimmer (20. November 2016)

	planet e.: Die Kürbis-Flatrate (4. Dezember 2016)




2017 (32 Sendungen)


	planet e.: Bis zur letzten Kuh – warum viele Bauern aufgeben müssen (15. Januar 2017)

	planet e.: Die alltägliche Papier-Verschwendung (5. Februar 2017)

	planet e.: Globale Dickmacher – Wie die Lebensmittelindustrie die Armen verführt (19. Februar 2017)

	planet e.: Die Macht der Moore – Wie die Natur unser Klima schützt (5. März 2017)

	planet e.: Leben im Abwasser (19. März 2017)

	planet e.: Der Wahnsinn mit dem Pfandsystem (26. März 2017)

	planet e.: Krankmacher Handy (2. April 2017)

	planet e.: Eine Welt ohne Müll (23. April 2017)

	planet e.: Kriegserbe Blindgänger (30. April 2017)

	planet e.: Schätze aus der Tiefsee (7. Mai 2017)

	planet e.: Abenteuer Tiefseeforschung (14. Mai 2017)

	planet e.: Schlangenhäute für den Luxus – Der Python-Code (21. Mai 2017)

	planet e.: Glitschige Geschäfte – Die Aalmafia (4. Juni 2017)

	planet e.: Die Invasion der Quallen (11. Juni 2017)

	planet e.: Wie regional sind unsere Lebensmittel? (25. Juni 2017)

	planet e.: Talsperren – die unterschätzte Gefahr (5. Juli 2017)

	planet e.: Verstrahlt in alle Ewigkeit – Endlager verzweifelt gesucht (30. Juli 2017)

	planet e.: Schöne neue Landwirtschaft? – Die Bayer-Monsanto-Fusion (13. August 2017)

	planet e.: Gift im Container – Gefahr für unsere Gesundheit (20. August 2017)

	planet e.: Gluten & Co. – Feinde im Essen (28. August 2017)

	planet e.: Killer-Keime aus dem Stall (3. September 2017)

	planet e.: Risiko Elektroauto – Stromnetz am Limit (10. September 2017)

	planet e.: Ausgebrummt – Insektensterben in Deutschland (17. September 2017)

	planet e.: Dicke Luft in den Städten (24. September 2017)

	planet e.: Rote Lippen, grünes Label – Die neuen Versprechen der Kosmetikindustrie (1. Oktober 2017)

	planet e.: Abgebrüht – das bittere Geschäft mit dem Tee (8. Oktober 2017)

	planet e.: Der Preis der süßen Früchte (15. Oktober 2017)

	planet e.: Das Windkraft-Dilemma (22. Oktober 2017)

	planet e.: Ratten in der Stadt – Die Invasion der Nager (29. Oktober 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Die Prophezeiung des Schamanen (5. November 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Der Weckruf des Azteken (12. November 2017)

	planet e.: Kampf um die Arktis (26. November 2017)




2018 (37 Sendungen)


	planet e.: Die Wahrheit über das Heizen mit Holz (7. Januar 2018)

	planet e.: Steaks aus dem Brutkasten – Verändert Laborfleisch unseren Planeten? (21. Januar 2018)

	planet e.: Deutschland macht Müll (29. Januar 2018)

	planet e.: Tempolimit – Chance für den Klimaschutz? (4. Februar 2018)

	planet e.: Die Essensretter – Kampf gegen Lebensmittelverschwendung (11. Februar 2018)

	planet e.: Deutschland im Abgas-Stress (25. Februar 2018)

	planet e.: Raubbau im Gorilla-Paradies (4. März 2018)

	planet e.: Der Irrsinn mit der Gülle (18. März 2018)

	planet e.: Die Solarstrom-Macher (1. April 2018)

	planet e.: Sondermüllimporte – Deutschlands giftigstes Geschäft (8. April 2018)

	planet e.: Die Schatzjäger – Deutschlands begehrte Rohstoffe (15. April 2018)

	planet e.: Der Plastik-Fluch – Wie wir unseren Planeten vermüllen (22. April 2018)

	planet e.: Tierversuche auf dem Prüfstand (29. April 2018)

	planet e.: Die Rohstoff-Pioniere – Wie Deutschlands Tüftler neue Ökoprodukte erfinden (6. Mai 2018)

	planet e.: Zement – der heimliche Klimakiller (13. Mai 2018)

	planet e.: Streit um neue Stromtrassen (20. Mai 2018)

	planet e. : Massenware Leder – wie natürlich ist es (27. Mai 2018)

	planet e.: Gift im Garten (3. Juni 2018)

	planet e.: Die Meeresschützer – Kampf um unsere Ozeane (10. Juni 2018)

	planet e.: Leergefischt – sind Afrikas Seen noch zu retten? (8. Juli 2018)

	planet e.: Donner, Blitz und Hagelschlag – Das Geschäft mit dem Wetter (29. Juli 2018)

	planet e.: Planen, bauen, leben – Die Städte der Zukunft (12.08.2018)

	planet e.: Talwärts – das Bröckeln der Berge (19.08.2018)

	planet e.: Gift im Zigarettenfilter – Wie Glimmstengel der Umwelt schaden (26.08.2018)

	planet e.: Uran – Strahlendes Erbe (02.09.2018)

	planet e.: Der wahre Preis der Elektroautos (09.09.2018)

	planet e.: Stromfresser Internet – Die Schattenseiten der Digitalisierung (23.09.2018)

	planet e.: Killer oder Kuscheltier? – Katzen im Fokus (30.09.2018)

	planet e.: Der Kampf gegen den Klimawandel – Was kann ich tun (07.10.2018)

	planet e.: Die Öko-Rebellen vom Himalaya (14.10.2018)

	planet e.: Chemiecocktails – Gefährliche Rückstände in unserer Umwelt (21.10.2018)

	planet e.: Amerika first, Natur zuletzt – Die Umweltpolitik von Donald Trump (28.10.2018)

	planet e.: Infraschall – Unerhörter Lärm (04.11.2018)

	planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – Äthiopien (11.11.2018)

	planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – Peru (18.11.2018)

	planet e.: Vanille – Die Jagd nach dem braunen Gold (25.11.2018) 

	planet e.: Der Kampf um die Kohle – Wie schafft Deutschland den Ausstieg (09.12.2018)




2019 (16 Sendungen)


	planet e.: Alte Nutztierrassen – neu entdeckt (20.01.2019)

	planet e.: Wende im Tank – Öko-Sprit aus dem Labor (03.02.2019)

	planet e.: Waldmedizin – Die Kraft der Bäume (10.02.2019)

	planet e.: 3D – ich druck' mir die Welt (24.02.2019)

	planet e.: Schäfer in Not – Ein Traditionsberuf vor dem Ende (03.03.2019)

	planet e.: Seilbahn und Flugtaxi – Wege aus dem Verkehrskollaps? (10.03.2019)

	planet e.: Vermüllt und verseucht – Böden in Gefahr (24.03.2019)

	planet e.: Gefährlich sauber – Die Risiken des Putzwahns (31.03.2019)

	planet e.: Die Plastik-Revolution – Konzepte gegen die Kunststoff-Flut (07.04.2019)

	planet e.: Auto adé! – Wie es auch ohne geht (14.04.2019)

	planet e.: Kesse Kuh, perfekte Milch – Ein Jahr mit Weidekuh Samura (21.04.2019)

	planet e.: Vielfalt vom Feld – Wie alte Sorten unser Überleben sichern (28.04.2019)

	planet e.: Welt ohne Insekten (05.05.2019)

	planet e.: Europas dicke Luft (12.05.2019)

	planet e.: Hektarweise Geld – Die europäischen Agrar-Milliarden (19.05.2019)

	planet e.: Grillkohle aus Tropenholz (26.05.2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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DOKUMENTATION/1637: ZDF plan b - Themen der Sendungen vom 15.06. bis 13.07.2019 (ZDF)


plan b

Neuer Job im neuen Land – Fachkräfte von morgen

Samstag, 15. Juni 2019, 17.35 Uhr / samstags um 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Neuer Job im neuen Land – Fachkräfte von morgen

– plan b: Forever young – Fit bis ins hohe Alter

– plan b: Alles auf null – Wenn Regionen neu anfangen

– plan b: Süßes ohne Sünde – Wege aus der Zuckerfalle

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

– Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 8. Juni 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Besser brutzeln
Gutes Gewissen am Grill
Film von Claus Wischmann und Hanna Leissner

Produktion: Berlin Producers
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 15. Juni 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Neuer Job im neuen Land
Fachkräfte von morgen
Film von Kristina Forbat

Produktion: Spiegel-TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 22. Juni 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Forever Young
Fit bis ins hohe Alter
Film von Anna Aumüller

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 29. Juni 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Alles auf null
Wenn Regionen neu anfangen
Film von Melanie Jost

Produktion: Taglicht Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 13. Juli 2019, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Süßes ohne Sünde
Wege aus der Zuckerfalle
Film von Jenny Roller-Spoo

Produktion: Ghostcat Medienproduktion
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Neuer Job im neuen Land – Fachkräfte von morgen

Sie pflegen in Krankenhäusern, unterrichten an Schulen, arbeiten als Handwerker: Immer mehr Flüchtlinge entlasten den Arbeitsmarkt. Doch der Neustart ist nicht immer einfach.

Bürokratische Hürden, Sprachprobleme, kulturelle Unterschiede: Wenn Geflüchtete ihren ersten Job antreten, braucht es viel Eigeninitiative und kreative Konzepte. "plan b" zeigt, was getan wird, damit Geflüchtete und Einheimische profitieren.

Die Ausbildung in der Krankenpflege ist für den 23-jährigen Syrer Ismaail Alali eine große Herausforderung. Gerade die körperliche Nähe zu Patienten machte ihm anfangs zu schaffen, denn angestellte Pflegekräfte konzentrieren sich in syrischen Krankenhäusern eher auf medizinische Tätigkeiten. "Bei der Körperpflege in meiner Heimat ist es so, dass die Angehörigen das meistens selbst machen." Mit den Patienten kann er sich mittlerweile gut verständigen – innerhalb von drei Jahren hat er Deutsch gelernt, doch die vielen medizinischen Fachbegriffe sind immer noch eine große Herausforderung für ihn.

Das Krankenhaus im nordrhein-westfälischen Düren hat das Ziel, Flüchtlinge wie Ismaail in Arbeit zu bringen und sie sprachlich und fachlich für heimische Anforderungen fit zu machen. Fünf Geflüchtete sind dort aktuell in der Pflege beschäftigt. Wegen des hohen Fachkräftemangels – 40 000 offene Pflegestellen bundesweit – könnte das Krankenhaus ohne ausländische Bewerber seine Ausbildungsplätze nicht mehr besetzen.

Wie wichtig die berufliche Perspektive für Flüchtlinge ist, erlebt auch Rufaida Mahmoud: "Wenn man arbeitet, besonders wir als Flüchtlinge hier, bekommen wir unsere Würde wieder zurück." Die ausgebildete Französischlehrerin sprach vor ihrer Flucht aus Syrien kein Wort Deutsch. Sie nahm an dem Bildungsprogramm "Lehrkräfte Plus" für geflüchtete Lehrer teil und unterrichtet inzwischen deutsche Schüler.

Deutschland braucht händeringend solche Fachkräfte. Innerhalb der EU zählt die Bundesrepublik zu den Spitzenreitern bei der beruflichen Integration von Flüchtlingen. Im Oktober 2018 waren 35 Prozent der neu

 * 

plan b: Forever young – Fit bis ins hohe Alter

Manch älterer Mensch fühlt sich topfit und jünger, als sein "biologisches Alter" vermuten lassen würde. Was ist das Geheimnis für ein längeres Leben?

Jedes dritte heute in Deutschland geborene Mädchen wird voraussichtlich 100 Jahre alt werden. Sind es einfach gute Gene, oder gibt es einen Masterplan für glückliche Tage im Alter? Wie beugen wir vor, wenn wir noch jung sind?

Heinrich Döbereiner, 48 Jahre alt und übergewichtig, versucht seinen eigenen Masterplan zu finden. Unter ärztlicher Aufsicht will er fitter werden und sein "biologisches Alter" senken. "Wenn ich an meiner Gesundheit nichts ändere, könnte es knapp werden", meint der Familienvater. Er setzt auf Sport als Medizin, dosiert körperliches Training wie ein Medikament.

In den Bergdörfern Sardiniens leben auffallend viele Hochbetagte. Guido Cabras schwört auf Gemüse aus eigenem Anbau, weil die einfache Art zu leben sein Rezept für ein langes und gesundes Leben ist: "Gesund mit vielen Opfern. Mit Arbeit. So bin ich 96 Jahre alt geworden."

Sport und gesunde Ernährung? Ist es so einfach? Forscher haben herausgefunden: Unser Gehirn hört nie auf, sich zu verändern, ist auch im Alter offen für Neues. Lernen wir im Alter noch einmal neue Abläufe, bilden sich im Gehirn neue Nervenzellen. Das hält jung und geistig fit. In Magdeburg tanzen Senioren für die Wissenschaft und setzen auf Musik, Choreografie und Lebensfreude als Prävention gegen Demenz.

Die Menschen werden immer älter – und ihre Lebenserwartung steigt weiter. "plan b" stellt Menschen vor, die ihren persönlichen Jungbrunnen gefunden haben. Dargestellt werden auch wissenschaftliche Erkenntnisse, die jeder für sich nutzen kann, um den letzten Lebensabschnitt so gesund wie möglich zu erleben.

 * 

plan b: Alles auf null – Wenn Regionen neu anfangen

Kohle, Stahl und Werften – Bochum, Wismar und Nantes. Drei Industriezweige, drei Städte, ein Problem. "plan b" berichtet über Niedergang und Neuanfang.

Lange lebte die französische Hafenstadt Nantes vom Bootsbau. Als 1989 die letzte Werft dichtmacht, folgt eine schwere Krise. Die Stadt stemmt sich gegen den Niedergang. Aus dem alten Gelände wird ein Vergnügungspark. Kunst und Kultur bringen die Wende und neue Touristen.

Im Ruhrgebiet setzt das Ende der Stahl- und Kohle-Ära bis heute vielen Städten schwer zu, trotz milliardenschwerer Hilfe. Doch tief im Westen, in Bochum, arbeiten drei junge Maschinenbauer an der Zukunft. Burkhard Maaß, André Kortmann und Christian Großmann haben als Kinder miterlebt, wie in ihrem "Pott" alles den Bach runterging. Als erste akademische Generation ihrer Familien setzen sie auf neue Werkstoffe, erfinden und experimentieren sich direkt von der Uni zum ersten Millionenauftrag der Automobilindustrie. Wissen und Menschen, die anpacken können, meinen die Erfinder, seien hier der Schlüssel zum Erfolg. Dabei kennt Strukturwandel für sie keine Gebietsgrenzen. Sie denken nicht nur an Rhein und Ruhr, sondern vernetzen sich bis tief nach Ostdeutschland.

Die Hansestadt Wismar hat ebenfalls den Niedergang erlebt. Nach der Wende gerät die Werft als größter Arbeitgeber ins Straucheln. Wismar muss handeln und konzentriert sich auf sein Erbe. Die Stadt saniert und renoviert sich zum Weltkulturerbe, wird Tourismusmagnet. Millionen werden auch in den Hafen investiert. Hightech und Infrastruktur machen die Stadt zu einem Zentrum für das Holzgewerbe. Und nach und nach kommt die Werft wieder in Fahrt. Ein neuer Eigentümer will Kreuzfahrtschiffe bauen, ruft Menschen, die abwandern mussten, zurück an ihre Arbeitsplätze.

"plan b" zeigt Menschen, die entschlossen und zielstrebig für die Zukunft und den Neubeginn ihrer Stadt oder ihrer Region arbeiten.

 * 

plan b: Süßes ohne Sünde – Wege aus der Zuckerfalle

Pro Jahr isst jeder Deutsche im Schnitt 34 Kilogramm Zucker – viel zu viel, sagen Experten. Die Folge: Jeder Zweite gilt als übergewichtig. Aber der Kampf gegen die süße Sucht hat begonnen.

Die Suche nach einer gesunden Alternative läuft auf Hochtouren: Der Chemiker Timo Koch tüftelt an einem echten Zucker aus Zuckerrüben, mit wenig Kalorien. Die sogenannte Allulose gibt es in Japan bereits zu kaufen, aber sie ist sehr teuer. Er will das ändern. In Nordrhein-Westfalen bearbeitet der Chemiker normalen Haushaltszucker so, dass er vom Körper nicht richtig aufgenommen wird. In zwei Jahren soll der neue Zucker auf den Markt kommen und nicht viel mehr kosten als herkömmlicher Haushaltszucker.

Großbritannien hat eine der höchsten Fettleibigkeitsraten Europas. Auch deshalb hat das Land dem Zucker den Kampf angesagt. Seit 2018 gibt es eine spezielle Zuckersteuer auf stark gesüßte Getränke wie Limonade. Bei mehr als fünf Gramm zugesetztem Zucker pro 100 Milliliter müssen die Hersteller eine Sonderabgabe zahlen. Wegen der neuen Vorgaben haben viele Produzenten die Rezeptur geändert, den Zucker reduziert oder durch kalorienarmen Süßstoff ersetzt. Vielfach ist es aber für die Konsumenten nicht zu durchschauen, welche Produkte nach wie vor mit Zucker hergestellt werden.

Rend Plantings aus Cambridge wollte genau das ändern. Die junge Mutter erkannte selbst vor ein paar Jahren, dass es schwierig ist herauszufinden, welchen Lebensmitteln Zucker zugesetzt wird. "Vor allem Babymilch und Babynahrung enthielten so viel Zucker, dass mich das regelrecht schockierte", sagt Rend Plantings heute. Sie brachte daraufhin ein Label auf den Markt, mit welchem Hersteller Produkte ohne zugefügten Zucker zertifizieren lassen können. In mehr als 70 Ländern gibt es das Label "Sugarwise" mittlerweile.

"plan b" geht mit Familie Matuschek auf die Suche nach Zuckerfallen im Supermarkt. Wie viel Zucker versteckt sich in den Lieblingsprodukten der Familie? Und: Lässt sich Zucker im Alltag vollständig vermeiden? Genau das will die Familie in einem mehrwöchigen Experiment herausfinden.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar – oder was greifen Sie auf?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

In einem Satz: Was erwartet die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 * 

Die bisherigen "plan b"-Sendungen im ZDF

2017 (9 Sendungen)


	plan b: Kleine Miete – tolle Wohnung: Günstig wohnen in der City (7. Oktober 2017)

	plan b: Arme Rentner – reiche Rentner: Wege aus der Armutsfalle (14. Oktober 2017)

	plan b: Glückliche Familien – zufriedene Chefs: Die neue Vereinbarkeit von Job und Privatleben (21, Oktober 2017)

	plan b: Fahren ohne Fahrschein – Kostenloser Nahverkehr (28. Oktober 2017)

	plan b: Fair statt billig – Mehr Geld für Bauern (4. November 2017)

	plan b: Ehe "light" – Die etwas andere Art zu heiraten (11. November 2017)

	plan b: Landlust statt Landfrust – Wie sich Dörfer neu erfinden (25. November 2017)

	plan b: Lieferhelden – Wege aus dem Zustellwahnsinn (9. Dezember 2017)

	plan b: Nur die Ruhe – Die Neuentdeckung der Langsamkeit (23. Dezember 2017)




2018 (37 Sendungen)


	plan b: Weniger ist mehr – Vom Glück anders zu wirtschaften (6. Januar 2018)

	plan b: Lockruf aufs Land – Wie junge Mediziner wieder Hausarzt werden (20. Januar 2018)

	plan b: Faire Arbeit – gerechter Lohn: Wie der Job uns glücklich machen kann (27. Januar 2018)

	plan b: Im Einklang mit den Bergen – Alpenurlaub auf die sanfte Tour (17. Februar 2018)

	plan b: Die Multi-Kulti-Macher – Wie Integration gelingen kann (24. Februar 2018)

	plan b: Teller statt Tonne – Der Wert des Essens (3. März 2018)

	plan b: Mode ohne Makel – Der Weg zu nachhaltiger Mode (17. März 2018)

	plan b: Zuhause alt werden – Helfer statt Heim (24. März 2018)

	plan b: Faire Ostern – Schokolade von der besten Seite (31. März 2018)

	plan b: Jogging im Matheunterricht – Wie unsere Kinder schlank bleiben können (7. April 2018)

	plan b: Gewinne ohne Gier – Wirtschaften mit Gewissen (14. April 2018)

	plan b: Gleich, gleicher, Gleichberechtigung – Karrierechancen für alle (21. April 2018)

	plan b: Die Reparatur-Revolution – Weiternutzen statt wegwerfen (28. April 2018)

	plan b: Mahlzeit! – Köstliche Kantinenküche (5. Mai 2018)

	plan b: Oldies online – Wie digitale Technik Senioren hilft (12. Mai 2018)

	plan b: Rares & Royales – Ein Herz für Schlösser (19. Mai 2018)

	plan b: Mein Geld tut Gutes – Nachhaltiges Sparen und Finanzieren (26. Mai 2018)

	plan b: Null Müll – Schluss mit dem Abfallwahnsinn (9. Juni 2018)

	plan b: Besser grillen – Nackensteak und Nachhaltigkeit (21. Juli 2018)

	plan b: SOS Notaufnahme – Ambulanzen am Limit (28. Juli 2018)

	plan b: Leben ohne Sucht – Raus aus der Abhängigkeit (4. August 2018)

	plan b: Ackern für die Zukunft – Natürliche Landwirtschaft in Feld und Garten (18. August 2018)

	plan b: Das große Brummen – Ohne Insekten geht es nicht (25. August 2018) 

	plan b: Bildung rockt – Chancengleichheit in der Schule (8. September 2018)

	plan b: Eine Frage der Würde – Alltag für Demenzkranke (15. September 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (22. September 2018)

	plan b: Scharfblick und Fingerspitzengefühl – Mit Behinderung zum Traumjob (29. September 2018)

	plan b: Die Wächter der Bäume – Waldschutz mit Weitblick (6. Oktober 2018)

	plan b: WIR sind die Stadt – Wenn Einwohner anpacken (13. Oktober 2018)

	plan b: Lebenswert bis zum Ende – Vom anderen Umgang mit dem Tod (20. Oktober 2018)

	plan b: Stadt im Wandel – Neuer Schwung für alte Viertel (27. Oktober 2018)

	plan b: Heilen ohne Antibiotika – Wie wir in Zukunft Infektionen behandeln können (3. November 2018)

	plan b: Zum Schutz der Meere – Fisch ohne Reue (10. November 2018)

	plan b: Smart Cities – Nachhaltig leben in der Stadt (17. November 2018)

	plan b: Clevere Cops – Mit Hightech auf Verbrecherjagd (24. November 2018)

	plan b: Es weihnachtet fair – Bio-Tanne und Umweltpapier (8. Dezember 2018)

	plan b: Im Urlaub Gutes tun – Voller Einsatz statt all-inclusive (22. Dezember 2018)




2019 (17 Sendungen)


	plan b: Zu gut für den Müll – Unterwegs mit den Essensrettern (19. Januar 2019)

	plan b: Trubel im Altenheim – Wie Kinder und Senioren voneinander profitieren (26. Januar 2019)

	plan b: Gewonnene Jahre – Neue Therapien gegen Krebs (2. Februar 2019)

	plan b: Gut gegründet – Wie Start-ups erfolgreich werden (9. Februar 2019)

	plan b: Gemeinsam statt einsam – Vom heilsamen Miteinander (23. Februar 2019)

	plan b: Schluss mit Plastik – Verpackung neu gedacht (9. März 2019)

	plan b: Retter der Ozeane – Für ein Meer ohne Plastik (23. März 2019)

	plan b: Weniger Arbeit – gleicher Lohn: Ideen für die Jobs der Zukunft (30. März 2019)

	plan b: Bezahlbares Zuhause – Rezepte gegen Wohnungsnot (6. April 2019)

	plan b: Verkehr ohne Chaos – Wo es auf den Straßen läuft (13. April 2019)

	plan b: Faire Ferien – Reisen mit gutem Gewissen (20. April 2019)

	plan b: Mit Herz und Hightech – Wie Menschen Herausforderungen meistern (4. Mai 2019)

	plan b: Backen, sägen, schreinern – Comeback des Handwerks (11. Mai 2019)

	plan b: Europa in Bewegung – Grenzenlos arbeiten, reisen, leben (18. Mai 2019)

	plan b: Kunden an die Macht – Hand in Hand mit dem Handel (25. Mai 2019)

	plan b: Kommune mit Köpfchen – Wie die öffentliche Hand nachhaltig einkauft (1. Juni 2019)

	plan b: Besser brutzeln – Gutes Gewissen am Grill (8. Juni 2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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THEMENREIHE/420: ARD-alpha - Spitzentechnik in der Medizin, 17.-21.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. Juni 2019

Spitzentechnik in der Medizin

Lauterbach - Der Zukunft auf der Spur

17. bis 21. Juni 2019, 19.15 Uhr



Für die Behandlung durch einen Arzt wie auch für die Hilfsmittel in
der Medizin forschen Wissenschaft und Industrie nach immer neuen
Wegen. Die Biologin und Wissenschaftsjournalistin Andrea Lauterbach
besucht für ARD-alpha Orte, an denen die Medizintechnik vorangetrieben
wird.

In der neuen, fünfteiligen Doku-Reihe "Lauterbach - Der Zukunft auf
der Spur" zeigt sie vom 17. bis 21. Juni 2019 jeweils um 19.15 Uhr,
wohin der Fortschritt in der Wissenschaft die Medizin in nächster
Zukunft führen wird - teilweise auch im Selbstversuch. Die
15-minütigen Folgen sind nach Ausstrahlung fünf Jahre in der BR
Mediathek verfügbar.


"Lauterbach - Der Zukunft auf der Spur" - alle Folgen und
Sendetermine im Überblick


Montag, 17. Juni, 19.15 Uhr

Von der Emotionserkennung zur Schmerzdiagnose

"AUA!" - diese drei Buchstaben stehen für Schmerzempfindung, ein
Warnsignal, das viele Diagnosen erst ermöglicht. Doch nicht jeder
Mensch kann Schmerzen mitteilen, etwa bei Demenz oder wenn Patienten
nach einer Narkose noch benommen sind. Am Fraunhofer-Institut für
Integrierte Schaltungen in Erlangen erforscht das Team "Intelligente
Systeme" die automatische Emotionserkennung. Dabei vermessen Kameras
die Mimik im Gesicht, und Künstliche Intelligenz verarbeitet die Daten
so, dass in Zukunft Emotionen wie Freude, Ärger oder Schmerz
zuverlässig erkannt werden können.


Dienstag, 18. Juni, 19.15 Uhr

Wie Roboter in Zukunft operieren

Vor 15 Jahren kamen die ersten OP-Roboter in Deutschland zum Einsatz.
Sie ermöglichen seitdem schonende Eingriffe in der Urologie. Wo früher
der Bauchraum komplett geöffnet werden musste, reichen heute kleine
Schnitte für winzige Roboterinstrumente und Kameras. Inzwischen
entwickelt man am Uniklinikum Freiburg mit Ingenieuren vom Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Oberpfaffenhofen die nächste
Generation von Chirurgie-Robotern. Diese sollen mit Hilfe von
Wasserstrahlskalpellen Tumore an der Leber entfernen oder bei
großflächigen Brandwunden zuverlässig und schonend Gewebe abtragen.


Mittwoch, 19. Juni, 19.15 Uhr

Von der Bewegung zur Diagnose

Schon mal das eigene Skelett in Bewegung gesehen? Am Lehrstuhl für
Maschinelles Lernen und Datenanalytik der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg erfasst ein
Professor für Informatik menschliche Bewegungen und überträgt die
Daten in Echtzeit auf ein virtuelles Skelett. So lassen sich
Fehlhaltungen erkennen, bevor Beschwerden entstehen. Die
Bewegungsanalytik liefert außerdem wichtige Informationen über die
Wirkung von Medikamenten bei Parkinson. So kann dann ein Neurologe die
Dosierung der Medikamente genau bestimmen.


Donnerstag, 20. Juni, 19.15 Uhr

Von der virtuellen zur reellen Prothese

Können Hightech-Prothesen künftig menschliche Gliedmaßen wie eine Hand
komplett ersetzen? Die Herausforderung für die Forschung ist dabei
nicht die Prothese an sich, sondern die Ansteuerung der einzelnen
Finger. Am Institut für Robotik und Mechatronik des Deutschen Zentrums
für Luft- und Raumfahrt (DLR) erproben Ingenieure einen Ring aus
Sensoren zusammen mit einem Tracker. Dieser erkennt die Position der
Hand im Raum und vermisst die Bewegung der Muskelstränge. Dadurch
sollen sich die künstlichen Finger besser ansteuern lassen.


Freitag. 21. Juni, 19.15 Uhr

Mehr Mobilität dank Datenbrille

Vielen Menschen mit Behinderungen fehlt die Bewegungsfähigkeit, um
einen elektrischen Rollstuhl per Hand zu steuern. Deshalb erforschen
Ingenieure und Informatiker die Steuerung durch Augen- und
Kopfbewegungen, um Rollstühle über Datenbrillen zu dirigieren. In die
Brillen sind Minicomputer, Bewegungssensoren und Kameras eingebaut.
Diese werden über eine Bluetooth-Schnittstelle mit der
Rollstuhlsteuerung verbunden und geben Kopfbewegungen ihres Trägers an
das Steuergerät am Rollstuhl weiter - übersetzt in Signale, die der
Rollstuhl "versteht". Aber die Forschung geht weiter: Ein Roboterarm
am Rollstuhl ist schon in Arbeit.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Juni 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MUSIK/2917: Deutschlandfunk - Die Pop-Fabrik, 16.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Popmusik-Spezial (3/5)

So werden Hits gemacht

Die Pop-Fabrik

Von Ina Plodroch

Deutschlandfunk 2017

Freistil

Sonntag, 16. Juni 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Nicht nur der Sound der Pophits hat sich in den letzten Jahrzehnten
stark verändert - auch die Art, wie sie geschrieben werden. Die
Sendung blickt in die Pop-Fabriken von heute und geht der einen Frage
nach: Wie werden Hits gemacht? Die großen Musiklabels und -verlage
setzen verstärkt auf den kreativen Input von Songwritern. Viele Hits
entstehen daher neuerdings in Songwriting Camps, in denen Komponisten
und Produzenten in Teams zusammen arbeiten. Wie funktioniert das? Die
Sendung wirft einen Blick in die Geschichte des Song-Schreibens.
Einige der aktuell gefragtesten Hit-Macher kommen zu Wort.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Juni 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFF/200: Friesack - Versammlung der alternativen und neuen Medien auf dem Friedensfestival Pax Terra Musica, 26.-28.7.2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Versammlung der alternativen und neuen Medien

Von Neue Debatte [1], 13. Juni 2019



Die Versammlung der alternativen und neuen Medien ist weder ein
Bündnis noch eine Allianz oder eine Organisation. Es ist ein
Treffpunkt unterschiedlicher, kritischer Medienmacher, die die
Notwendigkeit von Vernetzung und Kooperation erkennen, weil es die
Zeiten erfordern.


Warum eine Versammlung?

Uploadfilter, Angriffe auf die Presse- und Meinungsfreiheit,
Einschränkungen der Persönlichkeitsrechte, Verdrehung
wissenschaftlicher Erkenntnisse, Überlagerung des Diskurses über
bedrohliche ökologische und soziale Entwicklungen durch den Aufbau von
Feindbildern, einseitige Ausrichtung zugunsten wirtschaftlicher
Interessen, Militarisierung, Kampf gegen die Armen, Hofierung der
Reichen - die Liste der Punkte, die das gemeinsame Handeln zur
Notwendigkeit machen, ist endlos.

Es gilt, dem Vormarsch institutioneller Gewalt, der Kriegstreiberei,
der Diskriminierung, der Hetze und letztlich der gesellschaftlichen
Spaltung eine Barrikade aus kritischer Medienarbeit und sachlicher
Aufklärung in den Weg zu stellen.

Um Perspektiven aufzuzeigen, ist der Austausch über die gewünschte
inhaltliche Qualität der journalistischen Berichterstattung, über
Formen der Darstellung relevanter Themen wie eben die Entwicklung der
Meinungs- und Pressefreiheit [2] und über die Frage, wie sich
alternative Medien der Kommerzialisierung und somit
Instrumentalisierung entziehen können, die Grundlage des Dialogs.


Wie stellt sich der Journalismus dar?

Die politischen Verschiebungen der letzten Jahre betreffen praktisch
alle gesellschaftlichen Bereiche. Die Medien sind nicht nur ein Teil
davon, sondern beeinflussen wesentlich verändernde Prozesse. Der in
ihnen gespeicherte Journalismus wurde zur Ware verformt. Der vielfach
beschworene Niedergang des bedruckten Papiers ist dabei nicht nur dem
veränderten Medienkonsum geschuldet, sondern im Kern der Orientierung
der Verlage an Verkaufszahlen und dem Streben nach Profit geschuldet,
in dessen kaltem Schatten jede Wahrheit verblasst. Den Journalismus
als Produkt auf dem digitalen Marktplatz zu verramschen, markiert das
Ende der vierten Gewalt.

Sinn und Zweck von Zeitungen und Zeitschriften und kommerziellen
Nachrichtensendungen ist nicht die kritische Berichterstattung,
sondern der Verkauf von Werbung. Das Überangebot an Content im Netz
und der Konkurrenzkampf führen zu reflexartigen Handlungen. Es wird
verbreitet, was Aufmerksamkeit erzielen kann und was sich verkauft.

Halbwahrheiten, faustdicke Lügen und seriöse Berichterstattung sind
für viele Menschen ununterscheidbar geworden. Aufwendige
journalistische Recherche wird mehr und mehr ersetzt durch die
kritiklose Übernahme von PR-Texten aus Wirtschaft und Politik.

Eine informierte und kritische Öffentlichkeit kann diese Propaganda
erkennen, wenn die alternativen und neuen Medien die Themen, die die
Menschen bewegen, sachlich aufarbeiten und diese gemeinschaftlich in
die öffentliche Diskussion tragen. Auch deshalb, weil alternative
Medien in der Lage sind, eine verantwortliche Rolle im Wechselspiel
der Gesellschaft einzunehmen, um den etablierten Medien eine
engagierte und kritische Perspektive entgegensetzten.


Was ist zu tun?

Der fehlerhafte Gedanke der Konkurrenz soll dem zukunftsweisenden
Anspruch auf Kooperation weichen.

Neben der unverzichtbaren Vernetzung, die den kontinuierlichen
Austausch der entschlossenen Akteure sicher stellt und das Entstehen
und den Fortbestand jedes künftigen journalistischen Projekts
garantieren kann, gilt es, gemeinsam Aufklärung in Sachthemen zu
betreiben, diese mit gebündelter Kraft und Energie in die öffentliche
Debatte einzubringen und Perspektiven aufzuzeigen, wie sich unhaltbare
soziale und gesellschaftliche Zustände verbessern lassen.

Einseitigkeit, hemmende Ideologien und Dogmen werden wie Ballast
abgeworfen, um sich die wichtigen Fragen der Zeit zu stellen:

Nutzt es dem Menschen, nutzt es der Umwelt, nutzt es dem Frieden?

Alternative und neue Medien können gemeinschaftlich einen
journalistischen Anspruch realisieren, der gesellschaftspolitische
Fragen auf den Tisch bringt, die in den etablierten Medien nicht mehr
stattfinden.

Denn Diskussionen über das System, in dem wir alle leben, sind nicht
von allen sozialen Gruppen gewünscht, schon gar nicht von jenen, die
Macht und Herrschaft ausüben.

Aber erst die Auseinandersetzung mit Systemfragen ist Grundlage jeder
kritischen Debatte und das Schmieröl gesellschaftlicher Veränderungen.
Dazu müssen die mutigen Medienmacher vorangehen.

Deshalb sehen sich alternative und neue Medien und die dort
engagierten Menschen immer wieder direkten oder indirekten Angriffen
ausgesetzt. Sie werden diskreditiert, marginalisiert und mundtot
gemacht.

Das einzelne Medium, wie auch der einzelne Mensch, sind kaum in der
Lage, sich dieser Attacken auf Dauer zu erwehren. Gemeinsam ist es
aber möglich, sei es durch anwaltliche Beauftragung, Sammelklagen oder
Kampagnen. Und auch darum soll es bei der Versammlung der alternativen
und neuen Medien gehen, um den kritischen Journalismus vor der
Marginalisierung zu retten.

Wir möchten Euch ermutigen und auffordern, den Weg zur Kooperation [3]
zu wagen. Wir müssen uns dafür kennenlernen und miteinander sprechen.

Der geeignete Ort für die Versammlung der alternativen und neuen
Medien ist das

Friedensfestival Pax Terra Musica

vom 25. bis 28. Juli 2019

Freilichtbühne Friesack | Vietznitzer Straße 14 | 14662 Friesack [4]


Was ist geplant?

Freitag, 26. Juli 2019, ab 16 Uhr: Ungezwungener Treff

Ungezwungenes Treffen bei Musik, Getränken und Essen. Einiges haben
wir dabei, bringt bitte mit, was ihr mögt und lasst uns reden.

Samstag, 27. Juli 2019, um 14 Uhr, 16 Uhr und 18 Uhr: Wer ist
wer?

Stellt Euch und Euer Medienprojekt in 5 Minuten vor! Jede
Vertreterin/jeder Vertreter der neuen und alternativen Medien, aber
auch Besucher des Friedensfestivals, sollen sich ein Bild von Euch und
Eurem Medienprojekt verschaffen. Denn Leserschaft und Medienmacher
sind Teil des Ganzen!

Sonntag, 28. Juli 2019, von 14 Uhr bis 16 Uhr: Der erste Schritt zu
Aktion!

Authentizität ist unser stärkstes Argument! Lasst uns jede Form der
Konkurrenz überwinden und besprechen, wie Kooperation in die Tat
umgesetzt werden kann. Der erste Schritt ist der schwerste Schritt,
aber auch der wichtigste: Die gemeinsame Aktion!


Wie könnt ihr dabei sein?

Pax Terra Musica stellt kostenlose Tickets für Vertreter und
Vertreterinnen der neuen und alternativen Medien zur Verfügung, die
sich über die E-Mail presse (AT) pax-terra-musica.de akkreditieren, um
an der Versammlung der alternativen und neuen Medien teilzunehmen -
und weitere Infos über den Ablauf zu erhalten.

Bitte gebt bei der Akkreditierung Euren Vornamen und Namen an, welches
Medium ihr vertretet und wann ihr anreisen werdet. Wenn ihr über
kurzfristige Änderungen telefonisch informiert werden wollt, gebt
bitte eine Mobilfunknummer an.

Am Eingang des Festivalgeländes werden die Karten für Euch hinterlegt
sein!

Wenn Euer Medium als Konferenzteilnehmer auf der Webseite des Pax
Terra Musica Friedensfestivals [4] aufgeführt werden soll, sendet
bitte ein Logo, die Url der Homepage und eine kurze Beschreibung Eures
Medienprojekts mit.


Habt ihr Fragen?

Bitte schreibt an presse (AT) pax-terra-musica.de

PS: Verbreitet unsere Einladung zur "Versammlung der alternativen und
neuen Medien" bitte an geeigneter Stelle und leitet sie an
entschlossene Menschen weiter!


Anmerkungen:
[1] Neue Debatte, Magazin für Menschen, Kultur und Gesellschaft 

www.neue-debatte.de

[2] https://neue-debatte.com/2018/07/27/krieg-gegen-die-freiheit/

[3] https://neue-debatte.com/2019/04/18/sanierungsfall-megamaschine-die-vernetzung-der-entschlossenen/

[4] https://www.pax-terra-musica.de/


Der Artikel "Versammlung der alternativen und neuen Medien"
wurde erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/awl_event_monster/versammlung-der-alternativen-und-neuen-medien/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ONKOLOGIE/1996: Datenbank aller je bei Krebs gefundenen "stummen" Erbgutveränderungen (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 12.06.2019

Doch nicht so stumm



Die bislang wenig erforschten so genannten "stummen" bzw. "synonymen"
Erbgutveränderungen haben keine veränderten Proteine zur Konsequenz -
können aber trotzdem zahlreiche Funktionen der Zelle und damit auch
Krankheitsprozesse beeinflussen. Wissenschaftler vom Deutschen
Krebsforschungszentrum, von der Universität Freiburg und vom Deutschen
Krebskonsortium erstellten nun eine umfassende Datenbank aller je bei
Krebs gefunden synonymen Mutationen.

Damit schaffen sie ein "Nachschlagewerk", das Krebsforschern auf einen
Blick alle verfügbaren Informationen zu jeder einzelnen dieser nur
vermeintlich "stummen" Mutationen bereitstellt. Am Bespiel eines wichtigen
Onkogens zeigen die Forscher, wie synonyme Mutationen die Funktion dieses
Krebstreibers beeinflussen können.

Krebserkrankungen gehen auf Veränderungen des Erbguts zurück. Dabei sind
in der Regel Gene betroffen, die das Krebswachstum antreiben (Onkogene)
oder die der Krebsentstehung entgegenwirken (Tumorsuppressor-Gene). In
zahllosen Untersuchungen haben Krebsforscher über die vergangenen
Jahrzehnte aufgeschlüsselt, welche Mutation bei welcher Krebsart welche
Rolle spielt. Doch haben sie sich dabei weitestgehend auf solche
Mutationen konzentriert, die in einer veränderten Aminosäuresequenz der
Proteine resultieren.

"Doch ein großer Teil der Erbgutveränderungen wirkt sich überhaupt nicht
auf die Aminosäuresequenz aus", erklärt Sven Diederichs, dessen Abteilung
am Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ), an der Universität Freiburg
und am Deutschen Krebskonsortium DKTK angesiedelt ist. Das liegt daran,
dass der genetische Code für die meisten Aminosäuren mehrere "Worte" hat,
die sich in ihrem letzten, dritten DNA-Baustein unterscheiden. Betrifft
eine Mutation diesen Baustein, so ändert sich an der abgelesenen
Aminosäure und damit am resultierenden Protein nichts. Früher sprach man
daher von "stummen", inzwischen jedoch eher von "synonymen" Mutationen.

"Heute weiß man, dass synonyme Mutationen bei vielen Krankheiten eine
Rolle spielen und sich beispielsweise auf das Therapieansprechen von Krebs
auswirken können. Trotzdem ist ihre Bedeutung für die Krebsentstehung
längst nicht so gut untersucht wie die der protein-verändernden
Mutationen", erklärt Diederichs. Dabei können synonyme Mutationen auf
vielfältige Weise in wichtige zelluläre Prozesse eingreifen: Sie wirken
sich unter anderem auf die Stabilität der RNA aus, auf deren
dreidimensionale Faltstruktur oder auch darauf, wie effizient die RNA in
Proteine übersetzt wird.

Diederichs und seine Kollegen aus Heidelberg und Freiburg haben nun eine
umfangreiche Datenbank erstellt, die alle bislang im Krebserbgut
entdeckten synonymen Mutationen beinhaltet und mit umfassender
Zusatzinformation koppelt: Was ist die Funktion des betroffenen Gens,
welche Position innerhalb des Gens ist mutiert? Bei welchen Krebsarten
wurde die Mutation bisher entdeckt und in welcher Häufigkeit?

Insgesamt 659.194 Einträge, die 88 verschiedene Krebsarten betreffen,
enthält die SynMIC-Datenbank. "Kollegen können sich darin wie in einem
Nachschlagewerk einfach und umfassend über synonyme Mutationen
informieren, die bei der Krebsart auftreten, mit der sie sich
beschäftigen", erklärt Diederichs.

Am Beispiel des wichtigen Onkogens KRAS demonstrieren die Forscher um
Diederichs detailliert, wie sich synonyme Mutationen, die tatsächlich bei
Krebspatienten entdeckt worden sind, auf die RNA-Struktur und auf die
Proteinproduktion auswirken.

Geschätzte acht Prozent aller krebstreibenden Erbgutveränderungen, die nur
einen einzigen DNA-Baustein betreffen, sind synonyme Mutationen. Früher
waren Forscher davon ausgegangen, dass diese vermeintlich "stummen"
Mutationen bei Krebs keinem selektiven Druck unterliegen. Doch dann
sollten sie mehr oder weniger zufällig über das Erbgut verteilt sein - was
nicht der Fall ist, wie die ausführliche Entschlüsselung von Krebsgenomen
in den letzten Jahrzehnten gezeigt hat.

Diederichs und Kollegen fanden nun noch ein weiteres Argument, dass stark
gegen die Zufallshypothese spricht: Insbesondere am Anfang aller
proteinkodierenden Genabschnitte kartierten sie deutlich weniger
Mutationen - proteinverändernde wie synonyme - als im weiteren Verlauf der
Gene. "Das ist ein Indiz dafür, dass sich jegliche Mutation in diesem
Bereich stärker auf die Zelle auswirkt. Selektiver Druck könnte dann dafür
sorgen, dass sich so mutierte Zellen nicht durchsetzen können", erklärt
Diederichs. "Und dieser selektive Druck würde dann offensichtlich auch
gegenüber synonymen Mutationen bestehen."

Zur Datenbank geht es unter:

http://synmicdb.dkfz.de/


Originalpublikation:

Yogita Sharma, Milad Miladi, Sandeep Dukare, Karine Boulay, Maiwen
Caudron-Herger, Matthias Groß, Rolf Backofen, Sven Diederichs: A
pan-cancer analysis of synonymous mutations.

Nature Communications 2019

DOI: 10.1038/s41467-019-10489-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPORTMEDIZIN/343: Gesunde, leistungsfähige Kinder - Was kann Schulsport leisten, was nicht? (GOTS)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 12. Juni 2019

Gesunde, leistungsfähige Kinder - Was kann Schulsport leisten, was nicht?



Bildungs- und Gesundheitspolitik stellen eine Reihe von Anforderungen,
was der Schulsport zu leisten hat. So soll er die physische und
psychische Gesundheit fördern, die kognitive Leistungsfähigkeit
steigern, soziale Lernmöglichkeiten bieten, zu einem gesunden und
bewegten Lebensstil erziehen, Grundfähigkeiten für ein lebenslanges
Sporttreiben vermitteln und idealerweise gleichzeitig auch noch Spaß
machen. Doch reichen dafür 2-4 Mal pro Woche 50 Minuten
Sport-"Frontalunterricht"?

Mag. Brigitta Höger vom Institut für LehrerInnenbildung der
Universität Wien hat das untersucht und berichtet über die Ergebnisse
auf dem Kongress der Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische
Sportmedizin im Juni in Salzburg. Höger: " Schulsport scheint zum
Breitbandantibiotikum für gesellschaftliche Defizite und Anliegen zu
avancieren. Die Forderungen lassen sich grundsätzlich rechtfertigen,
da empirische Befunde derartige Wirkweisen des Sportes grundsätzlich
belegen. Als problematisch ist jedoch zu werten, dass jene
Wirkmechanismen des Sportes, die unter meist hochspezifischen
Bedingungen in empirischen Studien untersucht wurden, häufig
uneingeschränkt auf das Unterrichtsfach Sport übertragen werden.
"Sport macht klug!" - "Sport steigert die Konzentrationsfähigkeit!" -
"Sport schützt vor Adipositas!" Aber welcher "Sport" ist denn
gemeint?"

Sport hat unzählige unterschiedliche Facetten: eine Bergwanderung,
eine Yoga-Einheit, ein Ballspiel, ein Hindernisparcour, ein
lateinamerikanischer Tanz, eine Jonglier-Übung, ein Dauerlauf - Sport
ist nicht gleich Sport. Meist wird jedoch leider nicht hinterfragt,
welche spezifische Form von Sport in welchem Umfang denn tatsächlich
notwendig wäre, um eine relevante, "messbare" Verbesserung einer
Leistung herbeizuführen.

Fakt ist: je nach Schulstufe und Schulform sind in der Regel zwei- bis
viermal pro Woche je 50 Minuten für das Fach Sport reserviert. Nach
Abzug notwendiger Zeiten für Umziehen, Hin- und Wegräumen, Erklärung
und Organisation bleiben Messungen zufolge nur durchschnittlich 8-10
Minuten für eine Bewegung in mindestens mittlerer Intensität. Dieser
"Sport" kann sich kaum positiv auf die aerobe Ausdauer und
Fettverbrennung auswirken. Wie ist es dann erst mit Unterricht, der
die Koordination fokussiert, um die Konzentrationsfähigkeit zu
fördern, und eine sicherlich geringere Bewegungszeit und -Intensität
aufweist?

"Den einen Sportunterricht, der eine gesamte junge Generation
gleichermaßen fit, gesund, klug, sozial kompatibel und selbstbewusst
macht, gibt es nicht. Stattdessen gibt es unzählige verschiedene
Ausprägungs- und Inszenierungsformen von Bewegung, Sport und
körperlicher Aktivität, eine hinsichtlich ihrer Voraussetzungen und
Interessen äußerst diverse Schülerschaft, ein von Schule zu Schule
spezifisches Setting und völlig verschiedene Lehrkräfte, die
unterschiedlich intensive Anstrengungen unternehmen. Die erfolgreiche
Umsetzung einzelner Forderungen wird immer auf Kosten anderer
geschehen und läuft Gefahr, einen großen Teil der Schüler auf der
Strecke zu lassen", so Höger.

Daher muss Schulsport den Schülern (und ihren Eltern) verschiedene
individuelle Möglichkeiten bieten. Er muss vor allem
Gesundheitskompetenz vermitteln, in Form von Wissen, grundlegenden
Fähigkeiten und Motivation zu einem reflektierten Umgang mit dem
eigenen Körper und der eigenen Gesundheit. Wenn er das schafft,
treiben viele Jugendliche auch außerhalb der Schule, z.B. in Vereinen,
weiter Sport. Brigitta Höger: "Ob zwei bis vier 50-minütige Einheiten
pro Woche ausreichen, sie dafür zu motivieren, sei dahingestellt. In
jedem Fall werden voll ausgebildete Lehrkräfte gebraucht (im Gegensatz
zu fachfremd unterrichtenden), die in der Lage sind, den Schulsport in
einer mehrperspektivischen Weise zu gestalten und sich bewusst gegen
einen limitierten Sportartenkanon und eine reine Leistungsorientierung
entscheiden."

 * 
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SPORTMEDIZIN/342: Wie Sport hilft, verloren geglaubte Herzmuskelzellen zu regenerieren (DGIM)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin - 13. Juni 2019

Wie Sport hilft, verloren geglaubte Herzmuskelzellen zu regenerieren



Wiesbaden - Säugetierherzen haben eine große Schwäche: Sind sie erst
einmal ausgewachsen, können sie kaum noch neue Muskelzellen bilden.
Schäden am Herzmuskel - etwa nach einem Infarkt - gelten daher als
irreversibel und sind für eine hohe Zahl von Todesfällen
verantwortlich. Bei Untersuchungen an Mäusen konnten Wissenschaftler
um die Heidelberger Kardiologin Dr. med. Carolin Lerchenmüller nun
jedoch zeigen, dass die Zahl neu gebildeter Kardiomyozyten sich durch
Ausdauersport deutlich steigern lässt. Für die Forschungsarbeit, die
im vergangenen Jahr im Wissenschaftsjournal Nature Communications
erschienen ist, wurde Lerchenmüller mit dem Präventionspreis
ausgezeichnet. Den mit 10.000 Euro dotierten Preis verleiht
alljährlich die Deutsche Stiftung Innere Medizin (DSIM) gemeinsam mit
der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin e.V. (DGIM) auf dem
Internistenkongress.

Dass Sport gut für das Herz ist, kann als Gemeinplatz gelten -
wissenschaftlich zu beweisen oder gar zu quantifizieren ist die
Aussage jedoch nur schwer. Der diesjährigen Preisträgerin ist dies nun
in aufwändigen Versuchsreihen gelungen. Im Rahmen der ausgezeichneten
Studie stellte sie der Hälfte ihrer Versuchstiere über acht Wochen
hinweg ein Laufrad zur Verfügung, der anderen Hälfte nicht. Während
der gesamten Zeit erhielten die Mäuse per Infusion DNA-Bausteine, die
anstelle von normalem Stickstoff (14N) dessen "schwere" Variante 15N
enthielten. Per Massenspektrometrie ließ sich daher neu gebildetes von
bereits zuvor bestehendem oder lediglich repariertem Erbgut
unterscheiden - und damit auch neu entstandene Herzmuskelzellen
identifizieren.

Wie sich am Ende der achtwöchigen Versuchsspanne zeigte, waren die
Herzen der trainierten Tiere nicht nur größer und schwerer geworden,
sie hatten auch mehr als viermal so viele neue Kardiomyozyten, also
Herzmuskelzellen, gebildet wie die Herzen der untrainierten Tiere. In
einer zweiten Versuchsreihe konnten Lerchenmüller und ihr Team diesen
Befund auch bei Mäusen bestätigen, die vor Beginn der Trainingsphase
einem künstlich verursachten Herzinfarkt ausgesetzt worden waren.

Den Forschern gelang es darüber hinaus, ein biochemisches Bindeglied
zu identifizieren, dem offenbar eine Mittlerrolle zwischen sportlicher
Aktivität und Regeneration des Herzmuskels zukommt: Eine als miR-222
bezeichnete mikro-RNA wird unter Training vermehrt gebildet. Als die
Forscher diese mikro-RNA blockierten, verhinderte das den positiven
Effekt des Sports auf die Entstehung neuer Herzmuskelzellen. Ob sich
hieraus mögliche Ansätze für eine medikamentöse Unterstützung des
Regenerationsprozesses ergeben, muss in weiteren Studien untersucht
werden.

Die Preiskommission begründet ihre Entscheidung unter anderem mit der
vielfältigen Methodik der Studie, die ein breites Spektrum von der
Erfassung des Verhaltens - die Laufrad-Mäuse liefen im Schnitt 5,5
Kilometer am Tag - über klinische Parameter bis hin zu histologischen
und biochemischen Untersuchungen umfasst. "Die Arbeit zeigt, dass die
Neubildung von Kardiomyozyten in einem Rahmen gesteigert werden kann,
der durchaus gesundheitsrelevant sein kann", sagt Professor Dr. med.
Jürgen Schölmerich, Vorsitzender der DSIM aus Wiesbaden. Dass dieser
Prozess sowohl in gesunden, als auch in vorgeschädigten Herzen
angestoßen werden konnte, belege die große Bedeutung, die dem Sport
sowohl in der Primär- als auch in der Sekundärprävention von
Herzerkrankungen zukomme.

Dr. med. Carolin Lerchenmüller leitet seit 2017 das Labor für
kardiales Remodeling und Regeneration in Heidelberg. Der
Präventionspreis wurde ihr während der DGIM-Jahrestagung
traditionsgemäß im Rahmen der Festlichen Abendveranstaltung verliehen.
Ebenso verlieh die Fachgesellschaft dort den Theodor Frerichs-Preis,
weitere Informationen dazu finden Interessierte hier.


Quelle:

Vujic A*, Lerchenmüller C*, Wu TD, Guillermier C, Rabolli CP, Gonzalez
E, Senyo SE, Liu X, Guerquin-Kern JL, Steinhauser ML, Lee RT,
Rosenzweig A. (*authors contributed equally)

Exercise induces new cardiomyocyte generation in the adult mammalian
heart

Nature Communications. 1659(2018)

doi:10.1038/s41467-018-04083-1
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FORSCHUNG/4054: Symposium "Tierexperimentelle Forschung: Quo vadis?" (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 11.06.2019

Tierversuche: Wissenschaft wagt sich aus der Deckung



Tierversuche in der Forschung werden in der Öffentlichkeit kontrovers und
emotional diskutiert - die Wissenschaft selbst geht bei dem Thema
weitestgehend in Deckung. Mit dem Symposium "Tierexperimentelle Forschung:
Quo vadis?" am 6. Juni wollte das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ)
dieser Debatte Raum schaffen.

Sind Tierversuche überhaupt noch notwendig und wenn ja, wofür? Wie kann
bessere Forschung die Zahl der Tierversuche reduzieren? Welche
Alternativen stehen zur Verfügung? Wie lässt sich ausufernde behördliche
Regulation vermeiden, ohne dass das Tierwohl eingeschränkt wird? Und wie
gelingt es zu verhindern, dass radikale Positionen die Debatte dominieren?
Zehn Experten diskutierten gemeinsam mit Theresia Bauer, Ministerin für
Wissenschaft, Forschung und Kunst, Baden Württemberg.

"Es gibt kaum ein anderes wissenschaftliches Thema, das in der
Öffentlichkeit so intensiv, kontrovers und emotional aufgeladen diskutiert
wird wie Tierversuche. Ich freue mich daher, dass sich das DKFZ mit dieser
Veranstaltung aus der Deckung wagt und eine Diskussion ohne Polarisierung
ermöglicht", so Theresia Bauer. Es sei wichtig, betonte die Ministerin,
dass auch die kritische Öffentlichkeit erlebe, wie ernsthaft die
Wissenschaft ihr Handeln abwäge. "Das Symposium am DKFZ ist ein
willkommenes und selbstbewusstes Signal", so Ministerin Bauer.

Bei den Tierversuchen geht es um ein klassisches Dilemma: Die Erkenntnis
für den Menschen ist mit Belastungen für das Tier verbunden. Der
derzeitige gesellschaftliche Konsens dazu sei, dass Tierversuche heute
noch unverzichtbar sind, weil sie Rückschlüsse auf den Menschen erlauben
und daher unter bestimmten Bedingungen ethisch vertretbar sind. Doch
zunehmend sei die öffentliche Meinung durch die plakativen Positionen
radikaler Gruppen geprägt, so Stefan Treue, Direktor des Deutschen
Primatenzentrums und Vorsitzender von "Tierversuche verstehen".

Treue kritisiert, dass die Wissenschaft dazu meist schweigt, in der
Annahme, ohnehin kein Gehör zu finden oder wegen der oftmals hohen
Komplexität der Themen nicht durchzudringen. Dies mache Medien besonders
empfänglich für das Narrativ der radikalen Tierversuchsgegner, was nach
Treues Auffassung einen Teufelskreis in Gang setze: "Wichtige Themen gehen
unter, stattdessen konzentriert man sich auf hochgradig polarisierte
Diskussionen." Wissenschaftler müssen sich daher wo immer möglich
einbringen und damit ihrer Verantwortung für das Wohl von Menschen und
Tieren, für den Forschungsfortschritt und nicht zuletzt für die Verwendung
öffentlicher Mittel gerecht werden.

Hellmut Augustin, DKFZ und Medizinische Fakultät Mannheim der Universität
Heidelberg, erläutert am Beispiel Krebs die Rolle der Tierversuche in der
Grundlagenforschung: Tumorzellen treten mit einer Vielzahl anderer Zellen
und Geweben des Körpers in Wechselwirkung; Blutgefäße, das Immunsystem und
die direkte Umgebung des Tumors spielen relevante Rollen bei der
Erkrankung - diese Komplexität lasse sich nur in einem lebenden Organismus
abbilden. Forschung im DKFZ umfasse Untersuchungen an Molekülen,
Tumorzellen und Organoiden in der Kulturschale, "Organs on a Chip",
computerbasierte Methoden sowie epidemiologische Studien - und eben
Tierversuche. "Es gibt keinen Antagonismus der Modelle: Alles trägt
gleichermaßen zum wissenschaftlichen Fortschritt bei", so Augustin. Doch
insbesondere in der biomedizinischen Grundlagenforschung, so erklärt der
studierte Tiermediziner, seien die Alternativmethoden noch nicht annähernd
so weit, die Untersuchungen am lebenden Tier zu ersetzen.

Doch warum sind die Ergebnisse der Krankheits- und Therapieforschung
häufig schlecht übertragbar? Augustin betont: "Nicht weniger, sondern
bessere Tierexperimente werden die Therapieforschung voranbringen." Im
Umgang mit Tieren sind Wissenschaftler in Deutschland der gesetzlich
vorgeschriebenen "3R-Regel" verpflichtet: Dieses Prinzip fordert, so wenig
Tierversuche wie möglich durchzuführen (Reduction), durch
Weiterentwicklung der Methoden die Belastung der Tiere zu verringern
(Refinement) und, wo immer möglich, durch Alternativen zu ersetzen
(Replacement).

Besonders "Refine" ist nach Meinung der Forscher geeignet,
aussagekräftigere Forschungsergebnisse zu erzielen. Es sei wichtig, das
3R-Prinzip nicht als Restriktion zu sehen, sondern als Chance, bessere
Tierversuche und damit bessere Forschung zu machen, sagt Stefan
Hippenstiel, Leiter des "3R-Instituts" an der Berliner Charité. Mit
Ressourcen Entwicklungen zu steuern, war ein Ziel bei Gründung dieser
Einrichtung: "Für die kostenintensiven Tierversuche sind fixe Positionen
im Haushalt der Forschungsorganisationen eingeplant, für die Entwicklung
alternativer Methoden jedoch oftmals nicht."

Gilbert Schönfelder, Leiter des Deutschen Zentrums für den Schutz von
Versuchstieren, stellt das Melderegister für präklinische Studien als eine
weitere Möglichkeit vor, bei bestimmten wissenschaftlichen Fragestellungen
doppelte Untersuchungen zu vermeiden und so die Anzahl an Tierversuchen zu
reduzieren. Seit Anfang 2019 steht das "Animal Study Registry" weltweit
allen Forschern offen, um jegliche Untersuchungen an Tieren zu
registrieren.

In der Datenbank sieht Schönfelder auch einen vielversprechenden Ansatz,
um einen Weg aus der "Reproduzierbarkeitskrise" der Wissenschaft zu
finden: Ein Eintrag trage dazu bei, dass auch negative
Forschungsergebnisse veröffentlicht werden und verhindere, dass
Versuchsanordnungen nachträglich zurechtgebogen werden. Damit erreiche man
reproduzierbarere Ergebnisse, die auch die klinische Translation besser
voranbringen.

"Papiertierschutz" verlangsamt Forschungsfortschritt

Ein wesentlicher Kritikpunkt der tierexperimentellen Forscher ist seit
langem die Verpflichtung, in Anträgen zur Genehmigung von Tierversuchen
kleinste Details der geplanten Versuchsvorhaben über Jahre hinaus
festlegen zu müssen - ohne dass dies mit verbessertem Tierschutz
einhergeht. "Ein Tierversuchs-Antrag vor 20 Jahren umfasste zehn Seiten,
heute sind es mindestens 30 - hat sich damit für das Tierwohl irgendetwas
verändert?", fragt René Tolba, Leiter des Instituts für Versuchstierkunde
der Universität Aachen.

"Papiertierschutz" nennt Michael Baumann, der Vorstandvorsitzende des
DKFZ, diese Praxis, und zitiert aus einem Positionspapier des
DKFZ-Patientenbeirats: "Die Patienten fordern, dass wir für die Tiere optimale
Bedingungen schaffen und "Refinement" ernst nehmen, um besser übertragbare
Ergebnisse zu erzielen. Was sie aber nicht wollen, ist ein formaler
Tierschutz, der den Forschungsfortschritt verlangsamt."

Klaus-Dieter Bremm, Leiter Animal Management, Bayer, berichtet, dass sein
international tätiges Unternehmen erhebliche Unterschiede in der
bürokratischen Praxis bemerke: Trotz der für alle geltenden EU-Richtlinie
würden Anträge in Frankreich in zwei Wochen genehmigt, in Deutschland
dagegen würde in einigen Bundesländern oftmals sogar die 40-tägige Frist
überschritten.

Neben den Untersuchungen an Tieren in der Grundlagenforschung gibt es eine
ganze Reihe von Tierversuchen, die gesetzlich vorgeschrieben sind, etwa um
die Sicherheit von Medikamenten oder Chemikalien zu prüfen. Sie machen
etwa ein Fünftel aller Tierversuche aus. Dazu zählen zum Beispiel die
Tests im Rahmen der europäischen Verordnung zum Schutz vor schädlichen
Chemikalien (REACH). Oberstes Ziel sei die Sicherheit des Menschen,
berichtet Jochen vom Brocke, European Chemicals Agency (ECHA) Helsinki,
doch seien Alternativen zum Tierversuch vorgeschrieben, wo immer möglich.
Die größte Einsparung von Tierversuchen wurde bisher dadurch erreicht,
dass Wettbewerber gezwungen sind, bei der Prüfung von Stoffen zu
kooperieren und dadurch Dopplungen von Tierversuchen zu vermeiden.

Klaus Dieter Bremm von Bayer ergänzt: "Wo bei der Arzneimittelentwicklung
vor 30 Jahren noch jeder einzelne neue Wirkstoff im Tierversuch getestet
wurde, durchlaufen solche Substanzen heute zunächst eine Vielzahl von in
vitro und in silico-Tests, so dass am Ende nur noch wenige Substanzen
tatsächlich am Tier geprüft werden müssen." Bremm betont, dass Bayer über
95 Prozent der Tierversuche unter den strengen europäischen Regularien
durchführt und nicht in Länder mit niedrigeren Standards ausweicht. Obwohl
dies durchaus eine Erleichterung wäre, würden doch beispielsweise Versuche
an Ratten und Mäusen durch das US-amerikanische Tierschutzrecht nicht
einmal erfasst.

Warum stehen gerade die etwa 2,8 Millionen Tiere, zumeist Mäuse und
Ratten, die in Deutschland jährlich für wissenschaftliche Versuche
eingesetzt werden, im Zentrum der öffentlichen Kritik? Das war eine der
zentralen Fragen der Podiumsdiskussion zum Abschluss des Symposiums. Denn
demgegenüber stehen 765 Millionen Tiere - Geflügel, Rinder, Schweine - die
als Nahrung für Menschen und Haustiere geschlachtet werden. Alle in der
Forschung verwendeten Tiere machen zusammen nicht einmal 0,4 Prozent
dieser Zahl aus.

"Es ist leicht, sich über Tierversuche zu empören - man ist moralisch und
es kostet einen gar nichts", erklärt Dagmar Borchers vom Institut für
angewandte Philosophie der Universität Bremen. "Beim Thema
Massentierhaltung sieht es gleich ganz anders aus: Viele Menschen essen
sehr gern Fleisch. Da ist auch viel Scheinheiligkeit im Spiel."

"Man darf aber nicht das eine mit dem anderen entschuldigen", so die
Philosophin. Sie empfiehlt den Forschern daher, sich nicht auf dem
derzeitigen gesellschaftlichen Konsens auszuruhen: Tierschutz nehme in der
Gesellschaft an Bedeutung zu. Ihr Rat an die Wissenschaftler ist,
durchgehend zu signalisieren: "Wir sehen den ethischen Konflikt, wir
nehmen ihn ernst und wägen unser Handeln sorgfältig ab."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 
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STUDIE/548: Jeder Dritte leidet an Kopfschmerzen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 13. Juni 2019

DAK-Studie: Jeder Dritte leidet an Kopfschmerzen

Neuer digitaler Kopfschmerz-Coach der Kasse trainiert erstmals Schmerzlinderung ohne Medikamente



Ein Drittel der Deutschen leidet mindestens einmal im Monat an
Kopfschmerzen, viele sogar mehrfach in der Woche. Das geht aus einer
aktuellen Forsa-Umfrage der DAK-Gesundheit hervor. Die Krankenkasse
bietet deshalb ab sofort eine neuartige, schnelle und umfassende Hilfe
für ihre Versicherten: Der DAK Kopfschmerz-Coach basiert auf aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnissen und trainiert Betroffene,
Kopfschmerzen ohne Medikamente zu lindern. Das Selbsthilfeangebot kann
online und als App genutzt werden.

Kopfschmerz ist weit verbreitet und betrifft die meisten Menschen in
Deutschland immer wieder: Zwölf Prozent leiden mindestens einmal in
der Woche daran, neun Prozent mehrmals im Monat und 13 Prozent
zumindest einmal im Monat. Das zeigt eine repräsentative Forsa-Umfrage
der DAK-Gesundheit. Frauen leiden der Umfrage zufolge häufiger an
Kopfschmerzen als Männer. Ein Viertel der Befragten gab an, dass die
Schmerzen ihr Leben stark bis sehr stark beeinträchtigen. Während die
Generation 60+ vor allem auf natürliche Gegenmaßnahmen wie
Entspannungsübungen oder einen Spaziergang an der frischen Luft setzt,
therapieren sich jüngere Befragte hauptsächlich mit Schmerzmitteln.
Genau hier setzt der DAK Kopfschmerz-Coach an. "Mit unserem neuen
Angebot nutzen wir als erste Kasse aktuelle wissenschaftliche
Erkenntnisse, die Betroffenen dabei helfen, Medikamente zu
reduzieren", erläutert Andreas Storm, Vorstandsvorsitzender der
DAK-Gesundheit. "Der digitale Coach trainiert den Körper, Schmerzen
selbst zu mindern."

Der DAK Kopfschmerz-Coach ist ein Online-Programm, das Patienten mit
Spannungskopfschmerzen und Migräne unterstützt. Der digitale Coach
geht in Dialog mit dem Patienten und erstellt mit ihm zusammen einen
individuellen Trainingsplan. Ziel dabei ist, das eigene
Schmerz-Management-System zu optimieren und so dem Körper
beizubringen, weniger Schmerzen zu erleben.

Das Programm wird im Rahmen eines neuen Versorgungsvertrags zur
Verfügung gestellt und ist für alle Versicherten der DAK-Gesundheit
kostenlos. Technisch passt es sich individuell unterschiedlichen
Altersgruppen und Bedürfnissen an und kann deshalb sowohl von
Erwachsenen als auch von Jugendlichen ab zwölf Jahren genutzt werden.
So kann dem Kopfschmerz in seinen verschiedenen Erscheinungsformen
bereits frühzeitig begegnet werden.

Die Gründe für Kopfschmerzen sind so vielfältig wie ihre Ausprägungen.
Laut der DAK-Studie ist für fast die Hälfte der Befragten (48 Prozent)
Stress der Auslöser. Vor allem Jüngere sind hier besonders betroffen.
Mit 40 bzw. 39 Prozent wurden Wetterumschwünge und Flüssigkeitsmangel
genannt, zu wenig Schlaf wurde von 38 Prozent der Befragten als Grund
angegeben. Auch hier sind Menschen unter 45 Jahren besonders stark
vertreten. Erstmals nannte jeder Fünfte darüber hinaus Smartphone- und
Computernutzung als Ursache für Kopfweh. Bei den 14- bis 29-Jährigen
gab das fast jeder Dritte (29 Prozent) an. Bei etwa jedem Achten war
laut eigener Aussage schlicht ein Kater als Folge von zu viel Alkohol
der Grund für den Brummschädel.

Insgesamt blieb die Häufigkeit von Kopfschmerzen in den vergangenen
sechs Jahren auf konstantem Niveau. Das zeigt ein Vergleich von
DAK-Studien aus den Jahren 2013 und 2019. Auch damals litt jeder
Dritte mindestens einmal im Monat an dem Hämmern im Kopf.

Der DAK Kopfschmerz-Coach ist auch auf Smartphones und Tablets mobil
nutzbar: 

www.dak.de/dakkopfschmerz-coach

 * 

Quelle:
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MELDUNG/998: Lebensmittelkennzeichnung - Politik muss Wissenschaft folgen und Ampelfarben wählen (idw)


Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 12.06.2019

Lebensmittelkennzeichnung: Politik muss Wissenschaft folgen und Ampelfarben wählen



Zur heute veröffentlichten systematischen Übersichtsarbeit des Ärzte- und
Wissenschaftlernetzwerks Cochrane über Maßnahmen zur Senkung des
Softdrink-Konsums kommentiert Barbara Bitzer, Sprecherin der Deutschen
Allianz Nichtübertragbarer Krankheiten DANK:

"Wir sehen hier erneut Belege, dass eine Kennzeichnung in Ampelfarben den
Konsum ungesunder Produkte deutlich senken kann, sogar bei den besonders
problematischen Softdrinks. Wir brauchen deshalb endlich ein mehrfarbiges
Kennzeichnungssystem in Deutschland. DANK plädiert für die schnelle
Einführung des Nutri-Scores, für den sich bereits mehrere europäische
Länder ausgesprochen haben."

Die Studien, die die Cochrane-Arbeit auswertet, zeigen, dass ein Label in
Ampelfarben direkt das Verbraucherverhalten beeinflusst: Der Absatz von
Softdrinks, die mit "rot" gekennzeichnet waren, ging um bis zu 56 Prozent
zurück. "Dies ist besonders bedeutsam, weil Softdrinks eine große Rolle
bei der Entstehung von Übergewicht spielen", sagt Bitzer.

Einen geringeren Effekt gab es hingegen laut Cochrane-Artikel bei
Kennzeichnungen, die keine verschiedenen Farben nutzen, sondern nur eine
Abstufung angeben - so wie das gerade vom Max-Rubner-Institut im Auftrag
des Ernährungsministeriums entwickelte Stern-Label. "Diese Kennzeichnung
sehen wir kritisch, weil sie mit nur einer Farbe arbeitet und zudem nicht
intuitiv verständlich ist" sagt Bitzer, "es wäre nicht nachvollziehbar,
wenn die deutsche Politik nicht das wirksamste System wählt - und das ist
eine Kennzeichnung in Ampelfarben."


Von Philipsborn P et al.: Environmental interventions to reduce the
consumption of sugar-sweetened beverages and their effects on health.
Cochran eDatabase of Systematic Reviews 2019,4.

http://www.doi.org/10.1002/14651858

Für die aktuelle Übersichtsarbeit, an der auch das Institut für
Medizinische Informationsverarbeitung Biometrie und Epidemiologie an der
Universität München beteiligt war, sichteten die Autoren mehr als 10.000
wissenschaftliche Veröffentlichungen, und identifizierten so 58 Studien
zur Frage, welche Maßnahmen den Süßgetränkekonsum auf Bevölkerungsebene
effektiv reduzieren. Diese 58 Studien wurden in 14 verschiedenen Ländern
durchgeführt, und hatten zusammen genommen mehr als 1 Million Teilnehmer.

Die von Cochrane erfassten Studien zur farblichen Kennzeichnung beziehen
sich nicht direkt auf den Nutri-Score, aber auf verschiedene ähnliche
Systeme in Ampelfarben.

Originalpublikation:

http://www.doi.org/10.1002/14651858


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dank-allianz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AIDS/1079: Arbeitgeber für Respekt gegenüber HIV-positiven Menschen (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 12. Juni 2019

Arbeitgeber für Respekt gegenüber HIV-positiven Menschen

Berlin - Deklaration gegen Diskriminierung im Arbeitsleben
veröffentlicht. IBM, SAP und viele andere: HIV ist Teil von Diversity



Mehr als 50 namhafte Unternehmen und Organisationen haben heute in
Hamburg eine Deklaration gegen Diskriminierung von Menschen mit HIV im
Arbeitsleben unterzeichnet.

Am Vortag des Deutsch-Österreichischen AIDS-Kongresses (DÖAK) setzen
sie damit öffentlich ein Zeichen, vermitteln ein zeitgemäßes Bild vom
Leben mit HIV und kündigen konkrete Maßnahmen für einen respektvollen
und selbstverständlichen Umgang mit HIV-positiven Kolleg_innen an.

Die Arbeitgeber_innen-Deklaration ist auf Initiative der Deutschen
Aidshilfe (DAH) entstanden. Die Liste der Unterzeichnenden reicht von
weltweit tätigen Großunternehmen bis zu Einzelhandelsgeschäften, von
Verbänden über Städte bis zu lokalen Einrichtungen.

Dazu sagt DAH-Vorstand Winfried Holz:

"Alle gemeinsam machen wir deutlich: HIV braucht im Arbeitsalltag
überhaupt keine Rolle zu spielen. Einem ganz normalen kollegialen
Umgang steht nichts im Wege. Wir appellieren an alle Menschen in der
Arbeitswelt: Tragen Sie dieses Wissen auch in Ihr Umfeld! Es schafft
Erleichterung für alle Beteiligten."

Nach der Erstunterzeichnung in Hamburg sollen nun möglichst viele
weitere Unternehmen und Organisationen die Deklaration unterschreiben.

Kolleg_innen wie alle anderen

Bei rechtzeitiger Diagnose und Behandlung können Menschen mit HIV
heute leben und arbeiten wie alle anderen. Sie sind genauso
leistungsfähig und können jeden Beruf ausüben.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Stellbrink, Präsident des Deutsch-Österreichischen AIDS-Kongresses, erklärt:

"Die Medizin hat HIV heute gut im Griff. Die Infektion muss keine
Einschränkung mehr bedeuten. Ängste vor einer Übertragung bei der
Zusammenarbeit waren schon immer unbegründet. Unter Therapie ist eine
Übertragung von HIV prinzipiell nicht mehr möglich. Im Arbeitsalltag
ist HIV irrelevant."

Benachteiligung, Ängste und Vorurteile

Immer wieder jedoch erleben Menschen mit HIV im Beruf Benachteiligung
und sind Vorurteilen ausgesetzt: häufiger krank, eine Gefahr für
andere, schlecht fürs Image des Unternehmens.

In einigen Unternehmen - vor allem im Gesundheitswesen - gehört sogar
der HIV-Test immer noch zur Einstellungsuntersuchung, obwohl er
rechtlich unzulässig und das Ergebnis für die Arbeit unerheblich ist.

Der Diskriminierung zugrunde liegen dabei meist völlig veraltete
Vorstellungen vom Leben mit HIV, irrationale Ängste vor einer
Übertragung und unzulässige moralische Bewertungen.

Akzeptanz ist gut für alle

Die beteiligten Unternehmen begreifen die Deklaration sowohl als Frage
individueller Rechte als auch als Teil ihrer Diversity-Strategien. Sie
wissen: Ausgrenzung und die Angst davor machen krank und schaden dem
Unternehmen. Akzeptanz ist unerlässlich für ein produktives
Betriebsklima.

"Wir haben keine Angst vor Vielfalt. Vielfalt ist für uns wichtig,
denn Vielfalt bedeutet Innovation. HIV ist für uns eine von
zahlreichen Facetten", sagt Dr. Ernesto Marinelli, Senior Vice
President und Head of HR bei SAP.

Sein offen HIV-positiver Mitarbeiter Jörg Beißel, Senior Facility
Specialist, berichtet: "Die Rückendeckung meiner Unternehmensführung
bedeutet für mich ein proaktives Bekenntnis: Du bist genau so richtig,
wie du bist. Ich finde es sehr gut, dass meine Firma diese Kampagne in
dieser Form unterstützt und somit hilft, Aufklärungsdefizite zu
beseitigen!"

Norbert Janzen, Personal-Geschäftsführer bei IBM unterstreicht: "Es
freut mich, dass wir heute diese Deklaration mitunterzeichnen können -
ein wirkliches Highlight in unserer über 10-jährigen Partnerschaft mit
der Deutschen Aidshilfe. Die Förderung des Einzelnen hat bei IBM eine
über 100 Jahre lange Tradition, sie ist Leitmotiv unserer
Firmenkultur. Die Individualität aller Mitarbeitenden als Basis für
Innovation und Kundenorientierung ist für den Erfolg unseres
Unternehmens auch in Zukunft unerlässlich."

Axel Wedler, offen HIV-positiver Senior Manager bei IBM, erklärt: "Das
klare Bekenntnis meiner Führungskräfte ermutigt mich, überall im
Unternehmen weiter offen mit dem Thema umzugehen und anderen als
Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen. Das fördert Offenheit und
Akzeptanz weit über das Thema HIV hinaus."

Gastgeberin Hamburg

Für die gastgebende Stadt Hamburg nahm am Morgen Arbeits- und
Sozialsenatorin Melanie Leonhard an der Pressekonferenz und
Erstunterzeichnung teil. Sie sagte:

"Dass jeder Mensch in Hamburg frei von Vorurteilen und
Benachteiligungen leben kann, ist ein Grundsatz unserer Stadt. Es ist
ein ausdrücklicher Auftrag, unsere Arbeitswelt diskriminierungsfrei zu
gestalten. Wir möchten daher ein Arbeitsklima schaffen, das uns alle
für das Thema HIV sensibilisiert, damit den Betroffenen mit Respekt
und Akzeptanz begegnet wird. Mit der Unterzeichnung der Deklaration
setzen wir als große Hamburger Behörde ein deutliches Signal gegen die
Diskriminierung von Menschen mit HIV im Arbeitsleben."

Weitere Statements der Unterzeichnenden

Erstunterzeichnende der Deklaration "Für Respekt und
Selbstverständlichkeit: Für einen diskriminierungsfreien Umgang mit
HIV-positiven Menschen im Arbeitsleben"

Accenture · Aperto · Agentur für Arbeit Hamburg · Arbeitskreis
Jugend- und Drogenberatung im Kreis Warendorf e.V. · Architekturbüro
Silke Anna Linnemann · art*design · Behörde für Arbeit, Soziales,
Familie und Integration Hamburg · Bochum · Bosch · Caritas Berlin ·
Daimler · DAK-Gesundheit · Deutsche Bahn · Deutsche Bank · Deutsche
Druck und Verlagsgesellschaft · Deutsche Eiche / Joseph Sattler GmbH ·
Dortmund · Deutsches Rotes Kreuz e.V. (DRK) · DRK Kreisverband
Wolfenbüttel · DRK-Landesverband Hamburg · DRK-Landesverband
Niedersachsen · Drogenhilfe Schwaben · Elsevier · Flughafen Dortmund ·
Gasteig München GmbH · Fürth · GEW NRW · GSK · GLS Bank · IBM · IMAGE
Ident GmbH · IT-Lorenz · Kare Design · Lyra Apotheke · Münchener
Kammerorchester · Norddeutscher Rundfunk (NDR) · Der Paritätische
Berlin · Der Paritätische Gesamtverband · Der Paritätische Hamburg ·
PwC · Reichshof Hamburg Curio Collection by Hilton · SAP · Schön
Klinik Bad Bramststedt · Techniker Krankenkasse · Mannheim · Megaherz
GmbH Film und Fernsehen · München · Nürnberg · Die Piratenpartei ·
Staatstheater am Gärtnerplatz, München · Stadtreklame Nürnberg · Tech
Data · Vivantes · zahlreiche Aidshilfe-Organisationen 

(Stand: 11.6.2019)

Digitale Pressemappe sowie Text- und Videostatements:

www.positiv-arbeiten.de

Soziale Medien:

#positivarbeiten


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 12. Juni 2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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FORSCHUNG/809: Mechanismen der Hitzeintoleranz bei Schilddrüsenüberfunktion entschlüsselt (idw)


Universität zu Lübeck - 12.06.2019

Lübecker Forscher entschlüsseln die Mechanismen der Hitzeintoleranz bei Schilddrüsenüberfunktion

Aktivierung von braunem Fett könnte Übergewicht oder Typ-II-Diabetes
positiv beeinflussen



Die Überfunktion der Schilddrüse (Hyperthyreose) ist eine häufige
Erkrankung, die oft mit einer erhöhten Körpertemperatur und einer
Unverträglichkeit von warmen Umgebungen einhergeht. Bislang ist aber nur
unzureichend verstanden, wie es zu diesen Symptomen kommt. Forscher am
Center of Brain, Behavior and Metabolism (CBBM) der Universität zu Lübeck
haben nun im Mausmodell die Mechanismen entschlüsselt, die diesem Effekte
zugrundliegen.

"Die erhöhte Körpertemperatur in der Hyperthyreose ist eine Kombination
von mehreren Wirkungen der Schilddrüsenhormone. Im Muskel erhöhen sie den
Grundumsatz, wodurch mehr Wärme produziert wird. Zeitgleich wirken sie im
Gehirn, wo sie den zentralen Stellwert für die Körpertemperatur erhöhen,
ähnlich wie bei Fieber", erläutert Prof. Dr. Jens Mittag, Leiter der
Studie. "Unsere Studien haben darüber hinaus gezeigt, dass
Schilddrüsenhormone die Entstehung von braunem oder beigem Fett
begünstigen - ein Gewebe, das therapeutisch interessant ist, weil es
überschüssiges Fett in Wärme umwandeln kann", ergänzt Kornelia Johann,
Erstautorin der Publikation. "Allerdings war dieses Gewebe nicht aktiv und
trug nicht zu den Symptomen der Hyperthyreose bei."

Diese neuen Erkenntnisse sind in Zusammenarbeit mit Kollegen aus Santiago
de Compostela, Amsterdam, Cambridge, Hamburg und Köln entstanden sind und
u.a. von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des
Schwerpunktprogrammes SPP1629 Thyroid TransAct finanziert worden. Sie
werden jetzt in der renommierten Fachzeitschrift "Cell Reports"
publiziert. Die Forscher wollen nun herausfinden, wie man das
Schilddrüsenhormon-induzierte braune Fett aktivieren kann, um damit
metabolische Krankheiten wie Übergewicht oder Typ-II-Diabetes positiv zu
beeinflussen.

Für ihre Forschungsergebnisse ist Kornelia Johann mit dem
Von-Basedow-Preis 2019 der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie ausgezeichnet
worden. Er wurde ihr am 22. März in Göttingen verliehen.


Originalpublikation:

Kornelia Johann, Anna Lena Cremer, Alexander W. Fischer, Markus Heine, Eva
Rial Pensado, Julia Resch, Sebastian Nock, Samuel Virtue, Lisbeth Harder,
Rebecca Oelkrug, Mariana Astiz, Georg Brabant, Amy Warner, Antonio
Vidal-Puig, Henrik Oster, Anita Boelen, Miguel López, Joerg Heeren, Jeffrey W.
Dalley, Heiko Backes, Jens Mittag: "Thyroid Hormone Induced Browning of
White Adipose Tissue Does Not Contribute to Thermogenesis and Glucose
Consumption", Cell Reports, online 11. Juni 2019.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Lübeck - 12.06.2019
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HERZ/1179: Forschung - Selbstheilung nach Herzinfarkt verbessern (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 11.06.2019

Herz-Kreislauferkrankungen: Selbstheilung nach Herzinfarkt verbessern

LMU-Forscher um Oliver Söhnlein stimulieren in Tiermodellen die
Reparaturprozesse nach einem Infarkt.



Bei einem Herzinfarkt sterben Herzmuskelzellen ab. Zellen des Immunsystems
lösen daraufhin eine Entzündungsreaktion im Herzmuskel aus, durch die das
abgestorbene Gewebe abgebaut wird. "Die meisten Therapien zielen darauf,
die Entzündung nach einem Herzinfarkt zu hemmen", sagt Professor Oliver
Söhnlein vom Institut für Prophylaxe und Epidemiologie der
Kreislaufkrankheiten an der LMU. "Normalerweise ist jede Entzündung im
Körper aber selbstlimitierend. Wir haben daher einen Therapieansatz
entwickelt, der diese endogenen Prozesse nutzt, die eine Entzündung wieder
abschalten." Darüber berichten Söhnlein und sein Team aktuell in der
Fachzeitschrift Journal of the American College of Cardiology.

Der neue Ansatz basiert auf dem Peptid Annexin A1, das eine wichtige Rolle
bei der angeborenen Immunantwort spielt. Die LMU-Forscher zeigen in ihrer
Studie im Mausmodell, wie eine Behandlung mit Annexin A1 die Selbstheilung
des Herzmuskels unterstützt. Fehlte hingegen Annexin A1, verschlechterte
sich der Heilungsprozess.

Das Peptid regt Makrophagen, Zellen des Immunsystems, an, ein
Signalmolekül auszuschütten, das wiederum die Entstehung neuer Blutgefäße
fördert. "Dadurch wird der Blutfluss angeregt, was nach einem Herzinfarkt
wichtig ist", sagt Söhnlein. Dieselben für die Reparatur des Herzens
positiven Effekte konnten die Forscher auch im Modell mit Schweinen
beobachten. "Eine Therapie mit Annexin A 1 scheint ein vielversprechender
Ansatz zu sein, die Folgen eines Herzinfarkts in den Griff zu bekommen",
sagt Oliver Söhnlein.


Originalpublikation:

Bartolo Ferraro u.a.:

"Pro-Angiogenic Macrophage Phenotype to Promote Myocardial Repair".

In: Journal of the American College of Cardiology 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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INFEKTION/1810: Forschung - Schachmatt für Hepatitis B-Viren in der Leber (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 11.06.2019

Schachmatt für Hepatitis B-Viren in der Leber



Forschenden des Helmholtz Zentrums München und der Technischen Universität
München ist es in Zusammenarbeit mit Kollegen des Universitätsklinikum
Hamburg Eppendorf und des Universitätsklinikum Heidelberg im Tiermodell
erstmals gelungen, eine chronische Infektion mit dem Hepatitis-B-Virus zu
besiegen. Das Team hat in seiner Arbeit gezeigt, dass eine T-Zelltherapie
zu einer echten Heilung führen kann. Bislang war es nicht möglich, das
Virus komplett zu kontrollieren. Die Veröffentlichung ist jetzt in der
Zeitschrift Journal of Clinical Investigation erschienen.

Infektionen mit dem Hepatitis-B-Virus (HBV) sind ein weltweites
Gesundheitsproblem, WHO-Angaben zufolge leiden über 260 Millionen Menschen
an einer chronischen Infektion mit dem Virus. Impfungen verhindern zwar
HBV-Neuinfektionen, aber für Personen, die sich z.B. bei ihrer Geburt
angesteckt haben und chronische Virusträger sind, ist eine Heilung bisher
nicht möglich. Arzneistoffe bewirken nur, dass sich die Viren in
Leberzellen nicht weiter vermehren. Sie können das Virus aber nicht
eliminieren. Langfristig kann es dann zu Komplikationen wie Leberkrebs
oder Leberzirrhose (einer Umwandlung von Lebergewebe in funktionsloses
Bindegewebe) kommen.

"Eine chronische Hepatitis B ist bislang nicht heilbar. Jetzt konnten wir
zeigen, dass die neue Technologie der T-Zelltherapie eine ermutigende
Lösung für die Behandlung der chronischen Infektion und den durch das
Hepatitis B Virus ausgelösten Leberkrebs darstellt", erklärt Prof. Dr.
Ulrike Protzer, "denn diese "living drugs" sind das Wirksamste, was uns
aktuell zur Verfügung steht". Sie ist Direktorin des Instituts für
Virologie am Helmholtz Zentrum München und an der Technischen Universität
München, zweier Partnereinrichtungen des Deutschen Zentrums für
Infektionsforschung.

T-Zellen heilen eine Hepatitis B

Laut Dr. Karin Wisskirchen, Erstautorin der Studie und Wissenschaftlerin
am Institut für Virologie, wurde die Verwendung von T-Zellen gezielt als
Ansatz zur Bekämpfung der HBV-Infektion und des durch das HBV ausgelösten
Leberkrebs entwickelt. Es ist bekannt, dass virus-spezifische T-Zellen in
chronisch-infizierten Patienten entweder gar nicht zu finden sind, oder
eine niedrige Aktivität aufweisen. Kann ein Patient das Virus hingegen
selbst unter Kontrolle bekommen, ist eine starke T-Zellantwort messbar.
"Damit liegt nahe, dieses Defizit durch spezifische T-Zellen
auszugleichen.", so Karin Wisskirchen. Die genetische Information für
HBV-spezifische T-Zellrezeptoren wurde aus Patienten gewonnen, bei denen die
Infektion ausgeheilt war. Sie kann dann im Labor in T-Zellen aus dem Blut
von Patienten mit chronischer Hepatitis B eingebracht werden. Dadurch
entstehen neue, aktive T-Zellen, die das Virus oder virus-induzierte
Krebszellen bekämpfen. So hergestellte, umprogrammierte T-Zellen waren in
der Lage, HBV-infizierte Zellen in Zellkultur komplett zu eliminieren.

In Zusammenarbeit mit der Gruppe von Prof. Maura Dandri vom UKE Hamburg
wurden die Immunzellen dann im humanisierten Mausmodell getestet.**
Bereits eine einmalige Gabe der künstlich modifizierten T-Zellen
kontrollierte das Virus in der Leber. Die T-Zellen griffen nur infizierte
Leberzellen an, schonten aber das gesunde Gewebe. Myrcludex B***, ein
experimenteller Arzneistoff, verhinderte dann, dass das HBV sich in den
gesunden Leberzellen wieder ausbreiten konnte, sobald die T-Zellen nicht
mehr zirkulierten. Dadurch konnte die Infektion ausheilen.

Vorbereitung einer klinischen Studie

"Die vielversprechenden Ergebnisse dieser Studie helfen uns, das Potenzial
der T-Zell-Therapie weiter zu untersuchen und die klinische Entwicklung
mit unseren Partnern voran zu treiben. Damit schaffen wir einen
entscheidenden Schritt, diese Form der personalisierten Medizin zu
etablieren." sagt Prof. Protzer. Folglich wird das Institut weiter daran
arbeiten, wie die Therapie bei einem möglichst breiten Patientenkreis
angewendet werden kann. Das Helmholtz Zentrum München hat Teile seiner
T-Zelltherapie an SCG Cell therapy Pte. Ltd. auslizensiert. "Gemeinsam mit
dem Partner planen wir eine klinische Studie zur Behandlung von Patienten
mit HBV-assoziiertem Leberzellkarzinom", sagt Wisskirchen. Die
T-Zelltherapie ist ein hochinnovatives Gebiet, das durch große klinische
Erfolge in der Lymphombehandlung an Dynamik gewonnen hat. Prof. Dandri
betont: "Eine solche Entwicklung wäre ohne die enge Zusammenarbeit im
Deutschen Zentrum für Infektionsforschung nicht möglich".

Weitere Informationen

* T-Zellen (T-Lymphozyten) sind eine Gruppe von weißen Blutkörperchen,
also Bestandteil der Immunabwehr. Sie reifen im Thymus (einer Drüse) aus,
daher das "T".

** Diese Untersuchungen erfolgten durch die Anwendung in einem
hoch-komplexen Mausmodell, dessen Leber mit menschlichen Leberzellen
"humanisiert" werden kann, und das so die Erforschung von HBV und die
präklinische Evaluationen von Medikamenten ermöglicht. Prof. Dandri, die
das Modell mitentwickelt hat, leitet die Forschungsgruppe Virushepatitis
in der I. Medizinische Klinik des UKE, eine Partnereinrichtung des
Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF).

*** Myrcludex B ist ein Inhibitor des Eintritts der Hepatitisviren B und D
in menschliche Leberzellen. Die Substanz befindet sich zurzeit in einer
Phase III Zulassungsstudie für die chronische Hepatitis D. Myrcludex B
wurde von Prof. Stephan Urban am Universitätsklinikum Heidelberg
entwickelt, einer Partnereinrichtung im Deutschen Zentrums für
Infektionsforschung (DZIF).


Original-Publikation:

Wisskirchen K, Kah J et al (2019), T cell receptor grafting allows
virological control of Hepatitis B virus infection. JCI. 

DOI: 10.1172/JCI120228

Weitere Artikel

In dieser Publikation ist beschrieben, wie die T-Zellrezeptoren gewonnen
und charakterisiert wurden:

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0182936

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44
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WIRKSTOFF/583: Die Natur als Vorbild - Neue Bibliothek für Wirkstoffsuche (idw)


Universität Basel - 11.06.2019

Die Natur als Vorbild: Neue Bibliothek für Wirkstoffsuche



Viele in der Medizin hochaktiven Wirkstoffe sind Naturstoffe oder nah mit
ihnen verwandt. Dazu zählen auch die sogenannten Makrozyklen, die wegen
ihres Ringsystems aus Kohlenstoffatomen nur schwer im Labor hergestellt
werden können. Chemiker der Universität Basel haben nun eine Synthese
entwickelt, mit der eine riesige Bibliothek von Makrozyklen zur
Wirkstoffsuche aufgebaut werden kann, berichten sie in der Fachzeitschrift
«Angewandte Chemie».

Die natürliche Evolution hat eine enorme Vielfalt an molekularen
Strukturen kleiner Moleküle hervorgebracht, die in lebende Systeme
eingreifen und daher als Wirkstoffe in der Medizin eingesetzt werden.
Sämtliche der mehreren Dutzend zugelassenen Wirkstoffe mit makrozyklischer
Struktur sind entweder Naturstoffe oder Derivate davon.

Für die Suche nach neuen Wirkstoff-Leitstrukturen werden grosse
Screening-Bibliotheken mit vielfältigen Strukturen benötigt, also möglichst
umfangreiche Sammlungen von möglichen Verbindungen. Bei der Synthese der
bioaktiven Makrozyklen konnten Chemiker bislang die Natur nicht nachahmen
- und durch die langen Synthesewege im Labor sind grosse Bibliotheken
nicht zugänglich.

Herausforderung für Synthesechemie

Forscher des Departements Chemie der Universität Basel haben nun eine
Syntheseroute entwickelt, durch die eine Bibliothek von mehr als einer
Million verschiedener Makrozyklen erstellt werden konnte. Als
Strukturelemente wurden auch solche eingebaut, die in natürlich
vorkommenden, biologisch aktiven Makrozyklen enthalten sind.

Die Synthese basiert auf dem sogenannten Split-and-Pool-Prinzip: Vor dem
Einfügen eines Variationsbausteines wird die gesamte Bibliothek auf
verschiedene Reaktionsgefässe aufgeteilt und dort mit je einem Baustein
gekoppelt. Danach werden die neu entstandenen Moleküle durch ein
hinzukommendes DNS-Stück gekennzeichnet und der Inhalt aller
Reaktionsgefässe wird wieder vermischt.

So entstehen Kreuzprodukte aller Bausteine, und jeder Kombination haftet
ein spezifischer DNS-Barcode an. Dieser Syntheseansatz kann ein
Wirkstoff-Screening deutlich vereinfachen, da alle 1,4 Millionen Verbindungen der
Bibliothek in einem einzigen Experiment untersucht werden können. Treffer,
die im Test an ein Zielprotein binden, können dann mithilfe moderner
Sequenzierungsmethoden durch den DNS-Barcode eindeutig identifiziert
werden.

Hochpotent, aber wenig eingesetzt

Die meisten niedermolekularen Wirkstoffe sind hydrophob (wassermeidend)
mit einem niedrigen Molekulargewicht (unter 500 Dalton), wodurch sie ohne
Probleme durch die Zellmembran hindurchschlüpfen können und so einen
Zugang zur grossen Mehrheit krankheitsrelevanter Proteine bekommen.
Makrozyklen wirken diesem Trend entgegen, da sie gemäss gängiger Standards
der medizinischen Chemie oft sehr gross sind (über 800 Dalton) und dennoch
passiv durch die Zellmembran diffundieren können.

Wissenschaftler vermuten, dass diese spezielle Eigenschaft der natürlich
vorkommenden Makrozyklen von ihrer Fähigkeit herrührt, je nach umgebendem
Medium eine unterschiedliche räumliche Struktur (Konformation)
einzunehmen. In der eher wässrigen Umgebung, wie sie im Blut oder dem
Zellinneren vorherrscht, werden die wasseraffinen Gruppen exponiert,
wodurch der Makrozyklus in der Lösung bleibt. Löslichkeit in und passive
Diffusion durch hydrophobe Membranen werden dagegen durch eine Änderung
der Konformation in Richtung einer eher hydrophoben Oberfläche ermöglicht.

Neue Anwendungen möglich

Angesichts dieser einzigartigen Eigenschaften sind Makrozyklen in der
Medizinischen Chemie auffallend unterrepräsentiert. Dies ist vor allem auf
die Herausforderungen bei der Synthese dieser Verbindungsklasse
zurückzuführen, sodass bisher keine grossen Bibliotheken für Screenings
zur Verfügung standen. Durch die effiziente Synthesestrategie und der
Methode der DNS-Barkodierung konnte die Forschungsgruppe um Gillingham
diese Hürde nun überwinden.

«Die jetzt zugängliche reichhaltige Bibliothek naturstoffähnlicher
Verbindungen aus der Klasse der Makrozyklen sollte eine tiefergehende
Untersuchung der Eigenschaften dieser aussergewöhnlichen Moleküle
ermöglichen, die auf eine grössere Datenmenge gestützt ist», kommentiert
Dennis Gillingham. «Dies könnte bis zur Untersuchung neuer medizinischer
Anwendungen, Wirkprinzipien und Targets gehen.»


Originalpublikation:

Cedric Stress, Basilius Sauter, Lukas Schneider, Timothy Sharpe, Dennis
Gillingham

Eine DNA-kodierte Molekülbibliothek mit Elementen natürlicher Makrocyclen
Angewandte Chemie International Edition (2019)

doi: 10.1002/ange.201902513

https://doi.org/10.1002/ange.201902513

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 11.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5102: Warner Music Medien Newsletter KW 24 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 24

Hamburg, 13. Juni 2019



Ziemlich genau fünf Jahre ist es her, seitdem Robin Schulz am
06.06.2014 seinen Remix von "Prayer In C" [1] (knapp 540 Mio. Views)
veröffentlichte und damit seinen unvergleichlichen internationalen
Siegeszug startete. Der Track schoss in 17 Ländern auf die
Spitzenposition der offiziellen Single-Charts (D: zweifach Platin).
In 68 Ländern kam er in die Top 25 der iTunes-Charts und war
Dauergast in den weltweiten Top 10 von Shazam und Spotify. Kein Song
eines deutschen Künstlers war international jemals erfolgreicher.
Pünktlich zum fünf-jährigen Jubiläum produzierte Robin Schulz nun ein
"5th Anniversary Rework" seiner Erfolgssingle in drei
unterschiedlichen Versionen. Derzeit begeistert er mit seiner
aktuellen Single "All This Love (feat. Harloe)" [2].

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ED SHEERAN

Kurz nachdem er in einem Interview [3] mit US-Tastemaker Charlamagne
Tha God Details zu seinem am 12.07. erscheinenden neuen Album "No.6
Collaborations Project" bekannt gab, veröffentlichte Ed Sheeran
vergangene Woche noch eine wunderschöne Akustik-Version
seiner #1-Single "I Don't Care".

Nun legt Ed noch eins drauf und enthüllt "I Don't Care" im tanzbaren
Remix des britischen Multitalents Jonas Blue, der seinerseits zu den
erfolgreichsten neuen UK-Künstlern der vergangenen Jahre gehört. Hier
[4] ist der clubtaugliche Remix im offiziellen Audio zu hören.

Übernächstes Wochenende gibt Ed Sheeran zwei Stadionkonzerte am
Hockenheimring (22. & 23.06.) sowie Anfang August nochmal am
Messegelände in Hannover. Das Konzert am 02.08. ist bereits
ausverkauft.


JUBËL

Das schwedische Pop-Duo Jubël, um Sebastian Atas und Victor Sjöström,
kreiert aus einer Mischung an organischen und modernen elektronischen
Elementen einen starken, unverwechselbaren Sound und lieferte 2018
mit seiner Single "Illusion" den Soundtrack zur globalen
H&M-Kampagne.

Kurz darauf präsentierten Jubël ihre Version des Klassikers "Dancing
In The Moonlight" von King Harvest und feierten damit den großen
Durchbruch. Der Track wurde über 50 Mio. Mal auf Spotify gestreamt
und schaffte es in die Top 10 der schwedischen Single-Charts.

Anfang Mai kehrten die beiden mit "On The Beach" [5] zurück - eine
luftige Neubearbeitung des weltbekannten Songs von Chris Rea und
zugleich ein heißer Anwärter auf den Sommerhit 2019.


WALE

Obwohl der aus Washington D.C. stammende US-Rapper Wale vom
Sternzeichen Jungfrau ist, scheint seine Faszination beim weiblichen
Geschlecht eher dem Zwilling zu gelten. So zumindest in seinem neuen
Song "Gemini [2 Sides]", den es hier [6] im Lyric Video zu sehen
gibt.

"Gemini women they switch up the vibe with you / Don't try holding
her hand, she probably hi-five a n**** / Tried to figure you out, but
you're kind of tricky", rappt er darin über einen sphärischen
Beat von DJ Sued und versucht die Zwillingsdame in all ihrer
Komplexität zu erfassen.

"Gemini [2 Sides]" ist nach "Daylight" bereits der zweite Song, den
Wale innerhalb kürzester Zeit veröffentlicht und mit dem er seinen
Fans die Wartezeit auf sein neues Album versüßt.


CARLIE HANSON

Ende letzter Woche veröffentlichte die amerikanische
Singer/Songwriterin Carlie Hanson ihre mit Hochspannung erwartete
Debüt-EP "Junk". Darin erzählt die Alt-Pop-Querdenkerin Geschichten
von einer Tiefe, die weit über ihre 19 Lebensjahre hinausgeht.

Ihre Single "Back In My Arms" wurde von Esquire kürzlich zu den "Best
Songs Of Summer 2019" gekürt und ist zugleich der zweite
Carlie-Hanson-Song, den Taylor Swift in ihre Apple-Music-Playlist
aufnahm.

Nach "WYA" [7] enthüllt Carlie mit "Hazel" nun noch einen weiteren
Track aus ihrer EP, der hier [8] im Lyric Video zu hören ist. Der
Song handelt von einem Freund, der einen Drogenrückfall hatte und
spricht zugleich jeden an, dessen Leben aus den Fugen geraten ist.


MAISIE PETERS

Die junge UK-Pop-Newcomerin Maisie Peters enthüllte vor Kurzem das
offizielle Lyric Video [9] zu ihrem neuen Song "Favourite Ex" - ein
Titel der vom Ex-Freund von Maisies Schwester inspiriert wurde, der
genau das über eben diese sagte.

Der Song ist eine aufs Wesentliche reduzierte Ballade, die erneut
Maisies Talent für einprägsames und gefühlvolles Storytelling unter
Beweis stellt: "Ich liebe es, wenn Songs Emotionen entfachen. Für
mich verkörpert 'Favourite Ex' eine ganz Reihe unterschiedlicher
Gefühle", kommentiert sie.

Mit ihrer Musik generierte Maisie Peters weltweit bereits über 100
Mio. Streams, darunter auch ihre Mitte Februar veröffentlichte
Debüt-Single "Stay Young", die derzeit über 8,5 Mio. Streams zählt.


YOLA

"Es ist das Werk einer Künstlerin, die das Publikum ganz sicher
noch viele Jahre in ihren Bann ziehen wird", lobte NPR Music das
von Dan Auerbach (The Black Keys) produzierte Debütalbum "Walk
Through Fire" der britischen Künstlerin Yola, die zu den
kraftvollsten neuen Stimmen Großbritanniens zählt - hier [10] mit
"Love All Night (Work All Day)".

Yola wuchs im englischen Bristol in schwierigen Verhältnissen auf und
flüchtete sich früh in die Plattensammlung ihrer Mutter. Inzwischen
zieht sie Vergleiche mit klangvollen Namen wie den Staples Singers
oder Dolly Parton. Und auch Dan Auerbach war augenblicklich von ihr
überzeugt.

Im November kommt Yola zu zwei intimen Clubshows live nach
Deutschland: 16.11. Berlin, Lido | 17.11. Hamburg, Stage Club.


TRACK OF THE WEEK • KIIARA - "Open My Mouth"

Die Multiplatin-prämierte "Princess Of Chop-Pop" Kiiara enthüllte
kürzlich mit "Open My Mouth" die Lead-Single ihres im Herbst
erscheinenden Debütalbums. "Open My Mouth" entstand in Zusammenarbeit
mit Amy Allen (Halsey, Selena Gomez), Scott Harris (Shawn Mendes),
Ian Kirkpatrick (Dua Lipa) und Joe London (Pitbull, Jason Derulo) und
unterstreicht ihre einzigartige Fähigkeit Genre-Grenzen zu
verwischen. "Kunst ist eine Frage der Interpretation. Während
einige den Song hören und ihn auf die Beziehungen beziehen werden,
die sie in ihrem Leben hatten, handelt der Song für mich von der
Beziehung, die ich zu mir selbst hatte", verrät sie. Im Fokus des
begleitenden Musikvideos [11] von Juliana Carpino steht die neue
Herbstkollektion des Modedesigners Christian Cowan.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773d36312b39839c16ac41d881be9a4e34ea989f81c91c8108a58bc829f41caaab77a4c2bfb7faaa30f

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece70277311824c41f33b7e213610bf3d7b64f2d2ae2e164000d2b3b2ae4d105c6261b152fdbe3fbb65d4d8b4

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece70277311824c41f33b7e213610bf3d7b64f2d2ae2e164000d2b3b2ae4d105c6261b152fdbe3fbb65d4d8b4

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece70277357e1b30b63601e23221a8c6a857e041da4373ecdd924f92e7b35f1ac1ce8fbd9f0b7180d4b1c613b

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773deee546953751ada74b7b658db7ffb3d668b0f82f123bb0b6916afb759c0d6d6e612f59015b84c36

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece7027730afb2ba0e4f340f6850d5562d4756f4a14d93a0720bdc1f4236bb8f41c8288d93a752e724d27d8c3

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773c39e601de921cea83ee8b7a6c49e67915442a65cfdcf9cada978d6986715e4945dc877f1cdbe331d

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773afc64713ddc2a70c8f8dad5b6b13b00657abeeba55a37512b629ba91ce30e97863c87c8449efddfe

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773f679eb81e1c2be0ab16e0a41555e8fe6ada2d6494894880f10bdb2691f56e494c0d0bc53be6011e0

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773b78d1c3389dea893e12de8c80ab113417e260827d682e5b6e53b9d48c806a6586711801be3b1d41a

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=237709fece702773b78d1c3389dea893e12de8c80ab113417e260827d682e5b6e53b9d48c806a6586711801be3b1d41a

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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JAZZ/2196: Münsterland/Lievelde - Bigband "Big Bang" am 23. Juni 2019


Kreis Borken

"Trompetenbaum & Geigenfeige" beim Dialectfestival in Lievelde

Bigband "Big Bang" spielt am Sonntag, 23. Juni, als Auftakt des
Programms am Openluchtmuseum Erve Kots



Münsterland / Lievelde (NL). "Grenze(n)loos Plat(t)" heißt es am
Sonntag, 23. Juni, auf dem Anwesen Erve Kots im niederländischen
Lievelde. An diesem Tag ist hier wieder zum Dialectfestival
eingeladen. Auch die Konzertreihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik
in Gärten und Parks im Münsterland" macht dann dort Station. Das
Konzert der Bigband "Big Bang" ist der Auftakt eines vielfältigen
Programms, das den ganzen Tag auf dem Openluchtmuseum Erve Kots,
Eimersweg 4, in Lievelde stattfindet. Los geht es um 10.30 Uhr mit
Jazzmusik im Bigband-Sound. Bis 18 Uhr gibt es dort ein vielfältiges
Programm mit Musik, Literatur, Poesie und Theater in der
Regionalsprache, sowohl in deutscher als auch in niederländischer
Mundart.

Das Ensemble "Big Bang" wurde im Jahr 2000 von dem Trompeter Bert
Fransen an der Musikschule Hengelo gegründet, um jungen Musikern
zwischen 12 und 20 Jahren Spaß an Jazzmusik und dem gemeinsamen
Spielen in einer Bigband zu vermitteln. 2014 gewann die Band den alle
zwei Jahre stattfindenden "Prinses Christina Concours" und zählt mit
ihren zahlreichen Auftritten im In- und Ausland zu den besten in den
Niederlanden. Die Leitung von "Big Bang" hat Anne-Marie ten Heggeler.

Die Bigband bringt ihre Musik diesmal in eine besondere Umgebung:
Ursprünglich ein Gast- und später Bauernhaus, in dem Prinz Friedrich
Heinrich von Oranien zur Zeit des Achtzigjährigen Krieges zeitweise
sein Hauptquartier unterhielt, ist Erve Kots heute ein kleines
Freilichtmuseum im niederländischen Lievelde. Das Museum zeigt das
Leben von Bauernfamilien aus der Region Achterhoek. Dabei wird sowohl
die Arbeit mit den Haustieren als auch die häusliche Textilarbeit der
Bäuerinnen dargestellt. Zu sehen sind mehrere mit originalen
Gerätschaften eingerichtete Bauernhöfe und eine Mühle. Des Weiteren
gibt es ein mit Dampfmaschinen betriebenes Sägewerk, das als
Museumsanlage in Stand gehalten wird.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Organisation übernehmen die Kulturabteilung des Kreises Borken und
Münsterland e.V. gemeinsam. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum
und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Lievelde findet in Zusammenarbeit mit
dem Openluchtmuseum Erve Kots, der Arbeitsgemeinschaft/Stichting
Achterhoek-Westmünsterland, dem Dialectkring Achterhoek en Liemers,
der Stichting Achterhoek Spektakeltour und der Kreisheimatpflege
Borken statt.

Der Eintritt zu Konzert und zum ganztägigen Dialectfestival kostet 15
Euro, für Kinder und Jugendliche kostet er ermäßigt 7,50 Euro, Kinder
bis 12 Jahre haben freien Eintritt. Nähere Informationen gibt es auch
beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr).
Das Programm der Musikreihe ist zudem im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am
Veranstaltungstag unter Tel. 02564/9899110.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. Juni 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/215: Wertheim - Sommernacht mit dem Stuttgarter Kammerorchester am 22.6.2019


Stadt Wertheim

Sommernacht mit dem Stuttgarter Kammerorchester

Klassisches Konzert am Samstag, 22. Juni, auf der Burg



Wertheim. Die renommierten Musiker des Stuttgarter Kammerorchesters
laden ein zur italienischen Nacht unter freiem Himmel: Ein
federleicht-beschwingtes Konzert mit Werken von Vivaldi und
Tschaikowsky erwartet das Publikum am 22. Juni beim ersten Auftritts
des vielfach ausgezeichneten Ensembles auf der Wertheimer Burg. Beginn
ist um 19 Uhr.

"Klassik ist ein schöner und besonderer Akzent für uns, den wir auch
in diesem Jahr mit einem besonderen Gast gerne setzen", sagt
Burgmanager Christian Schlager. Man denke bei der "Italienischen
Serenade", wie das Konzertprogramm heißt, sofort an Antonio Vivaldi -
und werde nicht enttäuscht: Der Meisterkomponist sei im Programm
prominent vertreten, so Schlager. Dazu gehört etwa das Concerto grosso
d-Moll aus Vivaldis Sammlung "L?estro armonico", die großen Einfluss
auf die europäische Musikgeschichte hatte.

Neben Pietro Antonio Locatellis Concerto für vier Violinen erklingt
auch "Souvenir des Florence? von Peter Tschaikowsky. Im Finale des
Werks treten zwei Welten, nämlich eine tänzerische "russische" und
eine singende "italienische" in einem kontrapunktischen Wettstreit
gegeneinander an. In dieser Kammermusik voller Licht und Schatten
zieht Tschaikowsky alle Register - bis zum allerletzten Ton. "Das
Konzertprogramm ,Italienische Serenade? ist mit seinem flirrend-
sommerlichen Flair geradezu prädestiniert unter freiem Himmel
aufgeführt zu werden - und passt darum ausgezeichnet zu uns", freut
sich Schlager.

Das Stuttgarter Kammerorchester nimmt seit über 70 Jahren einen
herausragenden Platz in der internationalen Orchesterlandschaft ein.
Seit der Saison 2013/2014 ist Matthias Foremny Chefdirigent.
International bekannte Solisten wie Anne-Sophie Mutter oder Hélène
Grimaud konzertieren mit dem Orchester. Seine Aufgabe als
musikalischer Botschafter nimmt das Kammerorchester nimmt durch eine
intensive und weltweite Gastspieltätigkeit wahr. Für sein
außergewöhnliches Engagement erhielt es den Europäischen
Kammermusikpreis der Europäischen Kulturstiftung.

Karten sind bei allen bekannten Vorverkaufsstellen, in der
Buchhandlung Buchheim und online unter www.reservix.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 7. Juni 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9096: Aus aller Welt - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Iran weist Anschuldigungen der USA zurück

US-Präsident Donald Trump macht den Iran für die mutmaßlichen
Angriffe auf zwei Tanker im Golf von Oman verantwortlich. Die
Regierung in Teheran wies die Vorwürfe als gegenstandslos zurück. Der
iranische Präsident Hassan Ruhani bezeichnete die USA mit Blick auf
den ökonomischen Krieg gegen sein Land und die massive Militärpräsenz
in der Region als "schwere Bedrohung für die Stabilität" in der
Persischen Golfregion. Das russische Außenministerium warnte die USA
vor voreiligen Schlüssen und forderte eine internationale
Untersuchung der Vorfälle. Auch die Bundesregierung forderte eine
eingehende Untersuchung.

14. Juni 2019
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JUSTIZ/9096: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Leichenfunde in einer Wohnung in Bielefeld

In einer Wohnung im Bielefelder Stadtteil Hillegossen hat ein
Polizist seine 81jährige Mutter und anschließend sich selbst mit
einem Messer getötet. Nach Angaben der Ermittlungsbehörden wiesen
beide tödliche Schnittverletzungen auf. Das Motiv liegt nach
Erkenntnissen der Staatsanwaltschaft in der psychischen Erkrankung
des 43jährigen Beamten.

14. Juni 2019
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MILITÄR/9093: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkei warnt USA vor Sanktionen wegen Raketenkauf

Das Pentagon hat die Ausbildung türkischer Kampfpiloten ausgesetzt
und die Lieferung von F-35-Kampfjets an die Türkei gestoppt, weil der
russische Raketenkauf nach Ansicht der USA die amerikanischen
Verteidigungssysteme und die der NATO gefährdet. In Ankara hält man
unbeirrt an dem Raketenkauf fest. Der Waffendeal mit Rußland sei
bereits abgeschlossen, teilte Präsident Recep Tayyip Erdogan am
Mittwoch auf einer AKP-Veranstaltung in Ankara mit. Die
Flugabwehrraketen würden voraussichtlich im Juli geliefert. Am
Freitag warnte der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu vor
Vergeltungsmaßnahmen. Wenn die USA Schritte gegen uns unternehmen,
müssen wir dasselbe tun, sagte Cavusoglu in einem Interview mit dem
türkischen Fernsehsender NTV. Ein Land könne einem anderen nicht
Anweisungen dafür geben, wie es zu handeln hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9095: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD fordert befristete Mietobergrenzen

In der Debatte um bezahlbaren Wohnraum fordert der kommissarische
SPD-Chef Thorsten Schäfer-Gümbel einen bundesweiten Mietendeckel. In
einem Gespräch mit dem Tagesspiegel plädierte Schäfer-Gümbel für
einen fünfjährigen Mietpreisdeckel in gefragten Wohngegenden. Damit
würde man Zeit gewinnen, um zu bauen, zu bauen und noch einmal zu
bauen. Seine Partei werde das in den nächsten Tagen in der Koalition
zum Thema machen, sagte Schäfer-Gümbel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9094: Tragisches und Kurioses - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wohnungsbrand in Berlin-Wilmersdorf

Im Berliner Stadtteil Wilmersdorf sind in der Nacht zum Freitag acht
Menschen bei einem Wohnungsbrand verletzt worden. Eine Frau und deren
siebenjährige Tochter sprangen nach Ausbruch des Feuers aus dem
ersten Stock auf die Straße. Ein Passant versuchte die Mutter und das
Kind aufzufangen, alle drei verletzten sich schwer. Fünf Bewohner
zogen sich nach Angaben der Feuerwehr Rauchgasvergiftungen zu. Die
Ermittlungen zur Brandursache übernahmen Experten des
Landeskriminalamts.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8179: Aus Forschung und Technik - 14.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indien kündigt Bau einer eigenen Raumstation an

Indien will innerhalb von sieben Jahren mit der Errichtung einer
eigenen Raumstation beginnen. Die Orbitalstation werde zunächst nur
aus einem etwa 20 Tonnen schweren Modul bestehen, in dem sich zwei
bis drei Raumfahrer maximal 20 Tage lang aufhalten und
wissenschaftliche Experimente durchführen können, teilte der
Vorsitzende der indischen Raumfahrtorganisation ISRO, Kailasavadivoo
Sivan, einem Bericht der Times of India zufolge auf einer
Pressekonferenz in Neu Delhi mit. Die indische Regierung soll für das
Projekt bereits einen Finanzrahmen von umgerechnet 1,3 Milliarden
Euro zugesichert haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8192: Aus aller Welt - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Oberstes Gericht Brasiliens stellt Homophobie Rassismus gleich

Das Oberste Gericht in Brasilien hat Homophobie zu einer schweren
Straftat erklärt. Demnach sollen Anfeindungen von Homosexuellen und
Transsexuellen wie Rassismus mit Geldstrafen oder auch bis zu drei
Jahren Haft geahndet werden. Drei der elf Richter votierten gegen die
Entscheidung der Kollegen, weil sie der Auffassung sind, daß nur das
Parlament über Straftaten und Strafmaße befinden kann. Der
Nationalkongreß Brasiliens befaßt sich seit geraumer Zeit mit dem
Problem der Homophobie im Land, doch konservative und evangelikale
Abgeordnete verhindern die Verabschiedung eines vorliegenden
Gesetzentwurfs. Auch der rechtsextreme Präsident Bolsonaro brüstet
sich gelegentlich mit homophoben Äußerungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8151: Medizin und Gesundheitswesen - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Darmspiegelungen mit höheren Infektionsrisiko

Spiegelungen des Magen-Darm-Traktes stellen eine von vielen Ärzten
bevorzugte Methode in der Krebsvorsorge dar. Ihre Aussagekraft ist
hoch, und das Infektionsrisiko wird allgemein als gering eingestuft.
Zumindest zweiteres scheint ein Irrtum zu sein. US-Mediziner hatten
gezeigt, daß es im Anschluß an Spiegelungen des Magen-Darm-Traktes
häufiger zu schweren Infektionen kommt als bislang angenommen. Das
hat jetzt eine Analyse von Versichertendaten aus sechs US-Staaten
durch Susan Hutfless von Johns Hopkins Medicine in Baltimore und
Mitarbeiter gezeigt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8180: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Webmail ist kein elektronischer Kommunikationsdienst nach EU-Recht

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am Donnerstag Anbieter von
Webmail-Diensten nicht als elektronische Kommunikationsdienstleister
nach dem EU-Recht eingestuft. Die Klärung des Gerichts in Luxemburg
hatte nach einem 2012 gestarteten Rechtsstreit zwischen der
Bundesnetzagentur und dem Gmail-Anbieter Google in zweiter Instanz
das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen beantragt. Die
Bundesnetzagentur hatte den US-Konzern aufgefordert, Gmail bei ihr
anzumelden und für die deutschen Ermittlungsbehörden eine
Schnittstelle einzurichten, über die diese bei Bedarf Zugriff auf
Mail-Konten haben. Dagegen hatte Google zunächst beim
Verwaltungsgericht Köln geklagt. Der EuGH folgte der Auffassung des
Konzerns, daß er für seinen Mail-Dienst nur die bereits vorhandene
Infrastruktur des Internets nutzt und somit auf ihn jene EU-Richtlinie
nicht anwendbar wäre, welche als elektronischen Kommunikationsdienst
einen Dienst definiert, dessen Aufgabe ganz oder überwiegend in der
Übertragung von Signalen besteht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8103: Sprache, Kunst und Medium - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Unwetter zerstört historischen Märchenwald von Wünschendorf

Starke Regenfälle und Hagelschauer haben am Mittwoch ganze Ortsteile
von Wünschendorf im Kreis Greiz überschwemmt und mit Schlamm
überzogen. Am schlimmsten ist nach Schilderung des Bürgermeisters aber
die Verwüstung des sogenannten Märchenwaldes im Kamnitzgrund.

Der Märchenwald, zu dem auf einer Strecke von zwei Kilometern 19
historische, mechanische Modelle mit Märchenmotiven und anderen Themen
gehörten - die ältesten davon sind 92 Jahre alt -, sollen alle durch
das Unwetter beschädigt oder gar zerstört worden sein, wie MDR
Thüringen berichtete.

"Der Märchenwald in der Form, in der man ihn kannte, gibt es nicht
mehr", bedauerte Bürgermeister Geelhaar. Ob diese einmalige
Attraktion, die Thüringens Waldwirtschaft zum Thema hat, wieder
aufgebaut werden soll, war unter dem Eindruck des Hochwassers und der
Schlammschäden nicht das vordringlichste Thema.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8170: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Schußwechsel am Gazastreifen

Die israelische Luftwaffe hat in der Nacht auf Freitag mehrere
Positionen im Gazastreifen mit Raketen beschossen. Verletzt wurde
niemand. Zuvor war im Verlauf von Schießereien israelischer Soldaten
und militanter Palästinenser aus dem Gazastreifen eine Rakete
abgefeuert worden, die in einem Wohnhaus in Sderot einschlug. Auch
dabei wurde niemand verletzt. In der Nacht zum Donnerstag hatte ein
israelisches Kampfflugzeug eine unterirdische Anlage im südlichen
Gazastreifen beschossen, nachdem in der Enklave eine Rakete gestartet
worden war, die vom israelischen Raketenabfangsystem unschädlich
gemacht werden konnte. Davor hatte das israelische Militär den
palästinensischen Fischern im Gazastreifen verboten, auf Fang
auszufahren. Die beim Verteidigungsministerium angesiedelte, für die
besetzten Gebiete zuständige Behörde Cogat begründete das Verbot
damit, daß seit einigen Tagen vom Gazastreifen aus Ballons und
Drachen mit angehängten Brand- oder Sprengsätzen in Richtung Israel
geschickt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8184: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Innenminister wollen digitale Spuren nicht als Beweise zulassen

Die Innenminister der Länder und Bundesinnenminister Seehofer haben
auf ihrer dreitägigen Konferenz in Kiel unter anderem beschlossen,
sogenannte digitale Spuren, welche internetfähige Fernseher,
Kühlschränke und andere Haushaltsgeräte erzeugen, nicht vor Gericht
als Beweismittel zuzulassen. Damit ist auch das heimliche Abhören von
Sprachassistenten wie Alexa und Google Home vom Tisch. Laut Seehofer
hatte die Bundesregierung nie vor, Kinderzimmer zu überwachen oder
Chips in Babypuppen unterzubringen. Von den Ergebnissen der Konferenz
berichtete der niedersächsische Innenminister Pistorius der Presse am
Freitagmittag in der schleswig-holsteinischen Landeshauptstadt.
Andere Themen und Beschlüsse der Innenministerkonferenz betrafen
unter anderem die Verlängerung des Abschiebestopps für Asylbewerber
aus Syrien, die Bekämpfung der Clankriminalität, die Unterstützung
von Maßnahmen zum Einbruchschutz und die Einführung von
Messerverboten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8153: Tragisches und Kurioses - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Ziel erreicht - Autofahrer verhaftet

Weil er in der Nähe von Dötlingen (Landkreis Oldenburg) angeblich
einen Radfahrer in voller Absicht mit seinem Wagen überfahren hat,
wurde ein 62jähriger Autofahrer wegen versuchten Mordes in
Untersuchungshaft genommen. Das ist aber möglicherweise Ziel dieses
Unfalls gewesen.

Wie NDR1 Niedersachsen berichtete, hatte der Mann aus Mönchengladbach
Ermittlern der Staatsanwaltschaft Oldenburg eine Zeugenaussage
bestätigt, wonach der wohnungs- und perspektivlose Mann den Radfahrer
absichtlich gerammt hatte, um so zu einer Gefängnisunterbringung zu
kommen.

14. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8181: Arbeit, Soziales und Familie - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



60 sichere Häfen für Flüchtlinge in Deutschland

60 Städte in Deutschland, darunter Berlin, Hamburg, Bremen, Potsdam,
Mainz, Wiesbaden, Hannover und Kiel sowie viele mittlere und kleinere
Gemeinden, haben sich am Freitag zum Bündnis "Sichere Häfen"
zusammengeschlossen. Die Kommunen wollen mehr gerettete
Bootsflüchtlinge und andere Migranten bei sich aufnehmen, als der
Bund ihnen zuteilt. Außerdem wollen die Städte auf die
Bundesregierung einwirken, daß diese die Aufnahme von Flüchtlingen
nicht blockiert. Darüber hinaus wollen die Kommunen im Austausch über
Aufnahme und Integration von Flüchtlingen bleiben. Das Bündnis
"Sichere Häfen" ist ein Erfolg der Initiative "Seebrücke", in deren
Rahmen seit einem Jahr lokale Gruppe sichere Häfen für Flüchtlinge
fordern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8162: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Afrikas großen Affenbrotbäume in Gefahr

Fraglos gehören die Affenbrotbäume, auch Baobabs genannt, zu den
markantesten Bäumen Afrikas. Jetzt sind einige der ältesten und
größten von ihnen überraschend gestorben. Heraus kam ihr Tod, als
Forscher um den Chemiker Adrian Patrut von der rumänischen
Universität Babe Bolyai mehr als 60 der größten und ältesten Baobabs
untersuchten, um ihr Alter per Radiokarbonmethode zu bestimmen. Dabei
entdeckten die Forscher, daß acht der 13 ältesten untersuchten Bäume
und fünf der sechs größten Baobabs entweder komplett abgestorben oder
ihre ältesten Teile kollabiert waren und das recht plötzlich und
nahezu gleichzeitig. Die Forscher spekulieren, ob die gegenwärtigen
Dürren schuld an dem Sterben sein könnten. Schließlich erlebt
Südafrika seit mehrere Jahren immer wieder extreme Dürren. Allerdings
läßt sich nicht sagen, ob diese Einzelereignisse auf den Klimawandel
zurückzuführen sind oder ob sie auch ohne diesen stattgefunden
hätten. Das wird sich erst in einigen Jahren sagen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8169: Märkte und Finanzen - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Unternehmen gegen weitere Zölle im Handelsstreit mit China

Mehr als 500 Unternehmen und 140 Vereinigungen aus dem Kernland der
USA haben Präsident Trump in einem offenen Brief aufgefordert, seinen
Handelsstreit mit China beizulegen, weil die Zölle der Wirtschaft und
den Verbrauchern schaden sowie bis zu zwei Millionen Arbeitsplätze
gefährden. Anders als Trump gehen die Unterzeichner des Briefs davon
aus, daß der Handelsstreit nicht nur der Volksrepublik, sondern auch
den Vereinigten Staaten schadet. In dem Brief heißt es, man wisse
aus erster Hand, daß zusätzliche Zölle erhebliche negative und
langfristige Folgen für die Unternehmen, die Landwirtschaft, die
Familien sowie die gesamte US-Wirtschaft hätten. Das Kampagnenbündnis
aus den US-Bundesstaaten, die keinen Meerzugang haben, nennt sich
"Tariffs hurt the Heartland" ("Zölle schaden dem Kernland").
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8185: Aus Forschung und Technik - 14.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Umgang mit Passwörtern kritisch

Es wird Zeit, daß die Identifizierung von Nutzern nicht mehr über
Passwörter geschieht. Denn obgleich Experten immer wieder darauf
hinweisen, welche Gefahren darin liegen, wenn Fremde ein Passwort
erfahren, ist der Umgang damit mehr als mangelhaft. So ergab eine
Studie der International School of Management in Stuttgart und der
Universität Luxemburg, daß Nutzer einen laxen Umgang mit ihrem
Passwort pflegen. Fast die Hälfte der Befragten (47,9 Prozent)
rückten mit dem Passwort heraus, wenn dafür eine kleine Belohnung in
Aussicht stand. Nur jeder Zehnte gab gegenüber den Forschern nichts
preis.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





METEOR/050: Steinige Botschafter vom Asteroid Vesta (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 12.06.2019

Steinige Botschafter vom Asteroid Vesta



ETH-Forscherinnen datierten Meteoriten und lösten damit das Rätsel um
deren Herkunft und Entstehung: Die Steine sind über 4,5 Milliarden Jahre
alt und stammen von Vesta, dem zweitgrössten Hauptgürtel-Asteroiden.

Als unsere Sonne ein noch junger Stern war, bildete sich um sie herum eine
kreisende Scheibe aus Gas und Staub. Mit der Zeit klumpte Staub zusammen.
Es bildeten sich Brocken, die mit anderen kollidierten, sich dabei deren
Masse einverleibten und weiterwuchsen. Aus solchen Brocken entstanden die
heutigen Gesteinsplaneten Merkur, Venus, Erde und Mars, aber auch
hunderttausende von Asteroiden, die zwischen Mars und Jupiter den
Asteroiden-Hauptgürtel bilden. Zu den grössten bekannten Asteroiden des
Hauptgürtels zählen der Zwergplanet Ceres und der Asteroid Vesta.

Durch Kollisionen zwischen Asteroiden wurden immer auch Trümmer ins All
geschleudert, die als Meteoriten auf die Erde niedergingen. Diese Steine
bieten einen einmaligen Einblick in die Frühzeit unseres Sonnensystems und
erlauben es Wissenschaftlern, verschiedene Typen von Asteroiden zu
bestimmen.

Besonders interessant für die Forschung sind sogenannte Mesosideriten.
Diese Meteoriten sind aus Silikatgestein-Bruchstücken und Metall, in der
Regel Eisen und etwas Nickel, zusammengesetzt. Die beiden Komponenten
weisen ein ungeordnetes Gefüge auf. Wissenschaftler gehen deshalb davon
aus, dass sie von einem «differenzierten Asteroiden» stammen müssen, also
einem solchen Himmelskörper, der einst über eine Kruste, einen Mantel und
einen flüssigen Kern verfügte. Die Bruchstücke gehörten demnach zur
Kruste, das Metall stammt aus dem Kern. Dass sich die beiden Komponenten
mischen und zu einem kompakten Gestein formieren konnten, deutet auf einen
Zusammenprall des Asteroiden mit einem anderen hin.

Die Wissenschaft rätselt allerdings nach wie vor, wie und wann
Mesosideriten entstanden. Auch war es bislang kaum möglich, solche
Meteoriten einem bestimmten Asteroiden zuzuordnen.

Meteoriten älter als Erde

Forscherinnen und Forscher aus der Gruppe von Maria Schönbächler,
Professorin am Institut für Geochemie und Petrologie der ETH Zürich,
bestimmten das Alter von fünf Mesosideriten anhand von hochpräzisen
Messungen des Blei- und Urangehalts von Zirkonen aus solchen Meteoriten.
Zirkone bilden sich in Magmakammern. Sie sind äusserst robust und eignen
sich deshalb für die Datierung von Gesteinen, in denen sie eingebettet
sind.

Die Datierung und Bestimmung der chemischen Zusammensetzung der
Mesosideriten erlaubte es Schönbächlers Mitarbeitenden Makiko Haba und
Jörn-Frederik Wotzlaw schliesslich auch, die Steine aus dem All einem
Asteroiden zuzuweisen, und zwar wie vermutet dem Grossasteroid Vesta. Ihre
Resultate wurden soeben in der Fachzeitschrift «Nature Geoscience»
veröffentlicht.

Die ETH-Forschenden datierten zwei Zirkon-Generationen der Mesosideriten
auf rund 4,56 und 4,52 Milliarden Jahre. Die älteren Zirkone stammen von
Silikatgestein, welches sich bildete als die Oberfläche von Vesta
allmählich abkühlte und erstarrte. Die jüngere Generation hingegen zeugt
von einem heftigen Streifschuss durch einen weiteren Asteroiden, der eine
grosse Bresche bis in den flüssigen Kern schlug. Die Trümmerteile aus
verschiedenen Zonen flogen ins All, lagerten sich aber mehrheitlich
aufgrund der Schwerkraft Vestas auf der entgegengesetzten Stelle des
Einschlags wieder ab. Dies führte in Vestas Kruste zu einer lokalen
Verdickung und zur Vermischung der verschiedenen Komponenten.

Detektivarbeit durch «Dawn»

Wie aber identifizierten die ETH-Forschenden Vesta als Ursprung dieser
Meteoriten? «In der Regel ist es sehr schwierig bis unmöglich, Meteoriten
bestimmten Ursprungsasteroiden zuzuweisen», erklärt Schönbächler.

Auf Vesta gekommen sind die Forschenden nicht nur aufgrund der Datierungen
und der chemischen Zusammensetzung der untersuchten Mesosideriten. Auf
diesen Asteroiden weisen auch Beobachtungsdaten der Nasa-Raumsonde «Dawn».

Auf ihrer Reise zum Zwergplaneten Ceres umkreiste «Dawn» mehrere Male
Vesta und untersuchte unter anderem dessen Oberfläche. Dies gab Aufschluss
über die dort vorhandenen Gesteine. Auf Fotos von Vestas Südpol sind zudem
eine Verdickung der Kruste und zwei jüngere Einschlagkrater zu erkennen.
Dort schlugen lange nach der Ablagerung des Kollisionsmaterials kleine
Asteroiden ein und schleuderten Teile davon ins All, die
höchstwahrscheinlich als Meteoriten auf der Erde landeten und schliesslich
in Schönbächlers Labor gründlich untersucht werden konnten.


Originalpublikation:

Haba MK, Wotzlaw J-F, Lai Y-J, Yamaguchi A, Schönbächler M. Mesosiderite
formation on asteroid 4 Vesta by a hit-and-run collision, Nature
Geoscience (2019), published: 10 June 2019, doi: 10.1038/s41561-019-0377-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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MELDUNG/581: Wie ein schwimmender Donut - Neue Fortbewegungsart bei Einzellern entdeckt (idw)


Universität zu Köln - 12.06.2019

Wie ein schwimmender Donut: Neue Fortbewegungsart bei Einzellern
entdeckt 

Kölner Forschungsteam entdeckt neben bisher unbekannter Fortbewegungsart
einen besonderen Aufbau des Einzellers Idionectes vortex / Publikation in
"Nature Microbiology"



Forscherinnen und Forscher unter Kölner Leitung haben entdeckt, dass sich
der Einzeller Idionectes vortex durch eine rotierende Geißel fortbewegt.
Das Besondere daran ist, dass das Flagellum, wie die fadenförmige Geißel
wissenschaftlich heißt, sich zu einem Ring biegt und in sich rotiert.
Diese Rotation kann man sich vorstellen wie bei einem Ring aus
Zigarettenrauch, den jemand durch die Luft pustet und der sich von innen
nach außen dreht. Bei den Einzellern erzeugt die Drehbewegung einen
rotierenden Wasserfilm, der für den Antrieb sorgt. Die Ergebnisse sind in
"Nature Microbiology" veröffentlicht.

"Neben der bisher unbekannten Fortbewegungsweise haben wir aber auch eine
Besonderheit im Aufbau des Einzellers entdeckt", sagt Dr. Sebastian Hess,
Forscher am Institut für Zoologie an der Universität zu Köln und
Hauptautor der aktuellen Studie. "Die Verankerung der Geißel im Zellkörper
des Einzellers gleicht strukturell einem Drehlager. Nur so ist diese
Rotation überhaupt möglich." Rotierende Geißeln sind eigentlich ein
Merkmal der Prokaryoten, der Gruppe von Einzellern, die keinen Zellkern
besitzen und denen die Bakterien angehören. Idionectes vortex zählt aber
zu den strukturell viel komplexeren Eukaryoten mit Zellkern. Der Einzeller
stellt also eine große Besonderheit in der Welt der Mikrobiologie dar.
Zukünftig möchte Hess die zellulären Details von Idionectes vortex weiter
untersuchen, um die Evolution der einzigartigen Fortbewegungsweise zu
verstehen.

Zur Publikation:

https://rdcu.be/bGehX

https://www.nature.com/articles/s41564-019-0478-6

Weitere Informationen:

https://www.zoologie.uni-koeln.de/hess.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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FORSCHUNG/229: Neues Quantenpunkt-Mikroskop zeigt die elektrischen Potenziale einzelner Atome (idw)


Forschungszentrum Jülich - 13.06.2019

Neues Quantenpunkt-Mikroskop zeigt die elektrischen Potenziale einzelner
Atome



Ein Forscherteam aus Jülich hat in Kooperation mit der Universität
Magdeburg eine neue Methode entwickelt, mit der sich die elektrischen
Potenziale einer Probe atomgenau vermessen lassen. Mit etablierten
Verfahren war es bisher kaum möglich, die elektrischen Potenziale, die
sich in der unmittelbaren Nähe einzelner Moleküle oder Atome ausbilden,
quantitativ zu erfassen. Das neue Verfahren der
Raster-Quantenpunkt-Mikroskopie, das die Wissenschaftler gemeinsam mit
Partnern weiterer Einrichtungen in der Fachzeitschrift Nature Materials
vorgestellt haben, könnte neue Möglichkeiten eröffnen für die Chipfertigung
oder für die Charakterisierung von Biomolekülen wie der DNA.

Die positiven Atomkerne und negativen Elektronen, aus denen alle Materie
besteht, erzeugen elektrische Potenzialfelder, die sich schon auf sehr
kurzen Distanzen überlagern und ausgleichen. Mit herkömmlichen Verfahren
war es bisher kaum möglich, diese kleinräumigen Felder zu vermessen, die
für viele stoffliche Eigenschaften und Funktionalitäten auf der Nanoskala
verantwortlich sind. Praktisch alle etablierten Verfahren, die solche
Potenziale abbilden, beruhen auf einer Messung der Kräfte, die durch
elektrische Ladungen hervorgerufenen werden. Doch diese Kräfte lassen sich
nur schwer von anderen Kräften unterscheiden, die auf der Nanoskala
auftreten, was einer quantitativen Messung im Wege steht.

Vor vier Jahren entdeckten Wissenschaftler des Forschungszentrums Jülich
jedoch eine Methode, die auf einem völlig anderen Prinzip basiert. Bei der
Raster-Quantenpunkt-Mikroskopie wird ein einzelnes organisches Molekül,
der Quantenpunkt, auf die Spitze eines Rasterkraftmikroskops geheftet und
dient dann als Sonde. "Das Molekül ist so klein, dass man kontrolliert
einzelne Elektronen aus der Spitze des Rasterkraftmikroskops auf das
Molekül aufbringen kann", erklärt Christian Wagner, Leiter der Gruppe
"Controlled Mechanical Manipulation of Molecules" am Jülicher Peter
Grünberg Institut (PGI-3).

Die Forscher hatten das Potenzial der Methode sofort erfasst und einen
Patentantrag gestellt. Doch bis zur praktischen Anwendung war es noch ein
weiter Weg. "Anfangs war es nur ein überraschender Effekt, aber in seiner
Anwendbarkeit begrenzt. Das ist jetzt anders. Wir können die elektrischen
Felder einzelner Atome und Moleküle nicht nur sichtbar machen. Wir können
diese jetzt auch präzise quantifizieren", erläutert Christian Wagner. "Das
hat auch der Vergleich mit theoretischen Rechnungen unserer Kollegen aus
Luxemburg belegt. Darüber hinaus können wir große Bereiche einer Probe und
somit verschiedenste Nanostrukturen auf einen Schlag abbilden. Für ein
detailliertes Bild benötigen wir gerade einmal eine Stunde."

Jahrelang haben die Jülicher Forscher die Methode untersucht und am Ende
eine in sich geschlossene Theorie dazu entwickelt. Der Grund für die sehr
scharfen Bilder ist ein Effekt, der es ermöglicht, dass die
Mikroskopspitze für die Messung relativ weit von der Probe entfernt sein
kann, etwa 2 bis 3 Nanometer - unvorstellbar für ein normales
Rasterkraftmikroskop.

Dazu muss man wissen: Alle Elemente einer Probe erzeugen elektrische
Felder, die auf den Quantenpunkt einwirken und damit auch gemessen werden.
Die Mikroskopspitze wirkt dabei wie ein Schutzschirm, der die störenden
elektrischen Felder der weit entfernten Probenbereiche dämpft. "Der
Einfluss der abgeschirmten elektrischen Felder fällt so exponentiell ab
und der Quantenpunkt detektiert nur den unmittelbar umliegenden Bereich",
erklärt Wagner. "Unsere Auflösung ist dadurch viel schärfer als es selbst
bei einer idealen Punktsonde zu erwarten wäre."

Dass die Vermessung der kompletten Probenoberfläche so schnell
vonstattengeht, verdanken die Jülicher Forscher ihren Partnern von der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. Die Ingenieure entwickelten den
Controller, der dazu beiträgt, die komplexe, mehrfache Abtastung der Probe
zu automatisieren. "Ein Rasterkraftmikroskop funktioniert ein bisschen wie
ein Plattenspieler", erklärt Wagner. "Die Spitze fährt über die Probe und
erstellt so Stück für Stück eine zusammenhängende Darstellung der
Oberfläche. Bei der Raster-Quantenpunkt-Mikroskopie mussten wir bisher
jedoch an eine Stelle der Probe fahren, ein Spektrum messen, zur nächsten
Stelle fahren, ein Spektrum messen und so weiter, um daraus ein Bild
zusammenzusetzen. Mit dem Controller der Magdeburger können wir jetzt die
ganze Fläche einfach scannen, wie mit einem normalen Rasterkraftmikroskop.
Während wir bisher 5 bis 6 Stunden für ein einzelnes Molekül benötigt
haben, können wir jetzt Probenbereiche mit Hunderten Molekülen in einer
Stunde abbilden."

Einige Nachteile hat die Quantenpunkt-Methode allerdings noch. Die
Vorbereitung der Messungen ist sehr aufwändig. Das Molekül, das als
Quantenpunkt für die Messung dient, muss vor der Messung von der Spitze
aufgehoben werden - etwas, was nur im Vakuum und bei tiefen Temperaturen
möglich ist. Normale Rasterkraftmikroskope dagegen arbeiten auch bei
Raumtemperatur, ohne Vakuum, und es sind keine anspruchsvollen
Vorbereitungen nötig.

Trotzdem, Prof. Stefan Tautz, Direktor des PGI-3, ist optimistisch: "Das
muss unsere Möglichkeiten nicht einschränken. Unsere Methode ist noch neu
und wir sind gespannt auf die ersten Projekte, mit denen wir zeigen
können, was das Verfahren wirklich leisten kann."

Einsatzmöglichkeiten für die Quantenpunkt-Mikroskopie gibt es viele. Die
Halbleiterelektronik stößt in Größenbereiche vor, bei denen schon ein
einzelnes Atom für die Funktionalität entscheidend sein kann. Und auch für
andere Funktionsmaterialien, etwa Katalysatoren, spielen elektrostatische
Wechselwirkungen eine wichtige Rolle. Die Charakterisierung von
Biomolekülen wäre eine andere Option. Aufgrund des vergleichsweise großen
Abstands zur Probe eignet sich das Verfahren auch für raue Oberflächen,
wie sie etwa das DNA-Molekül mit seiner charakteristischen 3D-Struktur
aufweist.


Originalpublikation:

Quantitative imaging of electric surface potentials with single-atom
sensitivity

Christian Wagner, Matthew. F. B. Green, Michael Maiworm, Philipp Leinen,
Taner Esat, Nicola Ferri, Niklas Friedrich, Rolf Findeisen, Alexandre
Tkatchenko, Ruslan Temirov, F. Stefan Tautz

Nature Materials (published online 10 June 2019),

DOI: 10.1038/s41563-019-0382-8


Weitere Informationen unter:

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/fachmeldungen/2019-06-11-quantenpunkt-mikroskop.html

- Pressemitteilung des Forschungszentrums Jülich vom 11. Juni 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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MELDUNG/368: Schwerefeldbestimmung der Erde so genau wie noch nie (idw)


Technische Universität Graz - 13.06.2019

Schwerefeldbestimmung der Erde so genau wie noch nie



Forschende der TU Graz berechneten aus 1,16 Milliarden Satellitendaten
das bislang genaueste Schwerefeldmodell der Erde. Es liefert wertvolles
Wissen für die Klimaforschung.

Die Erdanziehungskraft schwankt von Ort zu Ort. Dieses Phänomen nutzen
Geodäsie-Fachleute, um geodynamische und klimatologische Prozesse zu
beobachten. Mithilfe satellitengestützter Aufzeichnungen dokumentieren sie
Schwere-Schwankungen und damit räumliche und (jahres)zeitliche
Massenverlagerungen auf und in der Erde. Daraus lassen sich
Schwerefeldmodelle berechnen, mit denen Forschende beispielsweise das
Ansteigen des Meeresspiegels oder das Abschmelzen der Gletscher verfolgen,
regionale Grundwasservorkommen näher untersuchen oder die Ozeanströmungen
analysieren.

Nun veröffentlichte ein Team des Instituts für Geodäsie der TU Graz ein
neues, kombiniertes Schwerefeldmodell: das Modell namens GOCO06S stellt
Massenänderungen auf und unter der Erdoberfläche in einer noch nie
dagewesenen Präzision dar.

Modell vereint Stärken unterschiedlicher Messverfahren

Der Name verweist auf die Initative Gravity Observation Combination
(GOCO), in deren Rahmen das Modell gemeinsam mit internationalen Partnern
entwickelt wurde. Das Konsortium kombinierte 1,16 Milliarden Messdaten,
die von neunzehn Satelliten aufgezeichnet wurden. "Durch die Kombination
der Daten können die Stärken der einzelnen Messverfahren optimal
ausgenutzt werden. Damit ist es uns möglich, Änderungen im Schwerefeld in
der Größenordnung von einem Millionstel der mittleren Erdanziehungskraft
[9.81m/s2, Anm.] zu detektieren", erklärt Torsten Mayer-Gürr, Leiter der
Abteilung Theoretische Geodäsie und Satellitengeodäsie am Institut für
Geodäsie der TU Graz. Auf terrestrische Daten wurde bewusst verzichtet um
global eine gleichmäßige Genauigkeit zu gewährleisten. Im Vergleich zum
Vorgängermodell haben sich die Ergebnisse damit deutlich um 25 Prozent
verbessert.

Die Arbeitsgruppe beschäftigt sich unter anderem mit der Bestimmung des
zeitlich veränderlichen Erdschwerefeldes sowie mit der Auswertung von
Schwerefeldmessungen. Das Grazer Team prozessiert Rohdaten aus
Satellitenmissionen und stellt Schwerefeldlösungen für die
wissenschaftliche Gemeinschaft zur Verfügung. "Unsere Modelle werden zum
Beispiel auch in der Erforschung großer Hochwasserereignisse verwendet",
nennt Mayer-Gürr ein Einsatzgebiet.

Über die Initiative Gravitiy Observation Combination

Die GOCO-Initiative besteht seit 2009. Ziel ist es, durch die Kombination
vieler verschiedener Datenquellen hoch genaue und hoch aufgelöste globale
Schwerefeldmodelle zu errechnen. 2010 konnte mit dem Modell GOCO01s die
weltweit erste Kombinationslösung aus den Missionen GRACE und GOCE
berechnet werden. Die neueste Modellgeneration GOCO06s kombiniert die
Daten von GRACE, GOCE sowie von den kinematischen Low-Earth-Orbit
Satelliten CHAMP, SWARM, TerraSAR-X, TanDEM-X und den Lasersatelliten
LAGEOS1/2, Ajisai, Stella, Starlette, LARES, LARETS, Etalon1/2 und BLITS.

GOCO-Kooperationspartner:


	Ingenieurinstitut für Astronomische und Physikalische Geodäsie der TU München,

	Institut für Geodäsie und Geoinformation, Universität Bonn

	Institut für Geodäsie der TU Graz, Abteilung Theoretische Geodäsie und Satellitengeodäsie

	Institut für Weltraumforschung, Österreichische Akademie der Wissenschaften

	Astronomisches Institut der Universität Bern



Dieses Forschungsprojekt ist im Field of Expertise "Sustainable Systems"
verankert, einem von fünf strategischen Schwerpunktfeldern der TU Graz.


Weitere Informationen unter:

https://www.tugraz.at/institutes/ifg/downloads/gravity-field-models/goco-series/

(GOCO-Projektseite der TU Graz)

https://www.bgu.tum.de/iapg/startseite/?tx_curlcontent_pi1%5Bc2825%5D=44

https://www.igg.uni-bonn.de/de

https://www.tugraz.at/institute/ifg/research/theoretical-geodesy-and-satellite-geodesy/

https://www.iwf.oeaw.ac.at/home/

http://www.aiub.unibe.ch/index_ger.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution475
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MELDUNG/230: Lehrkonzept zur sicheren Maschinenkonstruktion - Produktsicherheit steht auf dem Vorlesungsplan (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 11.06.2019

Lehrkonzept zur sicheren Maschinenkonstruktion: Produktsicherheit steht
auf dem Vorlesungsplan



Für deutsche Verbraucher ist die Sicherheit von Produkten ein zentrales
Qualitätsmerkmal. Dem hohen Stellenwert der Produktsicherheit steht jedoch
nach wie vor eine jährlich dreistellige Zahl von tödlichen Unfällen mit
gefährlichen Produkten und Maschinen gegenüber. Wenn jedoch
Maschinenbauer, Produktdesigner und Konstrukteure während des
Konstruktionsprozesses frühzeitig die Sicherheitsaspekte berücksichtigen,
können sowohl tödliche Unfallfolgen, als auch kostenintensive Nacharbeiten
vermieden werden.

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) hat nun in
Zusammenarbeit mit der Technischen Universität Dresden (TUD) eine
Überarbeitung eines Lehrkonzeptes für proaktive Produkt- und
Maschinensicherheit für die universitäre Ausbildung (PROSUmEr) vorgelegt.

Mithilfe des modularen Lehrkonzeptes sollen angehende Konstrukteure und
Produktgestalter lernen, Sicherheitsaspekte von Maschinen und Produkten
durch ein systematisches und methodisches Vorgehen angemessen zu
berücksichtigen. Das Lehrkonzept umfasst dabei drei Bestandteile:
Lehrmodule mit Dozentenleitfäden und Präsentationsfoliensätzen, Lehrbriefe
für Dozenten und Studenten zum Selbststudium sowie Selbstlernmodule in
Form einer webbasierten interaktiven Lernanwendung. Das gesamte
Lehrkonzept lässt sich sowohl auf stationären PCs wie auf mobilen Geräten
wie beispielsweise Notebooks und Tablets nutzen.

Inhaltlich setzt sich das Lehrkonzept aus insgesamt fünf zentralen
Themenkomplexen zusammen: Bedeutung der Produktsicherheit, Regelwerke,
Bereitstellung auf dem Markt, Risikobeurteilung sowie Risikominderung.

Künftigen Maschinenbauern, Produktdesignern und Konstrukteuren soll damit
vermittelt werden, dass etwa eine Risikobeurteilung eine
Ingenieurtätigkeit wie jede andere auch ist. Gleichzeitig soll ein
Überblick über die wichtigsten europäischen und nationalen Rechtsgebiete
geschaffen werden.

Das Lehrkonzept ist für den vorlesungsbegleitenden Einsatz an deutschen
Hochschulen entwickelt. Es ist als Open Educational Ressource (OER)
lizensiert und soll zukünftig sowohl von den Anbietern, als auch den
Dozenten gemeinsam weiterentwickelt werden.



Eine ausführliche Projektbeschreibung, den Projekt-Flyer "Produkte sicher
gestalten - Ein Lehrkonzept für proaktive Produktsicherheit (PROSUmEr)"
sowie den Zugangslink zum Lehrkonzept gibt es im Internetangebot der BAuA
unter www.baua.de/dok/8660836.

Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1087
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Quelle:
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BERATUNG/722: Flensburg - Sprechstunden der Behindertenbeauftragten am 18. und 25. Juni


Stadt Flensburg

Sprechstunden der Behindertenbeauftragten im Juni



Flensburg. Der Beauftragte für Menschen mit Behinderung der Stadt
Flensburg, Christian Eckert, bietet am Dienstag, 25. Juni eine
Sprechstunde von 16 - 18 Uhr im Raum H 52 des Flensburger Rathauses
an.

Bereits am Dienstag, 18.06. bietet der stellvertretende
Behindertenbeauftragte, Tim Jäger, von 16 bis 18 Uhr ebenfalls im Raum
H 52 des Rathauses eine weitere Sprechstunde an.

Zu den Sprechzeiten ist auch die telefonische Erreichbarkeit unter
851085 gewährleistet.

Außerhalb der Sprechzeiten nimmt Herr Eckert Anfragen unter
behindertenbeauftragter@flensburg.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 14. Juni 2019

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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GESUNDHEIT/1034: Pflegekammerkonferenz - Es wächst zusammen, was zusammengehört


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2019

 Pflegekammerkonferenz: Es wächst zusammen, was zusammengehört



Zur Konstitution der Pflegekammerkonferenz erklärt Kordula
Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Es wird ein historischer Tag für die Pflege in Deutschland. Denn es
wächst zusammen, was zusammen gehört.

Morgen schließen sich die drei Landespflegekammern aus Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein sowie der Deutsche Pflegerat
zusammen, um die Pflegekammerkonferenz zu konstituieren. Wir begrüßen
die Initiative, die das Ziel einer demokratischen Repräsentanz der
professionellen Pflege auf Bundesebene verfolgt, und hoffen, dass bald
auch Vertretungen aus anderen Bundesländern an der Dachorganisation
von Landespflegekammern mitwirken können.

Die Pflegekammer stellt sicherlich kein Allheilmittel für die
Situation in der Pflege dar, eine Bundespflegekammer ist aber eine
Grundvoraussetzung für die moderne Weiterentwicklung des Berufs in
Zeiten des demografischen und gesellschaftlichen Wandels. Einen Platz
am Tisch sicher zu haben, wenn über das eigene Aufgabenfeld entschieden
wird, ist fundamental für die Entwicklung der Pflege zu einem
eigenständigen Heilberuf.

Wir brauchen dringend neue, flexiblere und effizientere
Versorgungstrukturen in Stadt und Land. Dafür entwickelt eine
Pflegekammer das pflegerische Berufsbild weiter und schafft so
eigenverantwortliche Handlungsfelder für Pflegekräfte. Neue
Handlungsfelder wie ein Case Management, eine Gemeindepflege oder eine
Gesundheitsförderung an Schulen bieten attraktive Perspektiven für
Pflegekräfte während des gesamten Berufslebens. Pflegekräfte gewinnen
mit einer Pflegekammer unmittelbaren Zugang zur Politik, die Politik
kompetente Ansprechpartner zu pflegepolitischen Fragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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UMWELT/1856: Dünge-Kompromiss - Weiterhin kein wirksamer Gewässerschutz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Juni 2019

Dünge-Kompromiss: Weiterhin kein wirksamer Gewässerschutz



Zu den gemeinsamen Vorschlägen von Umwelt- und
Landwirtschaftsministerium zur Novellierung der Düngeverordnung
erklärt Dr. Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

Der Dünge-Kompromiss zwischen Bundeslandwirtschaftsministerin Julia
Klöckner und Bundesumweltministerin Svenja Schulze reicht bei weitem
nicht aus, um die Nitratverschmutzung unsers Grundwassers zu stoppen.

Statt endlich entschlossene Maßnahmen zum Schutz unseres Grundwassers
durchzusetzen, enthalten die neuen Vorschläge immer noch zu viele
Ausnahmen und Schlupflöcher. Die vorgeschlagenen Nachbesserungen
bleiben auch hinter den Forderungen der EU-Kommission zurück.

In den besonders belasteten "roten Gebieten" soll die
Stickstoffdüngung im Betriebsdurchschnitt um 20 Prozent reduziert
werden. So dürfen einzelne Betriebsflächen weiterhin massiv überdüngt
werden, solange auf anderen Flächen entsprechend weniger Dünger
ausgebracht wird.

Der Schutz unseres Grundwassers ist nicht verhandelbar. Statt
weiterhin kleinteilig an der Düngeverordnung rumzudoktern, ohne echte
Lösungen zu liefern, brauchen wir endlich eine Kehrtwende in der
Agrarpolitik und eine Reduktion des Viehbestands.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AGRAR/331: Wir brauchen zügig Alternativen zum Kükentöten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juni 2019

Wir brauchen zügig Alternativen zum Kükentöten



Das Bundesverwaltungsgericht hat heute entschieden, dass das Töten
männlicher Eintagsküken tierschutzrechtlich nur noch übergangsweise
zulässig ist. Dazu können Sie den agrarpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert Stegemann, wie folgt zitieren:

"Wir begrüßen das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, das die
Notwendigkeit bekräftigt, aus der Praxis des Tötens männlicher Küken
auszusteigen. Die Erwartungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und auch
der deutlichen Mehrheit der Verbraucherinnen und Verbraucher sind in
dieser Frage eindeutig und unmissverständlich. Das routinemäßige
Töten von Eintagsküken muss so schnell wie möglich beendet werden.

Die vom Bundesverwaltungsgericht eingeräumte Übergangszeit gilt es
jetzt zu nutzen. Wir brauchen in ganz Deutschland zügig zuverlässige
und flächendeckende Alternativen zum Kükentöten, die von den
Brütereien konsequent eingesetzt werden können. Dabei hat
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner unsere Unterstützung.
Die Verfahren zur Geschlechtserkennung, die maßgeblich von
Wissenschaftlern in Deutschland entwickelt und die mit Bundesmitteln
gefördert worden sind, müssen jetzt rasch allen Brütereien zur
Verfügung stehen. Gleichzeitig fordern wir die Handelsunternehmen
auf, die Brütereien in Deutschland bei der Umstellung vollumfänglich
zu unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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INNEN/3477: Volksaufstand am 17. Juni 1953 darf keine Erinnerungslücke sein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2019

Volksaufstand am 17. Juni 1953 darf keine Erinnerungslücke
sein

Die "Straße des 17. Juni" steht nicht nur für Party



Am 17. Juni vor 66 Jahren wurde der Volksaufstand in der DDR blutig
niedergeschlagen. Dazu erklärt die kultur- und medienpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"Der Volksaufstand am 17. Juni 1953 in der DDR darf keine
Erinnerungslücke hinterlassen. Dieser Tag muss wieder stärker in das
öffentliche Bewusstsein gerückt werden. Wir brauchen ein
gesamtdeutsches und europäisches Geschichtsbild, in dem der 17. Juni
1953 einen würdigen Platz hat. Wir erinnern in diesem Jahr besonders
an die Friedliche Revolution vor 30 Jahren. Zu dieser Erinnerung
gehört auch die Erinnerung an den 17. Juni 1953. Während die Menschen
1989 ihren Freiheitsdrang friedlich kundtun konnten, wurden die
Demonstrationen am 17. Juni 1953 blutig niedergeschlagen. Der 17.
Juni war ein revolutionäres Ereignis.

Über eine Million Menschen demonstrierten an diesem Tag in ca. 500
Städten in der DDR. Doch ihre Rufe nach Freiheit und Demokratie
wurden von sowjetischen Panzern brutal erstickt. Über 50 Menschen
starben, sieben wurden hingerichtet, ca. 1.600 Menschen wurden
inhaftiert. Viele Menschen im Osten, viele getrennte Familien
verloren die Hoffnung auf eine deutsche Einheit. Daran gilt es, nicht
nur heute zu erinnern.

Die 'Straße des 17. Juni' im Herzen Berlins steht für die meisten für
Fanmeile, Marathon oder Silvesterparty. Viele Menschen, darunter
viele Touristen, wissen nicht, dass diese Straße dem gescheiterten
Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953 gewidmet ist. Fast
monatlich wird diese Straße abgesperrt, am 17. Juni selbst aber
nicht. Beispielsweise mit einem 'Freiheitsabend' ließe sich die
Erinnerung wachhalten. Schließlich markiert der 17. Juni 1953 den
Beginn der europäischen Freiheitsbewegungen gegen die sowjetische
Vorherrschaft. Die Aufstände in Polen, Ungarn, Rumänien und der
Tschechoslowakei waren die erfolglosen Vorkämpfe für den Fall des
Eisernen Vorhanges vor 30 Jahren. Durch das Ende des Kalten Krieges
konnten die Weichen für die Osterweiterung der Europäischen Union
gestellt werden. Heute gehören diese Länder zu einem freien Europa.

Wir dürfen heute in einem freien Deutschland und Europa leben. Dafür
sind wir dankbar und diese Dankbarkeit sollten wir auch zeigen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/757: Sicherheit bleibt Schwerpunkt deutscher Verkehrspolitik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2019

Sicherheit bleibt Schwerpunkt deutscher Verkehrspolitik

15. Juni ist der Tag der Verkehrssicherheit



Seit 2005 ruft der Deutsche Verkehrssicherheitsrat (DVR) in jedem
Jahr am dritten Samstag im Juni zum Tag der Verkehrssicherheit auf.
Dazu erklären die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig, und der Berichterstatter
für Verkehrssicherheit der Unionsfraktion, Gero Storjohann:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verfolgt das Ziel, die Zahl der
Verkehrstoten auf Null zu senken. Mit der Förderung von
Abbiegeassistenzsystemen für LKW wurde bereits ein wichtiger Baustein
auf den Weg gebracht, um Fahrradfahrer im Straßenverkehr besser zu
schützen. Unfälle, die durch den sogenannten toten Winkel verursacht
werden, können so vermieden werden. Die Fördersumme wurde daher im
laufenden Haushalt auf 10 Millionen Euro verdoppelt.

Neunzig Prozent aller Unfälle beruhen auf menschlichem Fehlverhalten.
Mit finanzieller Förderung durch das Bundesverkehrsministerium
leisten der Deutsche Verkehrssicherheitsrat und die Deutsche
Verkehrswacht wichtige Aufklärungsarbeit im Bereich der Sicherheit
auf deutschen Straßen. Diese erfolgreiche Arbeit werden wir weiter
unterstützen.

Die individuelle Mobilität befindet sich im Umbruch. Diesen Wandel
gilt es, mit Blick auf die weitere Verbesserung der
Verkehrssicherheit zu gestalten. Für die seit Mitte Juni 2019
zugelassenen E-Scooter gelten weitreichende Sicherheitsvorschriften.
Dazu gehören u.a. eingebaute Bremssysteme, eine Limitierung der
zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf 20 km/h und das Verbot der
Nutzung von Fußwegen.

Mit einer Änderung der Straßenverkehrsordnung wird Fahrradfahren in
Zukunft sicherer gestaltet. Geplant sind ein Halteverbot auf
Fahrradwegen, die Einführung eines Mindestabstandes beim Überholen
von Radfahrern und ein Parkverbot bis zu fünf Meter vor Kreuzungen,
um die Sicht zwischen Straße und Radweg zu verbessern.

Verkehrssicherheit ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Eine
'Vision Zero' wird nur dann erfolgreich sein, wenn sich alle
Verkehrsteilnehmer ihrer Verantwortung für sich und andere bewusst
sind und mit gegenseitiger Rücksichtnahme am Straßenverkehr
teilnehmen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2837: Wir brauchen eine flächendeckende Mobilfunkversorgung für alle Bürger


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2019

Wir brauchen eine flächendeckende Mobilfunkversorgung für alle
Bürger 



Zum heutigen Beschluss "Zukunftsoffensive für eine starke
Mobilfunkinfrastruktur in allen Regionen" der geschäftsführenden
Fraktionsvorstände von CDU/CSU und SPD erklärt die für die Digitale
Agenda zuständige stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön:

"Unser Ziel ist eine flächendeckende Mobilfunkversorgung für alle
Bürgerinnen und Bürger - auch im ländlichen Raum. Mit den strengen
Versorgungsauflagen für die Netzbetreiber im Rahmen der
Frequenzauktion erreichen wir, dass der marktgetriebene Ausbau auch
im ländlichen Raum und entlang der Verkehrswege vorgenommen wird.
Diese Ausbauauflagen müssen strenger als bisher kontrolliert und bei
Nichteinhaltung auch sanktioniert werden.

Fakt ist: Es gibt Gebiete in Deutschland, in denen Anschluss und
Betrieb eines Mobilfunkmasts nicht wirtschaftlich möglich ist - die
sogenannten 'weißen Flecken'. Mit dem heutigen Beschluss bekennen wir
uns dazu, dass der Staat hier tätig werden muss. Eine
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft soll sicherstellen, dass auch an
diesen Standorten Masten gebaut und angeschlossen werden. Wichtig ist
dabei, nicht nur die vorhandene staatliche Infrastruktur zu nutzen,
sondern auch Geld in die Hand zu nehmen, damit die Versorgungslücken
geschlossen werden können. Das wird in enger Kooperation mit den
Kommunen und den Netzbetreibern geschehen.

Weiterhin haben wir beschlossen, dass es künftig mehr Transparenz
darüber geben soll, welches Unternehmen wo welche Leistung vorhält.
Das schafft Transparenz für die Bürgerinnen und Bürger und
erleichtert die Planung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2836: Gegen die "weißen Flecken" - Bund wird Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft gründen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Juni 2019

Gegen die "weißen Flecken" - Bund wird Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft
gründen



Zu dem heute verabschiedeten Beschluss der Geschäftsführenden
Vorstände der Koalitionsfraktionen zum Mobilfunknetzausbau können Sie
den Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Die Analyse ist klar: Es gibt beim Mobilfunknetzausbau Regionen, in
denen die Instrumente Wettbewerb oder Versorgungsauflagen bislang
nicht gegriffen haben. In den 'weißen Flecken' - also dort, wo keiner
der Netzbetreiber ausgebaut hat, - muss der Staat zum Wohle unserer
Bürger jetzt selbst handeln. Der Bund wird sich daher erstmals
finanziell und organisatorisch beim Mobilfunknetzausbau engagieren.
Dazu wird eine bundeseigene Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft
gegründet.

Diese wird vorrangig bundeseigene Standorte ermitteln, an denen
kostengünstig Mobilfunkmasten errichtet werden können. Die
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft wird dabei eng mit den Kommunen
vor Ort und den Netzbetreibern zusammenarbeiten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/917: Wir brauchen eine Fachkräfteoffensive, die diesen Namen auch verdient


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2019

Wir brauchen eine Fachkräfteoffensive, die diesen Namen auch verdient



"Bundesfamilienministerin Franziska Giffey hat keine Idee, wie sie dem
Fachkräftemangel in den Kindertageseinrichtungen begegnen soll",
erklärt Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag, zur Vorstellung der
OECD-Studie "Gute Strategien für gute Berufe in der frühen Bildung".
Müller weiter:

"Die groß angekündigte Fachkräfteoffensive ist nur Flickschusterei -
wie so vieles, was aus Giffeys Ministerium kommt. Der Nationale
Bildungsbericht kommt zu dem Schluss, dass bis 2025 rund 300.000
Fachkräfte in den Kitas fehlen werden. Die 300 Millionen Euro, die das
Bundesfamilienministerium bis 2022 verspricht, reichen angesichts
dieses Bedarfs hinten und vorne nicht. Mit dem sogenannten
Gute-Kita-Gesetz hat die Bundesregierung bereits zu Beginn ihrer
Amtszeit die Möglichkeit verspielt, die drei großen Probleme der
Kindertagesbetreuung anzupacken, nämlich Fachkräftemangel, Platzmangel
und Qualitätsmangel.

Um die Versäumnisse der letzten Jahre auszubügeln, braucht es jetzt
eine Offensive, die diesen Namen auch verdient. Statt Eltern, Kinder
und Erzieher mit Brosamen abzuspeisen, sind jährliche Investitionen
von mindestens fünf Milliarden Euro in den Kita-Bereich notwendig.
Ansonsten wird das Geld aus Kita-Gesetz und Fachkräfteoffensive
wirkungslos verpuffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/916: OECD-Empfehlungen - Erzieher*innen jetzt aufwerten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

OECD: Erzieher*innen jetzt aufwerten!



Zu den heute vorgestellten Empfehlungen der OECD zum Personalmangel in
Kitas sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Kleine Kinder zu fördern und zu betreuen ist eine der wichtigsten
Aufgaben, die wir in unserer Gesellschaft haben. Der Erziehungsberuf
sollte einer der beliebtesten und anerkanntesten sein. Leider ist
immer noch das Gegenteil der Fall. Es ist deshalb kein Wunder, dass
neun von zehn Kitas zu wenig Erzieherinnen und Erzieher haben. Es ist
naheliegend, dass die OECD jetzt empfiehlt, hier für bessere
Bezahlung, mehr Anerkennung und kleinere Gruppen zu sorgen. Das ist im
Interesse der Erzieherinnen und Erzieher, der Kinder und der ganzen
Gesellschaft. Nicht nachvollziehbar ist, dass in dieser Hinsicht nicht
längst etwas passiert ist. Ich fordere die Familienministerin
Franziska Giffrey auf, sich diese Empfehlungen sehr genau anzusehen
und dazu endlich konkrete Pläne vorzulegen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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FINANZEN/1560: Ungerechter Flickenteppich bei der Grundsteuer droht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2019

Ungerechter Flickenteppich bei der Grundsteuer droht



"DIE LINKE fordert, mit der Grundsteuerreform die Steuerlast gerechter
zu verteilen und die Grundsteuer als zentrale Einnahme der Städte und
Gemeinden zu sichern. Dazu gehört auch, dass die Grundsteuer nicht
mehr auf Mieterinnen und Mieter als Betriebskosten umgelegt werden
darf. Die Grundsteuer ist außerdem eine der wenigen Regelungen, mit
der Vermögen in Deutschland überhaupt noch besteuert wird", erklärt
Jörg Cezanne, Mitglied des Finanzausschusses für die Fraktion DIE
LINKE, anlässlich von Berichten über eine mögliche Einigung von
CDU/CSU- und SPD-Regierungsmitgliedern auf die Einführung einer
Öffnungsklausel bei der Neuregelung der Grundsteuer. Cezanne weiter:

"Eine Öffnungsklausel im Gesetz, die es Bundesländern erlaubt, von der
bundesweiten Gesetzgebung abzuweichen, bedroht die Finanzen der
Kommunen und schafft unterschiedliches Recht in unterschiedlichen
Landesteilen. Einen solchen Flickenteppich lehnen wir ab.

Das Bundesverfassungsgericht hatte dem Gesetzgeber gerade deshalb eine
Reform der Grundsteuer auferlegt, weil sich die Werte der Immobilien
seit den 1930er (Ost) und 1960er Jahren (West) erheblich verschoben
haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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RECHT/579: Keine Auslieferung an die USA - Freiheit für Julian Assange


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2019

Keine Auslieferung an die USA - Freiheit für Julian Assange



"WikiLeaks-Gründer Julian Assange darf nicht an die USA ausgeliefert
werden, wo ihm für das Aufdecken von US-Kriegsverbrechen unter anderem
wegen angeblicher Spionage 175 Jahre Haft oder sogar die Todesstrafe
drohen", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Befassung eines Gerichtes
in London mit dem US-Auslieferungsantrag gegen den US-Whistleblower.
Die Außenpolitikerin weiter:

"Die Befassung des Gerichtes mit dem US-Auslieferungsantrag gegen
Assange stellt den ersten formalen Schritt im Auslieferungsprozess
gegen den Publizisten dar. Es ist skandalös, dass der britische
Innenminister, Sajid Javid, dafür den Weg freigemacht hat, indem er
diese Woche den Auslieferungsbefehl unterzeichnet hat. Der ohnehin
alarmierende Gesundheitszustand des Journalisten, der nach jahrelangem
Zwangsaufenthalt in der ecuadorianischen Botschaft seit zwei Monaten
wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen eine einjährige Haftstrafe
absitzt und sich zwischendurch auf der Krankenstation des
Hochsicherheitsgefängnisses Belmarsh befand, wird dadurch weiter
verschlechtert und gefährdet.

Der UN-Berichterstatter für Folter, Nils Melzer, erklärte, Assange sei
psychologischer Folter ausgesetzt gewesen und seine Gesundheit durch
ein extrem feindseliges und willkürliches Umfeld beeinträchtigt
worden. Umso mehr gilt es nun, gegen Assanges Auslieferung an die USA
zu kämpfen. Die Bundesregierung und die EU müssen Assange vor weiterer
politischer Verfolgung schützen und ihm Asyl gewähren, um ihn vor
einem möglicherweise jahrelangen juristischen Tauziehen und einer
Auslieferung an die USA zu bewahren.

DIE LINKE teilt die Einschätzung des PEN-Zentrums Deutschland, das den
Kampf gegen die Auslieferung Julian Assanges als Teil des Kampfes um
Pressefreiheit, das Recht auf freie Meinungsäußerung und für die
Rechte von Whistleblowern und investigativen Journalisten sieht, die
Transparenz, Demokratie und Rechtsstaat verteidigen. Die
Bundesregierung muss sich endlich dafür einsetzen, dass diejenigen
bestraft werden, die Kriegsverbrechen begehen und nicht diejenigen,
die Kriegsverbrechen aufdecken und aufklären."

 * 
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RECHT/578: 219a streichen, keine Kompromisse


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2019

219a streichen, keine Kompromisse



"Das heutige Urteil bestätigt genau das, was in der Debatte zur Reform
des Paragraphen 219a Strafgesetzbuch immer wieder von Sachverständigen
und der Opposition kritisiert wurde: Der neue 219a schafft keine
Rechtssicherheit für Ärztinnen und Ärzte - und erst recht keine
Informationsfreiheit für Frauen", erklärt Cornelia Möhring,
stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE zum heutigen Urteil gegen die Berliner Ärztinnen
Dr. Bettina Gaber und Dr. Verena Weyer. Möhring weiter:

"Nun zeigt sich, dass der 'Kompromiss' nicht nur faul ist, weil sich
die SPD von der Union doppelt hat über den Tisch ziehen lassen. Er ist
vor allem faul, weil er eine rechtliche Situation schafft, die einfach
nur absurd ist. Die Berliner Ärztinnen wurden nun zwar nicht mehr
dafür verurteilt, dass sie auf ihrer Homepage darüber informieren,
Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen. Sie wurden nun verurteilt,
weil sie in einem Halbsatz über die Art und Weise informieren.
Informationsfreiheit sieht anders aus.

Solange es den Paragraphen 219a im Strafgesetzbuch gibt, können
Abtreibungsgegner diesen weiter nutzen, um Ärztinnen und Ärzte mit
Anzeigen zu schikanieren und einzuschüchtern. Und solange es den 219a
gibt, suggeriert der Staat Frauen, dass sie unmündig und nicht in der
Lage seien, verantwortungsvoll mit Informationen und ihren Körpern
umzugehen. Deshalb auf ein Neues: 219a streichen, keine Kompromisse."

 * 

Quelle:
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RECHT/577: Katja Kipping zum 219a Prozess in Berlin


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Katja Kipping zum 219a Prozess in Berlin



Heute beginnt der Prozess gegen eine Gynäkologin in Berlin, die wegen
Verstoßes gegen den Paragraphen 219a angeklagt ist. Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE, dazu:

"Der Prozess gegen Frau Gaber sollte den Gesetzgeberinnen und
Gesetzgebern die Schamesröte ins Gesicht treiben. Der Paragraph 219a
ist ein plumper Versuch, bigotte Werte durch die Hintertür wieder
einzuführen. Die Rückständigkeit der CDU beschränkt sich leider nicht
auf den digitalen Raum, sondern zeigt sich auch mit Blick auf die
Emanzipation der Frauen in diesem Land.

Denn das sogenannte Werbeverbot für Abreibungen ist doch letztendlich
der Versuch, Ärztinnen und Ärzte zu kriminalisieren, die
Schwangerschaftsabbrüche vornehmen. Es verbietet nicht die Werbung,
sondern die Information. Frau Gaber ist angeklagt, weil sie darüber
informiert hat, welche Abreibungen in ihrer Praxis vorgenommen werden.
Sie hat die Abtreibungen damit doch nicht beworben.

Der Paragraph 219a gehört abgeschafft. Frauen, die ungewollt schwanger
sind, brauchen Informationen über die medizinische Hilfe, die ihnen
zur Verfügung steht. Wir stehen solidarisch an der Seite der Ärztinnen
und Ärzte, die eben diese Hilfe bieten und natürlich auch an der Seite
der Frauen, die sie in Anspruch nehmen."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1966: Bundesregierung muss sich US-Kriegsvorbereitungen gegen den Iran verweigern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Juni 2019

Bundesregierung muss sich US-Kriegsvorbereitungen gegen den Iran verweigern



"Bundesaußenminister Heiko Maas muss den Bundestag und die
Öffentlichkeit informieren, welche eigenen Erkenntnisse die
Bundesregierung zu den Angriffen auf zwei Öltanker im Golf von Oman
hat. Das aggressive Auftreten der USA ist eine ernste Bedrohung für
den Weltfrieden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Das vom US-Militär vorgelegte angebliche Beweisvideo über eine
iranische Urheberschaft der Attacken hat null Beweiskraft und weckt
fatale Erinnerungen an die Vorbereitungen des Irak-Krieges durch die
USA 2003. Auch für die Behauptung von US-Sicherheitsberatern einer
iranischen Verantwortung für Sabotageakte gegen vier Handelsschiffe in
der Region hat die US-Regierung bis heute keine Beweise vorgelegt.

Bundesaußenminister Maas macht sich zum Kriegskomplizen, wenn er deren
Offenlegung nicht fordert. Die Bundesregierung muss auf eine
unabhängige internationale Untersuchung der Zwischenfälle drängen und
verhindern, dass sie von den USA als billiger Kriegsvorwand genutzt
werden können.

Die Bundesregierung muss sich den US-Kriegsvorbereitungen gegen den
Iran verweigern und darf auch keine militärische Infrastruktur in
Deutschland zur Verfügung stellen. US-Militärbasen sowie der Luftraum
über Deutschland dürfen für den Krieg nicht genutzt werden."

 * 
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BUNDESTAG/8541: Heute im Bundestag Nr. 684 - 14.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 684

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.34 Uhr

1. Insolvenz der Fluggesellschaft Air Berlin

2. FDP fragt nach 5G-Frequenzvergaben

3. Ziele der Konzertierten Aktion Mobilität

4. Mögliche Erhöhung der Tabaksteuer

5. Zukunft der Grundsteuer

6. Weniger Umsatzsteuer für Hauskaninchen



1. Insolvenz der Fluggesellschaft Air Berlin

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht keinen ursächlichen
Zusammenhang zwischen der Insolvenz der Fluggesellschaft Air Berlin
und der Nicht-Eröffnung des Hauptstadtflughafens Berlin Brandenburg
(BER). Das geht aus der Antwort (19/10545) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10004) hervor. Auslöser des Insolvenzantrags der Air
Berlin sei nach Kenntnis der Bundesregierung die Einstellung der
Finanzierung von der Fluggesellschaft Etihad Airways gegenüber Air
Berlin gewesen. "Bezüglich eines darüberhinausgehenden Zusammenhangs
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor", heißt es in der
Antwort.

 * 

2. FDP fragt nach 5G-Frequenzvergaben

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Flächendeckender 5G-Ausbau mithilfe einer
staatlichen Mobilfunk-Infrastrukturgesellschaft" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/10480). Darin wird auf
Medienberichte verwiesen, denen zufolge CDU und CSU an einer
staatlichen Mobilfunk-Infrastrukturgesellschaft (MIG) arbeiten würden,
welche zusätzlich weiße Flecken füllen solle, "indem sie
Mobilfunkstandorte auf öffentlichem Gelände errichtet, welche von den
Mobilfunkanbietern betrieben werden sollen". Außerdem sollen der
Vorlage nach nur diejenigen Mobilfunkanbieter bei der nächsten
Frequenzvergabe 2025 berücksichtigt werden, welche auch die
staatlichen Masten betreiben.

Die Liberalen wollen nun von der Bundesregierung wissen, ob für
zukünftige Frequenzvergaben ein Zusammenhang zwischen der Nutzung der
staatlichen Masten und der Vergabe von Frequenzen an Unternehmen
geplant ist. Gefragt wird auch, auf welcher rechtlichen Grundlage ein
solcher Zusammenhang basieren würde.

 * 

3. Ziele der Konzertierten Aktion Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche konkrete Zielsetzung und welchen Zeitrahmen
die "Konzertierte Aktion Mobilität" hat, möchte die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen durch eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung
(19/10473) erfahren. Wie die Abgeordneten schreiben, hat am 14. März
2019 der Koalitionsausschuss von CDU, CSU und SPD die sogenannte
Konzertierte Aktion Mobilität beschlossen. Laut Aussage des
Bundeskanzleramtes sollen dort "die Herausforderungen des Wandels der
Mobilität und die zukünftige Entwicklung der Automobilindustrie mit
Vertretern der betroffenen Unternehmen und des Mobilitätssektors sowie
weiteren Experten besprochen werden", wie aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Schriftliche Frage des Abgeordneten Cem
Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen) (19/9822) hervorgehe. Das
Bundeskanzleramt habe bisher jedoch auf Anfrage der Grünen weder
Auskunft darüber geben können, wer an der "konzertierten Aktion
Mobilität" teilnehmen werde, noch über Termine beziehungsweise über
einen Zeitplan berichtet. Bisher sei lediglich mitgeteilt worden, dass
"Vertreter der betroffenen Unternehmen und des Mobilitätssektors"
sowie "weitere Experten" teilnehmen sollen, heißt es in der Anfrage
der Grünen.

 * 

4. Mögliche Erhöhung der Tabaksteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Bundesregierung Medienberichte bestätigen
kann, nach denen eine Erhöhung der Tabaksteuer geplant ist, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10654) erfahren. Gefragt
wird auch nach den Gründen für eine bislang nicht vorgesehene Erhöhung
der Tabaksteuer und nach dem Zeitplan für die Erhöhung.

 * 

5. Zukunft der Grundsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Äußerungen von Bundesfinanzminister Olaf Scholz
(SPD) geht es in der Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/10653). Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, ob der Bundesminister der
Finanzen die Ansicht vertreten hat, eine Erhebung der Grundsteuer sei
verfassungsrechtlich nicht mehr zu rechtfertigen, sollte es dem
Gesetzgeber nicht gelingen, bis spätestens zum 31. Dezember 2019 eine
neue Regelung zu treffen. Gefragt wird, mit welcher
verfassungsrechtlichen Begründung diese Aussage gestützt werde.

 * 

6. Weniger Umsatzsteuer für Hauskaninchen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Umsatzsteuer (Regelsatz 19 Prozent) und die
Ermäßigungen dieser Steuer für verschiedene Produktgruppen macht die
FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/10648). Gefragt wird
nach den Einnahmen der Umsatzsteuer und danach, wie sich eine
Harmonisierung der Umsatzsteuer zum Beispiel auf einheitlich 16
Prozent über alle Produktgruppen auswirken würde. Auch wird nach der
Bewertung der Kritik des Bundesrechnungshofes gefragt, nach dessen
Feststellung Umsatzsteuerermäßigungen im Ergebnis oftmals zu einer
versteckten Subventionierung einzelner Branchen und damit zu
Wettbewerbsverzerrungen führen würden.

Die Bundesregierung soll einige Ermäßigungen der Umsatzsteuer
begründen, zum Beispiel, dass für Hauskaninchen der ermäßigte
Umsatzsteuer von sieben Prozent gilt, aber nicht für wilde Kaninchen.
Auch wird nach der Begründung gefragt, warum für Kartoffeln der
ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt, aber nicht für Süßkartoffeln. Zudem
wollen die Abgeordneten wissen, warum für Äpfel der ermäßigte
Umsatzsteuersatz gilt, aber nicht für Apfelsaft.

Auch die unterschiedliche Umsatzbesteuerung von Zugfahrten ist Thema
der Kleinen Anfrage. Die Bundesregierung soll begründen, warum für
Zugfahrten im Nahverkehr der ermäßigte Umsatzsteuersatz gilt, aber
nicht für Zugfahrten im Fernverkehr.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8540: Heute im Bundestag Nr. 683 - 14.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 683

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Juni 2019, Redaktionsschluss: 11.49 Uhr

1. Synergien zwischen Lkw- und Pkw-Maut

2. Keine Aussagen zu Unfällen an Stauenden

3. Temporäre Geschwindigkeitsbeschränkung

4. Ergebnisse der Fulda-Runde

5. 120 Züge zwischen Niebüll und Westerland

6. Referentenentwurf wurde geändert



1. Synergien zwischen Lkw- und Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Prüfung der Synergiepotenziale zwischen
Lkw-Mautsystem und Pkw-Mautsystem läuft nach Angaben der
Bundesregierung derzeit noch unter Einbindung der rechtlichen und
wirtschaftlichen Berater des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) im "Projekt Infrastrukturabgabe". Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/10572) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10174) hervor. Über einen
Abschluss der Prüftätigkeit könne derzeit keine verbindliche Aussage
getroffen werden, heißt es in der Antwort. Die Bundesregierung sei
jedoch bestrebt, die Prüfung zeitnah abzuschließen. Zudem werde
derzeit die Möglichkeit der Veröffentlichung der
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen im Projekt Infrastrukturabgabe durch
die Bundesregierung geprüft.

 * 

2. Keine Aussagen zu Unfällen an Stauenden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann keine Aussagen zur Zahl der
Lkw-Auffahrunfälle in den Jahren 2013 bis 2017 auf Autobahnen an den
Stauenden in Deutschland und in der EU machen. Das geht aus ihrer
Antwort (19/10573) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10354)
hervor. Im Rahmen der amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik würden
Daten zu Staus und insbesondere zu Stauenden nicht erhoben, heißt es
in der Vorlage. Dementsprechend lägen der Bundesregierung hierzu
"keine eigenen Erkenntnisse" vor.

 * 

3. Temporäre Geschwindigkeitsbeschränkung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Auf Bundesautobahnen in Sachsen gibt es derzeit 43
Geschwindigkeitsbeschränkungen, in Sachsen-Anhalt 27 und in Thüringen
75 Geschwindigkeitsbeschränkungen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/10544) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10189) hervor. Laut der Antwort sind in Sachsen-Anhalt 13 und in
Thüringen 26 dieser Abschnitte "temporär" geschwindigkeitsbegrenzt.
Sachsen verfüge über keine Aufzeichnungen, die zwischen temporären und
dauerhaften Geschwindigkeitsbeschränkungen unterscheiden lassen, so
dass der Bundesregierung hierzu keine Angaben vorliegen, heißt es in
der Vorlage.

Keine Aussage macht Bundesregierung außerdem zur Entwicklung der Zahl
an dauerhaften und temporären Geschwindigkeitsbegrenzungen in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen in den letzten zehn Jahren und den
Gründen für deren Anordnung. Bei der Anordnung
straßenverkehrsrechtlicher Maßnahmen wie einer
Geschwindigkeitsbegrenzung handle es sich um die Durchführung der
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), die in der Zuständigkeit der Länder
liege, heißt es in den Vorbemerkungen der Regierung zu der Antwort.
Die Länder nähmen die Aufgabe des Verwaltungsvollzugs als "eigene
Angelegenheit" durch ihre Straßenverkehrsbehörden wahr. Da die Länder
keiner Berichtspflicht unterstünden, "liegen der Bundesregierung keine
umfassenden statischen Daten zu Geschwindigkeitsbeschränkungen vor".

 * 

4. Ergebnisse der Fulda-Runde

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/10571) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/10271) Schienenbauvorhaben auf, für die auf Basis der Erörterungen
der "Fulda-Runde" noch im Jahr 2019 Finanzierungsvereinbarungen
abgeschlossen werden, sowie Vorhaben, die in Folge der Gespräche neu
in die Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung aufgenommen werden. Bei der
Fulda-Runde handelt es sich nach Aussage der Grünen um ein seit 2002
meist Ende März oder Anfang April in Fulda stattfindendes Treffen von
Vertreter des Bundesverkehrsministeriums, der Deutschen Bahn AG und
des Eisenbahn-Bundesamts, um die unterjährige und mittelfristige
Finanzplanung für die Umsetzung des Bedarfsplans Schiene zu
besprechen.

 * 

5. 120 Züge zwischen Niebüll und Westerland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) wurden
auf der Bahnstrecke zwischen Niebüll und Westerland (Sylt) keine
kapazitätserhöhenden Maßnahmen eingeleitet, "weil spätestens im
Koordinierungsverfahren in den letzten Jahren allen Trassenanmeldungen
entsprochen werden konnte". Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10546) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/9584). Nach Auskunft der DB AG sei die Auslastung zwischen
Niebüll und Westerland konstant, heißt es in der Antwort. Die Strecke
werde von Zügen des Schienenpersonenverkehrs (SPV) genutzt. Neben
vertaktetem Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und
Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) in Einzellagen verkehrten zwischen
Niebüll und Westerland Autoreisezüge. Von den zur Verfügung stehenden
acht Trassen pro Stunde in Summe beider Richtungen würden pro Stunde
und Richtung zwei Trassen auf den SPV sowie zwei Trassen auf den
Autoreiseverkehr entfallen. In Tagesrandlagen verkehrten ein bis zwei
Güterzüge zwischen Niebüll und Westerland. Im Durchschnitt verkehren
dort laut Regierung etwa 120 Züge pro Tag.

Abgenommen hat der Vorlage zufolge in den vergangenen Jahren die
Gesamtpünktlichkeit auf der Strecke, die 2016 bei 75,5 Prozent und
2018 bei 63,3 Prozent lag. Gestiegen ist hingegen die Ausfallquote von
0,6 Prozent (255 Züge) in 2016 auf 1,9 Prozent (786 Züge) im Jahr
2018.

 * 

6. Referentenentwurf wurde geändert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Referentenentwurf für das Gesetz "zur Umsetzung
der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der
Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des Marktes für
inländische Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der
Eisenbahninfrastruktur" hat nach Angaben der Bundesregierung im Rahmen
der Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung
Änderungen erfahren. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser
Beteiligungen, "dass die vorgetragenen Argumente im Rahmen einer
Gesamtabwägung und unter Berücksichtigung der politischen Zielsetzung
in die weiteren Überlegungen zum Vorhaben einfließen können", heißt es
in der Antwort der Regierung (19/10547) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9858).

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8539: Heute im Bundestag Nr. 682 - 14.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 682

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 14. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.57 Uhr

1. Novellierung des Berufsbildungsgesetzes

2. Leerstand bei BImA-Immobilien

3. Keine Steuerdaten über Rundfunkanstalten

4. Aufgaben des Landesregiments Bayern

5. Kostenerstattung an THW für Freiwillige



1. Novellierung des Berufsbildungsgesetzes

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung will mit einem Gesetzentwurf
(19/10815) die duale berufliche Bildung in Deutschland attraktiver
machen. Die berufliche Bildung müsse sich heute mehr denn je als
Angebot für junge Menschen präsentieren, die häufig die Wahl zwischen
einer Berufsausbildung und einem Studium haben. Vorrangiges Ziel der
Novelle sei es daher die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und
Attraktivität der dualen beruflichen Bildung bei potentiellen
Auszubildenden und Betrieben gleichermaßen. Eine duale
Berufsausbildung sei Jahrzehnte lang die häufigste Qualifizierungswahl
gewesen. Mittlerweile würden aber Angebote der Hochschulen oft als
attraktiver angesehen werden. Dieser Trend führe neben der allgemeinen
demographischen Entwicklung zu einem sich weiter verstärkenden Mangel
an beruflich qualifizierten Fachkräften. Eine attraktive berufliche
Bildung sei daher auch volkswirtschaftlich unverzichtbar zur Sicherung
der zukünftigen Fachkräftebasis.

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) habe sich als ordnungspolitischer
Rahmen für die duale Berufsausbildung und als Sonderarbeitsrecht für
Auszubildende und Ausbildende bewährt. Ungeachtet dessen gelte es für
die berufliche Bildung und damit auch für das BBiG auf wichtige Trends
und Entwicklungen einzugehen und so den rechtlichen Rahmen für die
weltweit geschätzte duale Berufsausbildung in Deutschland fit für die
Zukunft aufzustellen.

Dabei setzt die Bundesregierung folgende Schwerpunkte: Die Einführung
einer ausbalancierten und unbürokratischen Mindestvergütung für
Auszubildende im BBiG, die Stärkung und Weiterentwicklung der
"höherqualifizierenden" Berufsbildung mit transparenten beruflichen
Fortbildungsstufen und mit eigenständigen und attraktiven
Abschlussbezeichnungen, die Verbesserung der Durchlässigkeit auch
innerhalb der beruflichen Bildung und die Optimierung der
Rahmenbedingungen des BBiG insbesondere für rechtsbeständige und
hochwertige Prüfungen sowie für ein attraktives Ehrenamt.

Zugleich böte die Novellierung die Gelegenheit, etwa durch
Verfahrenserleichterungen für Auszubildende, durch größere
Flexibilität bei der Zusammenarbeit der zuständigen Stellen oder durch
die Streichung gegenstandsloser Auskunftspflichten Verfahren zu
modernisieren und zu verkürzen, um unnötige Bürokratie abzubauen.

 * 

2. Leerstand bei BImA-Immobilien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Von den der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
(BImA) gehörenden Immobilien standen Ende April gesamt 1.986
Liegenschaften leer. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10643) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10358) mit.
Erfahrungen oder Erkenntnisse zu Anforderungen von Hafteinrichtungen
lägen nicht vor. Daher könne die Bundesregierung zu einer möglichen
Eignung dieser als leerstehend angeführten Liegenschaften als
Hafteinrichtungen keine Aussage treffen. In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage hatten die Abgeordneten unter anderem darauf
hingewiesen, dass es nicht genügend Abschiebehaftplätze gebe und daher
für Abschiebungen Haftplätze im regulären Justizvollzug genutzt werden
könnten. Dies wurde von der FDP-Fraktion als Aufweichung des
Trennungsgebots bezeichnet, dem grundrechtliche und europarechtliche
Bedenken entgegenstehen würden.

 * 

3. Keine Steuerdaten über Rundfunkanstalten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Daten zu den steuerrelevanten Einnahmen der
einzelnen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten liegen der
Bundesregierung nicht vor. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10549) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10118)
mit. Die Abgeordneten hatten sich nach den Ausführungen des
Bundesrechnungshofes zu Steuervorteilen für die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten erkundigt.

 * 

4. Aufgaben des Landesregiments Bayern

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Landesregiment Bayern soll für Schutz-, Wach- und
Sicherungsaufgaben zur Verfügung stehen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10542) auf eine Kleine Anfrage
der Linksfraktion (19/9716) mit. Die Zusammenarbeit des
Landesregiments mit der Polizei erfolge im Rahmen der Amtshilfe gemäß
Artikel 35 Absatz 1 Grundgesetz beziehungsweise der Hilfeleistung der
Bundeswehr bei Naturkatastrophen oder besonders schweren
Unglücksfällen gemäß Artikel 35 Absatz 2 Grundgesetz. Weiterführende
Überlegungen zur Kooperation bestünden nicht.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass es sich bei dem aus drei
Regionalen Sicherungs- und Unsterstützungskompanien bestehende
Landesregiment Bayern um ein Pilotprojekt im Rahmen der Territorialen
Reserve handelt. Erst nach Abschluss des Projektes Ende 2021 und einer
sich anschließenden Evaluation werde entschieden, ob das Konzept auf
andere Bundesländer übertragen werden soll.

 * 

5. Kostenerstattung an THW für Freiwillige

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Einsatzstellen des Technischen Hilfswerks (THW)
haben 2018 rund 210.000 Euro aus dem Bundeshaushalt als
Kostenerstattung für die von ihnen abgeschlossenen Vereinbarungen über
einen Bundesfreiwilligendienst erhalten. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10434) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/9890) mit. Den THW-Einsatzstellen wird gemäß des
Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst der Aufwand für das
Taschengeld, die Sozialversicherungsbeiträge und die pädagogische
Begleitung der Freiwilligen erstattet.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1870: Regierungspressekonferenz vom 12. Juni 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 12. Juni 2019

Regierungspressekonferenz vom 12. Juni 2019

Themen: Empfang des Ministerpräsidenten der Republik Nordmazedonien,
Kabinettssitzung (Gesetzentwurf zur Neuregelung des Rechts der notwendigen
Verteidigung, Gesetzentwurf zur Stärkung der Verfahrensrechte von
Beschuldigten im Jugendstrafverfahren, Bericht der Bundesregierung über die
Maßnahmen zur Förderung der Kulturarbeit gemäß § 96
Bundesvertriebenengesetz in den Jahren 2017 und 2018), Reise des
Bundesaußenministers nach Norwegen, angekündigtes Ausscheiden der
Bundesjustizministerin aus dem Amt, mögliches Weißbuch zum
Multilateralismus, Medienberichte über Festnahmen von Demonstranten in
Moskau, Diskussion über eine CO2-Bepreisung, mögliche Rückführung von
deutschen IS-Mitgliedern und ihren Familien nach Deutschland,
Retourenvernichtung im Onlinehandel, Äußerungen des
EU-Kommissionspräsidenten zum italienischen Haushaltdefizit,
Demonstrationen in Hongkong, Gedenk- und Erinnerungsort für die Opfer der
deutschen Besatzung in Polen, Angriffe auf Moscheen, Besuch des Kronprinzen
von Abu Dhabi in Deutschland, Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung,
Verschiebung der Eröffnung des Humboldt Forums, Sitzung des
Digitalkabinetts, Besuch des ukrainischen Präsidenten in Deutschland,
Abschiebungen in den Sudan, EU-Nitratrichtlinie, Reise des
Bundesaußenministers in den Iran


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Malachowski (BMJV), Wogatzki
(BMF), Haufe (BMU), Alter (BMI), Eichler (BMF), Audretsch (BMFSFJ), Brandt
(BMEL)



Vorsitzende Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir! Vor den Kabinettsthemen
will ich einen Termin ankündigen; es geht nämlich um morgen. Am Donnerstag,
den 13. Juni, wird die Bundeskanzlerin um 9.30 Uhr den Ministerpräsidenten
der Republik Nordmazedonien, Zoran Zaev, im Bundeskanzleramt zu einem
Gespräch empfangen. Es geht um die bilateralen Beziehungen, außen- und
europapolitische Fragen, Fragen der Region. Das Gespräch findet morgen um
9.30 Uhr statt.

Dann komme ich zur Kabinettssitzung. Das Kabinett hat sich zunächst mit
zwei Entwürfen von Gesetzen der Bundesjustizministerin befasst. In beiden
Fällen geht es darum, die Rechte von Beschuldigten in Strafverfahren weiter
zu stärken. Ebenfalls in beiden Fällen handelt es sich um eine Umsetzung
von EU-Richtlinien in nationales Recht.

Das eine ist das Recht der notwendigen Verteidigung, das neu geregelt
werden soll. Künftig werden sämtliche Haftfälle und Vorführungen vor einem
Haftrichter als Fälle der notwendigen Verteidigung erfasst. Das heißt
konkret, der Beschuldigte hat Anspruch auf Bestellung eines zunächst
staatlich finanzierten Pflichtverteidigers, wenn dies im Interesse der
Rechtspflege erforderlich ist, also zum Beispiel wegen der Schwere der Tat.
Der Beschuldigte bekommt in diesen Fällen notwendiger Verteidigung auch ein
eigenes Antragsrecht auf Beiordnung eines Pflichtverteidigers. Das
bedeutet, er kann schon vor der ersten Vernehmung einen Pflichtverteidiger
erhalten. Diese Rechte sollen sowohl in Strafverfahren für Erwachsene als
auch in Jugendstrafverfahren gelten.

Jugendstrafverfahren haben besondere Erfordernisse. Deswegen werden darüber
hinaus einzelne Bestimmungen des Rechts auf Unterstützung durch einen
Rechtsbeistand ergänzt und spezifiziert. Auch das hat das Kabinett
beschlossen. Dabei geht es unter anderem darum, dass die Regelungen zur
Mitwirkung der Jugendgerichtshilfe neu gefasst und die Aufgaben der
Jugendgerichtshilfe im Jugendstrafverfahren konkretisiert werden. Außerdem
geht es um Bestimmungen zur Benutzung audiovisueller Aufzeichnungen von
Vernehmungen jugendlicher Beschuldigter.

Zum Schluss hat die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien,
Frau Grütters, ihren Bericht über die Maßnahmen zur Förderung der
Kulturarbeit gemäß 96 Bundesvertriebenengesetz in den Jahren 2017 und 2018
vorgelegt. Diesen Bericht hat das Kabinett beschlossen.

Nach 96 Bundesvertriebenengesetz haben Bund und Länder den gesetzlichen
Auftrag, das Kulturgut der historischen deutschen Ostgebiete und der
deutschen Siedlungsgebiete im östlichen Europa im Bewusstsein der
Vertriebenen und Flüchtlinge, des gesamten deutschen Volkes und des
Auslandes zu erhalten. Zu dieser wichtigen kulturpolitischen Aufgabe gehört
es zum Beispiel, dass der Bund Archive, Museen, Bibliotheken, Wissenschaft
und Forschung oder auch Projekte der kulturellen Vermittlung fördert. Die
Bundesbeauftragte für Kultur und Medien stellte dafür in den Jahren 2017
und 2018, also den Jahren, die dieser Bericht umfasst, insgesamt 41,1
Millionen Euro zur Verfügung. Mit weiteren rund 1,9 Millionen Euro hat das
Bundesministerium des Innern im gleichen Zeitraum die
verständigungspolitische Arbeit der Vertriebenen unterstützt.

Der vorgelegte Bericht informiert also über Initiativen und Entwicklungen
in den beiden Jahren 2017 und 2018. Er erläutert, welche Akzente die
Bundesregierung in der Förderung von Projekten setzt, und er stellt die
Arbeit derjenigen Museen, Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen vor, die
der Bund dauerhaft fördert. Der Bericht belegt eindrucksvoll die Vielfalt
der Vorhaben zur deutschen Kultur und Geschichte im östlichen Europa.

Seit dem Beginn der EU-Osterweiterungen 2004 kann man auch davon sprechen,
dass diese Förderung eine zunehmende europäische Relevanz bekommt. Viele
der Projekte haben kooperativen Charakter. Das deutsche Kulturerbe ist also
in diesen Ländern zu einem verbindenden Element für ein gemeinschaftliches
Europa der Kulturen geworden. Die Bundeskanzlerin konnte das kürzlich in
Rumänien bei ihrem Besuch in Sibiu/Hermannstadt sehr gut erleben, wo sie
Angehörige der deutschen Minderheit getroffen hat.

Adebahr: Ich möchte Ihnen ankündigen, dass Außenminister Maas an diesem
Freitag nach Oslo reisen wird. Er wird dort zum einen bilaterale Gespräche
mit der norwegischen Außenministerin Ine Eriksen Søreide führen. Zum
anderen wird er an der Vorstellung des norwegischen Weißbuchs zum
Multilateralismus teilnehmen. Mit diesem Weißbuch will die norwegische
Regierung ihr Konzept internationaler Zusammenarbeit und einer
regelbasierten Ordnung ausführen. Wie Sie wissen, ist es auch ein Anliegen
von Außenminister Maas, dass wir gegenüber unseren internationalen Partnern
für internationale Zusammenarbeit und das Prinzip des Multilateralismus
eintreten. Dazu wird er heute auch - wenn ich das kurz einschieben darf -
um 14 Uhr im Auswärtigen Amt auf einer Veranstaltung, die wir gemeinsam mit
der Körber-Stiftung durchführen, eine Rede halten.

Wir freuen uns jedenfalls darüber, dass Norwegen diese Überzeugung mit uns
teilt und den Außenminister eingeladen hat. Das ist ein starkes Signal für
unsere Partnerschaft, und deswegen wird der Minister Freitag dorthin
reisen.

Frage (zum Gesetzentwurf zur Neuregelung des Rechts der notwendigen
Verteidigung und zum Gesetzentwurf zur Stärkung der Verfahrensrechte von
Beschuldigten im Jugendstrafverfahren): Herr Seibert, hat das die
Justizministerin eingebracht?

StS Seibert: Das hat das Justizministerium eingebracht, dem die
Justizministerin vorsitzt, ja.

Zusatzfrage: Herr Malachowski, warum ist die Ministerin noch im Amt, und
wann wird sie endlich zurücktreten?

Malachowski: Die Justizministerin ist im Amt, weil sie selbst nicht
kündigen kann, wenn man es so sagen will. Sie müsste vom Bundespräsidenten
entlassen werden. Dies ist noch nicht erfolgt. - Was war Ihre zweite Frage?

Zusatzfrage: Sie hatte nach der Europawahl den Rücktritt angekündigt. Ich
hatte es so verstanden, dass sie das einen Tag später bei der Kanzlerin
einreichen würde. Sie hatten das hier in der BPK an dem Montag auch nicht
anders dargestellt. Darum wundert es mich, dass sie immer noch da ist.

Malachowski: Es ist wie dargestellt. Soweit ich weiß, hat sie das
tatsächlich am Tag nach der Wahl eingereicht. Aber es steht nicht in ihrem
eigenen Ermessen, einfach so zu kündigen und zu gehen. Soweit ich es
verstanden habe, gab es die Einigung, dass man abwartet, bis eine Nachfolge
benannt ist. So lang wird sie weiterhin als Justizministerin tätig sein.

StS Seibert: Um es genau zu sagen - wir haben es hier schon einmal gesagt -
: Das Entlassungsgesuch von Bundesministerin Barley ist am Dienstag, den
28. Mai, im Bundeskanzleramt eingegangen. Wenn diesem Entlassungsgesuch
entsprochen und die Ministerin entlassen wird, dann wird eine Nachbesetzung
erfolgen. Bis zu dem Zeitpunkt führt die Ministerin die Amtsgeschäfte.

Frage: Ich bitte um Aufklärung. So, wie Herr Malachowski es bezeichnet hat,
scheint es mir etwas anders zu sein als bei Herrn Seibert. Ich habe es so
verstanden, dass die Ministerin erst dann zurücktreten kann, wenn ein
Nachfolger benannt ist. Ist das richtig?

Malachowski: Nein. Es ist gesetzlich so geregelt - ich weiß gar nicht, wo -
, dass ein Minister nicht einfach so kündigen kann, sondern entlassen
werden muss.

StS Seibert: Artikel 64 Grundgesetz.

Zusatzfrage: Ja, das ist schon richtig. Die Frage ist nur: Wäre es der
Ministerin lieb, möglichst früh aus dem Amt entlassen zu werden? Das
spräche dafür, dass möglichst rasch ein Nachfolger oder eine Nachfolgerin
benannt würde. Oder soll erst einmal ein Nachfolger oder eine Nachfolgerin
benannt werden und die Ministerin dann zurücktreten? In welchen
Zeitdimensionen spielt sich das alles eigentlich ab? Kann das im Prinzip
endlos dauern?

Malachowski: Ich gehe davon aus, dass es im Prinzip endlos dauern kann.
Aber in der Praxis ist es so, dass, so meine ich, am 2. Juli das
Europäische Parlament zu seiner konstituierenden Sitzung zusammentritt. Ab
dann ist Frau Barley dort als EP-Abgeordnete.

Aber ansonsten kann ich Ihnen dazu jetzt keine weiteren Details nennen.

Frage: Herr Seibert, hat die Kanzlerin eine politische Bewertung dazu? Wie
findet sie es, dass sie jetzt die ganze Zeit eine provisorische
Justizministerin hat, oder sagen Sie: "Bis zum 2. Juli können wir auch noch
abwarten"?

StS Seibert: Nein, eine solche Bewertung kann ich Ihnen hier nicht
mitteilen. Die Bundesministerin führt die Amtsgeschäfte weiter. Ich habe
Ihnen gerade gesagt, dass das alles innerhalb der von der Verfassung dafür
vorgesehenen Regelung abläuft. Wie wir gerade gehört haben, hat das
Bundesjustizministerium heute zwei wichtige Gesetzesvorhaben ins Kabinett
eingebracht.

Frage: Die Besetzungsvorschläge obliegen in der Regel den politischen
Parteien. Erwartet die Kanzlerin, dass die SPD möglichst zügig, und zwar
auf jeden Fall vor dem 2. Juli, einen Besetzungsvorschlag macht, sodass
dann die Justizministerin tatsächlich ausscheiden kann? Sonst hätten wir
unter Umständen die Situation, dass sie Mitglied des Europäischen
Parlaments und gleichzeitig Bundesjustizministerin ist. Ginge das
überhaupt?

StS Seibert: Ich werde mich jetzt nicht in weitere Planspiele mit Ihnen
begeben. Wir haben Artikel 64 des Grundgesetzes zu beachten, wonach
Bundesminister auf Vorschlag der Bundeskanzlerin durch den
Bundespräsidenten ernannt und entlassen werden. So wird es sein. Alle
weiteren Entwicklungen in dieser Sache werden Sie sicherlich auch hier
hören.

Frage: Frau Adebahr, soll nach dem norwegischen Weißbuch auch ein deutsches
Weißbuch zum Multilateralismus kommen? Gibt es entsprechende Planungen?
Denn das ist anscheinend eine Initiative, die dem Minister sehr wichtig
ist.

Adebahr: Von solchen Planungen kann ich heute nichts berichten. Aber es ist
in der Tat richtig, dass (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Zusatzfrage: Können Sie auch sagen, warum die Bundesregierung dann nicht
auch solch ein Weißbuch vorlegt? Wir hatten in der Vergangenheit auch
Weißbücher, die zusammen mit dem Verteidigungsministerium erstellt wurden.
Ein multilateraler Ansatz könnte letztlich ja auch ein Thema sein.

Adebahr: Ich glaube, die Tatsache, dass es bisher kein solches Weißbuch
gibt oder ich heute von keinen Planungen berichten kann, heißt nicht, dass
dieses Thema dieser Bundesregierung in ihrer Gesamtheit nicht wichtig wäre,
sondern ich glaube, verschiedene Minister und auch der Außenminister machen
das durch Reden, auch heute um 14 Uhr wieder, und durch andere Beiträge,
wie sie heute auch in den Social Media vielleicht noch zu erwarten sind,
deutlich. Das ist doch auch eine schöne und bunte Äußerung, die wir hier
aus der Bundesregierung bekommen.

StS Seibert: Auch die Bundeskanzlerin ist gestern in Genf bei ihrer Rede
vor der Internationalen Arbeitsorganisation ILO ausführlich auf die
Bedeutung des Multilateralismus eingegangen und tut dies bei vielen ihrer
Reden.

Zusatzfrage: Ein Weißbuch ist eine ganz besondere Form, in der eine
Bundesregierung einen Gedankenansatz definiert. Deswegen ist all das, was
Sie gesagt haben, zwar richtig, beantwortet die Frage aber noch nicht,
warum kein Weißbuch geplant ist.

StS Seibert: Ich würde sagen, es ist eine besondere Form, aber nicht die
einzige.

Adebahr: Ich glaube, wir stellen unser Konzept, unsere Ideen und unser
Werben in ganz verschiedenen Foren, etwa im Sicherheitsrat, international
vor. Das ist ein ganz deutliches Engagement der Bundesregierung in dem
Bereich.

Frage: Der Außenminister fährt, wie Sie erwähnt haben, nach Norwegen.
Norwegen agiert auch als Vermittler zwischen der venezolanischen Regierung
und der venezolanischen Opposition. Von norwegischer Seite wurde bereits
die fehlende Dialogbereitschaft der venezolanischen Opposition im Rahmen
dieses Dialogforums kritisiert. Werden diese Verhandlungen auch Thema der
Agenda von Heiko Maas und seiner norwegischen Amtskollegin sein?

Adebahr: Es wird ein bilaterales Gespräch geben. Dafür stehen eine Menge
Themen auf der Agenda. Warten wir ab, was die beiden miteinander
besprechen. Es kann gut sein, dass Venezuela ein Thema wird. Ich kann es
aber jetzt noch nicht sagen.

Frage: Verfolgt die Bundesregierung die heutigen Ereignisse in Moskau, in
der russischen Hauptstadt? Dort wurden nach Medienangaben etwa hundert
Menschen festgenommen. Verfolgt die Bundesregierung die Situation?

StS Seibert: Ich kann nur sagen, dass ich und sicherlich auch andere, die
in der Bundesregierung beschäftigt sind, heute Morgen Medienmeldungen dazu
zur Kenntnis genommen haben. Das wird sicherlich in der Bundesregierung
verfolgt werden. Aber ich kann Ihnen dazu jetzt noch keine Einschätzung
geben.

Frage: Ich habe einige Fragen zum Thema einer CO2-Steuer an das BMF und das
BMU. Die Diskussion hat an Fahrt aufgenommen, vor allem durch den Vorstoß
von Frau Schulze. Herr Scholz war am Anfang eher bremsend und hat gesagt,
es gebe noch kein Konzept, das überzeuge.

Inwiefern kommt man sich näher, was ein konkretes Konzept angeht?

Inwiefern wäre eine solche Steuer, wenn sie denn kommt, auch mit einem
größeren Umbau des Steuersystems verbunden? Denn auch jetzt schon sind die
CO2-Preise in den einzelnen Steuersätzen sehr unterschiedlich abgebildet.

Werden im Zuge einer solchen möglichen Reform auch klimaschädliche
Subventionen wie zum Beispiel das Dienstwagenprivileg oder die
Steuerbefreiung für Kerosin ein Thema?

Wogatzki: Für das Finanzministerium wie wahrscheinlich für viele unserer
Kabinettskollegen kann ich Ihnen sagen, dass das Thema einer CO2-Steuer im
Klimakabinett behandelt werden wird. Dort werden verschiedene Ideen
eingebracht. Wir wollen uns hier vorher nicht festlegen, in welche Richtung
es aus Sicht des Bundesfinanzministeriums gehen könnte.

StS Seibert: Sie wissen vielleicht, dass die Bundesregierung ein Gutachten
in Auftrag gegeben hat, das sie im Juli entgegennehmen wird. Dabei handelt
es sich um ein Gutachten durch den wissenschaftlichen Sachverständigenrat
und Professor Edenhofer vom Potsdamer Klimainstitut. Dabei geht es um die
Formen einer möglichen CO2-Bepreisung. Dieses Gutachten wird die Grundlage
der Diskussion des Klimakabinetts im Juli zu diesem Thema sein.

Zusatzfrage: Aber insbesondere über die Frage, wie umfassend eine solche
Reform ausfällt, sprich, wie stark man an das Steuersystem herangeht,
dürfte man sich ja jetzt schon Gedanken machen, oder?

Wogatzki: Ich kann dem, was ich gerade gesagt habe, nichts hinzufügen.

Haufe: Ich kann für die Bundesumweltministerin unterstreichen, was sie
bisher immer gesagt hat. Eine CO2-Bepreisung ist ein wichtiger Bestandteil
für die zukünftige Klimaschutzpolitik. Sie ist aber kein Allheilmittel. Wir
haben uns auch noch gar nicht entschieden, ob wir eine Steuer oder eine
andere Form der CO2-Bepreisung machen. Das ist in der Regierung noch in der
Diskussion. Wir selbst haben auch ein Gutachten in Auftrag gegeben, das wir
demnächst auch präsentieren werden. Dann wird man die eine oder andere der
Detailfragen, die Sie angesprochen haben, vielleicht etwas genauer
beantworten können.

Was die Kerosinsteuer angeht, so hat die Bundesumweltministerin dazu
gesagt, dass sie der Meinung ist, das Fliegen aufgrund der Klimaeffekte,
die es beim Flugverkehr einfach gibt, durchaus verteuert werden sollte. Die
Kerosinsteuer wird in der Europäischen Union seit Längerem diskutiert. Wir
haben ein internationales Abkommen, das die Kerosinbesteuerung regelt. Wir
favorisieren, wenn das stärker in die Diskussion kommen sollte, eher einen
europäischen Ansatz. Dazu gibt es von mehreren europäischen Staaten
Vorschläge. Es gibt auch schon Befassungen des einen oder anderen Rats
damit. Ich denke, man wird schauen, wohin die Reise in den nächsten Monaten
geht.

Frage: Herr Haufe, ich gehe davon aus, dass die Umweltministerin auch eine
der Teilnehmerinnen des Autogipfels am 24. Juni sein wird. Wird dabei das
Thema einer CO2-Bepreisung von ihr als Gesprächsgegenstand mit eingebracht
werden?

Haufe: Der Klimaschutz ist ein Thema für die Automobilbranche. Damit wird
sicherlich auch über das Thema CO2 gesprochen werden. Aber ich kann Ihnen
jetzt nicht sagen, ob dort die Bepreisung von CO2 besprochen wird. Für die
Branche gibt es eine Reihe von Regelungen, vor allen Dingen eben den 
CO2-Flottenwert, der jetzt erst beschlossen worden ist. Was dort weiter gehend
besprochen wird, lässt sich heute noch nicht sagen.

Zusatzfrage: Aber sie wird auf jeden Fall an dem Gespräch teilnehmen. Geht
sie mit einer eigenen Agenda oder Strategie in dieses Gespräch hinein?

Haufe: Die Agenda der Bundesumweltministerin ist doch ganz klar. Sie treibt
die Gesetzgebung für mehr Klimaschutz voran und sieht dort in verschiedenen
Feldern deutlichen Handlungsbedarf. Da muss ich jetzt keine genauere, neue
Agenda beschreiben.

StS Seibert: Handlungsbedarf ist ja auch das Thema dieses Treffens mit der
Automobilindustrie. Ich kann vielleicht noch einmal daran erinnern: Im März
haben sich die Bundeskanzlerin und verschiedene Ministerinnen und Minister
der Bundesregierung mit Vertretern der Nationalen Plattform "Zukunft der
Mobilität" getroffen, und dabei hat man beschlossen, eine "Konzertierte
Aktion Mobilität" auf die Beine zu stellen, in deren Rahmen es regelmäßig
Spitzengespräche mit der Automobilindustrie geben soll, um eben gemeinsam
über den Handlungsbedarf zu sprechen. Es ist klar, dass die
Automobilwirtschaft in Deutschland und nicht nur in Deutschland erheblichem
Wandel unterliegt und unterliegen muss und dass auch die Beiträge des
Verkehrssektors zum Klimaschutz in der gesamten gesellschaftlichen Breite
miteinander diskutiert werden müssen. Das ist der Sinn dieses Treffens mit
der Automobilindustrie.

Frage: Können Sie sagen, wer da genau alles kommen wird, die BMW- oder die
VW-Leute?

StS Seibert: Das werde ich Ihnen sagen, wenn es dann passiert sein wird.

Frage: Die Frage geht eigentlich an das Auswärtige Amt oder an das BMI,
wobei das BMI in dieser Frage schon an das AA verwiesen hat. Ich stelle
hier eine Frage für unsere RTL-Auslandskorrespondentin Kavita Sharma, die
in Istanbul stationiert ist, die sich aber in den vergangenen Monaten
intensiv mit der Thematik von Deutschen befasst hat, die sich in Nordsyrien
und im Irak dem sogenannten IS angeschlossen haben. Dort sitzen unter
anderem auch Kinder im Camp. Die Problematik ist seit Längerem bekannt. Wir
haben auch mit Angehörigen hier in Deutschland geredet und auch in
Nordsyrien gedreht.

Die konkrete Frage ist jetzt: Welche Lösungsansätze hat die
Bundesregierung, und warum wurden die, wenn es die gibt, noch nicht
implementiert?

Adebahr: Sie beziehen sich auf Syrien? Es macht ja einen Unterschied aus,
ob - -

Zusatzfrage: Sie war im Irak und in Nordsyrien.

Adebahr: Wenn Sie "Camp" sagen, bezieht sich Ihre Frage dann auf Syrien?

Zusatz: Dann nehme ich Syrien.

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen sagen - vielleicht möchte der Kollege vom BMI
das trotzdem ergänzen -, dass in Syrien eine konsularische Betreuung nach
Schließung der Botschaft in Damaskus weiterhin faktisch nicht möglich ist.
Für Syrien besteht - das wissen Sie - seit Langem eine Reisewarnung.

Unabhängig davon prüft die Bundesregierung auch in Abstimmung mit ihren
Partnern mögliche Optionen, um deutschen Staatsangehörigen - das bezieht
sich auf Kinder - in humanitären Fällen eine Rückführung nach Deutschland
zu ermöglichen. Das Auswärtige Amt versucht zudem, insbesondere Kindern in
sehr prekären Einzelfällen über Partnerorganisationen, die in den
Flüchtlingslagern vor Ort tätig sind, die erforderliche medizinische Hilfe
vor Ort zukommen zu lassen. Das ist im Moment die Aktivität, die wir
unternehmen.

Alter: Ich kann nur wenig ergänzen. Sie kennen die Diskussion
beziehungsweise den Diskussionsstand. Er hat sich nach meiner Kenntnis auch
nicht wesentlich verändert. Es geht dem BMI darum, dass die Identität von
Personen, die zurückkehren, zweifelsfrei geklärt ist. Das gilt auch für
Kinder. Es geht auch darum, dass wir sozusagen Gefahren für die deutsche
Bevölkerung ausschließen können. In diesem Spannungsfeld bewegen wir uns.
Wenn Möglichkeiten dafür geschaffen werden können, dass beispielsweise
Kleinkinder, die möglicherweise auch keine Eltern mehr haben, zurückkehren
können, dann wird sich das BMI unter den genannten Voraussetzungen einer
solchen Lösung auch nicht verschließen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Nachfrage dazu. Sie haben es eigentlich
gesagt. Ich frage jetzt aber noch mal konkreter, noch einmal ganz kurz. Es
geht jetzt in diesem konkreten Fall auch um ungefähr 50 bis 60 deutsche
Waisenkinder, die da sitzen; so die Zahlen, die ich jetzt so mitgenommen
habe. Ich frage jetzt noch einmal konkret, konkreter. Die, die da jetzt
sind, warum kann denen jetzt nicht jetzt geholfen werden?

Adebahr: Ich kann von hier aus die Zahl, die Sie genannt haben, nicht
bestätigen. Ich kann Ihnen sagen, dass wir als Auswärtiges Amt dabei sind,
Kindern in prekären Situationen zu helfen, dass wir uns darum kümmern und
bemühen, in Einzelfällen eine Rückführung nach Deutschland zu ermöglichen,
auch unter den Voraussetzungen, die der Kollege aus dem BMI genannt hat.

Das ist eine schwierige Operation. Ich habe Ihnen die Gegebenheiten in
Syrien dargestellt. Ich kann Ihnen versichern, dass wir mit den uns zur
Verfügung stehenden Mitteln daran arbeiten.

Frage: Könnten Sie vielleicht noch einmal die aktuelle Zahl an Kindern und
an deutschen Staatsbürgern, die erwachsen sind, in Nordsyrien beziffern?

Können Sie auch sagen, wie viele deutsche Staatsbürger inzwischen im Irak
im Gefängnis sind und denen ein Prozess gemacht wird oder die darauf
warten?

Adebahr: Ich glaube, das BMI wäre für die Zahlen und Schätzungen der
richtige Ansprechpartner.

Alter: Geben Sie mir bitte noch einige Minuten Zeit. Ich werde schauen, ob
ich es dabei habe. Ansonsten müsste ich es nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMU. Dem Vernehmen nach ist ein
Gesetzesvorhaben zum Thema Retourenvernichtung geplant. Welche Maßnahmen
sind da genau geplant, um die Retourenvernichtung einzudämmen? Wann soll
das Gesetz vorgestellt werden?

Haufe: Bei der Retourenvernichtung geht es ja darum, dass Waren, die Kunden
von Onlinehändlern zurücksenden, vermutlich ziemlich schnell als Abfall
deklariert werden und dann eben vernichtet werden. Das Thema steht nicht
erst seit gestern auf der Agenda. Darüber gab es ja in den letzten Monaten
schon einiges an Berichterstattung. Die Ministerin hat sich deswegen
entschieden, einige Onlineversandhäuser durch Beamte des Ministeriums
besuchen zu lassen und sich dort vor Ort einmal danach umzuschauen,
inwieweit dieser Tatbestand der Retourenvernichtung tatsächlich gegeben
ist. Es ist nicht so einfach, das Ausmaß solcher Retourenvernichtungen
festzustellen. Gleichwohl müssen wir sagen: Ja, das gibt es.

Deswegen hat sich die Ministerin dazu entschieden, einen Gesetzesvorschlag
zu machen, durch den es dem Gesetzgeber ermöglicht werden wird,
Versandhändlern vorzuschreiben, was sie mit Retourware tun dürfen und was
sie nicht tun dürfen. Das Ziel ist unsererseits ganz klar: Retourware muss
entweder weiterverkauft werden, oder man muss sie als Spende abgeben können
oder vielleicht auch eine andere Verwendung dafür finden. Dass das Abfall
wird - das ist natürlich manchmal auch nicht ganz auszuschließen -, muss
die allerletzte Option sein. Dementsprechend wird die Ministerin einen
Vorschlag machen, aber ich kann heute noch nichts dazu sagen. Sie wird auch
noch innerhalb dieses Monats einen Vorschlag machen.

Zusatzfrage: Wird eine Umsatzsteuerbefreiung für Sachspenden auch Teil
dieses Gesetzesvorhabens oder Gesetzesvorschlages sein?

Haufe: Das wäre dann eine Frage an das Finanzministerium.

Wogatzki: Ich kann Ihnen nichts von einem neuen Stand aus unserem Haus
berichten. Ich kann aber noch einmal kurz darstellen, wie sich das mit der
Umsatzsteuer darstellt: Die Umsatzsteuer für Spenden richtet sich nach dem
Zeitpunkt der Spende. Wenn es also verderbliche, defekte oder
unverkäufliche Ware ist, dann kann es sein, dass die Umsatzsteuer bei null
liegt, weil die Ware nichts mehr wert ist. Deswegen ist das Problem
vielleicht nicht ganz so groß, wie es sich jetzt aufgrund Ihrer Frage für
manchen darstellen mag. Aber von uns gibt es hinsichtlich der Frage keinen
neuen Stand.

Frage: Herr Haufe, Sie haben ja gestern in Ihrem kurzen Statement per Mail
gesagt, dass Sie über eine Änderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
nachdenken. Das würde ich jetzt gerne noch besser verstehen wollen, weil es
im Kreislaufwirtschaftsgesetz eigentlich um das ganze Thema
Abfall/Abfallrecht geht. Wie passen denn da die Retouren herein, die ja
eigentlich in dem Moment noch als Ware und eben nicht als Abfall zu
verstehen sind?

Haufe: Das Kreislaufwirtschaftsgesetz ist genau das Gesetz, in dem die
Änderung erfolgen wird; das ist richtig. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz
gibt eine Pyramide von Handlungsoptionen dafür vor, wie mit Waren und
Gegenständen umzugehen ist, die potenziell auch Abfall sein könnten.
Deswegen ist es dort angelegt. Dieses Gesetz ist dazu da, schon eine Art
von Vorstufenfrage zu klären: Wann darf etwas überhaupt zu Abfall werden?
Wann ist etwas als Abfall zu verstehen? - Deswegen wird dieses Gesetz
genutzt, um die Retourenregelung vorzunehmen.

Gleichzeitig ist es eben, wie der Name sagt, das
Kreislaufwirtschaftsgesetz. Es ist auch dazu da, das Recycling und das
Weiter- und Wiederverwenden von Gegenständen und Alltagsartikeln zu klären,
damit Dinge, Produkte und wiederverwertete Produkte eben möglichst so lange
wie möglich und immer wieder wiederverwendet werden können.

Zusatzfrage: Mich würde noch die Perspektive des Wirtschaftsministeriums
hinsichtlich dieser ganzen Debatte interessieren. Die Onlinehändler sehen
sich dabei teilweise ja auch zu Unrecht an den Pranger gestellt.

Eichler: Zum jetzigen Zeitpunkt würde ich auf die Zuständigkeit des BMU
verweisen. Herr Haufe hat ja gerade auch schon ausgeführt, was da für
Planungen bestehen. Im Übrigen läge das, sofern hiervon möglicherweise
Verbraucherwiderrufsrechte betroffen sein könnten, beim BMJV.

Haufe: Vielleicht noch einmal als Ergänzung, weil Sie jetzt von den
Händlern sprechen, die sich zu Unrecht an den Pranger gestellt sehen: Man
muss halt schon eine Unterscheidung treffen. Das ergeben halt auch unsere
Recherchen. Die Produkte, die Onlineversandhändler selbst produzieren
lassen, die also Eigenmarken sind, sind weniger von solchen
Retourenvernichtungen betroffen. Es sind vielmehr vor allen Dingen
Produkte, die Versandhändler von anderen, Kleineren, unbekannteren
Zweithändlern entgegennehmen und dann tatsächlich entsorgen. Das ist
eigentlich der Schwerpunkt. So erscheint es uns im Moment zu sein. Deswegen
sagen natürlich auch bekannte Versandhäuser: Wir selbst machen das
eigentlich ganz anders. - Ja, das betrifft ihre Produkte, ihre Eigenmarken,
und da machen Sie es sehr wahrscheinlich ganz anders.

Frage: Herr Haufe, Sie sagten, dass Beamte aus Ihrem Ministerium
Unternehmen besucht hätten. Welche Beamten waren das? Welche Unternehmen
haben Sie besucht?

Haufe: Personen haben wir ja noch nie benannt. Es ist Aufgabe des
Ministeriums, das so durchzuführen und Mitarbeiter in so einer Situation
eben auch zu Gesprächen mit Versandhäusern zu bitten. Ich rede jetzt auch
nicht darüber, welche Versandhäuser wir besucht haben. Auch das ist - - -

Zuruf: Warum nicht?

Haufe: Auch das ist Teil einer - - -

Zuruf: Ist das geheim?

Haufe: Geheim ist es nicht ganz. Darüber gab es auch schon Gespräche. Aber
ich denke, die Ministerin wird das dann, wenn sie ihren Gesetzesvorschlag
machen wird, vielleicht noch einmal näher erläutern. Das will ich heute
nicht vorwegnehmen.

Frage: Sie scheinen ja eine Vorstellung davon zu haben, um welche Waren es
dabei geht. Welche Warengruppen sind besonders betroffen? Wo ist das
Problem also besonders groß?

Haufe: Ja, das ist eine ganz gute Frage. - Ich kann Ihnen jetzt nicht genau
sagen, welche Warengruppen betroffen sind.

Aber ich würde diese Frage gerne nutzen, etwas klarzustellen: In der
Diskussion geht es ja auch um Elektronikgeräte wie Fernseher und
Computerware. Für Elektro- und Elektronikgeräte gelten andere Regeln. Dafür
gilt das Elektro- und Elektronikgerätegesetz. Dieses schreibt ganz klar
vor, dass solche Geräte nicht einfach vernichtet werden dürfen, sondern sie
müssen immer recycelt werden. Das heißt, da haben wir eine andere
Situation. Für Elektrotechnik gibt es eine klare Vorgabe, wie damit
umzugehen ist. Diese Geräte müssen immer recycelt werden,
auseinandergenommen werden, und dann wird geschaut, welche Wertstoffe,
welche Rohstoffe und welche Bauteile weiter genutzt werden können. Das ist
klar geregelt. Das können die Behörden heute deshalb auch besser
überprüfen. Das hat das Land Nordrhein-Westfalen auch bereits getan, und es
hat in diesem Bereich zum Beispiel eben keine wirklichen Missstände
festgestellt.

Aber welche anderen Warengruppen das betrifft, kann ich hier jetzt nicht
ausführen.

Frage: Das Thema ist Italien. Die Frage geht an Herrn Seibert und Frau
Wogatzki. Nachdem der EU-Kommissionpräsident gestern gesagt hat, dass sich
Italien auf einem sehr unguten Weg befinde und drohe, in jahrelange
Verfahren mit der EU wegen eines überschüssigen Defizits verfangen zu
werden, hätte ich ganz gerne gefragt, ob Sie das eigentlich ähnlich sehen
und ob Sie dafür plädieren, dass die EU nun mit einem Strafverfahren gegen
Italien Tempo macht.

StS Seibert: Wir hatten das Thema ja schon in der vergangenen Woche
besprochen, und insofern kann ich eigentlich nur noch einmal das Gleiche
sagen: Dass sich der Präsident der Europäischen Kommission zu Italien
äußert, ist sozusagen vollkommen in Ordnung - ich kommentiere jetzt nicht
den Inhalt der Äußerung, sondern nur die Tatsache, dass er es tut -, denn
er sitzt der Europäischen Kommission vor. Nach unserer Überzeugung und
Überzeugung alle anderen europäischen Mitgliedstaaten ist es eben genau die
Aufgabe dieser Europäischen Kommission, zu überwachen, wie ein Land die
europäischen Haushaltsregeln einhält. Wir unterstützen die Europäische
Kommission und damit auch den Präsidenten in dieser Verantwortung. Mehr
möchte ich dazu nicht sagen.

Wogatzki: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Frage: Frau Adebahr, in Hongkong tut sich gerade einiges. Könnten Sie uns
den Stand der Dinge in Hongkong aus Ihrer Sicht - ich weiß nicht, ob es ein
Konsulat in Hongkong gibt und ob man sich ein eigenes Bild machen kann -
nennen?

Adebahr: Ja, das gibt es. - Die große Zahl der Teilnehmer an den
Demonstrationen am 9. und am 12. Juni zeigen, dass weite Teile der
Hongkonger Bevölkerung die Gesetzesänderungen, um die es dort geht,
ablehnen, da sie eine damit einhergehende Erosion der Rechtsstaatlichkeit
und der Autonomie Hongkongs befürchten. Diese Befürchtungen werden - das
ist unsere Erkenntnis - auch von Geschäfts- und Rechtskreisen, aber auch
von der internationalen Gemeinschaft geteilt. Auch wir haben gemeinsam mit
unseren EU-Partnern gegenüber der Hongkonger Regierung diese Bedenken
ausgedrückt.

Wir beobachten nun, ob sich die Verschiebung der für heute eigentlich
vorgesehenen zweiten Lesung der Gesetzesänderung auf den bisherigen
Zeitplan der Hongkonger Regierung auswirken wird. Eigentlich war die
Schlussabstimmung über das Gesetz ja für den 20. Juni geplant. Gleichzeitig
prüfen wir auch, ob das bestehende bilaterale Auslieferungsabkommen
zwischen Deutschland und Hongkong im Falle einer Verabschiedung des
geplanten Auslieferungsgesetzes in der jetzigen Form weiterhin durchgeführt
werden könnte.

Zusatzfrage: Was für Komplikationen würden sich da ergeben?

Adebahr: Die Bedenken, die die Hongkonger Bevölkerung und auch wir
gemeinsam mit EU-Partnern deutlich gemacht haben, beziehen sich - das habe
ich schon gesagt - auf eine mögliche Erosion der Rechtsstaatlichkeit und
der Autonomie Hongkongs. Unser Auslieferungsabkommen besteht zwischen
Deutschland und Hongkong, und wenn sich nun das neue Auslieferungsgesetz
manifestieren sollte, müssten wir natürlich prüfen, ob sich dadurch an dem
Zustand zwischen uns und Hongkong, den wir bisher für gut halten, etwas
ändern würde.

Frage: Frau Adebahr, können Sie etwas präziser sagen, auf welcher Ebene und
in welcher Form die Bedenken mitgeteilt wurden? Gibt es eine politische
Unterstützung der Proteste beziehungsweise der Absichten der
Protestierenden?

Adebahr: Ich kann Ihnen gerne nachreichen, wer genau wann mit wem
gesprochen hat, wenn wir das tun können.

Unsere politische Unterstützung mache ich hier deutlich, und auch gemeinsam
mit den EU-Partnern haben wir die deutlich gemacht. Wir haben also unsere
Bedenken und unsere Position deutlich gemacht.

Zusatzfrage: Ist die Kanzlerin, Herr Seibert, ebenfalls in einer
unterstützenden Position?

StS Seibert: Die Sorgen, die Frau Adebahr gerade für das Auswärtige Amt
geäußert hat, hat sie natürlich für die Bundesregierung geäußert, und zu
denen steht auch die Bundeskanzlerin. Wir verfolgen mit Aufmerksamkeit, was
da in der Sonderverwaltungszone Hongkong geschieht. Hongkong ist ein
Gebiet, in dem Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit eine lange
Tradition haben. Auch in der Hongkonger Verfassung von 1997 sind diese
Werte festgeschrieben. Daran denken wir, wenn wir betrachten, was dort in
diesen Tagen die Zustände sind. Es ist auf jeden Fall ein gutes Zeichen,
dass die Mehrheit der Demonstranten ihre Meinung zu diesem anstehenden
Gesetzesvorhaben friedlich geäußert hat. Wir appellieren an alle
Beteiligten, dafür Sorge zu tragen, dass es in Hongkong genau so friedlich
bleibt.

Frage: Herr Seibert, in einer Antwort auf die parlamentarische Anfrage der
Linken hat sich die Bundesregierung vor Kurzem für ein Denkmal in Berlin
für die polnischen Opfer des Krieges und der deutschen Besatzung
ausgesprochen. Meine Frage: Was ist der Grund für diese eindeutige
Festlegung? Die Bundesregierung war sehr vorsichtig. Die Diskussion läuft
noch. Es gibt verschiedene Konzepte. Es wird befürchtet, dass auch andere
Nationen, andere Völker solche Forderungen stellen könnten. Was war
ausschlaggebend für diese eindeutige Stellungnahme?

StS Seibert: Wir hatten kurz vorher schon Kontakt, weil wir Ihnen diese
Antwort nachreichen müssen. Ich kann nur noch einmal unsere ganz
grundsätzliche Position dazu sagen, und die ist ja ganz klar - unabhängig
von neuesten Meldungen -: Die Bundesregierung, die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt, ist sich natürlich ihrer Verantwortung für die
Verbrechen der Naziherrschaft an Polen, am polnischen Volk, vollkommen
bewusst, und das ist natürlich auch immer ein Teil unserer Politik
gegenüber unserem heutigen Partner, Freund und Nachbarn Polen.

Zu der Frage der Initiative für ein Denkmal müssen wir ihnen tatsächlich
eine Antwort nachreichen.

Zusatzfrage: Vielleicht könnten Sie dann noch eine Zusatzfrage
berücksichtigen: Was bedeutet diese Festlegung? Hat die Bundesregierung
vor, sich irgendwie aktiv für dieses Projekt einzusetzen, oder überlässt
man alles Weitere dem Bundestag, wo die Entscheidung getroffen werden muss?

Vorsitzende Buschow: Dann warten wir da auf die Nachlieferung.

Frage: An Herrn Seibert oder Herrn Alter: In den letzten Wochen sind viele
Moscheen Ziel von Angriffen geworden. In Bremen sind sogar Korane
geschändet worden. Was plant die Bundesregierung, um diese Muslimen- und
Islamfeindlichkeit zu bekämpfen?

StS Seibert: Ich darf Ihnen im Namen der Bundesregierung sagen, dass wir
jeglichen Angriff auf muslimische Gotteshäuser, auf die freie Ausübung des
muslimischen Glaubens in Deutschland, natürlich verurteilen. Ich denke,
dass das ein ganz klarer Grundsatz unserer Politik ist, wie er übrigens für
die Ausübung jeglicher Religion in diesem Lande gilt. Insofern verurteilen
wir auch, wenn in einer Moschee - wenn ich mich recht erinnere in Bremen,
aber vielleicht täusche ich mich auch - jetzt Korane zerrissen, beschädigt,
geschändet wurden. Das ist genau die Form der Aggression gegen die
friedliche Ausübung einer Religion, die wir in diesem Land nicht tolerieren
werden.

Zusatzfrage: Die Islamverbände fordern einen Islamophobie-Beauftragten.
Bisher ist die Bundesregierung nicht darauf eingegangen. Was halten Sie von
dieser Forderung?

StS Seibert: Der Vorschlag ist mir zunächst einmal nicht bekannt. Ich
glaube, das Wichtigste in solchen Fällen ist, dass man eine ganz klare
politische und am besten auch eine ganz klare gesellschaftliche
Mehrheitshaltung einnimmt, indem Zivilgesellschaft und Politik ganz klar
sagen: Das geht nicht, das ist gegen alle unsere Werte, das ist im Übrigen
gegen die grundgesetzlich verankerte Freiheit zur Religionsausübung, und da
weichen wir keinen Zentimeter ab.

Vorsitzende Buschow: Möchte das BMI ergänzen?

Alter: Ich kann ganz grundsätzlich nicht viel ergänzen, weil sich der
Regierungssprecher ausführlich dazu geäußert hat. Ich kann nur sagen, dass
Sie davon ausgehen können, dass solche Vorfälle, die bekannt werden, von
den zuständigen Polizeien in den Ländern konsequent verfolgt werden und
dass auch der Informationsaustausch der Sicherheitsbehörden zu solchen
Vorfällen stattfindet und man sich auch darüber austauschen wird - und das
permanent tut -, welche Präventionsprogramme beziehungsweise Programme
solchen Taten entgegenwirken können.

Zusatzfrage: Welche konkreten Programme gibt es vonseiten der
Bundesregierung?

Alter: Mir liegt im Moment keine Liste mit Programmen vor, die in diesem
Bereich schon laufen, aber ich bin gern bereit, das noch einmal zu prüfen
und Ihnen nachzureichen.

Audretsch: Ich kann das insofern ergänzen, als wir bei uns im
Bundesfamilienministerium das Programm "Demokratie leben!" haben, für das
wir über die letzten Jahre die Mittel sehr intensiv angehoben haben: Wir
haben einen Betrag von 40,5 Millionen Euro im Jahr 2015 gehabt, und das ist
jetzt, im Jahr 2019, auf 115,5 Millionen Euro angestiegen. Mit diesem
Programm gehen wir mit den verschiedensten Maßnahmen gegen jegliche Form
von Extremismus, Antisemitismus und Muslimenfeindlichkeit vor. Wir haben
300 lokale Partnerschaften für Demokratie in ganz Deutschland, wir fördern
16 Landesdemokratiezentren, wir unterstützen 35 zivilgesellschaftliche
Organisationen bei einer Strukturentwicklung zu bundeszentralen Trägern,
wir haben 96 Modellprojekte zu ganz verschiedenen Phänomenen
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, und da geht es immer auch ganz
intensiv um die Frage, wie wir Islam- und Muslimfeindlichkeit bekämpfen
können. Wir sind auch jetzt gerade dabei, die Ausschreibung für die nächste
Förderperiode auf den Weg zu bringen, und auch da wird dieses Thema
natürlich eine ganz zentrale Rolle einnehmen.

Frage: An Frau Adebahr beziehungsweise Herrn Seibert eine Frage zum Besuch
des Kronprinzen von Abu Dhabi hier in Berlin: Der Kronprinz sollte heute
Morgen das Mahnmal der IS-Terroropfer an der Gedächtniskirche besuchen,
dieser Besuch wurde aber abgesagt. Frau Adebahr, können Sie die
Hintergründe dieser Absage nennen?

Adebahr: Ich glaube, das geht an Herrn Seibert.

StS Seibert: Der keine Hintergründe dafür kennt - das ist kein Teil des
Programms, der in irgendeiner Weise mit der Bundeskanzlerin oder dem
Kanzleramt verbunden war. Ich weiß es also schlicht nicht. Sie müssten sich
vielleicht bei der Botschaft der Vereinigten Arabischen Emirate erkundigen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, die Bundestagsvizepräsidentin hat die
Bundeskanzlerin aufgefordert, die Rolle der Emirate im Jemenkrieg in ihren
Gesprächen mit dem Kronprinzen zu thematisieren und konkret auch den
Rückzug der Emirate aus dem Jemenkrieg anzusprechen. Wie steht die
Bundeskanzlerin dazu?

StS Seibert: Die Vereinigten Arabischen Emirate sind natürlich ein sehr
einflussreicher Akteur in der Region, und das wird sich auch in den
Gesprächsthemen, die die Bundeskanzlerin heute mit dem Kronprinzen
anschneidet, niederschlagen. Es gibt neben den bilateralen Themen natürlich
die regionalen Themen, und dazu gehört, denke ich, auch die Situation in
Libyen und im Jemen, zu der man sich austauschen wird. Weiter möchte ich
den Gesprächen jetzt inhaltlich nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Dennoch gibt es jetzt ja sehr viel Kritik, auch unter
deutschen Politikern, was die Rolle der Vereinigten Arabische Emirate im
Jemenkrieg betrifft. Deshalb wiederhole ich meine Frage: Wird Sie sich
dafür einsetzen, dass sich die Emirate aus dem Jemenkrieg zurückziehen?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin wird sich natürlich, wie auch jeder andere
Gesprächspartner mit Vertretern der Vereinigten Arabischen Emirate, für
unsere Position bezüglich des Jemenkrieges einsetzen, nämlich dass das
entsetzliche Leid, dem die Zivilbevölkerung dort seit Längerem unterworfen
ist, endet, dass es Möglichkeiten der humanitären Hilfe gibt, dass der
Waffenstillstand wirklich greift und dass es möglich sein wird, diesen
entsetzlichen Konflikt im Interesse der Menschen im Jemen zu beenden.

Adebahr: Wenn ich das noch anfügen darf: Da geht es um die Umsetzung des
Stockholmer Abkommens und die Umsetzung der Vereinbarungen von Hudaida. Das
sind auch Punkte, die der Bundesaußenminister auf seiner Reise mit dem
Außenminister und auch im Gespräch mit dem Kronprinzen genau so schon
angesprochen hat.

Frage: Herr Seibert, können Sie das noch einmal erklären: Deutsche
Waffenlieferungen direkt in die VAE sind möglich, gleichzeitig sind die VAE
unmittelbar Beteiligte am Jemenkrieg - im Koalitionsvertrag wurde aber
ausgeschlossen, dass man an diese Staaten Waffen liefert. Wie geht das?

StS Seibert: Was Waffenlieferungen betrifft, so wissen Sie, dass wir eine
restriktive und eine verantwortungsvolle Rüstungsexportpolitik betreiben
und dass über Genehmigungen für den Export im Einzelfall entschieden wird -
und zwar immer unter Einbeziehung von außenpolitischen und
sicherheitspolitischen Aspekten. Auch die Beachtung der Menschenrechte im
Empfängerland spielt dabei eine herausgehobene Rolle. Wenn es Genehmigungen
für Exporte gibt, dann wird der Bundestag darüber informiert; das haben wir
jetzt immer so gehalten. Insofern kann ich Sie auf die Verständigung der
Bundesregierung in dieser Frage vom 28. März, glaube ich, die ja auch
Gegenstand einer Pressemitteilung war, verweisen.

Zusatzfrage: Die kennen wir. Sie wissen, dass ich das gerade nicht gefragt
habe. Können wir also einfach den Koalitionsvertrag oder diesen Satz im
Koalitionsvertrag vergessen, gilt der nicht mehr, Herr Seibert?

StS Seibert: Nein, der Koalitionsvertrag ist natürlich Grundlage unseres
Handelns - -

Zusatz: Der Satz im Koalitionsvertrag mit den "unmittelbar Beteiligten", an
die keine Waffen geliefert werden sollen.

StS Seibert: Der Koalitionsvertrag ist Grundlage des Handelns der
Bundesregierung, und ich kann Sie ansonsten auf die Pressemitteilung vom
28. März verweisen, die noch sehr viel genauer darauf eingeht.

Frage: Es gibt aktuelle Meldungen, dass es mit der Öffnung des Humboldt
Forums in diesem Jahr nichts mehr wird; diese Meldungen sind aber noch
nicht bestätigt. Mich würde interessieren, ob Sie das bestätigen können -
entweder Herr Seibert, in dessen Geschäftsbereich ja die Kultur fällt, oder
das Bauministerium. Wenn Sie es bestätigen können, würde mich auch eine
Bewertung interessieren.

StS Seibert: Nach meinen Informationen wird dazu heute Mittag - ich glaube,
um 13 Uhr - eine Pressekonferenz abgehalten; das heißt, die müsste laufen
oder gerade beendet sein. Auf diese Pressekonferenz möchte ich verweisen.
Ich habe hierzu jetzt keine eigenen Informationen. Aber wie gesagt, die
Öffentlichkeit wird wahrscheinlich gerade in diesen Minuten von den
Verantwortlichen informiert.

Frage: An Herrn Seibert oder an alle beteiligten Ministerien: Heute hat ja
das Digitalkabinett getagt. Welche konkreten Empfehlungen sind heute
entschieden worden?

StS Seibert: Das Digitalkabinett hat tatsächlich heute getagt. Es hat sich
mit mehreren Themen befasst. Zunächst einmal ging es um die Umsetzung
konkreter Vorschläge, die der Digitalrat der Bundesregierung bei der
letzten Sitzung zu den Themenbereichen digitaler Staat, E-Government sowie
Daten und Gesellschaft gemacht hat. Das sozusagen neue Thema, mit dem sich
der Digitalrat heute zusammen mit den Vertretern der Bundesregierung
auseinandergesetzt hat, ist die digitale Transformation von Wirtschaft und
Arbeitswelt, also die Veränderung der Arbeitswelt durch die
Digitalisierung. Das ist das Hauptthema der Sitzung. Ich kann Ihnen hier
jetzt keine Ergebnisse aus dieser Sitzung nennen, aber es läuft beim
Digitalrat immer so, dass, wenn Empfehlungen ausgesprochen werden, in der
kommenden Sitzung des Digitalrats gemeinsam überprüft wird, inwieweit aus
den Empfehlungen der Mitglieder des Digitalrats konkrete Handlungen
geworden sind.

Zusatzfrage: Heute gab es also, so wie auch in den vergangenen Sitzungen,
keine konkreten Dinge? Es war ja schon die vierte Sitzung?

StS Seibert: Ich kann Ihnen jetzt aus dem Digitalrat nichts Weiteres
berichten. Die Arbeit der Bundesregierung mit dem Digitalrat ist eine sehr
fruchtbare Arbeit, die zu einer ganzen Reihe von Maßnahmen und Handlungen
der Bundesregierung geführt hat. So wird es sicherlich auch bei den
Empfehlungen sein, die heute im Zusammenhang mit der Veränderung der
Arbeitswelt durch die Digitalisierung ausgesprochen worden sind. Ich kann
Ihnen dazu jetzt aber nichts sagen, denn das sind ja nichtöffentliche
Termine.

Alter: Dasselbe gilt auch für das BMI: Ich kann keine weiteren Ergänzungen
machen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert zum Thema Ukraine: Im Termin
von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier steht für den 18. Juni das
Treffen mit dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selensky. Ist auch ein
Treffen mit der Frau Bundeskanzlerin geplant? Wenn ich das richtig
verstehe, wäre das die erste Reise von Selensky nach Berlin, seitdem er
gewählt wurde.

StS Seibert: Da Sie den Plan des Bundespräsidenten schon haben, der
offensichtlich vor uns veröffentlicht, kann ich sagen: Das stimmt, es ist
der Plan, dass auch die Bundeskanzlerin Herrn Selensky an diesem Tag
trifft. Es wäre dann in der Tat das erste Mal, dass er als Präsident nach
Berlin kommt. Die beiden haben ja schon ausführlich miteinander telefoniert
- einmal kürzer und einmal sehr ausführlich. Dies wäre die erste Begegnung
von Angesicht zu Angesicht. Wir geben die Termine mit allen Einzelheiten
wie üblich weiterhin am Freitag bekannt, ich kann das aber trotzdem schon
einmal bestätigen.

Zusatzfrage: Wird es dann auch eine Pressebegegnung geben?

StS Seibert: Ich würde trotzdem gerne auf die Bekanntgabe der Termine wie
immer am Freitag verweisen. Dann werden Sie auch das erfahren.

Vorsitzende Buschow: Weitere Nachfragen sehe ich dazu nicht. - Ich habe
jetzt noch drei Leute auf meiner Liste und will den Hinweis geben: Wer
beleidigende Gesten macht, rutscht tatsächlich eher nach hinten als nach
vorne. - Damit ist Herr Strack als nächster dran.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium und das Auswärtige Amt zum Thema
Sudan: Vor der Innenministerkonferenz hat der niedersächsische
Innenminister Pistorius die Bundesregierung beziehungsweise das
Bundesinnenministerium gebeten, eine Sicherheitsbewertung mit Blick auf
Abschiebungen in den Sudan zu vorzunehmen und die Lage zu überprüfen. Er
sieht selber von Abschiebungen in den Sudan ab. Wie bewerten Sie das als
BMI? Würden Sie diesen Schritt auch vonseiten anderer Länder befürworten?

An das Auswärtige Amt: Hat sich nach den Ereignissen des Wochenendes
beziehungsweise der Eskalation in Khartum nach Ihrer Einschätzung die Lage
mit Blick zum Beispiel auf Abschiebungen deutlich geändert?

Alter: Sie wissen, dass die Entscheidung, ob jemand abgeschoben wird - auch
die Entscheidung, ob jemand in Deutschland einen Schutzstatus zugesprochen
bekommt -, immer individuell im Einzelfall geprüft wird. Da werden sowohl
die individuellen Aspekte berücksichtigt als auch die Situation in dem
Land, aus dem er kommt oder in das er abgeschoben werden soll, wenn eine
gesetzliche Ausreisepflicht besteht. Das findet natürlich auch bei
Staatsangehörigen aus dem Sudan statt. Es ist so, dass die
Sicherheitseinschätzungen, also die Bewertung der Sicherheitslage in
Ländern außerhalb Deutschlands, nicht dem BMI obliegt. Insofern ist das BMI
nicht in der Lage, da eigenständig eine Bewertung abzugeben. - Ich schaue
nach rechts zu meiner Kollegin aus dem Auswärtigen Amt, ob es dazu noch
Ergänzungen gibt.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch einmal sagen: Abschiebungen sind eine
Einzelfallentscheidung, und es ist nicht so, dass das Auswärtige Amt eine
Meinung zu Abschiebungen haben kann; denn sie sind immer auf der Grundlage
einer Einzelfallprüfung von der ausführenden Behörde, die dem
Innenministerium unterstellt ist, zu prüfen.

Was das Auswärtige Amt tut, ist, in seinen Reise- und Sicherheitshinweisen
eine aktuelle Lageeinschätzung zu geben. Diese wird ständig aktualisiert.
Das heißt, wir unterrichten über die Lage vor Ort, über das, was wir dort
sehen.

Wie ist es im Sudan? Die Sicherheitslage im Sudan ist derzeit volatil, und
die weitere Entwicklung ist im Moment nicht gut vorhersehbar. Wir
beobachten seit letzter Woche insbesondere in Khartum immer wieder
gewalttätiges Vorgehen der Sicherheitskräfte. Es gab in den letzten Tagen
eine Kampagne zu zivilem Ungehorsam, die das öffentliche Leben nahezu
vollständig zum Erliegen gebracht hatte. Diese wurde heute zwar
vorübergehend ausgesetzt, aber ob sich das festigt und wie sich die weitere
Entwicklung jetzt gestaltet, ist im Moment nicht sehr gut absehbar. Das ist
das, was wir im Moment im Sudan sehen. Unsere Reise- und
Sicherheitshinweise werden da auch ständig aktualisiert.

Zusatzfrage: Wenn jetzt ein Bundesland bei Ihnen wegen des konkreten
Einzelfalls einer Abschiebung anfragen würde, was würden Sie dem raten?

Adebahr: Ich habe versucht, die Trennung darzustellen. Es ist nicht unsere
Aufgabe, auf eine solche Frage einen Rat zu geben.

Alter: Ich will dazu zwei Sätze ergänzen: Die asyl- und
aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen, die sowohl beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge als auch in den Ländern bei den Ausländerbehörden
getroffen werden - dazu gehört die Frage, ob ein Schutzstatus vorliegt oder
auch die Frage, ob jemand ausreisepflichtig wird und dann abgeschoben wird -
, werden auf einer Faktengrundlage getroffen, die auch für diese
Entscheidungen klar sein muss. Es ist sicherlich selbsterklärend, dass es
in einer Situation wie der derzeitigen, die sehr dynamisch ist und sich
ständig verändert, schwieriger ist, solche Entscheidungen zu treffen.
Solange keine klare Befundlage in dem jeweiligen Einzelfall vorliegt,
werden auch solche Entscheidungen zurückgestellt beziehungsweise werden
dann entschieden, wenn die Situation eindeutig ist.

Frage: Herr Seibert, ich wollte eigentlich nur wissen, ob die Einladung aus
dem Kanzleramt an das Umwelt- und Landwirtschaftsministerium noch steht, in
Sachen EU-Nitratrichtlinie ein bisschen schneller voranzukommen und Brüssel
eine Antwort zu liefern oder hat sich das seit letzter Woche erledigt?

StS Seibert: Diese Einladung bestand ja für den Fall, dass noch Punkte
zwischen den beiden Ministerien zu klären waren. Deswegen würde ich jetzt
die beiden Ministerien bitten, zu sagen, ob das der Fall ist.

Haufe: Die beiden Ministerien haben sich geeinigt.

StS Seibert: Das war auch mein Eindruck.

Haufe: Wir werden dazu heute, allerspätestens morgen Vormittag, eine
Veröffentlichung machen. Die Vorschläge, die wir an die Europäische
Kommission weitergeben werden, sind fertig.

Brandt: Ich habe mich jetzt zwar auf diesen Platz gesetzt, aber ich habe
keine Ergänzung. Ich kann dem nichts hinzufügen.

Frage: Ich hätte eine Verständnisfrage zu einer Aussage von Außenminister
Heiko Maas im Kontext seiner Iran-Reise. Er hat im Falle eines Scheiterns
des Atomdeals dem Iran mit internationaler Isolation gedroht. Mich würde
interessieren: Wieso droht der deutsche Außenminister der vertragstreuen
Seite - in dem Fall dem Iran - und nicht der vertragsbrüchigen Seite, den
USA, mit entsprechenden Konsequenzen?

Adebahr: Sie zitieren jetzt die Überschrift eines Onlineportals, die nicht
vom Auswärtigen Amt gemacht wurde. Das ist eine Äußerung, die der
Außenminister so nicht gemacht hat. Ich verweise Sie gerne darauf, was Sie
in seinen öffentlichen Statements gehört haben.

Zusatzfrage: Das heißt, dieses Zitat wird als wörtliches Zitat in dem von
Ihnen benannten beziehungsweise nicht benannten Onlinemedium dargestellt.
Das heißt, diese dort als wörtliches Zitat wiedergegebene Aussage stimmt
laut Aussage des Auswärtigen Amtes so nicht?

Adebahr: Der Außenminister hat gesagt, dass im Falle eines Scheiterns des
JCPOA eine Isolierung drohe. Die Überschrift, die Sie mit "Er droht..."
zitiert haben, hat er nicht gesagt.

Frage: Auch zum Thema Iran eine Frage. Die iranische Regierung hat Japan
gebeten, im Streit mit den USA zu vermitteln. Ich hätte ganz gerne gewusst,
ob es auf der Iran-Reise des Ministers möglicherweise eine Anfrage an
Deutschland gab oder ob Herr Maas aktiv selber angeboten hat, zu
vermitteln.

Adebahr: Die Diskussion hatten wir vor der Reise, in der ich gesagt habe:
Wir sind kein Vermittler. Wir stehen auf einer Seite, und das ist die Seite
des JCPOA. Vielleicht so viel zur Begrifflichkeit.

Der Außenminister hat gestern in Stockholm mit seinem japanischen Kollegen
gesprochen. Sie haben sich über die Position ausgetauscht, die wir als E3
haben. Jetzt wird diese Reise der japanischen Kollegen nach Teheran
stattfinden. Wir hoffen natürlich weiterhin, dass es für das JCPOA eine
Zukunft gibt und werden weiter daran arbeiten. Das ist sicher auch Ziel der
Bemühungen der japanischen Regierung in Teheran.

Zusatzfrage: Dann verstehen Sie es nicht so, dass Japan eigentlich im
klassischen Sinne Vermittler zwischen Iran und den USA ist, sondern auch
Unterstützer des Atomabkommens ist und nur Iran zum Festhalten an dem
Abkommen bewegen will?

Adebahr: Wie und mit welchen Begrifflichkeiten Japan seine Mission
definiert, müssten Sie dort erfragen. Japan ist grundsätzlich ein
Unterstützer des Abkommens. Das ist unsere Wahrnehmung. Aber wie die
Regierung ihre Aufgabe wahrnimmt und was sie dort genau vorträgt, ist
etwas, was, wie ich denke, von dort kommuniziert werden muss.

Frage: Frau Adebahr, Sie waren jetzt in Teheran und haben wahrscheinlich
auch den Frust der Iraner bemerken können, dass Sie eben Ihren
Verpflichtungen nicht nachgekommen sind, nämlich einer Normalisierung der
Wirtschaftsbeziehungen mit dem Iran. Was ist, wenn Sie es trotzdem nicht
schaffen, Instex auf die Reihe zu bekommen, um eben eine halbwegs normale
Wirtschaftsbeziehung zu dem Iran aufzubauen? Ist dann das JCPOA tot?

Adebahr: Das ist eine hypothetische Was-wäre-wenn-Frage, die von vielen
Faktoren abhängig wäre. Deswegen kann ich sie so nicht beantworten. Ich
verweise Sie auch gerne auf das, was der Außenminister auf der Reise
mehrfach gesagt hat, was für grundsätzliche Befürchtungen wir im Falle
eines Scheiterns dieses Abkommens haben.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, bis jetzt ist es ein Fakt, dass trotz Instex
kein einziger Vertrag zustande gekommen ist. Was wollen Sie jetzt noch in
diesem einen Monat schaffen, was Sie bis jetzt in monatelanger Arbeit nicht
geschafft haben? Das ist doch keine hypothetische Frage.

Adebahr: Das ist in meiner Wahrnehmung eine andere Frage als die, die Sie
eben gestellt haben. Wenn Sie konkret nach dem Zahlungsinstrument Instex
fragen, ist es so, dass wir wirklich daran arbeiten, das Instrument zu
operationalisieren und auch zuversichtlich sind, dass wir in Bälde dort
Zahlungen über diesen Zahlungskanal werden abwickeln können.

Zusatzfrage: Wie lange wird es dauern, bis Sie das auf die Reihe bekommen?

Adebahr: Den Zeithorizont habe ich gerade genannt.

Vorsitzende Buschow: Das BMI hat noch eine Nachlieferung, auch wenn die
Kollegin nicht mehr da ist.

Alter: Wir sind nach den Zahlen in Bezug auf ausgereiste IS-Kämpfer gefragt
worden. Einige Zahlen werden Sie kennen. Uns liegen Informationen vor, dass
etwa 1050 Personen in die Kampfgebiete ausgereist sind. Etwa ein Drittel
dieser Personen befindet sich derzeit wieder in Deutschland. Zu 200
Personen liegen Erkenntnisse vor, dass sie dort ums Leben gekommen sind.
Wir haben Informationen darüber, dass Personen im oberen zweistelligen
Bereich nach Deutschland zurückkehren wollen und/oder dort in den Gebieten
im Irak oder in Syrien in Gewahrsam sitzen.

Darüber hinaus habe ich keine aktuellen Zahlen.

Mittwoch, 12. Juni 2019

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1899: Angriffe auf Tanker im Golf von Oman dürfen nicht zum Brandbeschleuniger werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Juni 2019

LAMBSDORFF: Angriffe auf Tanker im Golf von Oman dürfen nicht zum
Brandbeschleuniger werden



Zu den Angriffen auf Öltanker im Golf von Oman erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Angriffe auf die Öltanker verschärfen eine ohnehin kritische
Situation noch weiter. Dennoch dürfen sie nicht zum
Brandbeschleuniger für den Konflikt zwischen dem Iran und den USA
werden. Die internationale Gemeinschaft muss jetzt erstens eine
lückenlose Aufklärung der Vorfälle fordern. Als Mitglied des
Sicherheitsrats kommt Deutschland hier eine besondere Verantwortung
zu. Zweitens darf sich die Trump-Administration trotz der möglichen
Verwicklung Teherans nicht von den Falken in Washington leiten
lassen. Überstürzte militärische Schritte sind der falsche Weg, zudem
wären die Folgen eines neuen Krieges am Persischen Golf völlig
unkalkulierbar. Und drittens muss Bundesaußenminister Maas für eine
Vermittlerrolle der EU werben. Klar ist dabei, dass es konstruktive
Gespräche mit dem Iran nur geben kann, wenn Teheran sich an das
geltende Nuklearabkommen hält und von aggressiven Handlungen im Golf
Abstand nimmt."

 * 
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FINANZEN/2232: Scholz muss für Grundgesetzänderung Gespräch mit FDP-Fraktion suchen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Juni 2019

DÜRR: Scholz muss für Grundgesetzänderung Gespräch mit
FDP-Fraktion suchen



Zu den Medienberichten über einen
Kompromiss bei der Grundsteuerreform erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Bei der Grundsteuerreform drängt die Zeit. Wenn Bundesfinanzminister
Scholz die Zustimmung der FDP-Fraktion für eine Grundgesetzänderung
haben möchte, liegt es an ihm, noch im Juni das Gespräch zu suchen.
Ein Zeitspiel wie beim Digitalpakt darf sich nicht wiederholen.
Unsere Bedenken gegenüber seinem Modell bleiben jedoch bestehen: Es
ist kompliziert und wird Kommunen wie Finanzämter vor erhebliche
bürokratische Probleme stellen. Außerdem droht es vor allem Mieter
über Gebühr zu belasten. Deshalb sollte ein unkompliziertes
Flächenmodell die Regel werden. Um dies im Bundestag und Bundesrat
mehrheitsfähig zu machen, kann im gleichen Schritt eine
Länderöffnungsklausel per Grundgesetzänderung eingeführt werden.
Damit könnten einzelnen Bundesländern davon abweichen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4789: Bündnis "Städte Sicherer Häfen" - wo bleibt Hamburg? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Juni 2019

Bündnis "Städte Sicherer Häfen" - wo bleibt Hamburg?



Auf dem Seebrücke-Kongress "Sichere Häfen. Leinen los für kommunale
Aufnahme" haben heute in Berlin zwölf Städte das Bündnis "Städte
Sicherer Häfen" gegründet: Berlin, Detmold, Flensburg, Freiburg,
Greifswald, Hildesheim, Kiel, Krefeld, Marburg, Potsdam, Rostock und
Rottenburg. "Leider haben SPD wie Grüne in Hamburg auf die Einladung
zum Kongress und zur Gründung des Bündnisses nicht reagiert, obwohl
die Bürgerschaft im September 2018 den Antrag zum Sicheren Hafen mit
deutlicher Mehrheit beschlossen hatte", erklärt Christiane Schneider,
flüchtlingspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Wir werden deshalb in der Bürgerschaft
beantragen, dass Hamburg dem Bündnis ?Städte Sicherer Häfen? beitritt
und den Worten angemessene Taten folgen lässt."

Mit der "Potsdamer Erklärung" fordert das Bündnis eine
Bund-Länder-Vereinbarung für eine direkte Aufnahme von aus Seenot
geretteten Schutzsuchenden in aufnahmewillige Städte und Kommunen. In
den vergangenen Monaten hatten 60 Städte und Kommunen ihre
Bereitschaft erklärt, aus Seenot geretteten Geflüchteten einen
sicheren Hafen zu bieten, darunter Hamburg. "Ihre Aufnahme wird aber
durch das Bundesinnenministerium, dessen Zustimmung benötigt wird, oft
monatelang verzögert", kritisiert Schneider. "Seit Spätsommer 2018 hat
sich das Ministerium zur Übernahme von 228 Geretteten bereit erklärt,
von denen bis heute erst 160 in den aufnahmebereiten Städten
angekommen sind. In Hamburg sind auf diesem Wege bis Mitte April erst
sieben Gerettete angekommen. Diese Verzögerungen unterlaufen die große
Aufnahmebereitschaft der Städte und Kommunen, sie verschärfen die
humanitäre Katastrophe im Mittelmeer. Deshalb sollte mit den anderen
Städten auch Hamburg ein Signal setzen: Ja, wir sind wirklich ein
sicherer Hafen und wollen aus Seenot gerettete Menschen aufnehmen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4788: Gedenken vor dem Stadthaus - Ein richtiges, kräftiges Zeichen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Juni 2019

Gedenken vor dem Stadthaus: Ein richtiges, kräftiges Zeichen



Mit einem zertrümmerten und auffällig neu zusammengesetzten
Bürgersteig soll künftig vor dem Stadthaus an die zwischen 1933 und
1943 darin verhörten, misshandelten oder ermordeten Menschen erinnert
werden. "Uns begeistert der von der Jury ausgewählte Entwurf von Ute
Vorkoeper und Andrea Knobloch sehr", erklärt dazu der kulturpolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Norbert Hackbusch. "Diese in das öffentliche Bild des Stadthauses
geschlagene Wunde setzt genau das nötige kräftige Zeichen. Dadurch
wird die Gewaltgeschichte der ehemaligen Gestapo-Zentrale ebenso
deutlich wie die jahrzehntelangen Versuche, diese Geschichte zu
ignorieren. Mit Blick auf die Auseinandersetzungen um einen
Dokumentations- und Gedenkort stellen wir aber fest: Eine angemessene
Fläche im Stadthauskomplex bleibt weiterhin notwendig! Das Kunstwerk
wird dazu seinen ganz eigenen starken Akzent setzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3340: Thomas Krüger - Es gibt keinen Koalitionsstreit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Juni 2019

Thomas Krüger: Es gibt keinen Koalitionsstreit



Anlässlich der Medienberichte über einen angeblichen Streit in der
Koalition von SPD und CDU erklärt der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Nachdem vier aktive und ehemalige Mitglieder des SEK festgenommen
wurden, vier weitere auf andere Dienstposten versetzt wurden, hat
Innenminister Caffier eine lückenlose Aufklärung über die Vorgänge bei
der Landespolizei und mögliche Verstrickungen in rechtsextreme
Prepper-Kreise gefordert. Das deckt sich vollständig mit unserer
Forderung. Diese Aufklärung ist auch wichtig, damit die Beamtinnen und
Beamten, die in diesem Land eine schwierige Arbeit hervorragend
leisten, nicht in Misskredit geraten. Den Ansatz des Innenministers,
die Stehzeit in Spezialeinheiten zu reduzieren, halte ich daher für
richtig. Einen falsch verstandenen Korpsgeist, dürfen wir in den
Einheiten der Landespolizei nicht entstehen lassen. Dieser würde das
Vertrauen in die Polizei nachhaltig beschädigen. Einen Streit über
diese Positionen gibt es nicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3339: Verleihung des Johannes-Stelling-Preises der SPD-Landtagsfraktion (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Juni 2019

Verleihung des Johannes-Stelling-Preises der SPD-Landtagsfraktion



Die Jury für den Johannes-Stelling-Preis 2019 der SPD-Landtagsfraktion
hat in diesem Jahr folgende engagierte Bürger*innen und Institutionen
nominiert.

Freie Schule Güstrow

Die Schule trägt seit Jahren den Titel "Schule ohne Rassismus, Schule
mit Courage". Es gibt eine sehr aktive Schüler*innengruppe, bestehend
aus Geflüchteten und Einheimischen, die sich konsequent und
kontinuierlich gegen rechtsextremistische, fremdenfeindliche,
antisemitische, rassistische oder in anderer Weise diskriminierende
Tendenzen einsetzt. Immer wieder ist die Schule wegen ihrer
Aktivitäten in diesem Bereich öffentlicher Hetze und Bedrohungen
ausgesetzt.

Maher Fakhouri

Dr. Maher Fakhouri kam 1985 aus Syrien nach Rostock. Nach der Wende
war er maßgeblich am Aufbau der Islamischen Gemeinde Rostock und der
Gründung des Islamischen Bundes Rostock beteiligt. Seit seiner
Gründung 1990 arbeitet Herr Fakhouri im interreligiösen Arbeitskreis
Rostock mit. Herr Fakhouri verteidigt in seinen Statements und
Andachten stets die freiheitlich demokratische Grundordnung und tritt
für einen dialogfähigen Islam ein. Vehement tritt er einem
populistischen und rechtsextremen Islamhass entgegen.

Angelika Reichelt

Die Polizeibeamtin im Ruhestand engagiert sich seit Jahren
ehrenamtlich im Bereich Demokratieförderung. Gemeinsam mit dem
Kommunalen Präventionsrat der Hansestadt Rostock und der Abteilung für
Prävention des Polizeipräsidiums Rostock hat sie verschiedene
Bildungsformate für Jugendliche, junge Erwachsene und Senioren
entwickelt. Aktuell engagiert sie sich in der Seniorenarbeit, um die
Generation 60+ über die Herausforderungen durch politische Phänomene
aufzuklären und auch ältere Menschen zu ermutigen, sich für die
Demokratie einzusetzen.

Der Sieger des mit 2000 Euro dotierten Preises wird am 18. Juni 2019
um 17:00 im Schlosscafé in Schwerin ausgezeichnet. Festredner ist in
diesem Jahr der Sänger und Musiker Sebastian Krumbiegel, der sich seit
Jahren gegen Gewalt und Rassismus einsetzt. Die Laudatio hält die
Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Manuela
Schwesig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5171: Der Nutri-Score gehört auf jede Lebensmittelverpackung (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.06.2019

Verständlich und transparent: Der Nutri-Score gehört auf jede
Lebensmittelverpackung



Zur heutigen Mündlichen Anfrage der rheinland-pfälzischen
Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt deren
ernährungspolitischer Sprecher, Andreas Hartenfels:

"Verbraucherinnen und Verbraucher sollten mithilfe eines
verpflichtenden, einheitlichen und transparenten Kennzeichnungssystems
schon im Laden auf einen Blick erkennen können, wie gesund oder
ungesund ein Lebensmittelprodukt ist. Mit eindeutigen Informationen
zum Zucker-, Fett- und Salzgehalt, aber auch zum Obst- und
Gemüseanteil eines Produktes, können sich die Menschen dann gezielt
und bewusst für eine ausgewogenere Ernährung entscheiden. Aus unserer
Sicht eignet sich dazu am besten der in Frankreich, Spanien und den
Niederlanden bereits erfolgreich erprobte Nutri-Score, dessen farbige
Bewertungsskala einen unkomplizierten Überblick über die
Zusammensetzung des Produkts gibt.

Auf der Verbraucherschutzministerinnen-Konferenz Ende Mai in Mainz
wurde die Forderung nach einem bundeseinheitlichen
Kennzeichnungssystem für Lebensmittel noch einmal untermauert. Der
Labeldschungel ist für Verbraucherinnen und Verbraucher bislang nahezu
undurchdringlich: Auf den Verpackungen im Supermarkt sind etliche
Siegel, Tabellen und Zutatenlisten in winziger Schrift abgedruckt,
welche aber kaum eindeutige Anhaltspunkte liefern, ob ein Lebensmittel
wirklich gesund ist. Wir fordern deshalb Bundesernährungsministerin
Klöckner auf, sich nicht länger von Konzernen wie Nestlé vor den
Karren spannen zu lassen und keine Lobbypolitik mit freiwilligen
Scheinlösungen mehr zu betreiben. Es wird Zeit, dass sie stattdessen
auf die berechtigte Forderung von Verbraucherschutzorganisationen,
Krankenkassen, Ärztinnen und Ärzten eingeht, die sich schon lange für
eine einheitliche, transparente und verständliche
Lebensmittelkennzeichnung einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5170: Ein gute Entscheidung für eine vielfältige Gesellschaft (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.06.2019

Ein gute Entscheidung für eine vielfältige Gesellschaft



Das rheinland-pfälzische Oberverwaltungsgericht hat dem Eilantrag
einer Muslimin stattgegeben. Das Burkini-Verbot für städtische
Schwimmbäder in Koblenz verstoße gegen den verfassungsrechtlichen
Gleichheitssatz. Dazu äußert sich die rechtspolitische Sprecherin der
GRÜNEN Landtagsfraktion, Pia Schellhammer:

"Die Selbstbestimmung von Frauen und die Teilhabe muslimischer
Mitbürgerinnen und Mitbürger an unserem gesellschaftlichen Leben sind
uns GRÜNEN seit jeher ein wichtiges Anliegen. Deshalb begrüßen wir die
Entscheidung des rheinland-pfälzischen Oberverwaltungsgerichts, mit
der es das absurde Burkini-Verbot für städtische Schwimmbäder in
Koblenz vorerst gekippt hat. Wir freuen uns, dass die Richter damit
unsere Auffassung untermauern, dass ein derartiges Verbot gegen den
verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz verstößt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5169: Pflanzenschutz aus der Luft (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
14.06.2019

Pflanzenschutz aus der Luft: Drohnen sollen Bewirtschaftung von
Steillagn an Rhein und Mosel erleichtern



Die Koalitionsfraktionen haben heute einen Antrag "Praxiseinführung
von Drohnen im Steillagenweinbau fördern" in den Landtag eingebracht.
Dazu erklärt der weinbaupolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion,
Wolfgang Schwarz:

"Die Steillagen an Mosel, Rhein und Ahr gehören zu den prägenden
Weinkulturlandschaften in Rheinland-Pfalz. Weine aus diesen Lagen
stehen für exzellente Qualität und werden von Weingenießern weltweit
geschätzt. Um diese einzigartigen Kulturlandschaften zu erhalten,
könnten in Zukunft vermehrt Drohnen zum Einsatz kommen, etwa beim
Ausbringen von Pflanzenschutzmitteln oder der Kontrolle der Weinberge.
Bisher ist der Pflanzenschutz aus der Luft nur unter bestimmten
Bedingungen erlaubt, etwa wenn wie im Kronenbereich von Wäldern oder
im Steillagenweinbau keine vertretbaren Alternativen zum
Helikoptereinsatz bestehen. Für Spritzdrohnen gibt es dagegen noch
keine bundesweite Zulassung. In ihrem Plenarantrag setzen sich die
Koalitionsfraktionen daher dafür ein, die bestehenden rechtlichen
Hürden für den Drohneneinsatz im Steillagenweinbau auf Bundesebene
abzubauen und die Drohne als Pflanzenschutzgerät anzuerkennen.

Der Einsatz von Drohnen hat enormes Potenzial für den
Steillagenweinbau. Das Steillagenzentrum beim Dienstleistungszentrum
Ländlicher Raum Mosel in Bernkastel-Kues leistet bei der Erforschung
des Nutzens von Drohnen für den Weinbau hervorragende Pionierarbeit.
Seit 2017 wird in einem anwendungsbezogenen Projekt erprobt, welches
Potenzial im Drohneneinsatz steckt. Gegenüber dem Einsatz von
Hubschraubern haben Drohnen verschiedene Vorteile: Durch eine
Festlegung der Flughöhe und die zielgenaue Ausbringung kann die
Abdrift der Pflanzenschutzmittel verringert werden. Die Menge der
ausgebrachten Spritzmittel kann so reduziert werden, davon profitieren
Umwelt, Wasser und die geernteten Produkte. Zudem ist die
Lärmbelästigung im Vergleich zu den eingesetzten Helikoptern geringer.
Anders als beim Hubschraubereinsatz besteht bei den unbemannten
Drohnen zudem keine Unfallgefahr für die Besatzungen.

Die Bewirtschaftung von Steil- und Steilstlagen ist für Winzerinnen
und Winzer bisher nur mit sehr großem Arbeitsaufwand zu leisten. Fast
alle Arbeiten im Weinberg müssen in Handarbeit durchgeführt werden.
Neben dem Pflanzenschutz kann die Drohne weitere Aufgaben im Weinberg
übernehmen: Aufzeichnungen aus der Luft können Aufschluss geben über
Wachstum, Düngebedarf, Reifezustand sowie Krankheiten der Reben. Die
Drohnentechnik kann so einen großen Beitrag zur Steigerung der
Produktivität und Rentabilität leisten. Die konkreten
Arbeitserleichterungen durch den Drohneneinsatz können perspektivisch
dazu beitragen, die Bewirtschaftung von Steillagen für Winzerinnen und
Winzern attraktiver zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2241: Grenzpendler und die Tücken des Sozialrechts (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Grenzpendler und die Tücken des Sozialrechts



in Schleswig-Holstein wohnt und in Dänemark arbeitet, hat es wegen
der unterschiedlichen Sozialsysteme nicht immer leicht. Auf Antrag von
Jamaika, SPD und SSW forderte der Landtag Ende Januar
Verbesserungen.


Schätzungen zufolge pendeln täglich rund 13.800 Menschen von
Schleswig-Holstein nach Dänemark zur Arbeit, in der umgekehrten
Richtung sind es etwa 650. Die Grenzgänger haben es mit Unterschieden
im Steuer-, Versicherungs- und Arbeitsrecht zu tun. Zwei Beispiele:
Ein Deutscher, der nördlich der Grenze beschäftigt ist, erwirbt dort
keine Rentenansprüche, weil die dänische Rente über Steuern
finanziert wird und nicht über Beiträge. Ihm droht eine
"Sozialversicherungsfalle", mahnte Birte Pauls (SPD). Ein Däne
wiederum, der die deutsche Riester-Rente nutzen möchte, muss
Extra-Geld für die Übersetzung von Formularen auf den Tisch legen. Die
Landespolitik will sich in Berlin, Kopenhagen und Brüssel verstärkt
dafür einsetzen, dass die entsprechenden Gesetze nachgebessert werden.

Ein weiteres Problem: Der Kontakt mit Behörden, der in Dänemark
inzwischen vollständig übers Internet abläuft, sei "in breitbandlosen
schleswig-holsteinischen Dörfern" oft schwierig, so Jette
Waldinger-Thiering (SSW). Hilfe bietet das "Infocenter Grenze/Grænse"
in Pattburg/Padborg, das von der Region Sønderjylland-Schleswig
getragen wird. Europaministerin Sabine Sütterlin-Waack (CDU) kündigte
an, im kommenden Jahr mehr Geld für die Pendlerberatung in den
Haushalt einzustellen. Der Europaausschuss berät das Thema weiter.



Mehrheit gegen Grenzkontrollen





Ein weiteres Thema der Debatte: Eine Mehrheit im Landtag appellierte
an das Nachbarland, die vor drei Jahren eingeführten Grenzkontrollen
wieder abzuschaffen und auf den Wildschweinzaun entlang der
Festlandsgrenze zu verzichten. Kay Richert (FDP) warnte jedoch vor
"einem arroganten Ton" gegenüber der dänischen Seite. Das trage nicht
zur Entspannung bei. Claus Schaffer (AfD) bezeichnete die Kontrollen
als "notwendig" angesichts von "Kriminalität und Terrorgefahr".

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 1 / März 2019, S. 13

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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AUSSEN/1606: Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Belarus einfordern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Menschenrechte und humanitäre Hilfe, Sport

Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit in Belarus einfordern



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher;

Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

Die Europaspiele, die vom 21. bis 30. Juni in Minsk stattfinden,
lenken den Blick auf die menschenrechtliche Situation in Belarus, das
als einziger europäischer Staat noch immer die Todesstrafe verhängt
und vollstreckt.

"Trotz vereinzelter Zeichen einer demokratischen Öffnung und erster
Schritte zur Einführung eines Moratoriums der Vollstreckung der
Todesstrafe werden im autokratisch regierten Belarus noch immer
Opposition, Menschenrechtsaktivistinnen und Menschenrechtsaktivisten
sowie Journalistinnen und Journalisten massiv in ihrer Arbeit
eingeschränkt und behindert. In den vergangenen Jahren wurden
zahlreiche Verhaftungen, Verurteilungen aber auch gewalttätige
Übergriffe durch Menschenrechtsorganisationen wie 'Human Rights
Watch', 'Reporter ohne Grenzen' und 'Amnesty International'
dokumentiert. Gleichzeitig waren auch bei der Kommunalwahl am
18. Februar 2018 erneut Unregelmäßigkeiten festzustellen.

Die Bundesregierung, der Europarat und das Europaparlament haben in
den vergangenen Jahren regelmäßig die Einhaltung der Menschenrechte
angemahnt - bislang jedoch ohne ausreichenden Erfolg. Deshalb fordern
wir Belarus dazu auf, die Todesstrafe abzuschaffen, sich zur
Rechtsstaatlichkeit zu bekennen und die Repressionen gegen
Journalistinnen und Journalisten, Oppositionelle und
Nichtregierungsorganisationen einzustellen.

Darüber hinaus müssen der Deutsche Olympische Sportbund und das
Europäische Olympische Komitees ihre Haltung zur Austragung solcher
Sportereignisse überdenken. Es kann nicht sein, dass am Ende eher
autokratisch regierte Staaten die Spiele austragen und als
zweifelhafte Werbeveranstaltung nutzen. Daher muss auch in Deutschland
eine Strategie entwickelt werden, die die Austragung von
Sportereignissen in Übereinstimmung mit der Bevölkerung im Land
ermöglicht. Nur so können wir die Olympische Idee und die Werte des
Sports international sichern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2852: Der 5G-Ausbau kann starten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Der 5G-Ausbau kann starten



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Gustav Herzog, zuständiger Berichterstatter:

Nach Abschluss der Frequenzversteigerung muss nun der zügige Aufbau
der 5G-Infrastruktur starten. Unser Ziel sind flächendeckende und
leistungsfähige Mobilfunknetze. Die vereinbarten Ausbauauflagen müssen
wirksam sanktioniert werden.

"Mobilfunk ist ein Milliardenmarkt. Besonders in den neuen
Mobilfunkstandard 5G werden große Erwartungen gesetzt, weil mit ihm
das Internet der Dinge ermöglicht und ein großer Markt von Anwendungen
eröffnet wird. Die Attraktivität des Marktes zeigt sich am harten
Kampf um die Frequenznutzungsrechte. In der bislang längsten Auktion
investieren die vier Wettbewerber 6,5 Milliarden Euro in die Nutzung
der Frequenzen bis 2040.

Frequenzen sind ein knappes, öffentliches Gut und wenn Unternehmen
darauf ihr Geschäftsmodell stützen, ist eine Versteigerung der
richtige Weg. Die erwirtschafteten Mittel fließen in den Digitalfonds
zum Ausbau der digitalen Infrastruktur des Landes.

Nach der Auktion beginnt die Arbeit. Neben der weiteren Verdichtung
des LTE-Netzes sind die 5G-Infrastruktur zügig auszubauen und
kundenfreundliche Angebote zu machen. 5G wird das entscheidende
Fundament für bislang kaum absehbare neuartige Geschäftsmodelle sein.

Zur weiteren Verbesserung der Kundenfreundlichkeit und zur
Verbesserung der Netzabdeckung werden wir zusätzlich das
Telekommunikationsgesetz ändern. Noch vor der Sommerpause werden wir
mehr Transparenz bei der tatsächlichen Mobilfunkversorgung gesetzlich
verankern und den Sanktionskatalog der Bundesnetzagentur erweitern,
damit Verstöße gegen die Versorgungsauflagen strenger geahndet werden
können."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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WIRTSCHAFT/2851: Rüstungsexporte 2018 sinken um über 22 Prozent


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Juni 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Rüstungsexporte 2018 sinken um über 22 Prozent



Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer Sprecher;

Frank Junge, zuständiger Berichterstatter:

Der Rüstungsexportbericht 2018 zeigt, dass die Rüstungsexporte weiter
zurückgehen. Die SPD-Bundestagsfraktion setzt ihre Ankündigung einer
restriktiven Rüstungsexportpolitik um.

"Die Exporte für Rüstungsgüter nehmen von 6,242 Milliarden Euro in
2017 auf 4,824 Milliarden Euro Rüstungsgüter in 2018 ab. Das ist eine
drastische Senkung. Sie entspricht der von uns Anfang der
Legislaturperiode durchgesetzten, strengeren Genehmigungspraxis der
Bundesregierung.

Unser Ziel ist eine restriktivere Vergabepraxis einzuführen. Das
Ergebnis ist eine deutliche Verringerung der Exportzahlen im ersten
Regierungsjahr 2018. Gerade die starke Gewichtung der außen- und
sicherheitspolitischen Situation, mit dem zentralen Aspekt der
Menschenrechtssituation, führte zu dieser geänderten
Genehmigungspraxis. Damit wollen wir ausschließen, dass
Rüstungsmaterial zur internen und externen Repression verwendet werden
könnte. Jeder Exportfall wird separat betrachtet. Es werden sowohl das
jeweilige Empfängerland analysiert, als auch das Rüstungsgut sowie der
vorgesehene Verwendungszweck.

Positiv ist, dass die Genehmigungen der Kleinwaffenausfuhren in
Drittländer im Vergleich zum Vorjahr von 15,1 Millionen Euro auf 0,4
Millionen Euro gesenkt wurden. Zukünftig soll es grundsätzlich keine
Kleinwaffenexporte mehr in Drittstaaten geben.

In der letzten Legislaturperiode konnte die SPD-Bundestagsfraktion
bereits wichtige Verbesserungen bei der Rüstungsexportkontrolle
durchsetzen. Die Schaffung von Transparenz von
exportkontrollpolitischen Entscheidungen haben wir schon 2014
eingeführt. Wichtige Weichenstellungen waren ebenso die neuen Regeln
für die Post-Shipment-Kontrollen, die wir als einziges EU-Land
eingeführt haben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de
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HOCHSCHULE/2292: Klein, vielfältig, wichtig - Kleine Fächer-Wochen an deutschen Hochschulen (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 13.06.2019

Klein, vielfältig, wichtig: Kleine Fächer-Wochen an deutschen
Hochschulen



Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) haben heute die "Kleine Fächer-Wochen" offiziell
gestartet. 17 Projekte erhalten eine Förderung für Präsentation und
Vernetzung ihrer Kleinen Fächer im nächsten Wintersemester.

"Die gemeinsame Initiative soll diese Fächer stärken, die in der deutschen
Hochschullandschaft eine wichtige, aber selten gewürdigte Rolle spielen.
Sie will die wissenschaftlichen Leistungen der Kleinen Fächer sichtbarer
machen, über Studienmöglichkeiten und Berufsperspektiven informieren und
die Alltagsrelevanz der Kleinen Fächer erlebbar machen", so HRK-Präsident
Prof. Dr. Peter-André Alt. HRK und BMBF wollen Studierende und den
wissenschaftlichen Nachwuchs für die Kleinen Fächer begeistern: "Der
Stellenwert der Kleinen Fächer in Deutschland muss sichtbarer werden, um
die gesamte kulturelle Breite der Wissenschaft zu zeigen", so die
Bundesministerin für Bildung und Forschung, Anja Karliczek.

Die Hochschulen konnten in ihren Konzepten für Kleine Fächer-Wochen
jeweils eigene Akzente setzen. Die Bandbreite der von einem unabhängigen
Gutachtergremium ausgewählten Projekte ist groß. Beteiligt sind Technik-
und Naturwissenschaften ebenso wie Geistes- und Sozialwissenschaften. Von
der Musiktherapie bis zur Bioinformatik, von der Mathematik bis zu
Osteuropa-Studien reicht das Spektrum. Geplant sind Ausstellungen,
Veranstaltungen mit Schulklassen, Vorträge, Diskussionen und Begegnungen -
über den Tellerrand der jeweiligen Hochschulen hinaus und im Gespräch mit
Bürgerinnen und Bürgern.

Die Kleinen Fächer gehören zu den spezifischen Stärken der deutschen
Hochschullandschaft, die sich durch ihre Vielfalt im internationalen
Vergleich besonders auszeichnet. Sie sind traditionsreiche Hüter
kulturellen Erbes, wissenschaftlich sehr angesehen und in den
interdisziplinären Netzen unverzichtbar.

Das BMBF fördert die Kleinen Fächer seit vielen Jahren. Mit der 2016
veröffentlichten Förderrichtlinie "Kleine Fächer - Große Potenziale"
ermöglicht das BMBF bis 2021 über 40 exzellenten
Nachwuchswissenschaftler/innen aus den Kleinen Fächern an innovativen
Projekten zu forschen. Um die Kleinen Fächer in ihrer interdisziplinären
und internationalen Zusammenarbeit weiter zu stärken, wird das BMBF in
diesem Herbst eine neue Förderrichtlinie veröffentlichen.
Die Hochschulrektorenkonferenz setzt sich seit vielen Jahren für den
Erhalt und die Stärkung der Kleinen Fächer ein. So hat sie deren
systematische Kartierung angestoßen als wichtige Grundlage für
Situationsanalyse und systematische Förderung (www.kleinefaecher.de).


Weitere Informationen unter:

http://www.kleine-faecher-wochen.de

http://www.kleinefaecher.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2291: 50 Jahre Fachhochschulen - CHE stellt für Festschrift außergewöhnliche Fakten zusammen (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 13.06.2019

50 Jahre Fachhochschulen: CHE stellt für Festschrift außergewöhnliche
Fakten zusammen



Mehr als die Hälfte aller deutschen Hochschulen sind mittlerweile
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften (HAWs) bzw. Fachhochschulen
(FHs). Zum 50. Jubiläum würdigt das CHE einzigartige Hochschulen mit einer
ganz besonderen Landkarte.

Die Hochschule Hildesheim liegt dem Mittelpunkt Deutschlands am nächsten.
Studierende der Beuth-Hochschule in Berlin haben seit 2008 die meisten
Goldmedaillen bei Olympischen Sommerspielen errungen. Und Studierende der
Hochschule Konstanz haben den kürzesten Fußweg zu einer Grenze.

Diese und weitere Zahlen, Daten und Fakten hat das CHE für eine Jubiläums-
Publikation zusammengetragen. Dabei beziehen sich die Aussagen jeweils auf
die Mitgliedshochschulen im Bereich HAW/FH bei der
Hochschulrektorenkonferenz.

Zusammen mit der Technischen Hochschule Lübeck veröffentlicht das CHE die
Festschrift "50 Jahre Hochschulen für Angewandte Wissenschaften". Diese
wird im Rahmen des offiziellen Festaktes zum Jubiläum am 13. Juni 2019 in
Lübeck präsentiert.

Die 40-seitige Publikation beleuchtet u.a. die Anfänge der deutschen
Fachhochschulen, die 1969 aus den damaligen Ingenieurschulen hervorgingen.
Zahlreiche Beiträge geben einen Eindruck von der Erfolgsgeschichte des
Hochschultyps, der mittlerweile weltweit als Exportschlager kopiert wird.

Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik würdigen
in der Festschrift die Bedeutung von HAWs/FHs für das Hochschulsystem.
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek erklärt im Interview, wie der Bund
die Stärken der HAWs/FHs hervorheben möchte. Sechs Hochschulleitungen
beschreiben, welche Erfolgsfaktoren auch zukünftig wichtig werden oder
bleiben.

Eindrücke von Hochschul-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern, Lehrenden und
Studierenden, wie etwa dem Olympiasieger in der Nordischen Kombination
Johannes Rydzek, runden die Festschrift ab.


Über die Publikation:

Die Festschrift "50 Jahre Hochschulen für Angewandte Wissenschaften" ist
eine gemeinsame Publikation des CHE und der Technischen Hochschule Lübeck.
Autorinnen und Autoren sind Melanie Rischke, Isabel Roessler, Jan Thiemann
(alle CHE) sowie Theresia Lichtlein (TH Lübeck). Die Publikation erscheint
im Rahmen des HAW-Jubiläums.


Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/50-jahre-haw

- Die Festschrift zum Download

http://www.che.de/downloads/Die_Hochschulwelt_in_Zahlen_2219.pdf

- Landkarte mit einzigartigen Hochschulen / Zahlen, Daten & Fakten

https://www.diemachenkarrieren.de

- Informationen zum Festakt an der TH Lübeck

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1386: Flüchtlingsrat bedauert mutlose Beschlüsse der Innenministerkonferenz (Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein)


Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 13. Juni 2019

Flüchtlingsrat SH bedauert mutlose Beschlüsse der IMK



Die Innenministerkonferenz ging am Freitag zuende und der nächste
Abschiebungsflug nach Kabul ist schon geplant.

"Die mit den Beschlüssen der Innenministerkonferenz demonstrierte
Mutlosigkeit der Ordnungspolitik, sich gegen flüchtlingsfeindlichen
Populismus und für eine humanitäre und grundrechtskonforme
Flüchtlingspolitik stark zu machen, ist besorgniserregend", kommen-tiert
Martin Link, Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat die heute zuende gegangene
IMK.

Eine Ausweitung der Abschiebungen nach Afghanistan ist lediglich am
vorläufigen Veto der A-Länder gescheitert. Aber auch das nur, weil zunächst
ein aktueller Lagebericht des Auswärtigen Amtes abgewartet werden soll.

Derweil wird schon der nächste Abschiebungsflug am 17.6. ab Flughafen
Leipzig-Halle nach Kabul geplant. Auch der Beschluss für eine Aufnahme von
Abschiebungen nach Syrien ist zunächst nur bis zum nächsten AA-Lagebericht
vertagt worden. Der nur 6-monatige Verlängerung des Syrien-Abschiebestopps
signalisiert den wohl bevorstehenden Paradigmenwechsel.

Dennoch gilt: Sichere Gebiete in Afghanistan gibt es nicht. Die Taleban
oder andere Aufständische kontrollieren inzwischen fast sämtliche
Provinzen. Nirgends auf der Welt gibt es mehr Kriegstote. 2018 gab es eine
erneute Steigerung um 60%. Über 50 % der Bevölkerung hungert. Mehr
Hungernde gibt es nur in Jemen. Von den 50 von inzwischen 500 nach Kabul
Abgeschobenen, die für eine Erhebung erreicht werden konnten, wurden 50%
nach der Rückkehr Opfer der Gewalt lokaler Milizen oder der organisierten
Kriminalität, 3 sind tot, alle mussten sich verstecken. Niemand fand
Arbeit.

Und Syrien? In den vom Assad beherrschten Gebieten sind willkürliche
Verhaftungen, Zwangsrekrutierungen, Folter und Tötungen an der
Tagesordnung. Alle Menschen, die auch nur verdächtigt werden könnten, dem
Regime gegenüber illoyal gesinnt zu sein, sind von Verfolgung bedroht,
insbesondere Rückkehrer stehen unter Generalverdacht. Rund 3 Millionen
Namen stehen auf den Fahndungslisten des Regimes. Schätzungen zufolge sind
noch immer rund 100.000 Menschen in syrischen Gefängnissen "verschwunden",
mehrere Zehntausend wurden in Haft getötet. Es gibt keine Anzeichen, dass
sich die Situation binnen sechs Monaten grundlegend ändern könnte, im
Gegenteil nehmen die Verhaftungen aktuell eher zu.

Der Flüchtlingsrat und seine Kooperationspartner werden die Beratung für
akut oder absehbar in Überlebensnöte Ausreisepflichtige und
Fortbildungsveranstaltungen zu den relevanten Rechts- und Verordnungslage
für haupt- und ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe Tätige intensivieren.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V.

Sophienblatt 82-86, 24114 Kiel

Telefon: ++49 431 735 000, Fax: ++49 431 736 077

E-Mail: office(at)frsh.de

Internet: www.frsh.de
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ASYL/1385: Keine Zustimmung zu neuem Abschiebegesetz der Großen Koalition (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Keine Zustimmung zu neuem Abschiebegesetz der Großen Koalition

Innenministerkonferenz in Kiel



Die Ärzteorganisation IPPNW begrüßt den Widerstand einer Reihe von
SPD-regierten Länder, Geflüchtete nicht uneingeschränkt nach Afghanistan
abzuschieben. Die Sicherheitslage in dem Kriegsland ist nach wie vor
desaströs. Die IPPNW fordert die Länder zudem auf, am 28. Juni 2019 im
Bundesrat den Vermittlungsausschuss anzurufen, damit das sogenannte
"Geordnete-Rückkehr-Gesetz" in der vorgelegten Form nicht in Kraft tritt.
Dieses inhumane Gesetz verstößt in Teilen gegen Europarecht und gegen unser
Grundgesetz.

Schon heute herrscht unter denjenigen Menschen, die in Deutschland Zuflucht
vor Krieg und Verfolgung gesucht haben, große Angst vor Abschiebungen.
Kinder gehen aus Angst vor einer unangekündigten nächtlichen Abschiebung
mit ihren Schuhen zu Bett gehen, um für nächtliche Abschiebungen
vorbereitet zu sein. Sogar das Eindringen von Polizist*innen in Wohnungen
und Unterkünfte ohne richterlichen Beschluss soll nach dem neuen Gesetz
möglich sein. Das verletzt grundlegende Menschenrechte.

Auch eine Inhaftierung von ausreisepflichtigen Personen und Familien im
Strafvollzug zusammen mit verurteilten Straftätern verstößt gegen das
Grundgesetz und steht im Widerspruch zur Deklaration der Menschenrechte.
Die "ANKER"-Zentren, in denen Geflüchtete unter inhumanen Bedingungen
leben, sollen sogar noch weiter ausgebaut werden. Durch eine weitere
Erschwerung des Zugangs zu einem geordneten rechtlichen Asylverfahren
werden rechtsstaatliche Prinzipien weiter ausgehebelt. Aufgrund der
vorgesehenen Ausbildungsduldung wird Integration behindert und verhindert.

"Statt auf Abschreckung und Abschiebung zu setzen, muss die Bundesregierung
endlich Fluchtursachen bekämpfen, angefangen mit einem Stopp von
Rüstungsexporten in Kriegs- und Krisengebiete über die Beseitigung einer
ungerechten Handelspolitik bis hin zur schnellen Umsetzung von Maßnahmen
zur Bekämpfung des weltweiten Klimawandels", erklärt Carlotta Conrad,
Mitglied im Vorstand der IPPNW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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DEMOGRAPHIE/356: Auch ländliche Kreise wachsen (idw)


Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 13.06.2019

Auch ländliche Kreise wachsen

Interaktive Anwendung des BBSR veranschaulicht demografische Entwicklung



Wie hat sich die Bevölkerung auf dem Land und in den Städten zwischen
1995 und 2017 entwickelt? Mit einer neuen interaktiven Anwendung des BBSR
lässt sich diese Frage jetzt bis auf Kreisebene beantworten. Darüber hinaus
können Interessierte die Entwicklung von einzelnen Kreisen mit der in
einem Bundesland sowie in anderen ländlichen und städtischen Kreisen
vergleichen. Die Anwendung ist unter www.bbsr.bund.de abrufbar.

Die interaktive Anwendung veranschaulicht, wie unterschiedlich die
demografische Entwicklung in den Regionen abläuft. Insgesamt wuchs der
städtische Raum laut BBSR zwischen 1995 und 2017 um rund 2,2 Millionen
Menschen (+4,1 Prozent), während der ländliche Raum 825.000 Einwohner
verlor (-3 Prozent). Deutschlandweit verzeichneten 227 Kreise (57 Prozent)
ein Wachstum, darunter 136 städtische und 91 ländliche Kreise. 174 Kreise
(43 Prozent) schrumpften hingegen, darunter 62 städtische und 112
ländliche Kreise.

Teilweise kräftig wuchsen ländliche Kreise im engeren und weiteren Umland
der prosperierenden Metropolen - etwa Erding (+31,5 Prozent), Landsberg am
Lech (20,2 Prozent) und Potsdam-Mittelmark (26,9 Prozent), aber auch
vergleichsweise dünn besiedelte Landkreise wie Oberhavel (+23,6 Prozent)
und Havelland (+22 Prozent). Andere ländliche Kreise verloren dagegen an
Bevölkerung, einige mehr als ein Viertel ihrer Einwohner.

Auch bei den kreisfreien Großstädten zeigen sich unterschiedliche Trends.
Gemessen an ihrer Bevölkerung legten besonders die kleineren Großstädte
zwischen 1995 und 2017 kräftig zu. Städte wie Ingolstadt, Potsdam oder
Regensburg wuchsen um ein Fünftel. Anders verlief dagegen die Entwicklung
in Städten wie Halle an der Saale, Chemnitz oder Bremerhaven, die im
selben Zeitraum ein Fünftel ihrer Einwohner verloren. Absolut gesehen
gewannen die Städte München (+223.300), Berlin (+190.000), Hamburg
(+144.700) und Köln (+115.600) die meisten Einwohner.

Die BBSR-Analyse zeigt: Die Zeichen standen auch bei den Großstädten in
den letzten 20 Jahren nicht stetig auf Wachstum. Zwischen 1995 und 2011
verloren sie in der Summe sogar rund 235.000 Einwohner (-1 Prozent). Erst
zwischen 2011 und 2017 stieg die Bevölkerung in den Großstädten zusammen
um etwa 1,3 Millionen Einwohner an (+5,8 Prozent). Ursächlich dafür ist
die Zuwanderung aus dem In- und Ausland. Der Zuzug aus dem Ausland bremst
zugleich Bevölkerungsverluste in strukturschwachen ländlichen Regionen.

Die Auswertung basiert auf der Bevölkerungsfortschreibung der
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder. Alle Daten rechnet das BBSR
auf den aktuellsten Gebietsstand um. Zusätzlich wurde die Zeitreihe um
Entwicklungssprünge auf Grund der Zensusergebnisse im Mai 2011 bereinigt.
Für analytische Zwecke teilt das BBSR die Kreise in Gruppen ein:
Betrachtet werden Siedlungsstrukturmerkmale wie der Bevölkerungsanteil in
Groß- und Mittelstädten und Einwohnerdichtewerte. Ziel ist es,
entsprechende Regionstypen miteinander zu vergleichen. Alle kreisfreien
Großstädte sowie als städtisch klassifizierte Kreise bilden demnach den
städtischen Raum, alle als ländlich klassifizierten Kreise bilden den
ländlichen Raum.

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung (BBR) berät als Ressortforschungseinrichtung
die Bundesregierung bei Aufgaben der Stadt- und Raumentwicklung sowie des
Wohnungs-, Immobilien- und Bauwesens.


Interaktive Anwendung: Bevölkerungsentwicklung in Deutschland 1995 bis
2017:

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Home/Topthemen/interaktive-karten/bevoelkerungsentwicklung-kreise/bevoelkerungsentwicklung-kreise.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution957

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de
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INTERNATIONAL/101: Zum Internationalen Tag der Heimatüberweisungen (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

Zum Internationalen Tag der Heimatüberweisungen



[Bonn, 14.06.2019] Der 16. Juni wurde von den Vereinten Nationen zum
Internationalen Tag der Heimatüberweisungen erklärt. Damit würdigen sie in
besonderer Weise die über 200 Millionen MigrantInnen, die mit ihren
regelmäßigen Geldüberweisungen an die Familien zu Hause einen enormen
finanziellen Beitrag für deren Wohlergehen und für die nachhaltige
Entwicklung ihrer Herkunftsländer leisten. Mehr als 800 Millionen Menschen
profitieren von diesen Geldtransfers, die aber noch immer mit zu hohen
Gebühren belastet sind. SÜDWIND ruft die deutsche Bundesregierung auf, mehr
für eine Senkung der Kosten von Heimatüberweisungen zu tun, damit das Geld
denjenigen zugute kommt, die es am dringendsten brauchen.

Mehr als eine Milliarde Menschen weltweit stehen direkt in Verbindung mit
Heimatüberweisungen. Die meisten von Ihnen als EmpfängerInnen. Für diese
Menschen sind Geldtransfers von im Ausland lebenden Familienangehörigen oft
die wichtigste Einkommensquelle. Mehr als 200 Millionen Menschen mit
Migrationshintergrund tragen durch ihre Heimatüberweisungen dazu bei, den
Lebensstandard zu erhöhen und die Gesundheit, Bildung und Unterbringung
ihrer Familien zu verbessern. Weite Teile dieser Gelder fließen in
ländliche Gebiete im Globalen Süden, in denen sich Armut und Hunger
konzentrieren. Hier tragen die Heimatüberweisungen dazu bei, die
finanzielle Eingliederung und die Widerstandsfähigkeit armer Familien zu
verbessern. In Notfällen, bei Naturkatastrophen, wirtschaftlichen Krisen
oder politischer Instabilität sind die Heimatüberweisungen oft die einzige
Quelle, den täglichen Bedarf der Familien zu decken.

Im Jahr 2018 erreichten die Heimatüberweisungen in Länder mit niedrigen und
mittleren Einkommen mit 529 Mrd. US$ einen neuen Rekord und dürften 2019 zu
der größten Quelle für externe Finanzierungen werden. Doch noch immer
verlangen Banken und Geldtransferunternehmen zu viel für die oft nur
kleinen Überweisungsbeträge. "Heimatüberweisungen sind immer noch zu teuer,
sie sind immer noch zu langsam und viele Wege, über die MigrantInnen das
Geld schicken, sind zu unsicher", sagt Dr. Pedro Morazán, der bei SÜDWIND
zu dem Thema arbeitet. "Wir müssen uns dafür einsetzen, dass den
MigrantInnen schnellere, günstigere und sicherere Möglichkeiten zur
Verfügung gestellt werden, ihr Geld zu überweisen. Jeder Euro, der bei dem
Transfer von Geld gespart werden kann, kommt direkt den Familien der
MigrantInnen zugute."

SÜDWIND hat in den vergangenen zwei Jahren umfangreich zu dem Thema
recherchiert und die Ergebnisse in einer Reihe von Publikationen zur
Verfügung gestellt. Aktuell wird ein weiteres Fact Sheet erscheinen, das
sich mit dem gesonderten Thema der Diaspora Bonds befasst. Das sind
Staatsanleihen, die Regierungen ausgeben und die sich speziell an die im
Ausland lebenden MitbürgerInnen richten. Auf diese Weise können die Staaten
neue Gelder für dringend benötigte Investitionen generieren, die ihnen oft
zu günstigeren Konditionen zur Verfügung gestellt werden als auf dem freien
Kapitalmarkt. "Auch hier sollte die internationale Staatengemeinschaft
besser zusammenarbeiten, um dieses Potential noch besser ausschöpfen zu
können", meint Pedro Morazán. "Vor allem die behördliche Zulassung in den
Ländern, in denen die MigrantInnen leben, ist von großer Bedeutung für den
Erfolg solcher Anleihen."



Seit fast 30 Jahren engagiert sich SÜDWIND für wirtschaftliche, soziale und
ökologische Gerechtigkeit weltweit. Anhand von konkreten Beispielen zu
Missständen decken wir ungerechte Strukturen auf. Dabei verbinden wir
unsere Recherchen mit entwicklungspolitischer Bildungs-und
Öffentlichkeitsarbeit und tragen Forderungen in Kampagnen, Gesellschaft,
Unternehmen und Politik. SÜDWIND arbeitet gemeinnützig und unabhängig.
Finanziert wird SÜDWIND aus Zuschüssen, Einnahmen aus Auftragstätigkeiten
sowie Mitgliedsbeiträgen und Spenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2019

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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RAUB/1201: Kükenschreddern - eine Mordsentsorgung ... (SB)




Eines Tages blieb sie einfach da und war nicht mehr wegzudenken. Selma, wie die
Hühnerdame im typisch rostbraunen Federkleid von da an hieß, gehörte einer
tatsächlich freilaufenden, also im Dorf herumstolzierenden Schar von Hühnern und
einem Hahn an, die es immer wieder auf die benachbarte Wiese zog, um dort
allerhand Essenswertes zu picken. Leider nutzten die Mitglieder der kleinen
Schar ihre Schnäbel auch dazu, die soziale Hierarchie der Gruppe zu
stabilisieren, die mit dem Begriff der Hackordnung recht zutreffend beschrieben
ist. Konkurrenzkämpfe nicht viel anders als unter Menschen, aber doch so
schmerzhaft, daß Selma es vorzog, sich ein neues Zuhause zu suchen. So blieb sie
des öfteren allein auf der Wiese zurück, bis sie ein Loch im Zaun entdeckte und,
selbstbewußt wie sie war, den Asylstatus, ohne weiter zu fragen, in Anspruch
nahm.

Die Bäuerin respektierte den Wunsch ihrer Henne nach einem Ortswechsel, und
Selma konnte von nun an den Menschen, die bislang noch nicht mit ihresgleichen
zusammengelebt hatten, zeigen, wie charakterstark und eigenwillig so eine
Hühnerdame sein kann. Sie versäumte keine Gelegenheit, wo sich jemand im Garten
niederließ, um ihm Gesellschaft zu leisten, wuselte beim Kaffeetrinken unter dem
Tisch herum und pickte schon mal in ein unbekleidetes Bein, was sie besonders zu
reizen schien. Das ging noch viele Jahre so, und selbst die Bäuerin wunderte
sich über Selmas Langlebigkeit, waren doch alle anderen Mitglieder ihrer
Hühnerschar längst verstorben. Von der Notwendigkeit des Eierlegens entbunden
konnte sie dennoch nicht damit aufhören, die ihr aufgezwungene Natur eines für
den Menschen produktiven Daseins zu vollziehen. Dennoch war die Entlastung von
jeglicher Pflicht und dem nächtlichen Einsperren im Hühnerstall offensichtlich
so wohltuend, daß sie das Glück eines langen Lebens hatte. Bis zur letzten
Stunde nahm sie Kontakt zu ihrer menschlichen Umgebung auf, so daß man sagen
könnte, daß sie sich regelrecht von ihrer Familie verabschiedete.

So führte Selma den Menschen, die sie kennenlernen durften, vor Augen, daß auch
seit Generationen auf Leistung nach Geflügel-Einheitsnorm gezüchtete Legehennen
Verhaltensweisen entwickeln, die als Produkt ihrer Lebensbedingungen und
sozialen Umgebung eine unverwechselbare Individualität hervorbringen, zu der
selbstverständlich das Verstehen ihres Namens und offenkundig auch anderer für
sie wichtiger Begriffe gehört. Schon Küken verfügen über hochentwickelte
kognitive Fähigkeiten und sollen bis zu 30 verschiedene ArtgenossInnen
voneinander unterscheiden können. Wissenschaftler, die das Sozialverhalten von
Hühnern untersuchen, haben Eigenschaften an ihnen entdeckt, die sonst nur bei
Primaten anzutreffen sind [1]. Frauen ein "dummes Huhn" zu schimpfen ist daher
nicht nur sexistisch, sondern zeigt die ganze Dummheit des patriarchalen
Höhenfluges auf, sich für den Herrn der Schöpfung zu halten, dem sich alle zu
unterwerfen haben.


Im Schreckenskabinett "vernünftiger Gründe"

Nun sind viele Menschen empört über das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts,
dem Schreddern und Vergasen männlicher Küken jeden "vernünftigen Grund"
abzusprechen, den das Tierschutzgesetz zur Maßgabe der Tierverwertung erhoben
hat, und den Brütereien die Fortsetzung dieser Praxis dennoch unbefristet
zuzugestehen. Geht es um die Verwirklichung profitabler Absichten mit
gentechnischen Mitteln, werden mit hoher Intensität in überschaubarer Zeit
Ergebnisse erwirtschaftet, wie die Verwandlung seit Jahrtausenden domestizierter
Tiere innerhalb weniger Jahrzehnte in Hochleistungskonverter für Fleisch, Milch
und Eier belegt. An der Entwicklung eines Verfahrens zur Geschlechtsbestimmung
möglichst bald nach der Befruchtung und weit vor dem Schlüpfen der Küken wird
schon viele Jahre geforscht, doch da diese Praxis die Eierproduktion als
Kostenfaktor belastete, ist das Interesse an der Entwicklung des Verfahrens zur
Serienreife offensichtlich gering.

Zwischen der Vernunft, wie sie im Gesetze steht, und der ökonomischen Ratio, die
die Tierverwertung beherrscht, besteht kein wirklicher Unterschied, teilt das
Urteil auch jenen, die es nicht wissen wollen, mit. Beides ergänzt sich im
System der Tierausbeutung aufs Ideale, denn ein Tierschutz, der im besten Fall
dafür sorgte, daß männliche Küken nicht mehr geboren würden, verschiebt das
Gewaltproblem, anstatt es überwinden. Die Schwestern und Mütter bleiben in einem
System gefangen, das ihnen bis zu 300 unter Hochleistungsbedingungen produzierte
Eier im Jahr abnötigt, während das asiatische Urhuhn gerade mal 18 Eier im Jahr
legte. Wenn Legehennen in hohem Tempo und voller Gier Körner aufpicken, dann
werden sie angetrieben vom kalorischen Brand eines Stoffwechsels, innerhalb von
wenig mehr als einem Tag ein äußerst gehaltvolles, an Eiweiß, Fett und anderen
Nahrungsstoffen reiches Agens zur eigenen Reproduktion in harter, viel
Mineralien benötigender Schale zu erzeugen. 

Spätestens nach 85 Wochen und einem Leben unter quälenden Haltungsbedingungen
werden die Eierproduzentinnen geschlachtet. Das zu den Masthühnern
vergleichsweise lange Leben wird dadurch erkauft, für die Ausbeutung ihrer
reproduktiven Fähigkeiten mit einem Ende als Suppenhuhn oder ähnlichem gestraft
zu werden. Die Nahrung für den eigenen Nachwuchs wird ihnen ebenso weggenommen
wie dieser selbst, wachsen die meisten Küken doch unter künstlichen Bedingungen
heran, während sie sich in der Naturbrut erst nach acht Wochen von der Mutter
entfernen.

Kosteneffizienz in der Tierverwertung heißt Qualzucht und ein unerfreuliches
Leben in der drangvollen Enge von Massenställen, die jede Sozialordnung unter
Hühnern unmöglich machen, wo die Luft mit Ammoniak gesättigt ist und die Lungen
wie Haut der Tiere verätzt, wo unerträglicher Lärm herrscht und das wenige
Tageslicht, das gelegentlicher Auslauf bietet, alles andere als einen irgendwie
"natürlich" zu nennenden Zustand simuliert. In der Klassengesellschaft der
Eierproduktion - Biohaltung, Freilandhaltung, Bodenhaltung, Käfighaltung - leben
in Deutschland nur 7 Prozent der rund 50 Millionen Legehennen in der beengtesten
Haltungsform, dem Käfig, in dem jedes Huhn nach EU-Norm Platz etwa von
anderthalb DIN A 4 Seiten zur Verfügung stehen muß. Fast zwei Drittel aller in
Deutschland gehaltenen Legehennen leben in Bodenhaltung, was bedeutet, daß 9
Hühner in Gruppen von bis zu 6000 Tieren mit einem Platzangebot von einem
Quadratmeter zurechtkommen müssen.

Entscheidend ist für jede Haltungsform, daß Tieren, die 10 Jahre und älter
werden können, im Fall von Legehennen das Ende spätestens nach anderthalb Jahren
ereilt und Masthühner nicht älter als sechs Wochen werden. In dieser kurzen Zeit
werden die Tiere auf fast drei Kilo Gewicht hochgemästet, was bedeutet, daß ihr
dafür nicht ausgelegtes Knochenskelett unter dem Gewicht zusammenbrechen kann. 
In der nur vier Wochen währenden Kurzmast, bei der die Hähne nur auf 1,5 Kilo
Gewicht heranwachsen, dürfen bis zu 26 Tiere auf einem Quadratmeter gehalten
werden. Durch die hohe Haltungsdichte werden ganze Ställe mit Antiobiotika
geflutet, wenn eine Infektion auftritt, was zur Folge hat, daß die NGO
Germanwatch [2] kürzlich antibiotikaresistente Keime auf mehr als jeder zweiten
Probe von Hühnerfleisch aus Discount-Supermärkten feststellen mußte. Zum Teil
wurden Resistenzen gegen mehrere Antibiotika entdeckt, darunter auch gegen
sogenannten Reserveantibiotika, die eingesetzt werden, wenn aufgrund bereits
vorhandener Resistenzen kein Antibiotikum mehr hilft.

In US-Tierfabriken werden jedes Jahr rund 180 Millionen Hühner am Haken des
Fließbandes zur Schlachtung von den rotierenden Klingen verfehlt, so daß sie als
"red birds" lebendig ins brühend heiße Wasser des Entfederungsbades geschleust
werden. Das führt laut der eidesstattlichen Erklärung eines Whistleblowers aus
der Geflügelindustrie dazu, daß die Tiere wild strampeln und um sich treten,
während ihnen die Augäpfel aus dem Schädel springen und sie das Brühbad
schließlich mit grotesken Verrenkungen, gebrochenen Knochen und fehlenden
Gliedern wieder verlassen [3].


Und immer wieder zurück zum Problem der Tierausbeutung

Es ist müßig, sich Gedanken darüber zu machen, welches Huhn es noch schlechter
als andere Hühner getroffen hat. Das Nahrungsmittel Huhn ist ein
Produktionsfaktor und in dem Sinne Tier nur mit dem Vorsatz des fremden Nutzens. 
Küken werden nicht "sinnlos" vergast oder geschreddert, ihr Gebrauchswert
besteht darin, das industrielle Ausbrüten von Legehennen zu ermöglichen und
parallel dazu Masthühner mit dicken Stücken Brustfleisch zu produzieren, welches das
gesundheitsbewußte Marktsubjekt aufgrund seiner angeblich besonders zuträglichen
Zusammensetzung dem etwa durch Verdacht auf krebserzeugende Wirkung in Mißkredit
geratenen roten Fleisch vorzieht. 

Die Forderung verzichtsfrei durchzusetzen, sogenannte Brüderhühner als mit
geringerem Fleischergebnis aufzuziehen, anstatt Küken nach der Geburt
umzubringen, setzte ein höheres Einkommen der KonsumentInnen voraus. Wer auf der
Ebene des kleineren Übels argumentiert, kommt um eine fundamentale
Gesellschaftsveränderung ebensowenig herum wie Menschen, die den generellen
Verzicht von Fleisch und Eiern propagieren. Als Teil gesellschaftlicher
Rentabilitätskalkulationen sind VerbraucherInnen ein Glied in der Kette einer
ökonomischen Gesamtkalkulation, die ganz neue Möglichkeiten nur durch einen
Systembruch in Richtung Ökosozialismus oder ähnlichem eröffnet. Bis dahin bleibt
es dabei - das Problem heißt Tierausbeutung. Sich damit zu konfrontieren ist in
jede Richtung produktiver als wenn Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner für 
Lebensmittelkonzerne wirbt, die Eier anbieten, bei deren Produktion keine
männlichen Küken entstehen.


Fußnoten:

[1] https://www.spektrum.de/news/schlaue-huehner/1342910

[2] https://www.germanwatch.org/de/16426

[3] https://www.counterpunch.org/2019/05/09/metal-and-rubber-with-your-chicken-no-problem-says-tyson/
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GEWERKSCHAFT/317: Altenpflege - ver.di will zügig Sondierungsgespräche führen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Juni 2019

Altenpflege: ver.di will zügig Sondierungsgespräche führen -
Irritiert über Haltung des DRK



Berlin - Als "wichtigen Schritt auf dem Weg zu fairen Löhnen und
verbesserten Arbeitsbedingungen in der Pflege" hat ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler die heutige Gründung der
Bundesvereinigung der Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP) bezeichnet.
Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft will mit dem neuen Verband jetzt
schnellstmöglich erste Sondierungsgespräche über einen Tarifvertrag
für die Altenpflege führen. Ziel sei es, noch in diesem Jahr einen
Tarifvertrag abzuschließen, der vom Bundesarbeitsminister auf die
gesamte Altenpflege erstreckt wird. Damit sollen Arbeitgeber, die
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bisher beschämend niedrig
bezahlen, zu besseren Löhnen verpflichtet werden. "Altenpflege ist
ein wunderbarer Beruf, wenn die Bedingungen stimmen. Dazu müssen aber
erstmal die Löhne rauf", so Bühler.

Irritierend sei die Haltung des Deutschen Roten Kreuzes, das bisher
eine Mitgliedschaft in dem neuen Arbeitgeberverband ablehnt. "Vom DRK
als bedeutendem Wohlfahrtsverband hätte ich erwartet, dass es seiner
gesellschaftlichen Verantwortung nachkommt und dazu beiträgt, die
Altenpflege trägerübergreifend attraktiver zu machen," erklärte
Bühler. ver.di fordert, das Lohnniveau des Tarifvertrages für den
öffentlichen Dienst als Maßstab für einen bundeseinheitlichen
Tarifvertrag zugrunde zu legen.

"Jetzt sind alle Arbeitgeber, für die Altenpflege nicht nur ein
profitables Geschäft ist, aufgefordert, dem neuen Verband
beizutreten", so Bühler. "Ein Tarifvertrag wird erheblich dazu
beitragen, erfahrene Fachkräfte in der Pflege zu halten und neue zu
gewinnen."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VORTRAG/2337: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 17.06. und 18.06.2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 25. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

wir werden häufig gefragt, wann es mal wieder eine Busexkursion gibt. Nun
können wir die nächste Tour ankündigen: Am 14. September begeben wir uns
auf Fontanes Spuren nach Neuruppin. Die Tickets sind wie immer auf einen
Bus begrenzt und erfahrungsgemäß sehr schnell vergriffen. Infos zur
Exkursion und die Möglichkeit zur Anmeldung gibt es auf der Internetseite
der Hellen Panke.

In den nächsten Tagen gibt es wie gewohnt Vortragsveranstaltungen. Wer das
Programmheft oder unsere große Monatsanzeige zur Hand nimmt, wird
feststellen, dass am Dienstag im Seniorenklub ein anderes Thema als
ursprünglich angekündigt stattfinden wird. Maik Hamburger musste uns leider
kurzfristig absagen. Wir danken deshalb Andrej Hunko für die kurzfristige
Bereitschaft, einen Vortrag zu halten. Er wird über seine Delegationsreise
im April nach Venezuela berichten.

Wir wünschen ein sonniges Wochenende


Dienstag, 18. Juni 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

David gegen Goliath - Venezuela und die USA

Referent: Andrej Hunko (MdB, Linksfraktion)

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 18. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Kultur und Politik

Joris Ivens Beziehung zur DDR und seine Arbeit mit der DEFA

Frank-Burghard Habel im Gespräch mit Prof. Mario Keßler

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Mittwoch, 19. Juni 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Literatur und Gesellschaft

Gott wohnt im Wedding

Lesung und Gespräch mit Regina Scheer

Moderation: Michael Leetz

In Kooperation mit der Max-Lingner-Stiftung

Kosten: 3,00 Euro / ermäßigt 1,50 Euro

Ort: Max-Lingner-Haus, Beatrice Zweig Straße 2, 13156 Berlin

*

PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 57: Was kommt nach dem Kapitalismus?

Von: Meinhard Creydt, 54 Seiten, 2019, 3 Euro

INHALT

1. Das Leitbild der nachkapitalistischen Gesellschaft

2. Zentrale Aufgaben der nachkapitalistischen Gesellschaft 

3. Soziale Auseinandersetzungen, die Veränderung des Verständnisses vom
guten Leben und die gesellschaftliche Transformation

4. Welche Rolle spielen Märkte in der nachkapitalistischen Gesellschaft?

hefte zur ddr-geschichte

#151: "Sich treu bleiben?". In memoriam Annelies Laschitza (1934 -
2018) 

Mit Beiträgen von Günter Benser, Michael Brie, Holger Czitrich-Stahl,
Gerhard Engel, Klaus Gietinger, Sonja Goldmann, Ursula Herrmann, Jürgen
Hofmann, Rainer Holze, Volker Külow, Eckhard Müller, Manfred Neuhaus,
Siegfried Prokop, Bärbel Schindler-Saefkow, Jörn Schütrumpf, Karlen Vesper,
Marlene Vesper, Marga Voigt, Jörg Wollenberg,

67 Seiten, 2019, 3 Euro

Pankower Vorträge

#222: 68 in Westeuropa

mit Konferenzbeiträgen von Alexander Amberger und Frank Engster, Stefan
Bollinger, Alexander Neupert-Doppler, Giorgio Del Vecchio und Stefania
Animento, 40 Seiten, 2019, 3 Euro

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ARBEIT/2950: Digitalisierung fördert mehr Weiterbildung und eine Flexibilisierung der Arbeitswelt (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 13.06.2019

Digitalisierung fördert mehr Weiterbildung und eine Flexibilisierung der
Arbeitswelt

Ergebnisse einer BIBB-Betriebsbefragung



Die fortschreitende Digitalisierung führt zu grundlegenden Veränderungen
in der Arbeitswelt. Diese Veränderungen wirken sich auf sämtliche
betriebliche Arbeits- und Geschäftsprozesse sowie auf die
Arbeitsanforderungen an die Beschäftigten aus. Dabei nimmt auch die
Arbeitsgestaltung neue und flexiblere Formen an. Dies sind zentrale
Ergebnisse einer Betriebsbefragung des Bundesinstituts für Berufsbildung
(BIBB) aus dem Jahr 2018 im Rahmen des Betriebspanels zu Qualifizierung
und Kompetenzentwicklung (BIBB-Qualifizierungspanel). Befragt wurden rund
3.500 Betriebe zum Zusammenhang zwischen betrieblicher Kompetenzförderung
und Technologienutzung.


Aus Sicht der Betriebe sind drei Befragungsergebnisse
hervorzuheben:

• Je höher der Digitalisierungsgrad eines Betriebes, desto eher
nehmen die Beschäftigten an Weiterbildungen teil. Zur Ermittlung des
betrieblichen Digitalisierungsgrades wurden 13 Technologien abgefragt. Zur
quantitativen Einschätzung des Digitalisierungsgrades wurde aus diesen
Technologien ein linearer Index erstellt, der in eine dreistufige Skala
mit niedrigem, mittlerem und hohem Digitalisierungsgrad umgewandelt wurde.
Demnach liegt bei Betrieben mit hohem Digitalisierungsgrad die
Weiterbildungsquote der Beschäftigten bei 92 %, bei Betrieben mit einem
geringen Digitalisierungsgrad dagegen nur bei 58 %. Ähnliches gilt auch
für betriebliche Aufstiegsfortbildungen, die den Beschäftigten eine
formale Höherqualifizierung ermöglichen. 22 % der hochdigitalisierten
Betriebe fördern Aufstiegsfortbildungen ihrer Beschäftigten. Damit liegen
sie zehn Prozentpunkte über dem in der Befragung ermittelten
Durchschnittswert. Die Weiterbildung beziehungsweise Aufstiegsfortbildung
kann für die Beschäftigten mit einem erweiterten Aufgabenbereich und einem
höheren Einkommen einhergehen, so dass sie an dieser Stelle in besonderem
Maße von der Digitalisierung profitieren würden.

• Ausbildungsbetriebe weisen - unabhängig von der Betriebsgröße - im
Durchschnitt einen höheren Digitalisierungsindex auf als Betriebe, die
nicht ausbilden. Auszubildende erwerben somit im Rahmen ihrer dualen
Berufsausbildung das notwendige Know-how sowie praktische Kenntnisse im
Umgang mit neuen digitalen Technologien.

• Flexible Arbeitsformen nehmen mit steigendem Digitalisierungsgrad
zu. Insgesamt verfügte über die Hälfte der befragten Betriebe (55 %) über
eine Gleitzeitregelung. Bei Betrieben mit hohem Digitalisierungsgrad waren
es 62 %. Das Arbeiten im Homeoffice wird in Betrieben mit hohem
Digitalisierungsgrad mehr als doppelt so häufig (39 %) genutzt als in
Betrieben mit niedrigem Digitalisierungsgrad (18 %).
"Insgesamt bestätigt die Befragung, dass durch die Digitalisierung neue
Formen der Arbeitsgestaltung entstanden sind, durch die sich für Betriebe
neue Möglichkeiten der Personalplanung und -entwicklung sowie des
flexibleren Einsatzes von Beschäftigten ergeben. Den Beschäftigten
wiederum bietet sich dadurch die Möglichkeit, die Flexibilität auch zur
besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie zu einer Verbesserung
der Work-Life-Balance im Allgemeinen zu nutzen", betont BIBB-Präsident
Friedrich Hubert Esser.


Weitere Informationen im Internetangebot des BIBB unter
https://www.bibb.de/de/43911.php#module43914 sowie in der neuen Ausgabe
der BIBB-Fachzeitschrift "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis - BWP",
Heft 3/2019, im Beitrag "Welche Rolle spielt Bildung im digitalen
Transformationsprozess?". Dieser Beitrag kann unter
www.bibb.de/bwp-10017 kostenlos heruntergeladen werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 13.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1835: Tarifrunde Handel - Streiks werden ausgeweitet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. Juni 2019

Tarifrunde Handel: ver.di weitet Streiks aus - Schwerpunkt bei
Kaufland



Berlin - Angesichts der laufenden Tarifrunde im Handel weitet die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) die Streiks in mehreren
Bundesländern an diesem Freitag und Samstag (14. und 15. Juni 2019)
aus. Ein Schwerpunkt der Arbeitskampfmaßnahmen liegt dieses Mal auf
Kaufland: In insgesamt rund 165 Filialen des Unternehmens werden über
2.000 Beschäftigte die Arbeit niederlegen (in Baden-Württemberg,
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Thüringen) und zu drei zentralen Streikversammlungen
zusammenkommen.

"Die Arbeitgeber haben bisher nur Reallohnverluste geboten. Das ist
eine Unverschämtheit angesichts der harten Arbeit, die die
Beschäftigten täglich leisten. Wir fordern, dass die Arbeitgeber
endlich ein Angebot vorlegen, das reale Entgeltsteigerungen bedeutet.
Und dass sie sich gemeinsam mit uns für die Beantragung der
Allgemeinverbindlichkeit einsetzen. Kaufland bzw. die Schwarz-Gruppe
haben sich in der Vergangenheit positiv zur Allgemeinverbindlichkeit
geäußert, das begrüßen wir. Wir erwarten, dass das Unternehmen sich
dann auch im Arbeitgeberverband mit Nachdruck dafür einsetzt, dass
die unsägliche Blockadehaltung der Unternehmen zur
Allgemeinverbindlichkeit, vor allem seitens Edeka, endlich aufhört",
sagt Orhan Akman, ver.di-Bundesfachgruppenleiter Einzelhandel.

ver.di fordert für den Einzelhandel unter anderem 6,5 Prozent mehr
Lohn, mindestens aber 163 Euro bzw. einen Euro mehr pro Stunde.
Weitere Informationen unter: https://tinyurl.com/yxm4c5sa .

Für den Groß- und Außenhandel werden ebenfalls 6,5 Prozent gefordert,
sowie länderspezifisch z.T. Mindestbeträge, die sich je nach Land zwischen
150 und 200 Euro monatlich bewegen. Weitere Informationen unter:
https://tinyurl.com/yyrvb8vs .

Sowohl für den Einzel- und Versandhandel wie auch für den Groß- und
Außenhandel sollen die Tarifverträge für alle Unternehmen der Branche
wieder für allgemeinverbindlich erklärt werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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DATENSCHUTZ/041: Schluss mit dem Eingriff in private Räume unbescholtener Bürger (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Juni 2019

Zur Innenministerkonferenz in Kiel: Alles kann, nichts muss? - Schluss mit dem Eingriff in private Räume unbescholtener Bürger!



Berlin (DAV). Fahrzeugdaten, Smart-Home-Geräte, Sprachassistenten -
wann immer der Staat neue Quellen entdeckt, Daten über seine
Bürgerinnen und Bürger zu sammeln, wird er auch versuchen, darauf
zuzugreifen. Anlässlich der laufenden Frühjahrskonferenz der
Innenminister und -senatoren (IMK) in Kiel mahnt der Deutsche
Anwaltverein (DAV) eindringlich vor einer grenzenlosen Datensammlung
unter dem Deckmantel der Sicherheit: "Aus jeder Datenquelle zu
schöpfen, die technisch möglich ist, sollte nicht das Credo eines
liberalen Rechtsstaats sein", gibt DAV-Präsidentin Edith Kindermann zu
bedenken.

Der bloße Gedanke daran eröffnet eine beunruhigende Vision eines
Staates, der latent das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung verletzt. Nicht einmal der Privatbereich der Wohnung
scheint noch unantastbar: Suchverläufe, Kaufverhalten,
Essgewohnheiten, Hobbys - all das ist leicht auszuforschen, wenn
Zugriff auf die Datenspeicher moderner High-Tech-Helfer, wie etwa
"Alexa", "Siri" oder "Google Assistant" besteht. Wer befürchten muss,
dass all diese Informationen für staatliche Einrichtungen zur
Verfügung stehen könnten, kann sich nicht mehr unbefangen durch die
Welt bewegen: Das Bundesverfassungsgericht sprach im Zuge seiner
Entscheidungen zum Kennzeichen-Scan oder zur Vorratsdatenspeicherung
von einem unzumutbaren "Gefühl des Überwachtwerdens" für den
Einzelnen.

Auch die technischen Entwicklungen der Automobilindustrie öffnen einer
Überwachung Tür und Tor. So steht auch der Zugriff von
Sicherheitsbehörden auf im Fahrzeug generierte Daten auf der
Tagesordnung der Innenminister. Doch ob Fahrverhalten oder
Bewegungsprofile: Allein der Fahrzeug-Eigentümer sollte über die
persönlichen Daten seines Wagens verfügen können.

Menschen geben im Zuge der Digitalisierung immer mehr von sich preis,
oft unbewusst. Doch nur weil im Kontext von Alltagserleichterung und
Lebensqualität immer mehr Daten erhoben und gespeichert werden,
bedeutet das noch lange nicht, dass der Staat das Recht hat, darauf
zuzugreifen - auch nicht aus gut gemeinten Motiven. "Auftrag der
Politik ist es vielmehr, die Freiheits- und Bürgerrechte zu schützen,
anstatt die ausgelebte Freiheit seiner Bürger auszunutzen", so
Kindermann weiter. Der Eingriff in private Räume müsse Grenzen haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 08/19 vom 13. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/217: Übertragung des alleinigen Sorgerechts vom einen auf den anderen Elternteil (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. Juni 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Übertragung des alleinigen Sorgerechts vom einen auf den anderen Elternteil



Brandenburg/Berlin (DAV). Hat ein Elternteil das alleinige Sorgerecht,
kann der andere Elternteil beantragen, dieses allein auf ihn zu
übertragen. Dabei prüft das Gericht zunächst, ob das gemeinsame
Sorgerecht dem Kindeswohl am besten dient. Ist dies nicht der Fall,
wird geprüft, ob die Übertragung auf den anderen Elternteil für das
Kind besser ist. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Brandenburg vom 19. März 2018 (AZ: 10 UF 88/16).

Die Eltern waren nicht miteinander verheiratet. Die Mutter hatte das
alleinige Sorgerecht. Sie zog im November 2013 ohne vorherige
Ankündigung mit ihrer Tochter in den Iran. Daraufhin entzog ihr das
Familiengericht zunächst das Aufenthaltsbestimmungsrecht für die
Tochter, später auch die gesamte elterliche Sorge. Das Kind wurde
unter die Vormundschaft des Jugendamts gestellt. Im Dezember 2014
kehrte die Mutter mit ihrer Tochter aus dem Iran zurück. Der Vater
beantragte die Übertragung des Sorgerechts auf ihn. Das
Familiengericht entschied wie vom Vater beantragt.

Die Mutter hatte mit ihrer Beschwerde gegen die Entscheidung des
Familiengerichts keinen Erfolg. Beantrage ein Elternteil den Entzug
des alleinigen Sorgerechts und die Übertragung auf sich, werde eine so
genannte doppelte Kindeswohlprüfung durchgeführt. Zunächst sei zu
prüfen, ob ein gemeinsames Sorgerecht sinnvoll wäre. Im vorliegenden
Fall komme dies nicht in Betracht. Das gemeinsame Sorgerecht setze ein
Mindestmaß an Übereinstimmung in wesentlichen Bereichen der
elterlichen Sorge voraus und ebenso eine tragfähige soziale Beziehung
zwischen den Eltern. Da in diesem Fall ein anhaltender und
tiefgreifender Konflikt zwischen den Eltern bestehe, scheide das
gemeinsame Sorgerecht aus.

Sodann müsse geprüft werden, ob die Übertragung des Sorgerechts auf
den anderen Elternteil dem Kindeswohl am besten entspreche. Dabei
komme es darauf an, ob derjenige besser in der Lage sei, die
Entwicklung und Erziehung des Kinds zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu gewährleisten. Dabei spielten
Kriterien wie Kontinuität, Bindung des Kinds, Kindeswillen und
Förderung grundsätzlich eine Rolle.

Für das Gericht war insbesondere vor dem Hintergrund des
Förderungsgrundsatzes sowie der Kontinuität der Vater besser geeignet
als die Mutter. Die Mutter hatte die Tochter nach der Rückkehr aus dem
Iran fremd untergebracht. Daher durfte dem Vater das alleinige
Sorgerecht übertragen werden.

Informationen: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 11/19 vom 12. Juni 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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ZIVILRECHT/740: Vorsicht bei Autokauf im Ausland (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. Juni 2019

Vorsicht bei Autokauf im Ausland



Celle/Berlin (DAV). Beim Autokauf im Ausland müssen Ansprüche aus dem
Kaufvertrag im Ausland geltend gemacht werden. Denn: Deutsche Gerichte
sind nicht zuständig. Hat also das Auto - anders als angegeben -
Mängel, kann man nicht in Deutschland klagen. Man muss sich dann an
Gerichte im jeweiligen Land wenden. Dies betrifft auch Ansprüche wegen
eines angeblichen Betrugs über Mängel des Fahrzeugs. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Celle vom
6. Februar 2019 (AZ: 7 U 102/18).

Die Frau kaufte über eine Internetplattform einen Porsche 911 Turbo.
In der Anzeige gab es keine Hinweise auf Unfallschäden oder Mängel des
Fahrzeugs. Es wurde angepriesen als "reines Schönwetterfahrzeug in
makellosem Bestzustand". Verkäuferin war eine in Bulgarien ansässige
Gesellschaft. Über deren Vertreter in Deutschland nahm die Frau
Kontakt auf. Sie zahlte den Kaufpreis von rund 60.000 Euro an die
Gesellschaft und fuhr dann nach Bulgarien, um das Auto abzuholen. Dort
unterschrieb die - des Bulgarischen nicht mächtige - Frau einen in
bulgarischer Sprache abgefassten schriftlichen Kaufvertrag.
Tatsächlich befand sich das Fahrzeug nicht "in makellosem
Bestzustand". Es wies vielmehr zahlreiche Mängel auf, u. a. infolge
eines schweren Unfalls. Die Käuferin verklagte die Verkäuferin deshalb
in Deutschland auf Schadensersatz. Das tat sie ausdrücklich nur auf
gesetzliche Ansprüche wegen einer behaupteten Täuschung im Sinne eines
Betrugs, da vertragliche Ansprüche aus dem Kaufvertrag in jedem Fall
bei bulgarischen Gerichten hätten geltend gemacht werd
en müssen.

Die Klage blieb erfolglos, da auch bei der Beschränkung der Klage
deutsche Gericht nicht zuständig sind, so das Oberlandesgericht. Zwar
gebe es in der EU die Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen
auch in Deutschland zu klagen. Dies sei hier jedoch nicht möglich.
Zwar stütze die Klägerin den Schadensersatzanspruch nur auf den
behaupteten Betrug. In diesem Fäll wären deutsche Gerichte zuständig,
sofern die Täuschung in der Bundesrepublik erfolgt sei. Um die
behauptete Täuschung über Fahrzeugmängel überhaupt prüfen zu können,
müsste ein deutsches Gericht aber auch die Verpflichtungen der
Verkäuferin aus dem Vertrag prüfen. Ein möglicher Anspruch könne nicht
festgestellt werden, ohne den Inhalt des Vertrags und die Umstände des
Vertragsschlusses zugrunde zu legen. Dafür seien aber bulgarische
Gerichte zuständig.

Die Klägerin muss daher ihre Ansprüche in Bulgarien geltend machen, so
die DAV-Verkehrsrechtsanwälte.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 22/19 vom 12. Juni 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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SCHACH-SPHINX/06957: Ein Augenblick verdarb die Stellung (SB)


"Wir sind geneigt, eine Opferpartie grundsätzlich höher einzuschätzen
als eine noch so tiefe Positionspartie. Wir stellen den sittlichen
Wert unwillkürlich über den wissenschaftlichen. Wir verehren
Capablanca, aber unser Herz schlägt höher bei dem Namen Morphy. Wir
können eben der zündenden Macht des Opfers nicht widerstehen, denn die
Begeisterung für das Opfer liegt in der Natur des Menschen." Diese
pathetischen Worte stammen von Rudolf Spielmann, und sie bedürfen
eines Zusatzes nicht. Nicht von ungefähr galt er als einer der
schärfsten und konsequentesten Angriffsspieler seiner Zeit, für viele
ein unnachahmlicher Künstler, ein Mensch mit Charakter, der seine
Meinung nicht hinter Fassaden und Zeitgeschmäckern zu verbergen
suchte, ein Kämpfer auf dem Brett und mitten im Leben. Im heutigen
Rätsel der Sphinx, aus einer Partie aus der Damenmeisterschaft der
UdSSR von 1979 entnommen, hatte die Ex-Weltmeisterin Gaprindaschwili
mit den schwarzen Steinen eine Stellung herbeigeführt, die Spielmann
zu höchsten Freudentönen Anlaß gegeben hätte. Freilich schlug in ihr
nicht das Herz, das Spielmanns Blut zum Rauschen brachte, und so
verdarb sie die Partie nunmehr mit 1...Df3-f5?? Zehn Züge später mußte
sie sich geschlagen geben. Gesetzt, Spielmann hätte diese Stellung vor
sich gehabt, Wanderer, wie wäre ihm dann wohl ein Schönheitspreis
zuteil geworden?






[image: SCHACH-SPHINX/06957: Ein Augenblick verdarb die Stellung (SB)]



Lewitina - Gaprindaschwili

Tiflis 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Majestät machte ihre letzten Atemzüge nach 1.Tb6-h6!! Ta8-
a6 - notwendig, denn es drohte 2.Th6xh7+ Kh8xh7 3.De5-h5# - 2.Td4-d6
Ta6xd6 3.De5xd6 g7xh6 - 3...Tf8-e8 4.Sf3-g5! - 4.Dd6-f6#
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MELDUNG/248: Antisemitismus stoppen - aber wie?! (idw)


Technische Universität Berlin - 12.06.2019

Antisemitismus stoppen - aber wie?!

Expert*innen aus Wissenschaft, Bildung, Medien und Politik schaffen mit
der Webseite www.stopantisemitismus.de eine neue Anlaufstelle im Kampf
gegen Antisemitismus



Die am 12. Juni 2019 gelaunchte Webseite www.stopantisemitismus.de ist
das Ergebnis eines bislang einzigartigen Zusammenschlusses von
bundesweiten Einrichtungen, Initiativen und Einzelpersonen gegen
Antisemitismus. Neben Journalist*innen, Stiftungsvertreter*innen,
Psycholog*innen, Pädagog*innen und Vertreter*innen des Zentralrats der
Juden in Deutschland, des Zentralrats der Muslime in Deutschland und der
Bundeszentrale für politische Bildung waren auch Wissenschaftler*innen der
TU Berlin an dem einjährigen Entstehungsprozess beteiligt. Ins Leben
gerufen und finanziert wurde das Projekt von der ZEIT-Stiftung Ebelin und
Gerd Bucerius.

Wo begegnet man Antisemitismus im Alltag? Welche Reaktionen darauf sind
ratsam? Wer bietet Unterstützung und Hilfe an? Nicht selten bleiben
Betroffene, Zeug*innen und Unbeteiligte antisemitischer Vorfälle mit ihren
Fragen allein oder verlieren sich in den unübersichtlichen Hilfsangeboten
des Internets. "Das Spektrum des Antisemitismus ist breit gefächert und
ein gesamtgesellschaftliches Problem. Häufig sind sich Bürger*innen auch
gar nicht bewusst, dass Witze oder Redewendungen einen antisemitischen
Hintergrund haben", so Prof. Dr. Monika Schwarz-Friesel,
Kognitionswissenschaftlerin und Antisemitismusforscherin an der TU Berlin.
Zusammen mit einer interdisziplinären Expert*innen-Gruppe hat sie über ein
Jahr lang die Inhalte der Webseite erarbeitet, mit dem Ziel, die
Zivilgesellschaft für alltäglichen Antisemitismus zu sensibilisieren,
darüber zu informieren und Hilfestellungen anzubieten. Unterstützung
findet das Projekt auch beim Beauftragten der Bundesregierung für
jüdisches Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus Dr.
Felix Klein.

Reale Fälle aus dem deutschen Alltag

"Antisemitische Äußerungen mit ihren zum Teil uralten Stereotypen sind
keineswegs nur bei Rechten anzutreffen, sondern allgemein weit verbreitet
und oft akzeptiert", erklärt Monika Schwarz-Friesel. Insgesamt 35 konkrete
Szenen und authentische Aussagen, beispielsweise von Angestellten,
Polizist*innen, Lehrer*innen oder anderen Gruppen aus der Mitte der
Gesellschaft, hat das Expert*innen-Team zusammengestellt. Jedes Beispiel
wird auf der Webseite wissenschaftlich erläutert und Handlungsempfehlungen
sowie Argumentationshilfen gegen antisemitische Äußerungen und Übergriffe
gegeben.

Daneben bietet eine umfangreiche und laufend aktualisierte Adressdatenbank
auf www.stopantisemitismus.de hilfreiche Kontakte bei antisemitischen
Vorfällen sowie Anlaufstellen, wie Museen und Gedenkstätten, für
Workshops, Fortbildungen und Seminare für Lehrende, Jugendliche, Eltern
und interessierte Bürger*innen.

"Ziel war es, mit möglichst konkreten Beispielen einer breiteren
Öffentlichkeit zu vermitteln, in welchen verschiedenen Formen und Mustern
antisemitische Ansichten geäußert werden können. Ich fand es sehr
hilfreich, dabei auch genau auf die jeweiligen Kontexte eingehen zu
können, denn oft können wir erst durch den Kontext entscheiden, wie
antisemitisch eine Äußerung gemeint sein dürfte", erklärt Prof. Dr. Uffa
Jensen, stellvertretender Leiter des Zentrums für Antisemitismusforschung
(ZfA) der TU Berlin. Zusammen mit über 15 anderen Expert*innen hat er an
der konzeptionellen und inhaltlichen Gestaltung der Webseite gearbeitet.

Ins Leben gerufen und finanziert wurde das Projekt von der ZEIT-Stiftung
Ebelin und Gerd Bucerius. "Wir möchten die Zivilgesellschaft für
Antisemitismus im Alltag - auch den weniger offensichtlichen -
sensibilisieren und Reaktionsmöglichkeiten anbieten. Und wir wollen die
tollen Angebote, die es in dem Bereich Antisemitismusprävention gibt,
stärker sichtbar machen, miteinander vernetzen, und so eine Anlaufstelle
für diejenigen werden, die sich informieren und Haltung im Alltag zeigen
möchten, aber bisher noch nicht wissen wie", betont Dr. Nina Smidt,
Bereichsleiterin Internationale Planung und Entwicklung der ZEIT-Stiftung
Ebelin und Gerd Bucerius. Die ZEIT-Stiftung fördert die Webseite nach dem
Launch für ein Jahr. Verantwortlich für die weitere Pflege und Entwicklung
wird die Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus e.V. (KIgA) sein.

Weiterführende Informationen finden Sie ab dem 12. Juni 2019 unter:

http://www.stopantisemitismus.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 12.06.2019
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TAGUNG/674: Vechta - Tagung thematisiert alte und neue Ungleichheiten, 18.-19.06.2019


Universität Vechta

Tagung thematisiert alte und neue Ungleichheiten



Am 18. und 19. Juni 2019 ist die Universität Vechta Schauplatz der
internationalen Tagung "An intersectional perspective on old and new
inequalities: Traditional and alternative concepts of personal
relationships and communities." Die intersektionale Perspektive nimmt die
Überschneidung von verschiedenen gesellschaftlichen Macht- und
Herrschaftsverhältnissen in den Blick und fragt, wie einzelne Personen in
diesen benachteiligt und diskriminiert werden bzw. welche Privilegien
ihnen innerhalb dieser entstehen.

Der Fokus der Tagung liegt auf traditionellen sowie alternativen Formen
der Vergemeinschaftung - z. B. Familien, Wohngemeinschaften von Freunden
oder Mehrgenerationenhaushalte ohne Verwandtschaftsbeziehungen. Erwartet
werden Wissenschaftler*innen aus Finnland, der Türkei, den Philippinen,
UK, den USA, und Deutschland. Die Tagung ist öffentlich, Arbeitssprache
ist Englisch.

Die Organisatorinnen Prof.in Dr.in Christine Hunner-Kreisel und Dr.in
Julia Hahmann aus dem Studienfach Soziale Arbeit der Universität Vechta
erläutern den Hintergrund des Tagungsthemas: "Wir beobachten
beispielsweise, dass die Struktur des Wohlfahrtsstaates - nicht nur in
Deutschland - auf spezifische, entlang von Heteronormativität
ausgerichtete Formierungen von Familie rekurrieren - Vater, Mutter, Kind
oder Kinder. Die Realität des Zusammenlebens in der Familie oder darüber
hinaus ist heute jedoch viel diverser. Wohlfahrtsstaatliche
Unterstützungsstrukturen sind somit diskriminierend und bewirken
Ungleichheiten für alternative Formen des Zusammenlebens wie
beispielsweise auf Freundschaft begründete Lebensgemeinschaften."

Thematisch bedeutsam werden dabei auch Ungleichheitsverhältnisse entlang
von Lohn- bzw. Carearbeit sowie ungleiche Verhältnisse, die ältere
Erwachsene oder als Kinder positionierte Menschen betreffen.
Intersektionalität verweist dabei auf die Verwobenheit von
gesellschaftlichen Verhältnissen und in diesen entstehende
Benachteiligungen und Privilegien und damit darauf, dass Menschen
gleichzeitig beispielsweise von Armut, von Diskriminierungen als Frau*
oder durch rassistische Adressierungen betroffen sein können.
Intersektionalität wurde ursprünglich von Feministinnen of Colour initiert
und vertritt insbesondere mit Bezug auf seine Herkunft einen politischen
Anspruch. Ob, und wenn ja, wie dieser auf akademischer Ebene eingelöst
werden dann, stellt einen kritischen, gemeinsamen Bezugspunkt aller
Vorträge dar.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-vechta.de/tagungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 13.06.2019
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AKTION/866: Unna - Welt-Yoga-Tag - Öffentliches Üben am 21. Juni 2019


Stadt Unna

Mitmachen beim Welt-Yoga-Tag 

Öffentliches Üben am 21. Juni 2019, um 18 Uhr auf dem Platz der
Kulturen



Kreisstadt Unna. Der Internationale Tag des Yoga beruht auf einer
Resolution der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2014. Globale
Gesundheit wird dabei als Entwicklungsziel beschrieben und Menschen
sollen gesundheitfördernde Entscheidungen treffen. Yoga wird als
ganzheitlichen Ansatz zur Förderung von Gesundheit und Wohlbefinden
sowie einer Lebensführung frei von Maßlosigkeit empfohlen.

Der 21. Juni wurde zum Internationalen Tag des Yoga erklärt. Alle
Mitgliedsstaaten und Organisationen der Zivilgesellschaft sowie
Privatpersonen sind aufgefordert, den Internationalen Tag des Yoga in
angemessener Weise zu begehen. An vielen Orten auf der Welt finden
seither öffentliche Yoga-Angebote statt.

Die VHS bietet eine Stunde Yoga auf dem Platz der Kulturen an, um sich
an der weltweiten Bewegung an diesem Tag zu beteiligen und die
Vorteile der Ausübung von Yoga stärker ins öffentliche Bewusstsein zu
rücken. Am Freitag, dem 21. Juni, um 18 Uhr kann jede Person mit
machen, wenn Yoga-Dozentinnen auf dem Platz der Kulturen Yoga-Übungen
anleiten. Einfach bequeme Kleidung anziehen und die eigene Matte
mitbringen; es sind aber auch Matten der VHS vorhanden.

Bei schlechtem Wetter wird das öffentliche Üben in die Schwankhalle
des zib verlegt. Eingeladen sind alle, die eine Stunde Yoga, kostenlos
und verbunden mit vielen Menschen auf der Welt, erleben möchten.

Informationen erteilt VHS-Studienbereichsleiterin Brigitte Schubert
unter Telefonnummer 02303/103-732. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich, aber zur besseren Planung erwünscht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 13. Juni 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MELDUNG/253: Studie - Theater, Konzerthäuser, Opern und Museen könnten deutlich mehr Publikum gewinnen (idw)


Zeppelin Universität - 12.06.2019

Studie zeigt: Theater, Konzerthäuser, Opern und Museen könnten deutlich
mehr Publikum gewinnen



Friedrichshafen/Berlin. Theater, Konzerthäuser, Opern und Museen könnten
die Zahl ihrer Besucherinnen und Besucher um rund 75 Prozent steigern,
wenn sie sich stärker an den Erwartungen und Bedürfnissen ihres Publikums
orientierten. Das sagt der Kulturwissenschaftler Professor Dr. Martin
Tröndle, Inhaber des WÜRTH Chair of Cultural Production an der Zeppelin
Universität (ZU) in Friedrichshafen. "Enormes Potential liegt insbesondere
im Kreis der bisherigen Selten- und Nichtbesucher, die immerhin mehr als
die Hälfte der bundesdeutschen Bevölkerung stellen", erklärt Tröndle.

In seinem neuen Buch "Nicht-Besucherforschung. Audience development für
Kultureinrichtungen" gibt er Empfehlungen, wie diese bislang weitgehend
unerforschte Gruppe zu erreichen ist. Die Stiftung Würth, der
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, die Deutsche Oper Berlin,
die Neuköllner Oper und die Schaubühne Berlin haben das Projekt
unterstützt.

Kultureinrichtungen für ihre Besucher da, nicht umgekehrt

"Kultureinrichtungen stellen bis heute zumeist die Kunst ins Zentrum,
selten den Menschen", stellt Tröndle fest. "Dabei sind Kultureinrichtungen
für ihre Besucherinnen und Besucher da, nicht umgekehrt. Ohne die
Autonomie der Kunst einzuschränken, bedeutet dies, danach zu fragen, wie
auch die Besucherinnen und Besucher in den Fokus der Kultureinrichtungen
rücken können." Zwar gebe es Bemühungen, zielgruppenorientiert mit der
Programm- und Themensetzung ein neues Publikum zu erreichen. Diese gingen
aber aus Tröndles Sicht nicht weit genug: "Was benötigt wird, ist eine
Veränderung der Perspektive. Der Bezugsrahmen der Kultureinrichtungen wäre
dann nicht mehr ausschließlich die Kunstproduktion, sondern die Nähe zu
den Besucherinnen und Besuchern."

Tröndle hat die weltweit erste umfangreiche Studie zur
Nicht-Besucherforschung vorgelegt. Als "Nichtbesucher" gelten in der Studie
Personen, die weniger als einmal in den vergangenen zwölf Monaten eine
Opern- oder Theatervorstellung oder ein Konzert mit klassischer und
zeitgenössischer Musik besucht haben. Mit seinem Team befragte Tröndle in
einem ersten Schritt in Berlin und Potsdam 1264 Studierende zu
Freizeitverhalten, Bildungsherkunft, Kunstaffinität und Besuchsbarrieren
für Kulturveranstaltungen. Da inzwischen mehr als 55 Prozent eines
Jahrgangs studieren, stellen die Akademikerinnen und Akademiker künftig
mehr als die Hälfte der bundesdeutschen Bevölkerung. Sie repräsentieren
einen Großteil des zukünftigen Publikums.

In einem zweiten Schritt wurden rund 80 Teilnehmende der ersten Studie,
die sich als Nichtbesucher herausgestellt hatten, zu Aufführungen der
Deutschen Oper Berlin, der Neuköllner Oper und der Schaubühne Berlin
eingeladen. Vor und nach der Vorstellung wurden sie befragt. "Unser Ziel
war es, durch die Kombination von statistischem und experimentellem
Herangehen nicht nur Vorurteile über Kulturinstitutionen zu erfahren,
sondern das Erleben der Nichtbesucher in den Kulturorganisationen selbst
zu analysieren", sagt Tröndle.

Nähe ist entscheidend

Die Ergebnisse der Studie zeigen folgende Faustregel auf: "Je näher die
Kunst den jungen Menschen ist, desto eher besuchen sie
Kultureinrichtungen", erklärt Tröndle. Nähe müsse als "vieldimensionaler
Begriff" verstanden werden: Er impliziere Nähe zur Kunst durch die
Sozialisation im Elternhaus, durch Wissen über Kunst, durch eigene
künstlerische Tätigkeiten, durch den Kontakt mit Kunst in der Schule, im
Freundeskreis und beim Besuch von Kultureinrichtungen, durch den eigenen
Musikgeschmack und Freizeitpräferenzen sowie durch das Angebot und das
Ambiente der Kulturorganisationen.

Erstmalig zeigt die Studie differenziert den Zusammenhang von eigener
künstlerischer Tätigkeit und dem Besuch einer Kultureinrichtung sowie die
Effekte von Bildung und sozialer Herkunft. Auch die Bildung der Eltern hat
auf den Besuch von Oper, Theater, Ballett und klassischem Konzert einen
klaren Effekt, am größten ist er, wenn ein Elternteil
Geisteswissenschaftler, der andere Kunst- oder Kulturwissenschaftler oder
Künstler ist. Weiter zeigt die Studie, dass das Spielen eines Instrumentes
zwar einen positiven, aber keinen durchschlagenden Effekt auf den späteren
Besuch hat.

Zeit sei nicht der Hauptfaktor, der über einen Kulturbesuch entscheide, so
Tröndle. "Wie wir zeigen konnten, verfügen Nichtbesucher sogar über mehr
freie Zeit als Besucher." Die Untersuchung brachte andere Gründe für den
Nichtbesuch hervor. Einer davon: Die Möglichkeit, eine Kultureinrichtung
in Begleitung mit jemandem Vertrauten zu besuchen, ist ein
ausschlaggebendes Moment. Tröndle: "96 Prozent aller Befragten gaben an,
Ballett, Theater, Oper oder klassisches Konzert nicht allein, sondern in
Begleitung besuchen zu wollen. Auch hier muss Nähe hergestellt werden, um
die Motivation zu erzeugen." Allerdings gebe es kaum Kultureinrichtungen,
die auf diesen Punkt bewusst eingingen.

Wesentlich für die Entscheidung junger Menschen seien zudem die
persönliche Empfehlung und das Internet; das klassische 
Tageszeitungs-Feuilleton dagegen habe fast keinen Einfluss mehr. Lediglich 25 Prozent
der Probanden nahmen Kultureinrichtungen und ihr Angebot überhaupt bewusst
wahr - bei 75 Prozent seien Kultureinrichtungen mit ihren Kanälen nicht in
deren Lebenswelt verankert.

Für Tröndle geht es mit Blick auf die Akzeptanz und Attraktivität von
Kultureinrichtungen daher "nicht darum, Barrieren abzubauen, sondern
darum, Nähe aufzubauen". Kulturpolitik und Kultureinrichtungen sollten ein
Interesse entwickeln, zumindest einmal im Jahr jeden Nichtbesucher in ihr
Haus zu locken. "Es müssen verstärkt Nichtbesucher-Programme erdacht
werden", meint Tröndle. "Das Potential neuer Besucherinnen und Besucher
ist vorhanden."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution811

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zeppelin Universität, 12.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/463: Hamburg - Szenische Lesung "Kranke Reden", 18.6.2019


KRANKE REDEN

Lesung Sophia Kennedy und Max Martens

Musik von Helena Ratka

Text von Jana Papenbroock

am 18. Juni 2019, um 19.00 Uhr

im Fleetstreet-Theater, Admiralitätstraße 71, 20459 Hamburg



Das Stück, das aus der Historie radikaler Texte der
Anti-Psychiatrie-Bewegung hervorgeht, ist eine Umkehrung des üblichen
Machtverhältnisses zwischen Psychiatern und ihren Patienten. Hier sind
es die Patienten, die die Psychologie ihrer Psychiater analysieren und
ein dunkles und ethnologisch noch wenig erforschtes Gebiet beleuchten.

Verschiedene Künstler und Schriftsteller, die die Psychiatrie erfahren
haben, teilen ihre persönlichen Fazits über ihre Psychiater mit und
drücken gleichzeitig ihre politischen Forderungen und Bedenken
gegenüber der Gesellschaft als Ganze aus.

Mit Referenzen zu Schriften über Psychiater von u.a. Aby Warburg,
Dietmar Kamper, Otto E. Rössler, Antonin Artaud, das Sozialistische
Patientenkollektiv, Jean-Paul Sartre, Rainald Götz, Ernst Herbeck,
Kate Millett, Rolf Dieter Brinkmann, Richard Sennett, Jürgen Habermas,
Eva Illouz und Luise Boege, ist der Text eine Mischung aus anonymen
Patienten-Aussagen sowie essayistischen und fiktiven Erzählungen.

Ausschnitt:

"Meine Psychiaterin und ich teilten keinen Blick. Sie wirkte wie eine
nicht angeknipste Glühbirne. Auskennerisch, ohne etwas verstanden zu
haben. Sie sagte immer wieder, "wie Sie verstehen, wie Sie sicherlich
verstehen können". Sie war total professionell deformiert. Irgendwie
nur halb geboren."

 * 

Quelle:

Fleetstreet e.V.

Admiralitätstraße 71

20459 Hamburg

Theaterkasse Tel. 040 / 4711 0 666 sowie

www.st-pauli-theater.de
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INSEKTEN/305: Distelfalter auf Deutschlandtour (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 14. Juni 2019

NABU: Distelfalter auf Deutschlandtour

Ungewöhnliches Naturschauspiel zu beobachten / Der NABU bittet um
Mithilfe



Berlin - Nach ersten Ergebnissen der NABU-Mitmachaktion Insektensommer
meldeten die Teilnehmer Falter diesen Frühsommer deutlich seltener als
im Vorjahr. Laut vorläufigem Auszählungsstand gingen die
Schmetterlingssichtungen um 40 Prozent zurück, auch Schwebfliegen
waren weniger unterwegs. Dagegen nahmen die Beobachtungen von Käfern,
Bienen und Wespen gegenüber dem Vorjahr zu. "Besonders auffällig ist
der Zuwachs bei Marienkäfer, Erdhummeln, Haus-Feldwespe und die Blaue
Holzbiene", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller mit Blick auf
eine erste Bilanz zur NABU-Citizen-Science-Aktion Insektensommer. Die
erste große Insektenzählung fand vom 31. Mai bis zum 9. Juni statt.
Die zweite Runde läuft vom 2. bis zum 11. August. 5.000 Insektenfans
haben aktuell bei der Aktion mitgemacht und fleißig für den NABU
gezählt.




[image: Foto: © Helge May/NABU]

Distelfalter auf Margueritenblüte

Foto: © Helge May/NABU



Bei insgesamt deutlich weniger Faltersichtungen sticht eine Art
positiv hervor: Den farbenprächtigen Distelfalter haben die
Insektensommer-Teilnehmer dreimal so oft gesehen wie 2018. "Der
Distelfalter ist einer der wenigen fast über den ganzen Erdball
verbreiteten Schmetterlinge. Unsere mitteleuropäischen Winter mag er
allerdings nicht, denn er verträgt keinen Frost. Jedes Frühjahr
wandern die Distelfalter deshalb neu aus dem Süden ein, mal sind es
mehr, mal weniger", so NABU-Insektenexpertin Daniela Franzisi.

Der diesjährige Einflug konzentrierte sich auf eine östlichen Route
über Israel, Zypern und den Balkan. Folglich traten die Distelfalter
auch bei uns zunächst im Osten aus. Viele zogen nach Norden und Westen
weiter, so dass inzwischen auch die Küste und Niedersachsen stark
beflogen werden. Während des Zuges lassen sich in einer Stunde
Dutzende oder auch mal über hundert Falter beobachten. Inzwischen sind
die Falter in vielen Regionen Deutschlands angekommen, wobei der Zuzug
noch bis Ende des Monats anhalten kann. Bald legen die Distelfalter
ihre Eier ab, die nächste Generation schlüpft in den kommenden Wochen.
Im Spätsommer ziehen diese Falter dann wieder nach Süden. Naturfreunde
haben also noch einige Wochen Gelegenheit, Distelfalter zu beobachten.
Der NABU und sein Partner naturgucker.de wollen dies nutzen, um mehr
Informationen über die Falter zu gewinnen. Unter
www.NABU.de/Distelfalter können Sichtungen von Distelfaltern aktuell
über den Insektensommer hinaus gemeldet werden, dort gibt es auch
weitere Informationen zur Aktion. So wird man nicht nur Zeuge eines
faszinierenden Naturschauspiels, sondern hilft auch mit, es zu
dokumentieren.

Hintergrund

Nicht alle Details der Distelfalter-Wanderflüge sind bereits
erforscht. Fest steht, dass der Zyklus über mehrere Generationen
besteht. Viele Distelfalter überwintern in der afrikanischen Sahelzone
südlich der Sahara sowie auf der Arabischen Halbinsel. Von dort aus
fliegen sie ans Mittelmeer, wo sich die nächste Generation bildet.
Diese zweite Generation bricht weiter nach Norden auf und erreicht
Mitteleuropa, aber auch Skandinavien und das Baltikum. Manchmal
fliegen die Falter nonstop in einer Generation von Afrika und dem
Nahen Osten bis zu uns. Die tausende Kilometer lange Reise sieht man
den Tieren an, die zarten Flügel sind dann stark zerzaust und wirken
blass.

Mehr Infos: www.NABU.de/Diestelfalter

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 62/19, 14.06.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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BILDUNG/578: UN-Dekade zeichnet Hamburger "Draußenschule" aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 14. Juni 2019

Hamburger "Draußenschule" erhält Auszeichnung der UN-Dekade
Biologische Vielfalt



Hamburg, 14. Juni 2019 - Die "Draußenschule" bietet Hamburger
Grundschüler/innen wöchentliche Exkursionen zu nahegelegenen
Naturlernorten. Hier sammeln die Kinder gemeinsam positive
Naturerfahrungen und lernen die biologische Vielfalt auf spielerische
Art und Weise kennen. Bei diesem Angebot für Kinder arbeitet ein
erfahrenes Team aus Lehrerkräften, Pädagog/innen und Biolog/innen mit
Kooperationspartnern, wie Naturschutzvereinen, landwirtschaftlichen
Betrieben und dem Heimatmuseum zusammen. Die Fachjury der UN-Dekade
Biologische Vielfalt begründet die Auszeichnung damit, dass die
"Draußenschule" positive Naturerlebnisse bietet und Wissen über die
biologische Vielfalt vermittelt und den Kindern damit hilfreiche
Zugänge zur Natur ermöglicht. Die Auszeichnungsveranstaltung findet im
Stadtteilgarten "Horner Paradiese" statt. Urkunde und Vielfaltbaum
überreicht Hamburgs Bildungssenator Ties Rabe.

An einem vereinbarten Tag in der Woche begeben sich Schüler/innen der
teilnehmenden Schulen zusammen mit einer Lehrkraft und einem
außerschulischen Projektpartner zu einem fußläufig erreichbaren
Naturlernort. Dies kann ein Schulgarten oder Park sein oder auch ein
nahegelegener Wald, je nach räumlichem Umfeld der Schule. Diese
"Draußentage" werden in den Schulalltag integriert und auf 36
Schulwochen aufgeteilt. Bei den regelmäßigen Exkursionen setzen sich
die Kinder intensiv mit verschiedenen Naturphänomenen auseinander und
stärken zugleich ihre sozialen Kompetenzen. Bereits über 2.500
Schüler/innen aus zehn Grundschulen haben an dem Projekt teilgenommen.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

LANDSCHAFTSABENTEUER

(Koordinationsbüro Draußenschule)

Brockwinkler Weg 72a

21339 Lüneburg

info@landschaftsabenteuer.de

www.draussenschule.de




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2633&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.06.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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GARTEN/383: Früher Heckenschnitt gefährdet Vogelnachwuchs (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 13. Juni 2019

Früher Heckenschnitt gefährdet Vogelnachwuchs

NABU bittet um Rücksichtnahme auf Vögel / Schnittmaßnahmen erst Ende
Juli vornehmen / NABU-Naturgarten am 15. und 16. Juni geöffnet



Der NABU Hamburg bittet jetzt alle Gartenbesitzer, sich noch
mindestens bis Ende Juli mit dem Rückschnitt von Hecken und Sträuchern
zu gedulden. Derzeit brüten viele Singvögel im Schutz des dichten
Blattwerks.

Im jedem Garten grünt es in diesen Tagen. Für viele Gartenbesitzer ist
dies eine gute Gelegenheit Hecken zu stutzen. Zum Schutz der Vogelwelt
bittet der NABU aber darum, mit dem Hecken- und Strauchschnitt noch
bis Ende Juli zu warten. "Der Nachwuchs vieler Gartenvögel wie zum
Beispiel von Amsel und Zaunkönig wird gerade flügge. In dieser
sensiblen Phase ist ein Strauchschnitt für die Tiere problematisch",
erläutert Biologin Dr. Katharina Schmidt vom NABU Hamburg. "Die
Vogeleltern könnten durch Schnittmaßnahmen so sehr gestört werden,
dass sie ihre Brut aufgeben. Auch haben Beutegreifer ein leichteres
Spiel, wenn die schützenden Zweige weggeschnitten werden und die
Nester so leichter zu entdecken sind." Darüber hinaus gibt es im Juni
bei vielen Singvögeln eine zweite Brut, die ebenfalls durch das
Heckenschneiden gefährdet wird.

Auch aus Gärtnersicht lohnt es sich zu warten. Die Pflanzen befinden
sich bis Ende Juni im zweiten Wachstumsschub. Wer zu früh die
Heckenschere auspackt, muss sie in der Regel noch ein zusätzliches Mal
einsetzen. "Auf jeden Fall gehört für naturfreundliche Gärtner vor dem
Schnitt eine intensive Suche nach belegten Nestern in den Sträuchern
dazu", erklärt Schmidt. Auch gesetzlich müsse jeder, der Hecken
schneidet, darauf achten, Vögel nicht unnötig zu stören.

Wenn die Jungvögel flügge werden, sind auch häufig einsam und hilflos
wirkende Vogelkinder am Boden zu finden. Der NABU appelliert, diese
Tiere nicht gleich aufzunehmen, sondern sie an Ort und Stelle zu
belassen. Nur ganz selten handele es sich bei gefundenen Jungvögeln am
Boden um verlassene, verletzte oder geschwächte Tiere, die Hilfe
benötigen. Der Schein trügt häufig, denn die Jungen mancher
Vogelarten, wie z.B. der Amsel, verlassen ihr Nest bereits, bevor ihr
Gefieder vollständig ausgebildet sei. Die unerfahrenen und im Fliegen
noch etwas ungeübten "Nestflüchter" sitzen dann im halbhohen Geäst
oder auf dem Boden. Dort werden sie aber weiterhin von ihren Eltern
versorgt. Damit sie nicht verloren gehen, lassen die Jungvögel fast
unablässig so genannte "Standortlaute" hören.

NABU-Naturgarten öffnet am Wochenende wieder seine Pforten

Übrigens: Wer in seinem Garten noch mehr für den Artenschutz tun
möchte, kann sich an diesem Wochenende, am Samstag und Sonntag,
15./16. Juni 2019 Tipps im NABU-Naturgarten holen, der an beiden Tagen
von 11-17 Uhr für Besucher geöffnet ist.

Der NABU-Naturgarten befindet sich (Parzelle 185) im Kleingartenverein
"Birkenhain", Bebelallee / Ecke Braamkamp bzw. Deelböge (etwa 3
Gehminuten von der U1, Haltestelle Lattenkamp) und wird von der
NABU-Gruppe Bramfeld/Ohlsdorf/Barmbek betreut. Der Eintritt am Tag der
offenen Gartenpforte ist frei, Spenden sind herzlich willkommen. Und
wer selbst Lust auf naturnahes Gärtnern bekommt, ist bei der Gruppe
herzlich willkommen.




Weitere Gartentipps bietet der NABU unter

www.NABU-Hamburg.de/gartentipps

Die Verordnung der Stadt Hamburg zum Rückschnitt von Bäumen und Hecken
finden Sie unter 

https://www.hamburg.de/Dibis/form/pdf/baumschutz_mb.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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VERBAND/634: Jahresbericht 2018, 10-Punkte-Programm für die neue Landesregierung (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 12. Juni 2019

BUND Thüringen stellt Jahresbericht 2018 vor und richtet sich mit
10-Punkte-Programm an neue Landesregierung



Erfurt. Heute stellte der BUND Thüringen in Erfurt seinen
Jahresbericht 2018 vor. Der Landesvorsitzende Ron Hoffmann blickte auf
die Arbeit des Verbandes im vergangenen Jahr zurück und lieferte einen
Ausblick auf die Erwartungen an die neue Landesregierung. Sein Fazit:
Wenn wir den Herausforderungen "Klimakrise" und "Artensterben"
wirkungsvoll begegnen wollen, dann kann dies nur im Kontext einer
nachhaltigen Entwicklung in allen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens gelingen. Dazu muss aus Sicht des Verbandes umgehend ein
radikales Umsteuern hin zu einem nachhaltigen Regierungshandeln
erfolgen.

"Das Jahr 2018 war für den BUND Thüringen von historischer Bedeutung",
erklärt Hoffmann. "Nach 29 Jahren intensiver Kampagnenarbeit wurde
unsere Forderung zum flächendeckenden Schutz des Grünen Bandes endlich
in die Tat umgesetzt. Von diesem Erfolg für den Naturschutz geht eine
Signalwirkung für Deutschland und ganz Europa aus."

Dies war jedoch nicht der einzige Höhepunkt für den Umwelt- und
Naturschutz in Thüringen. Hoffmann: "Ebenfalls hart erkämpft wurde die
Ausweisung des 'Winkelbergs' als Naturschutzgebiet. Das Herzstück der
Rüdigsdorfer Schweiz konnte im Oktober 2018 offiziell vor dem Raubbau
durch die Gipsindustrie gerettet werden." Mit seinem "Schwarzbuch
Gips" verdeutlichte der Verband im Dezember, vor welcher Bedrohung die
naturschutzfachlich besonders wertvolle Karstlandschaft im Südharz
steht und dass dringend weitere Schutzmaßnahmen folgen müssen.

Einen wichtigen Schritt in Richtung Bewahrung des europäischen
Naturerbes leistete der BUND Thüringen im Sommer 2018 mit der Gründung
eines Trägervereins zum Betrieb der Natura 2000-Station "Possen"
gemeinsam mit der Zoologischen Gesellschaft Frankfurt (ZGF), der
Grünen Liga Thüringen, der Naturstiftung David, dem Verein Amphibien-
und Reptilienschutz Thüringen (VRT), der Wildtierland Hainich gGmbH,
dem Jugendfreizeit- und Bildungsverein Freiräume e.V.. Diese soll in
Zukunft konkrete Projekte und Aktionen organisieren, die zur
ungestörten Entwicklung des Gebietes und seiner Flora und Fauna
beitragen.

"Dass unsere Schutzmaßnahmen erfolgreich sind, bewies die
Wiederbesiedlung eines, im Rahmen unseres Laubfroschprojektes
sanierten, Teiches im Thüringer Wald. Dafür erhielten wir die
Auszeichnung UN-Dekade biologische Vielfalt", freut sich Hoffmann.
"Zudem gaben wir 2018 den Startschuss für eine bundesweite
Rettungsaktion für den vom Aussterben bedrohten 'Gartenschläfer'. Alle
Bürger*innen sind aufgerufen, Sichtungen unter www.gartenschlaefer.de
zu melden."

Hoffmann: "Doch um 1.000.000 Arten vor dem Aussterben zu bewahren,
reichen punktuelle Schutzmaßnahmen nicht aus. Die Politik ist
gefordert, das 'Netz des Lebens' nicht weiter zerreißen zu lassen.
Dies kann nur über einen flächendeckenden Biotopverbund gelingen, der
in Thüringen dringend umgesetzt werden muss."

Die zweite große Herausforderung für die Politik ist aus Sicht des
Verbandes die Klimakrise. "Die Tatsache, dass unzählige junge Menschen
seit Monaten im Rahmen der "Fridays for Future" auf die Straßen gehen,
zeigt, dass wir die Anstrengungen für den Klimaschutz deutlich
verstärken müssen", erklärt Hoffmann. "Steigende
Treibhausgasbelastungen und Wetterextreme bedrohen unser aller
Existenzgrundlagen massiv. Die Zeit des Abwägens ist vorbei. Jetzt ist
die Zeit des Handelns. Wir brauchen eine Agenda für den Klimaschutz,
die die dringlichsten Maßnahmen sofort aufgreift."

Mit seinem 10-Punkte-Programm liefert der Verband die Basis für seine
Forderungen an die neue Landesregierung. Kernpunkt ist die Forderung,
Nachhaltigkeit zum Verfassungsziel in Thüringen zu erheben.

Als Eckpfeiler für die Umsetzung dieses Verfassungszieles fordert
Hoffmann: "Wir brauchen einen Stopp der Privatisierung öffentlichen
Vermögens, Klimaneutralität bis spätestens 2040, eine Förderoffensive
für Solarenergie, einen ThüringenTakt für den Öffentlichen Nahverkehr
nach Schweizer Vorbild, eine Ausweitung der ökologischen
Landwirtschaft, eine naturnahe Waldbewirtschaftung, verstärkte
Anstrengungen zum Erhalt natürlicher Gewässerstrukturen und ein Ende
der zunehmenden Flächenversiegelung. Alle Gesetzes- und
Verordnungsinitiativen sind einer Nachhaltigkeitsprüfung zu
unterziehen."

Diese Forderungen müssen aus Sicht des Verbandes der Strategie einer
starken nachhaltigen Entwicklung unterliegen. "Nur so können wir
sicherstellen, dass auch unsere Kinder noch eine Erde haben, auf der
es sich zu leben lohnt", mahnt Hoffmann.



BUND Thüringen Jahresbericht 2018

https://www.bund-thueringen.de/service/publikationen/detail/publication/jahresbericht-des-bund-thueringen-2018/
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VERKEHR/1186: Deutschland stimmt für EU-weite CO2-Flottengrenzwerte für Lkw (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 13. Juni 2019

Svenja Schulze: "Ein Meilenstein für den Klimaschutz im
Straßengüterverkehr"

Deutschland stimmt für EU-weite CO2-Flottengrenzwerte für Lkw



Der Rat der EU-Mitgliedsstaaten hat heute mit der Unterstützung
Deutschlands erstmals eine EU-Verordnung zur Beschränkung für den CO2-
Ausstoß von Sattelzugmaschinen und Lkw beschlossen. Demnach muss der
CO2-Ausstoß schwerer Nutzfahrzeuge über 16 Tonnen bis 2025 um 15% und
bis 2030 um 30% fallen. Im April waren bereits neue Flottengrenzwerte
für Autos und leichte Nutzfahrzeuge beschlossen worden.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Mit dieser wichtigen
Verordnung haben wir nun auch in Europa verbindliche CO2-Vorgaben für
Lkw. Diese gibt es bereits seit Jahren in USA, China und Japan. Knapp
ein Viertel der gesamten CO2-Emissionen im Verkehr stammen von Lkws,
Tendenz steigend. Jetzt lässt sich der Anstieg der klimaschädlichen
Emissionen endlich bremsen."

Der Kraftstoffverbrauch eines Lkw gilt in der Logistikbranche als
wichtiges Wirtschaftlichkeitskriterium. Dennoch ging der
Kraftstoffverbrauch neuer Lkw in den letzten 10 Jahren kaum zurück.
Gleichzeitig nahm der Straßengüterverkehr stark zu - und damit auch
der gesamte CO2-Ausstoß des Verkehrs. Laut der neuen Verordnung muss
der mittlere CO2-Ausstoß pro Kilometer bei neuen Lkws nun in zwei
Schritten sinken: ab 2025 um 15 Prozent und ab 2030 um 30 Prozent,
jeweils gegenüber 2019.

Fahrzeug-Hersteller, die besonders viele Null- und
Niedrigemissionsfahrzeuge anbieten, können ihren vorgeschriebenen
Zielwert um bis zu 3 % verringern. Durch diesen Bonus werden
voraussichtlich vor allem Elektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge
gefördert.

Die Verordnung soll zudem auf kleinere Lkw, Busse, sowie Lkw-Anhänger
und Sattelauflieger erweitert werden, sobald geeignete Verfahren zur
Berechnung der CO2-Emissionen dieser Fahrzeuge zur Verfügung stehen.
Im Jahr 2022 soll die Europäische Kommission die Verordnung überprüfen
und Vorschläge über Änderungen und Erweiterungen machen. Die
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
von CO2-Emissionsnormen für neue schwere Nutzfahrzeuge VO tritt am 20.
Tag nach Veröffentlichung in einer offizieller EU-Mitteilung in Kraft.
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AFRIKA/126: Dürrerisiken neu bewerten - Beispiel Namibia und Angola (idw)


ISOE, Institut für sozial-ökologische Forschung - 06.06.2019

Dürrerisiken neu bewerten: Beispiel Namibia und Angola



Dürren bedrohen weltweit Millionen von Menschen. Durch den Klimawandel
werden sich Hungersnöte und Wasserknappheit voraussichtlich noch
verschärfen. Vor allem Menschen in Staaten südlich der Sahara sind vom
Risiko häufigerer Dürren betroffen. Wissenschaftliche Instrumente, die
das Ausmaß dieser Dürrerisiken erfassen, werden immer wichtiger, denn
nur so können wirkungsvolle Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Für
Namibia und Angola haben ISOE-Forscher*innen nun ein Instrument
entwickelt, das neben konventionellen Umweltparametern auch die
sozialen Aspekte von Dürren erfasst.




[image: Foto: © ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung]

Traditioneller Haushalt im ländlichen Raum Nordnamibias

Foto: © ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung



Die daraus resultierenden Vorschläge für integrierte Maßnahmen zur
Verringerung von Dürrerisiken fassen die Autoren Stefan Liehr und
Robert Lütkemeier im aktuellen ISOE-Policy Brief zusammen.

Nur mit einer umfassenden Strategie lassen sich die Ziele einer
nachhaltigen Entwicklung, wie sie in den Sustainable Development Goals
(SDG) der Vereinten Nationen beschrieben sind, erreichen. Zu einer
umfassenden Strategie zählt auch, geeignete Maßnahmen im Umgang mit
Dürren zu entwickeln. Hierfür ist es wichtig, neben ökologischen auch
die sozialen Folgen von Dürren zu kennen. Denn erst durch diese
ganzheitliche Betrachtungsweise wird das tatsächliche Ausmaß von
Dürrerisiken - und damit die Anfälligkeit von Mensch und Natur
gegenüber Umweltereignissen - deutlich. Zur Bekämpfung von Hunger,
Wasserknappheit und Flucht als Folgen von Dürren sind mittel- und
langfristige Strategien notwendig. Diese vereinen ganz
unterschiedliche technische wie auch institutionelle
Anpassungsmaßnahmen. Und da Umweltereignisse nicht an Ländergrenzen
haltmachen, wie das Beispiel des Cuvelai-Einzugsgebiets in der
Grenzregion zwischen Namibia und Angola zeigt, muss diese
Risikobewertung auch länderübergreifend ausgerichtet sein.

Der ISOE Policy Brief No. 6 "Integrated responses to drought risk in
Namibia and Angola" beschreibt die Anforderungen für eine solche
integrierte, transnationale Risikobewertung für Dürren. Die Autoren
Stefan Liehr und Robert Lütkemeier lassen darin ihre Expertise aus dem
internationalen Forschungsprojekt SASSCAL (Southern African Science
Service Centre for Climate Change and Adaptive Land Management)
einfließen, in dem sie wasserbezogene Verwundbarkeiten und Risiken für
Bevölkerung und Ökosysteme im Cuvelai-Einzugsgebiet untersucht haben.
Der Großteil der ländlichen Bevölkerung lebt dort von Ackerbau und
Viehwirtschaft, ist also von Dürren und ihren Folgen unmittelbar
betroffen. Die unter anderem mithilfe von Haushaltsbefragungen
erhobenen Daten wurden in einem modellbasierten Ansatz räumlich
differenziert analysiert, um Gebiete mit besonders hoher
Vulnerabilität und zugleich häufig auftretenden Dürren zu
identifizieren.

Multi-Ressourcen-Mix: Potenzial für nachhaltige Wassernutzung

Die daraus abgeleiteten Vorsorge- und Anpassungsmaßnahmen
konzentrieren sich vor allem auf eine nachhaltige Nutzung der
verfügbaren Wasserressourcen. Es geht darum, dass zentrale
Wasserversorgungsnetze mit dezentralen Wasserressourcen auf effiziente
Weise zusammengeführt werden. Diesen sogenannten
"Multi-Ressourcen-Mix" erforschte und erprobte das ISOE bereits im
Projekt CuveWaters. Leitungswasser ist im Norden Namibias für einen
Großteil der Bevölkerung eine zentrale Säule der
Versorgungssicherheit. Doch ebenfalls unabdingbar ist das während der
Regenzeit verfügbare Wasser, um den häuslichen und
landwirtschaftlichen Wasserbedarf zu decken. Wichtig ist daher, dieses
Wasser auch in der Trockenzeit verfügbar zu machen, beispielsweise
durch Regen- und Flutwassersammlung oder kontaminationsgeschützte
Brunnen. Eine solche effizientere Wassernutzung könnte dann auch einen
Beitrag zur landwirtschaftlichen Entwicklung leisten. Indem die
kleinbäuerlichen Betriebe ausreichend Wasser für Ackerbau und
Viehwirtschaft zur Verfügung haben, könnten Engpässe in der
Nahrungsmittelverfügbarkeit vermindert werden.

Unerlässlich für die Wasser- und Ernährungssicherheit sind neben
diesen technologischen Maßnahmen auch soziale Innovationen. Ganz
entschieden gilt es hier, vor allem die Bewohner*innen im ländlichen
Raum im Hinblick auf ihren gemeinschaftlichen Zusammenhalt und die
Solidarität untereinander in den Dörfern zu fördern, denn die
nachbarschaftliche und familiäre Unterstützung ist eine wichtige
Strategie im Umgang mit Notlagen, wie Dürrezeiten sie darstellen.

Betroffenen Staaten empfehlen die Autoren des ISOE-Policy Briefs,
grundsätzlich die wichtigsten Parameter für das Dürrerisiko
kontinuierlich zu überwachen. Neben der Beobachtung von Naturgefahren
(z.B. hydrometeorologische Messungen) sollte auch die
gesellschaftliche Dimension der Vulnerabilität in ein solches
Monitoring aufgenommen werden.

Über das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung

Das ISOE gehört zu den führenden unabhängigen Instituten der
Nachhaltigkeitsforschung. Seit 30 Jahren entwickelt das Institut
wissenschaftliche Grundlagen und zukunftsfähige Konzepte für Politik,
Zivilgesellschaft und Wirtschaft - regional, national und
international. Zu den Forschungsthemen gehören Wasser, Energie,
Klimaschutz, Mobilität, Urbane Räume, Biodiversität und
sozial-ökologische Systeme.

Originalpublikation:

Luetkemeier, Robert/Stefan Liehr (2019): Integrated responses to
drought risk in Namibia and Angola. ISOE Policy Brief, No. 6. ISOE -
Institute for Social-Ecological Research (ed.). Frankfurt am Main,
Germany



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.isoe.de/aktuelles/news/detail-all/news/duerrerisiken-neu-bewerten-beispiel-namibia-und-angola/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment72163

Integrated responses to drought risk in Namibia and Angola. ISOE
Policy Brief, No. 6. ISOE - Institute for Social-Ecological Research
(ed.). Frankfurt am Main, Germany

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717114

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ISOE, Institut für sozial-ökologische Forschung - 06.06.2019
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EUROPA/445: Vorschläge zum wirksamen Schutz des Grundwassers vor Nitrateinträgen - Abstimmung mit Brüssel (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft - Berlin, 13. Juni 2019

Ministerinnen legen gemeinsam Vorschläge zum wirksamen Schutz des
Grundwassers vor Nitrateinträgen vor

Verschärfungen zur Düngeverordnung werden mit Brüssel abgestimmt



Der Schutz unseres Grundwassers ist ein zentrales Anliegen der
Bundesregierung. Deshalb ist es wichtig zu verhindern, dass zu viel
Nitrat über das Düngen in die Böden gelangt. Die Bundesregierung hat
sich nach einem breit angelegten Konsultationsprozess mit Ländern,
Verbänden und Abgeordneten auf Vorschläge zur weiteren Beschränkung
der Düngung verständigt. Die Länder wurden einbezogen, weil die
Düngeverordnung auch der Zustimmung des Bundesrates bedarf. Das Ziel
ist es, den Schutz unserer Gewässer zu verbessern und damit die
Anforderungen des gegen Deutschland ergangenen EuGH-Urteils zur
EG-Nitratrichtlinie zukünftig zu erfüllen.

"Düngung muss bei der Pflanze und nicht im Grundwasser ankommen. Wir
wollen das Grundwasser schützen. Ich bin froh, dass es uns gelungen
ist, der EU-Kommission einen fairen Ausgleich zwischen den strengen
Grenzwerten der Nitratrichtlinie und den Anforderungen an eine
nachhaltige Pflanzenproduktion vorzuschlagen. Für unsere Landwirte
würden diese Maßnahmen eine erhebliche Anstrengung bedeuten. Wir
wollen die Landwirte aber bei der Umsetzung durch eine Reihe von
Maßnahmen unterstützen. Denn auch die landwirtschaftlichen Betriebe
haben ein hohes Interesse an der Reinhaltung des Grundwassers",
kommentiert Bundesministerin Julia Klöckner die Einigung.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir schlagen der EU-Kommission
ein Regelungspaket vor, mit dem wir dem Gewässerschutz deutlich
stärker Rechnung tragen. Die weitere Verschärfung der Düngeregeln ist
nötig, wenn wir die Nitratwerte im Wasser auf ein akzeptables Niveau
absenken, das Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland endlich
beenden und Strafzahlungen vermeiden wollen. Mit niedrigeren
Nitratwerten beugen wir steigenden Trinkwasserpreisen vor und schützen
unsere Artenvielfalt. Das nützt allen."

Nitrat ist zwar ein wichtiger Pflanzennährstoff. Aber zu viel Nitrat
im Grundwasser verteuert die Trinkwasseraufbereitung und schadet der
Umwelt. Hinzu kommt, dass bisher übliche Gegenmaßnahmen der
Wasserwirtschaft zunehmend an Grenzen stoßen, teuer sind und die
privaten Haushalte und die Wirtschaft belasten.

Die Landwirtschaft hat deshalb in den vergangenen Jahren bereits
umfangreiche Anstrengungen unternommen, um die Situation zu
verbessern. Bereits im Jahr 2017 hat die Bundesregierung die
Düngeverordnung geändert, um den Grundwasserschutz zu verbessern. Die
Änderungen, die damals vorgenommen worden sind, reichten aus Sicht der
Europäischen Kommission aber nicht aus, um die EG-Nitratrichtlinie zu
erfüllen. Zwischenzeitlich hatte der Europäische Gerichtshof zudem
Deutschland im Jahr 2018 wegen unzureichender Umsetzung der
EG-Nitratrichtlinie verurteilt.

Das Ergebnis:

In den Gebieten, die mit Nitrat belastet sind, schlägt die
Bundesregierung der Europäischen Kommission für die Landwirte zwar
einschneidende, aber im Ganzen zum Schutz des Grundwassers notwendige
Maßnahmen vor. Diese umfassen:


	die Reduzierung der Düngung in den sogenannten "Roten Gebieten" mit besonders hohen Nitratwerten um 20 % im Betriebsdurchschnitt, zusätzlich gibt es eine Mengen-Obergrenze in Höhe von 170 kg Stickstoff je Hektar und Jahr pro Schlag bzw. für Einzelflächen. Um betriebs- und anbauspezifischen Besonderheiten Rechnung zu tragen, sollen Betriebe flexibel entscheiden können, welche Kulturen weiter nach maximalem Bedarf gedüngt werden. Im Gegenzug muss auf anderen Flächen in den besonders belasteten Gebieten weniger gedüngt werden, um die Mengen-Obergrenzen einzuhalten;

	eine bis zu vier Wochen verlängerte Sperrzeit, in denen das Düngen in belasteten Gebieten nicht erlaubt ist;

	größere Abstände zu Gewässern beim Düngen von 10 Metern bei einer Hangneigung über 15 % und von 2 Metern bei einer Hangneigung zwischen 5 und 10 %, um das Abschwemmen von Stickstoff in angrenzende Gewässer zu verhindern (gegenüber bislang pauschal 5 Metern in hängigem Gelände).



Für extensiv wirtschaftende Landwirtschaftsbetriebe und Ökobetriebe,
die so nachhaltig und ressourcenschonend düngen, dass sie nicht zur
Gewässerbelastung beitragen, gelten Ausnahmen. So sollen Betriebe, die
durchschnittlich auf ihren Landwirtschaftsflächen weniger als 160 kg
Stickstoff je Hektar und Jahr und davon max. 80 kg mineralisch düngen,
von der Reduzierung der Düngung und der Mengen-Obergrenze freigestellt
werden. Auch auf Dauergrünland soll die Düngung nicht reduziert werden
müssen, da hier das Auswaschungsrisiko niedriger ist. Außerdem soll
eine Herbstdüngung von Raps möglich sein, wenn mit einer Bodenprobe
nachgewiesen wird, dass der Düngebedarf nicht aus dem Bodenvorrat
gedeckt werden kann.

Insgesamt wird die Düngung in Deutschland damit nachhaltiger und der
Gewässerschutz deutlich verbessert, ohne dass landwirtschaftliche
Betriebe über das erforderliche Maß hinaus eingeschränkt werden.

Die Vorschläge werden nun an die Europäische Kommission gesendet.

Sie sind die Voraussetzung dafür, eine zweite Klage der Europäischen
Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland zu vermeiden.

Die nächsten Schritte:

Frau Bundesministerin Klöckner und Frau Bundesministerin Schulze
werden die Vorschläge der Kommission möglichst bald persönlich
erläutern. Sofern die Kommission den Maßnahmen zustimmt, wird das
offizielle Rechtssetzungsverfahren zur Änderung der Düngeverordnung
eingeleitet.
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STANDPUNKT/1104: Wolf und Herdenschutz gehen zusammen (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 12. Juni 2019

Wolf und Herdenschutz gehen zusammen

Für besseren Herdenschutz: Elf Verbände verständigen sich auf
gemeinsame Standards/Kritik an "föderalem Wirrwarr" zulasten von
Wölfen und Weidetierhaltung



Ein Bündnis aus elf Organisationen der Landwirtschaft und
Nutztierhaltung, des Natur- und Tierschutzes sowie der Jagd hat
gemeinsame Empfehlungen für einen bundeseinheitlichen Herdenschutz und
Kriterien zur Tötung von auffälligen Wölfen vorgelegt. Auf einer
Pressekonferenz am Mittwoch in Berlin kritisierten die Verbände, dass
in dem Bereich oftmals eine praktische wie rechtliche Unsicherheit
herrsche. Schuld sei ein unübersichtlicher Flickenteppich aus
Empfehlungen zur Umsetzung und Förderung von Herdenschutz in
Deutschland. Zudem fehlten klare Regelungen für die rechtlich bereits
mögliche Tötung von einzelnen Wölfen, die empfohlenen Herdenschutz
überwinden und Nutztiere angreifen. Dieses "föderale Wirrwarr" gehe
sowohl zulasten des Artenschutzes als auch der Tierhalter. Politik und
Gesellschaft dürften, so die einhellige Forderung, die ökologisch
wertvolle Weidetierhaltung und die ebenfalls ökologisch wertvolle
Rückkehr des Wolfes nicht gegeneinander ausspielen und die Lasten
allein den Tierhaltern zumuten.

"Es braucht endlich Rahmenregelungen des Bundes, um eine tragfähige
Koexistenz zwischen Wölfen und Weidetierhaltung zu ermöglichen", so
die Forderung der Verbände. Anders als die geplante Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes fokussiert das Eckpunktepapier inhaltliche
und praktikable Lösungsansätze und liefert konkrete Empfehlungen für
die flächendeckende Umsetzung von geeignetem Herdenschutz in
tatsächlichen und möglichen Wolfsgebieten. Gefordert wird eine
kostendeckende staatliche Förderung, die auch laufende
Unterhaltskosten, etwa für Herdenschutzhunde, umfasst. Tötungen von
auffälligen Wölfen betrachten die Verbände stets als das letzte Mittel
im Einzelfall. Sie sind sich einig: An gutem Herdenschutz führt kein
Weg vorbei. Hierfür müssen sich das Umwelt- und vor allem auch das
Landwirtschaftsministerium gemeinsam einsetzen.

Hinter den Empfehlungen steht ein breites Bündnis aus der
Arbeitsgemeinschaft Herdenschutzhunde, dem Bundesverband
Berufsschäfer, dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, dem
Deutschen Tierschutzbund, der Gesellschaft zum Schutz der Wölfe, dem
International Fund for Animal Welfare, dem

Naturschutzbund Deutschland, dem Ökologischen Jagdverband, der
Vereinigung der Freizeitreiter und -fahrer in Deutschland, dem Verein
für Arbeitende Herdenschutzhunde und dem WWF Deutschland.

Die Europäische Kommission hat laut dem Bündnis inzwischen die
Möglichkeiten für eine umfassende Förderung des Herdenschutzes
geschaffen. Jetzt müssten Bund und Länder dringend handeln. Über
flächenbezogene Zuschläge zu bereits bestehenden Agrarumweltmaßnahmen
könnten beispielsweise Unterhaltskosten ausgeglichen werden.
Ausgleichsleistungen für Tierverluste sollten aus Sicht des Bündnisses
dann greifen, wenn Maßnahmen zum Standardschutz umgesetzt wurden,
beispielsweise bodenabschließende Elektronetze mit einer Höhe von 90
cm für Schafe und Ziegen. Eine Möglichkeit zur Erhöhung sei die
Aufstockung auf 120 cm durch den Einsatz von Flatterband. Überwindet
ein Wolf einen solch erhöhten Schutz, um Nutztiere anzugreifen, sollte
er von einer Fachperson geschossen werden, sofern die zuständige
Landesbehörde dies genehmigt. In dem Verbändepapier heißt es hierzu,
das betreffende Tier müsse hinreichend identifiziert sein. Bestenfalls
werde es direkt bei einem Folgeübergriff auf eine geschützte Herde
gestellt.

Das Papier zum Download:

https://www.nabu.de/herdenschutz-papier

Arbeitsgemeinschaft Herdenschutzhunde 

herdenschutzhunde.de

Bundesverband Berufsschäfer 

www.berufsschaefer.de

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 

www.bund.net

Deutscher Tierschutzbund 

www.tierschutzbund.de

Gesellschaft zum Schutz der Wölfe

www.gzsdw.de

International Fund for Animal Welfare

www.ifaw.org

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

 www.nabu.de
Ökologischer Jagdverband 

www.oejv.de

Verein für Arbeitende Herdenschutzhunde 

www.va-herdenschutzhunde.de

Vereinigung der Freizeitreiter und -fahrer in Deutschland


www.vfdnet.de

WWF Deutschland 

www.wwf.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 61/19, 12.06.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STELLUNGNAHME/558: Gülle-Endlager Wiesen und Weiden? Bundesregierung springt nicht höher als sie muss (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 14. Juni 2019

NABU-Kommentar zur Verschärfung der Düngeverordnung

Miller: Bundesregierung springt nicht höher als sie muss - Wiesen und
Weiden drohen zum Endlager für Gülle zu werden



Berlin - NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller kommentiert die am
gestrigen Abend verkündete Einigung der Bundesregierung zur
Verschärfung der Düngeregeln:

"Die Bundesregierung springt wieder einmal nicht höher als sie muss.
Sie hat die Chance verpasst, mit der Novelle die überfällige Bindung
der Zahl gehaltener Tiere an die Fläche zu regeln. Mit der Fülle an
Ausnahmen, die Bund und Länder eingebaut haben, wird die EU-Kommission
den Vorschlag nur schwer akzeptieren können. Vor allem die Ausnahmen
für das Grünland sind katastrophal: Dass Wiesen und Weiden pauschal
aus der 20-prozentigen Abschlagsregelung ausgeklammert werden, ist mit
Blick auf das Insektensterben nicht zu verantworten. Denn artenreiche
Wiesen und Weiden sind geschützte Lebensräume und notwendig für das
Überleben vieler Arten. Nun drohen Wiesen und Weiden zum Endlager für
Gülle zu werden - und einer Graswüste ohne Insekten. Der NABU hat
bereits in Brüssel Beschwerde gegen das Verschwinden des Grünlands
eingelegt. Die Bundesregierung riskiert mit ihren Vorschlägen nun also
nicht nur eine neuerliche Klage zum Düngerecht, sondern auch ein
Verfahren zum Naturschutz."

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 14.06.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AKTION/258: 4. Ökumenischer Klimapilgerweg startet Sonntag in Münster, 16.-30.6.


Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 14. Juni 2019

4. Ökumenischer Klimapilgerweg startet am Sonntag in Münster

Klimapilger laufen zum Kirchentag nach Dortmund und weiter nach Bonn
zur Forderungs-Übergabe



"Die Frage, wie wir den Klimawandel stoppen können, ist die große
Gerechtigkeitsfrage dieses Jahrhunderts." Mit diesen Worten beschreibt
Barbara Hendricks, Bundesumweltministerin a. D., das Hauptziel des
Ökumenischen Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit.

Alle Münsteraner/innen, die sich ganz praktisch für dieses Ziel
einsetzen und einen Tag (oder mehrere) mitpilgern oder die Klimapilger
verabschieden wollen, sind herzlich eingeladen zum

Startschuss des 4. Ökumenischen Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
am Sonntag, 16. Juni, 9:30 Uhr Domplatz, Münster

Die erste Tagesetappe führt am Sonntag über rund 20 km nach Rinkerode.
Dabei werden auch 2 Lamas mitlaufen (mit Pfarrerin Ulrike Schaich),
denn Mensch und Tier "sitzen" beim Thema Klima im gleichen "Boot". Auf
dem Weg werden die Klimapilger*innen in der Trinitatiskirche um 11 Uhr
einen gemeinsamen Gottesdienst feiern und später die NABU-Station und
den Wald-Klima-Lehrpfad "Hohe Ward" besuchen. Übernachtet wird am
Gemeindehaus/ Pfarrzentrum Rinkerode mit Schlafsack und Isomatte.
Schweres Gepäck kann in einem Begleitfahrzeug transportiert werden
(Dank an das Malteser Hilfswerk Drensteinfurt).

Der Pilgerweg führt über insgesamt 12 Tagesetappen zunächst zum
Evangelischen Kirchentag in Dortmund (Ankunft Mittwoch, 19.6.
nachmittags) und dann weiter nach Bonn. Dort wollen die
Klimapilger/innen am 1. Juli (Montag) ihre Forderungen in Form einer
Resolution (Anlage) an Bundesumweltministerin Svenja Schulze
übergeben.

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führte 2018 von Bonn
zur Welt-Klimakonferenz nach Katowice und wurde unterstützt von einem
breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und
Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk ?Die
Sternsinger.

Münster wurde als Ort des Deutschen Katholikentages 2018 als besonders
symbolischer Startort gewählt - so verdeutlicht der Weg zum ev.
Kirchentag in Dortmund den konsequenten ökumenischen Anspruch des
Weges.

Stimmen, Zitate und Fürsprachen zum Klimapilgerweg

Erzbischof Hans-Josef Becker (Erzbistum Paderborn): "Der Ökumenische
Pilgerweg ist eine Anregung, sich mit der Verantwortung für die
Schöpfung auseinander zu setzen und durch eigenes Handeln zur
Begrenzung der Klimaveränderung beizutragen.

Bischof Dr. Dr. h.c. Markus Dröge (Ev. Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz): "Der Klimawandel wird sich nur aufhalten
lassen, wenn wir auf eine gerechte Verteilung von Ressourcen und
Chancen achten, regional und weltweit."

Erzbischof Dr. Ludwig Schick: "Wir dürfen die Gaben der Erde
nachhaltig nutzen, aber sie nicht verbrauchen. Gott hat sie für alle
Menschen aller Generationen gegeben."

Wolfgang Löbnitz Pilger, Mitglied der Pilgerbasis: "Das Wichtigste am
Klimapilgerweg sind die Begegnungen am Wegesrand. Sie zeigen, dass die
Menschen in ihrem Denken und Handeln zum Klima schon viel weiter und
verantwortungsvoller sind, als die Politiker denken. Es wird Zeit,
dass die Politiker was tun für eine enkelgerechte Welt!"

Jens Knölker, Pilger, Mitglied der Pilgerbasis: "Ich wünsche mir eine
gerechtere Welt. Denn nur eine gerechte Welt, kann eine friedliche
Welt sein. Gerechtigkeit bedeutet auch Gerechtigkeit für die Menschen
in anderen Ländern, die nicht unseren Wohlstand teilen aber von den
Folgen unseres oft sorglosen und verschwenderischen Lebensstils
betroffen sind, sowie unseren Nachkommen gegenüber, die sich nicht
dagegen wehren können, was wir ihnen hinterlassen.

Einladung zum Mitpilgern

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - egal ob
es nur eine kurze Strecke oder ganze Tagesetappen sind. Die
Pilgergruppe besteht sowohl aus einer festen Gruppe von
Langzeitpilgern als auch wechselnden Tagespilgern. Die Pilger besuchen
neben den "Schmerzpunkten" auch "Kraftorte" der Klimagerechtigkeit auf
dem Weg und kommen mit evangelischen und katholischen Gemeinden und
Initiativen vor Ort ins Gespräch. Sie feiern gemeinsam ökumenische
Andachten und tanken Kraft im Gebet.

Forderungen und Resolution

Unterwegs sammeln die Klimapilger Unterschriften für ihre Resolution,
mit der sie ihre Forderungen verdeutlichen. Die Resolution soll
offiziell vom Kirchentag in Dortmund verabschiedet werden. Darin
fordern die Pilger/innen u. a. die Verabschiedung eines
Klimaschutzgesetzes bis Jahresende, die Abschaltung von mindestens 50
Prozent aller Kohlekraftwerke bis 2025 und den sozial verträglichen
Abbau aller umwelt- und klimaschädlichen Subventionen.

Etappen

So, 16.06. Münster - Rinkerode

Mo, 17.06. Rinkerode - Herbern

Di, 18.06. Herbern - Lünen

Mi, 19.06. Lünen - Dortmund

Do, 20.06. DEKT 2019, Dortmund

Fr, 21.06. DEKT 2019, Dortmund

Sa, 22.06. DEKT 2019, Dortmund

So, 23.06. DEKT 2019, Dortmund - Herdecke

Mo, 24.06. Herdecke - Gevelsberg

Di, 25.06. Gevelsberg - Lennep

Mi, 26.06. Lennep - Dabringhausen

Do, 27.06. Dabringhausen - Köln-Dünnwald

Fr, 28.06. Köln-Dünnwald - Köln-Müngersdorf

Sa, 29.06. Köln-Müngersdorf - Brühl-Badorf

So, 30.06. Brühl-Badorf - Bonn

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.06.2019

Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Internet: www.korax.de
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BILDUNG/3356: Diskussionsveranstaltung über die Zukunft der Elbe -



Hamburg, 17.6. (NABU HH)
����������������������������������������������������������������������
NABU Landesverband Hamburg - 13. Juni 2019

Die Zukunft der Elbe



NABU lädt am Montag, den 17. Juni von 18:30 - 20:30 Uhr zu einer
Diskussionsveranstaltung in die NABU-Landesgeschäftsstelle ein. Der
Eintritt ist frei.

Im Rahmen der erstmals stattfindenden Elbe-Tage lädt der NABU Hamburg
am Montag, den 17. Juni zu einer spannenden Diskussion ein unter dem
Titel "Zukunft der Elbe - welche Hindernisse gibt es und wie sollen
Konflikte konstruktiv gelöst werden?" Kaum ein Vorhaben wurde in
Hamburg über Jahre so kontrovers diskutiert wie die Elbvertiefung.
Aktuell wird die 9. "Fahrrinnenanpassung" umgesetzt. Unterschiedliche
Interessen und Konflikte zwischen Hafenwirtschaft, Landwirtschaft,
Sportschiffern, Deich-Verantwortlichen und Naturschutz prägen die
Auseinandersetzung. Gute Gründe gibt es für jeden Standpunkt. Gute
Lösungen für eine echte Verbesserung der schlechten Situation an der
tidebeeinflussten Elbe zwischen Geesthacht und der Elbmündung bei
Cuxhaven dagegen noch immer nicht. Interessierte Hamburgerinnen und
Hamburger sind herzlich zu dieser Veranstaltung eingeladen.

Über die Frage der Hindernisse für Verbesserungen und den wichtigen
Ausgleich sowie machbare und finanzierbare Lösungsmöglichkeiten
diskutieren:


	Dr. Elisabeth Klocke (Vorstand Stiftung Lebensraum Elbe),

	Wilhelm Ulferts (Deichverband der II. Meile Alten Landes),

	Uwe Hanse (Segler-Verband Schleswig-Holstein) und

	der Vorsitzende des NABU Hamburg, Alexander Porschke.



17.06., 18:30 - 20:30 Uhr: Zukunft der Elbe - welche Hindernisse gibt
es und wie sollen Konflikte konstruktiv gelöst werden?
Informationsveranstaltung. Ort: NABU-Geschäftsstelle, Klaus-Groth-Str.
21, Hamburg-Borgfelde. Der Eintritt ist frei.

Weitere Veranstaltungen der Elbe-Tage finden Sie unter

www.NABU-Hamburg.de/elbe-tage

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.06.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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COMIC STRIP/0127: Hartze - Prost ... (SB)
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AKTION/1478: Leer - Spaß- und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren im Schlosspark am 20.6.19


Landkreis Leer

20. Juni: Spaß- und Geschicklichkeitsräder zum Ausprobieren im
Schlosspark



Ganz im Zeichen der aktuellen Sonderausstellung "Als das Fahrrad
laufen lernte" können Geschickte und alle, die Spaß am Ausprobieren
haben, am 20. Juni ab 17 Uhr im Schlosspark der Evenburg insgesamt 15
besondere Spaß- und Geschicklichkeitsräder ausprobieren.
Kinder-Hochräder, Mini-Artistenräder, Räder mit Vorder- und
Hinterradlenkung, Roller oder Dreiräder stehen bereit.

Gefahren wird auf einer begrenzten Strecke im Park. Die Strecke wird
ebenfalls am 18. Juli freigegeben. Gruppen können dieses Angebot auch
separat buchen.

Eine Teilnahme kostet fünf Euro, Kinder und Jugendliche bis 17 Jahre
zahlen drei Euro. Anmeldungen im Schloss unter Telefon 0491 99756000.
Diese und weitere Kulturveranstaltungen finden sich im aktuellen
Kulturkalender oder auf www.wirmachenkultur.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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FESTE/2553: Herten - Tiöns-Kirmes in der Innenstadt vom 20. bis 23. Juni 2019


Stadt Herten

Tiöns-Kirmes in der Hertener Innenstadt

Fahrgeschäfte und Trödelmarkt am Fronleichnam-Wochenende



Herten. Noch eine Runde und ab geht die Post! Zahlreiche Attraktionen
und Leckereien erwarten Besucherinnen und Besucher dieses Jahr wieder
bei der Hertener Tiöns-Kirmes. Ab Fronleichnam, Donnerstag, 20. Juni,
bis einschließlich Sonntag, 23. Juni, locken Zuckerwatte, Karussells
und Bratwürstchen in die Innenstadt. Von der Vitusstraße, über
Ewaldstraße und Hermannstraße bis zum Parkplatz "Am Wittkamp" stehen
Buden und Attraktionen bereit. Von 11 bis 22 Uhr sind die
Fahrgeschäfte täglich geöffnet.

Zusätzlich kann am Eröffnungstag der Kirmes, Donnerstag, 20. Juni, und
am letzten Tag, Sonntag, 23. Juni, auf dem Trödelmarkt nach
Herzenslust gestöbert werden. An der unteren Ewaldstraße/Pastoratsweg
wird eine große Auswahl an gebrauchtem Spielzeug,
Haushaltsgegenständen, Büchern und vielem mehr geboten.

Wer sich an diesen Tagen mit dem Auto auf den Weg in die Innenstadt
macht, sollte beachten, dass der Parkplatz "Am Wittkamp" und der
Parkstreifen in der Vitusstraße ab Montag, 17. Juni, von 20 Uhr bis
Montag, 24. Juni, 12 Uhr nicht zum Parken zur Verfügung stehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 11. Juni 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MARKT/4190: Unna - Sommertrödelmarkt am 22. Juni 2019


Stadt Unna

Großer Sommertrödelmarkt am Samstag, 22. Juni auf dem
Rathausplatz

Kinder- und Jugendbüro nimmt ab sofort Anmeldungen entgegen



Kreisstadt Unna. Am Samstag, 22. Juni 2019, findet in der Zeit von 10
bis 14 Uhr der große Sommertrödelmarkt auf dem Rathausplatz in Unna
statt (bei schlechtem Wetter in der Bürgerhalle des Rathauses). Eine
gute Gelegenheit zum Aufbessern des Taschengeldes für die
Sommerferien.

Wie immer gibt es einige Regeln, die von den kleinen Händlerinnen und
Händlern bzw. ihren Eltern zu beachten sind:

Gehandelt werden darf mit allen Sachen, die typischerweise ins
Kinderzimmer gehören, wie z.B. Spielzeug, Puppen und Figuren,
Spielesammlungen, Kinderkleidung und -schuhe, FSK-freigegebene
Computerspiele, CD's, DVD's, Comics oder Kinderbücher. Getrödelt wird
wie immer ganz traditionell auf der "Wolldecke", d.h. ohne Tische,
Verkaufsstände oder Kleiderständer. Erwachsene und professionelle
Trödelhändler werden nicht zugelassen. Der Aufbau des Trödelmarktes am
22. Juni beginnt um 9 Uhr. Ein vorheriger Aufbau ist nicht erlaubt, um
allen Kindern die gleichen Chancen bei der Platzwahl zu geben.

Anmeldungen zum Kindertrödelmarkt nimmt das Kinder- und Jugendbüro ab
sofort entgegen, entweder persönlich, telefonisch unter der Rufnummer
02303/103-344.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 20. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7444: Mönchengladbach - Parkspaziergang "Wickrather Schlossgeschichten" am 22. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Wickrather Schlossgeschichten am 22. Juni



Einen Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten bietet die
MGMG am Samstag, dem 22. Juni an. Der informative Spaziergang durch
den Park des Schlosses Wickrath, eine der bedeutendsten Barockanlagen
nördlich der Alpen, lässt die Macht und Pracht eines vergangenen
Zeitalters wieder lebendig werden, denn im architektonischen Meister-
werk der Parkanlage scheint die Zeit stehen geblieben zu sein.

Der etwa 90-minütige Parkspazier-gang startet um 15 Uhr, Treffpunkt:
Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild "Parkführungen".

Für diese Führung sind Karten (für Erwachsene 7 Euro, für Kinder bis
14 Jahre 3 Euro, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung) erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de .

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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